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1   EINLEITUNG

1.1 Fragestellung und Hintergründe der Untersuchung

Was denken Menschen in Deutschland über die Mitbestimmung  
von Arbeitnehmern? Wie bewerten sie diese Mitbestimmung?

Diese Fragen sind aus mehreren Gründen von Bedeutung. Erstens bilden die 
Institutionen der gesetzlichen Mitbestimmung der Arbeitnehmer ein konsti-
tutives Element des deutschen Modells der Arbeitsbeziehungen. Gleichzeitig 
sind sie ein „umkämpftes Terrain“ (Edwards 1979). Aus einer gesamtgesell-
schaftlichen Perspektive würden insbesondere erhebliche Bewertungsunter-
schiede zwischen unterschiedlichen sozialen Gruppen (vor allem zwischen 
Arbeitgebern und Arbeitnehmern) auf ein großes Konfliktpotenzial hindeu-
ten. Institutionen werden nicht nur über ihre rechtliche Absicherung, son-
dern auch über die soziale Praxis stabilisiert. Die Institutionen der Mitbestim-
mung müssen „gelebt“ werden, sie bedürfen der Unterstützung und der Re-
produktion durch aktive Beteiligung, aber auch in der Kommunikation mit 
FreundInnen, KollegInnen, NachbarInnen, MitschülerInnen und Mitstudie-
renden. Positive Sichtweisen und Einstellungen gegenüber der Mitbestim-
mung fördern ihren Erhalt und füllen diese Institution mit „Leben“. Daher 
ist es wichtig zu wissen, was Menschen, vor allem die jüngeren, über diese In-
stitution denken. Die Jüngeren sind deswegen von großer Bedeutung, weil 
sie die künftige Arbeitswelt prägen (und von der heutigen geprägt werden). 
Eine Erosion der sozialen Basis – darunter fassen wir das Denken über Mitbe-
stimmung sowie das Handeln im Sinne eines praktischen Engagements – ge-
rade bei den jüngeren Arbeitnehmern hätte gravierende Folgen weit über 
den institutionellen Rahmen der Mitbestimmung hinaus, etwa für das Tarif-
vertragssystem, aber auch für die Entlohnungs- und Beschäftigungsbedingun-
gen insgesamt.

Von großer Bedeutung ist das Denken über Mitbestimmung zweitens 
auch deshalb, weil subjektive Einschätzungen der Wirkungen von Mitbe-
stimmung und deren Bewertung das Handeln der relevanten Akteure leiten. 
Viele Untersuchungen beanspruchen, objektive Wirkungen von Mitbestim-
mung, etwa auf die Produktivität von Betrieben, zu identifizieren. So wichtig 
solche Analysen objektiver Mitbestimmungseffekte sind – das Handeln der 
Akteure wird von subjektiven Einschätzungen geleitet, und diese müssen 
nicht unbedingt mit den objektiven Wirkungen übereinstimmen. Die Befun-
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de über die objektiven Effekte auf einzelwirtschaftlicher Ebene kann man 
vereinfachend so zusammenfassen (vgl. Jirjahn 2010): Mitbestimmung hat 
zwei gegensätzliche Wirkungen. Zum einen reduziert Mitbestimmung die 
Fluktuation und erhöht die Neigung der Beschäftigten, in Wissen zu investie-
ren und Wissen weiterzugeben. Insgesamt steigen Motivation und Innovati-
onsbereitschaft. Alles in allem führt dies zu einer höheren Wertschöpfung. 
Zum anderen erhöht Mitbestimmung – in Abhängigkeit von ihrer Intensi-
tät  – die Macht der Arbeitnehmer und führt zu Umverteilungseffekten zu 
Ungunsten der Kapitalseite (vgl. zu den Hypothesen z. B. Freeman/Lazear 
1995, zur Empirie Jirjahn 2010). Allerdings lässt sich kaum objektiv einschät-
zen, welcher dieser beiden Effekte – der Wertschöpfungs- oder der Wertver-
teilungseffekt – größer ist. Umso mehr spielen die subjektiven Einschätzungen 
über die Folgen von Mitbestimmung und die Einstellungen zu dieser Institu-
tion durch die relevanten Akteure eine große Rolle für die Entscheidungen 
in den Betrieben und Unternehmen (van Berg et al. 2011). Hinzuzufügen ist, 
dass das Denken über Mitbestimmung nicht nur das Handeln der Akteure 
auf Betriebs- und Unternehmensebene leitet, sondern auch einen Einfluss auf 
die Gesetzgebung und Rechtsprechung haben dürfte.

Wir wollen daher wissen, was Menschen in Deutschland über die Mitbe-
stimmung der ArbeitnehmerInnen denken. Unsere Untersuchungsfragen 
lauten:
–– Was wissen Menschen im erwerbsfähigen Alter über Mitbestimmung, d. h. 

wie viel wissen sie darüber und welche inhaltlichen Vorstellungen haben 
sie?

–– Wie bewerten die Menschen Mitbestimmung; welche Einstellungen zur 
Mitbestimmung existieren in der Bevölkerung?

–– Wie lassen sich mögliche Unterschiede in den Einstellungen, aber auch 
im Ausmaß und in den Inhalten des Mitbestimmungswissens erklären? 
Warum gibt es (keine) Unterschiede, vor allem zwischen sozialen Grup-
pen (die wir nach Erwerbsstatus, Erwerbsposition1, Alter und Geschlecht 
abgrenzen)?

1	 Wir benutzen den Begriff Erwerbsstatus für die Unterscheidung zwischen Erwerbstätigen (ArbeiterIn-
nen, Angestellte, Selbständige) und Nichterwerbstätigen (SchülerInnen, Studierende, Hausfrauen und 
-männer etc.). Mit dem Begriff der Erwerbsposition bezeichnen wir die Stellung des Individuums in der 
vertikalen Verteilung der Positionen (auch innerhalb einer Statusgruppe), um etwa BeamtInnen im ein
fachen Dienst von BeamtInnen im höheren Dienst zu unterscheiden.
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Unsere Studie ist keine Meinungsumfrage im üblichen Sinne. Wir fragen 
nicht bzw. nicht in erster Linie nach der Meinung oder Bewertung der Insti-
tution des Betriebsrates oder der Mitbestimmung im Aufsichtsrat, wie sie die 
Gesetze zur Betriebs- bzw. Unternehmensmitbestimmung vorsehen. Eine 
solche Meinungsabfrage würde unterstellen, dass die Befragten wissen, was 
ein Betriebsrat ist und dass sie eine einigermaßen korrekte Vorstellung von 
der Unternehmensmitbestimmung haben. Wir setzen keineswegs voraus, 
dass alle Befragten einen ähnlichen Kenntnisstand und ähnliche inhaltliche 
Vorstellungen über Mitbestimmung haben. Vielmehr wollen wir auch er
fragen, wie diese Vorstellungen aussehen. Erst dann können wir auch Be-
wertungen, die Einstellungen zur Mitbestimmung, interpretieren und ein-
schätzen. 

Diese Art von Fragestellung hat Folgen für unsere Definition des Begrif-
fes Mitbestimmung. Für uns bezeichnet Mitbestimmung alle Formen und In-
tensitäten einer Beteiligung der Arbeitnehmer an Entscheidungen von Be-
trieben und Unternehmen. Diese Klärung ist notwendig, weil in der Literatur 
z. B. zwischen Mitwirkung (Informations-, Anhörungs- und Beratungsrech-
te), Mitbestimmung (mit Initiativ- oder Vetorechten in sozialen oder sogar 
wirtschaftlichen Angelegenheiten) und Wirtschaftsdemokratie (über die Be-
triebs- und Unternehmensebene hinausgehende Formen der Beteiligung der 
Arbeitnehmerseite) unterschieden wird. Solche und ähnliche Differenzierun-
gen sind für viele Fragestellungen gewiss zweckmäßig. Es geht uns gerade 
aber darum, zu erfahren, was Menschen über die Beteiligung von Arbeit
nehmerInnen generell denken (und ob sie überhaupt eine Vorstellung davon 
haben). 

Um herauszufinden, was die zu Befragenden denken, müssen wir einen 
möglichst weitreichenden Begriff verwenden, mit dem dieses Denken zu fas-
sen ist. Denn inhaltlich kann das Denken über das, was wir als Mitbestim-
mung bezeichnen, sehr unterschiedlich sein. Es mag sein, dass jemand sich 
unter Mitbestimmung vorstellt, dass Arbeitnehmer am Arbeitsplatz über sie 
und ihre Tätigkeit unmittelbar betreffenden Aspekte informiert werden und 
sie ihre Meinung dazu äußern können. Andere denken vielleicht überhaupt 
nicht an Arbeitnehmermitbestimmung, sondern an ihre Rechte als Wähler
Innen oder die Selbstverwaltungsorgane im Zusammenhang mit der Schule. 
Wieder andere könnten bei Mitbestimmung in erster Linie an eine Form der 
Wirtschaftsdemokratie mit sehr weitreichenden Entscheidungsrechten und 
starken Eingriffen in unternehmerische, wirtschaftliche Entscheidungen den-
ken. Auch nicht völlig auszuschließen ist, dass jemand z. B. zwischen Mitwir-
kung und Mitbestimmung unterscheidet. 
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Wie gesagt wollen wir nicht abfragen, wie Menschen z. B. die Mitbestim-
mung der Arbeitnehmer im Aufsichtsrat bewerten (schon gar nicht eine 
differenzierte Bewertung der unterschiedlichen gesetzlichen Regelungen). 
Wir wollen vielmehr wissen, was sich die Befragten unter Mitbestimmung 
(der Arbeitnehmer) vorstellen und ob sie überhaupt an diese denken, wenn 
sie den Begriff Mitbestimmung hören. Inhaltliche Vorstellungen müssen 
auch nicht zwangsläufig mit bestimmten Bewertungen gekoppelt sein: Man 
mag bei Mitbestimmung z. B. an Wirtschaftsdemokratie denken und sie ab-
lehnen oder sie befürworten. Zumindest analytisch sind Inhalte und Bewer-
tungen zu trennen. Wichtig ist für das Verständnis der LeserInnen soweit 
vor allem, dass eine Festlegung des Mitbestimmungsbegriffes allein auf re-
präsentative, gesetzlich normierte Formen für unsere Untersuchung nicht 
sinnvoll ist.

Was sagt nun die vorliegende Literatur zu unseren Forschungsfragen? Es 
wäre kaum sinnvoll, eine aufwändige Untersuchung durchzuführen, wenn es 
bereits Antworten gäbe. Wir kommen auf diesen Punkt noch ausführlicher 
zu sprechen, hier nur so viel: Eine Analyse der Literatur zur Mitbestim-
mungsforschung (u. a. durch Greifenstein/Kißler 2010) weist auf einen erheb-
lichen Forschungsbedarf hin. Einstellungen zur Mitbestimmung sind seit 
Ende der 1960er Jahre kaum noch untersucht worden. Jedenfalls finden sich 
so gut wie keine größerzahligen Studien, die Aussagen über einzelne Betriebe 
oder einzelne Beschäftigtengruppen hinaus erlauben. Zudem verwenden vie-
le Untersuchungen die in Bevölkerungsumfragen üblichen direkten Fragen 
und erfassen daher Einstellungen vermutlich nur sehr oberflächlich. Wir 
werden später auch noch sehen, dass zwar einzelne Untersuchungen zu Be-
wertungen vorhanden sind, dabei aber meistens vorausgesetzt wird, dass die 
Befragten genau dieselbe Vorstellung von Mitbestimmung im Kopf haben 
wie die WissenschaftlerInnen, die die Untersuchung durchführen. Man un-
terstellt schlicht, dass die Befragten über ausreichendes und zutreffendes Wis-
sen verfügen

Welche Methoden und Daten verwenden wir in unserer Studie? Metho-
disch verbinden wir in unserem Projekt quantitative mit qualitativen Analy-
sen. Zum einen verwenden wir Daten aus einer Telefonbefragung von 3.203 
zufällig ausgewählten Personen. In dieser Befragung wurden nicht nur – wie 
in großzahligen Erhebungen üblich – strukturierte Fragen gestellt, sondern 
auch in dem Sinne qualitative Fragen, als dass die Befragten zu bestimmten 
Stimulusbegriffen (Mitbestimmung, Mitbestimmung der Arbeitnehmer, Be-
triebsrat) frei und spontan ohne Antwortvorgaben assoziieren konnten. Bei 
weit mehr als 13.000 Assoziationen (die aus einzelnen Wörtern oder auch aus 
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ganzen Sätzen bestehen) ist die Datenerhebung qualitativer, d. h. hier: gering 
strukturierter Art. Die Datenreduktion erfolgt, wie wir noch sehen werden, 
z. T. computerunterstützt, z. T. aber „per Hand“, indem wir wie bei der „klas-
sischen“ qualitativen Inhaltsanalyse die einzelnen Assoziationen Kategorien 
zuordnen. Die Datenauswertung erfolgt dann wieder quantitativ. Zum ande-
ren verwenden wir originär qualitative Verfahren. Wir untersuchen ein „the-
oretisch“ ausgewähltes Sample von jüngeren Befragten und erheben die Ein-
stellungen zur Mitbestimmung mittels qualitativer Interviews. Zudem füllt 
jede befragte Person den strukturierten Fragebogen aus, der auch der Tele-
fonbefragung zugrunde lag. Insgesamt haben wir 41 qualitative Interviews 
geführt, um Denkstrukturen noch tiefergehender erfassen zu können als dies 
in quantitativen Analysen möglich ist.

1.2 Vorgehensweise

Die Erläuterung unserer Vorgehensweise wollen wir mit Hinweisen für un-
terschiedliche Gruppen von LeserInnen verbinden. Zunächst werden wir ei-
nen Überblick über den Stand der Forschung geben. Dabei interessiert uns zum 
einen, welche Arbeiten bisher über Einstellungen zur Mitbestimmung vorlie-
gen. Zum anderen berichten wir den Stand der Forschung zu der Frage, wie 
man messen kann, welche Einstellungen Menschen zu einem Sachverhalt ha-
ben und weitergehend: was sie darüber denken. Wir werden sehen, dass es 
ganz unterschiedliche Messverfahren gibt, so dass wir für unsere Untersu-
chung eine Entscheidung treffen und begründen müssen, welche Methoden 
wir nutzen.

Nun haben alle WissenschaftlerInnen, genauer gesagt: alle, die etwas 
über die Realität wissen wollen, bestimmte Vorannahmen, mit denen sie an 
„die Sache“ herangehen. Allein was „die Sache“, das Objekt der Erkenntnis 
ist, hängt schon von den Vorannahmen ab, d. h. von der theoretischen Perspek-
tive. Um es plastischer zu machen: Einstellungen könnte man sich z. B. als in-
dividuelle Wertungen vorstellen, die in der frühkindlichen Phase erworben 
werden und sich in späteren Lebensphasen kaum mehr ändern. Oder man 
könnte (wie wir dies tun) die Entwicklung von Einstellungen als lebenslan-
gen Prozess sehen. Im ersten Fall würde die betriebliche Sozialisation kaum 
eine Rolle spielen, im zweiten Fall wäre sie sehr wichtig. Es macht auch einen 
Unterschied, ob wir Einstellungen wie in der Individualpsychologie als indi-
viduelle Merkmale verstehen und den sozialen oder gesellschaftlichen Kon-
text damit weitgehend ausblenden, oder ob wir Menschen als soziale Wesen 
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begreifen, deren Einstellungen sich in der sozialen Interaktion und in ihrer 
Positionierung in der gesellschaftlichen Struktur entwickeln und auf die sozi-
ale, überindividuelle Ebene zurückwirken. Kurz: Theorie ist ebenso wichtig 
wie unvermeidbar (weil wir alle Vorannahmen irgendwelcher Art haben). Si-
cher kann man empirische Befunde auch ohne ihren theoretischen Hinter-
grund darstellen. Warum wir aber Einstellungen auf eine bestimmte Art und 
Weise untersuchen, wie wir Ergebnisse interpretieren, ihnen Sinn verleihen, 
ist ohne die Darstellung unserer theoretischen Annahmen kaum plausibel zu 
machen. Wer die Gründe für bestimmte Methoden und für Interpretationen 
von Befunden kennt, kann unsere Ausführungen nicht nur leichter nachvoll-
ziehen, sondern sie auch besser kritisieren.

Nach den theoretischen Grundlagen stellen wir unsere Datenbasis vor. Im 
Wesentlichen handelt es sich zum einen um Daten einer Telefonbefragung 
von 3.203 zufällig ausgewählten Personen im Erwachsenenalter, zum ande-
ren um 41 qualitative Interviews mit jungen Menschen.

Den größten Teil des Buches macht der Bericht der Ergebnisse aus. Wir stel-
len zunächst dar, was der Durchschnitt bzw. die Mehrheit der Befragten über 
Mitbestimmung denkt. Wir werden u. a. sehen, dass die Bewertungen sehr 
positiv ausfallen, unabhängig davon, wie man diese empirisch erfasst. Dann 
analysieren wir, ob die Zugehörigkeit zu sozialen Gruppen und die persönlichen 
Mitbestimmungserfahrungen einen Einfluss auf die inhaltlichen Vorstellungen 
und die Bewertungen haben. Zum Schluss dieses über die Resultate der Tele-
fonumfrage berichtenden Teils stellen wir dar, ob man Typen (Cluster) von 
Personen identifizieren kann, die sich hinsichtlich sozialer Merkmale, des 
Wissens über Mitbestimmung und deren Bewertung deutlich voneinander 
unterscheiden. 

Auch im darauffolgenden Teil spielt die Verdichtung einzelner Merkma-
le der Personen zu Typen eine wichtige Rolle. In unseren qualitativen Inter-
views mit jungen Menschen zeigt sich – wie bereits in den Daten der Telefon-
umfrage  – fast durchgängig eine positive Einstellung zur Mitbestimmung. 
Zugleich wird deutlich, dass die Vorstellungen der Befragten, was Mitbestim-
mung für sie ist (und sein soll), sehr unterschiedlich sind. Wir bilden diese 
Unterschiede durch eine differenzierte Darstellung von Mitbestimmungsbil-
dern ab. Im Schlusskapitel fassen wir zunächst die Befunde zusammen. An-
schließend legen wir dar, was unsere Befunde für die Forschung und für die 
arbeitspolitische Praxis nahelegen, wenn man das Ziel der Förderung von 
Mitbestimmung verfolgt.

Mit den folgenden Hinweisen versuchen wir zu berücksichtigen, dass 
nicht alle LeserInnen gleich viel Zeit für die Lektüre dieses Buches aufwen-
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den wollen (nein, sagen wir statt aufwenden besser: investieren, denn dass 
die Lektüre sich lohnt, nehmen wir an). Wer nur sehr wenig Zeit hat, viel-
leicht eine gute halbe Stunde, mag sich auf die Einleitung und die Zusam-
menfassung der Ergebnisse im Schlussteil konzentrieren. Eine Übersicht 
über die Befunde sollte man so rasch bekommen. 

Wer etwas mehr Zeit hat und weniger an Theorie und Methodik inter
essiert ist, kann darüber hinaus einzelne Abschnitte mit Befunden heraus-
greifen. Je nachdem, wie viele Abschnitte man auswählt, mag das Lesen  
zwei bis drei Stunden dauern. Wir empfehlen, hier zunächst den Abschnitt zu 
lesen, in dem wir einen Überblick über den Durchschnitt der Befragten ge-
ben (Kapitel 5). 

Wer allerdings wissen will, warum sich Unterschiede zeigen (oder eben 
auch nicht) und warum wir die Befunde auf eine bestimmte Art und Weise 
interpretieren, sollte auch den Theorie- und Methodenteil lesen.

Selbstverständlich wäre es uns am liebsten, Sie, liebe LeserInnen, würden 
das gesamte Buch von der ersten bis zur letzten Zeile lesen. Die Einladung 
sprechen wir jedenfalls gerne aus.

1.3 Stand der Forschung

Die neuere Mitbestimmungsforschung konzentriert sich vor allem auf die 
Folgen der Mitbestimmung sowie auf Strukturen und Prozesse der Interes-
senaushandlung (Greifenstein/Kißler 2010: 88). Untersuchungen über Ein-
stellungen zur Mitbestimmung sind dagegen seit den 1960er Jahren kaum 
noch zu finden. Greifenstein und Kißler (2010) beziehen sich hierbei auf die 
deutschsprachige Forschung. Aber auch im anglo-amerikanischen Bereich 
werden Mitbestimmungseinstellungen selten untersucht; zudem sind die 
vereinzelten Befunde wegen der unterschiedlichen institutionellen Gegeben-
heiten kaum übertragbar.

Zu welchen Ergebnissen kommen nun die wenigen vorliegenden, über-
wiegend älteren Analysen? Unsere Literaturdurchsicht ist vor allem von den 
folgenden Fragen geleitet, die an unsere Forschungsfragen anschließen: Sind 
(oder waren) die Mitbestimmungseinstellungen eher positiv oder negativ? 
Zeigen sich Veränderungen über die Zeit? Unterscheiden sich die Einstellun-
gen zwischen sozialen Gruppen, vor allem zwischen Jüngeren und Älteren, 
aber auch zwischen Personen mit höherem und niedrigerem (zugeschriebe-
nem) sozialen Status? Und was wissen die Menschen über Mitbestimmung? 
Eine relevante Frage ist darüber hinaus, wie die Medien über Mitbestim-
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mung berichten; man könnte vereinfacht sagen, dass es hierbei um die „Ein-
stellung der Medien“ geht.2

Greifenstein/Kißler (2010) kommen in ihrer sehr umfassenden Analyse 
der Mitbestimmungsstudien zu dem Schluss, dass die „Einstellung gegen-
über der Mitbestimmung, seit ihrer Einführung nach dem Zweiten Welt-
krieg, unverändert diffus positiv“ (S. 47) ist. Eine der letzten größeren Bevöl-
kerungsumfragen wurde vom Institut für Demoskopie Allensbach (IfD) 
durchgeführt (IfD 1974).3 Danach sah 1951 etwa die Hälfte der Befragten 
Vorteile der Mitbestimmung im Aufsichtsrat, 1972 betrug dieser Anteil rund 
ein Drittel. Das Institut interpretiert den gegenüber 1951 geringeren Anteil 
als Abnahme der Zustimmung zur Mitbestimmung. (Die Anteile sind aller-
dings schwer vergleichbar, da die beiden Befragtengruppen unterschiedlich 
zusammengesetzt waren; daher steht die Interpretation des IfD auf einem 
schwachen Fundament.)

Eine neuere Arbeitnehmerumfrage kommt zu dem Befund, dass die Ein-
stellungen zur Mitbestimmung sehr positiv sind (Arbeitnehmer-Meinungs-
monitor 2008). Von den insgesamt 2.005 befragten Beschäftigten halten es 
88 Prozent für sinnvoll, dass in Aufsichtsräten auch Arbeitnehmervertreter 
sitzen; ebenfalls 88 Prozent meinen, die Mitbestimmungsrechte von Arbeit-
nehmervertretern im Aufsichtsrat sollten nicht verringert werden; 83  Pro-
zent der ArbeitnehmerInnen stimmen der Aussage zu: „Mitbestimmung ist 
ein Standortvorteil für Deutschland“ (alle Zahlen beruhen auf eigenen Aus-
wertungen der Daten des Arbeitnehmer-Meinungsmonitors 20084).

Besonders interessant für unsere Fragestellung ist der Befund, dass die 
Analyse der Daten des Arbeitnehmer-Meinungsmonitors nicht nur zwischen 
den Altersgruppen kaum Einstellungsunterschiede zeigt, sondern dass darü-

2	 Käme es hier auf Vollständigkeit an, könnte man einzelne Befunde weiterer Studien darstellen, wie 
etwa diejenigen von Holtrup (2005, 2008) zu den Erwartungen von Beschäftigten an Interessenvertretun-
gen, von Tullius und Wolf (2012) zu Interessenorientierungen oder die Arbeiten von Boes/Trinks (2006) 
und Boes/Kämpf (2008). Noch umfassender sind die Studien von Vester et al. (2006) und Dörre et al. 
(2013), die der Forschung über Arbeiterbewusstsein zugerechnet werden können. Bei der Darstellung 
unserer Untersuchungsmethoden kommen wir noch auf einige Detailbefunde aus diesen Studien zu 
sprechen. Wir konzentrieren uns in unserem Bericht an dieser Stelle allerdings auf eine Aufarbeitung  
des Forschungstandes über solche Arbeiten, die Mitbestimmungseinstellungen nicht nur als Nebenaspekt 
untersuchen.
3	 Daneben gab und gibt es Erhebungen der Gewerkschaften; es sind aber nur wenige einzelne Ergeb-
nisse öffentlich verfügbar.
4	 Die Daten wurden uns von der Hans-Böckler-Stiftung dankenswerterweise im November 2011 zur 
Auswertung zur Verfügung gestellt.
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ber hinaus auch die Unterschiede zwischen sozialen Gruppen differenziert 
nach anderen Kriterien (Qualifikations- oder Berufsstatus etc.) eher gering 
ausfallen. Das heißt, die Zustimmung zur Mitbestimmung ist – gemessen mit 
den genannten Fragen  – durchgängig stark. Demgegenüber kommen ältere 
Untersuchungen zu dem Ergebnis, dass sich die Altersgruppen hinsichtlich 
der Einstellung zur Mitbestimmung recht deutlich unterscheiden. So sahen 
der Studie des Instituts für Demoskopie Allensbach (1974) zufolge die Jünge-
ren Mitbestimmung deutlich positiver als die Älteren.

Neuere Arbeiten zur Mitbestimmungseinstellung junger Menschen bzw. 
Studien, die zwischen Altersgruppen vergleichen, liegen nicht vor. Mittelba-
rere Bezüge sind in der Untersuchung von Held et al. (2011) zu finden. Die 
Arbeitsgruppe um Josef Held hat in tiefgehenden, vorrangig qualitativen, 
aber auch quantitativen Untersuchungen herausgearbeitet, „was junge 
Menschen bewegt“ (siehe auch den Titel der Untersuchung). In einer Frage-
bogenerhebung wurden 1.298 Menschen befragt, die fast alle jünger als 35 
Jahre waren. Zudem sind 47 qualitative Interviews geführt und sechs Fokus
gruppen-Diskussionen analysiert worden. Ergänzend wurden Beobachtun-
gen herangezogen und Expertenbefragungen (von Betriebsräten und 
Psychotherapeuten) eingesetzt. Die Analyse konzentriert sich auf den Dienst-
leistungsbereich in zwei Regionen (Baden-Württemberg und Berlin/ 
‌Brandenburg). Der Schwerpunkt der Analyse lag allerdings nicht auf Fragen 
der Mitbestimmung, sondern auf der Bereitschaft zum solidarischen Han-
deln. Insgesamt stützt die Untersuchung die Auffassung, dass die arbeitspoli-
tischen Einstellungen auch bei jungen Menschen keineswegs homogen sind. 
So sind z. B. die Einstellungen zu Gewerkschaften sehr variantenreich. Vor al-
lem die Ergebnisse qualitativer Analysen deuten darauf hin, dass mit Gewerk-
schaften ganz unterschiedliche Vorstellungen assoziiert werden. Manche Be-
fragte sehen sie eher als Vertretungen rein beruflicher Interessen, andere 
nehmen Gewerkschaften dagegen vorrangig oder zumindest auch als gesell-
schaftspolitische Akteure wahr. Diese Befunde beruhen auf qualitativen 
Interviews. Mit den üblichen skalenorientierten Einstellungsmessungsverfah-
ren hätte man solche Einstellungen vermutlich nicht erfassen können, weil 
man durch vorgegebene Fragen mit ihren begrenzten Antwortmöglichkeiten 
derartige Sachverhalte leicht übersieht. Erst in einer qualitativen, gering 
strukturierten Erhebung werden Differenzierungen sichtbar. Leider ermög-
licht die Untersuchung von Held et al. keinen Vergleich zwischen jüngeren 
und älteren Beschäftigten.

Andere Untersuchungen deuten einerseits ebenfalls auf eine hohe durch-
schnittliche Zustimmung zur Mitbestimmung hin, andererseits aber auch auf 
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z. T. deutliche gruppenspezifische Unterschiede. In der „Führungskräftestu-
die“ (Zimmermann 2007) der Union Leitender Angestellter (ULA) wurden 
3.540 Führungskräfte befragt. Im Durchschnitt stimmen hier 63 Prozent der 
Führungskräfte der Aussage zu, dass „das System der paritätischen Mitbestim-
mung […] nicht grundlegend reformbedürftig (ist)“ (Zimmermann 2007: 
32). Bei genauerem Hinsehen ist jedoch festzustellen, dass immerhin 45 Pro-
zent meinen, der Anteil der Arbeitnehmer- und Gewerkschaftsvertreter im 
Aufsichtsrat sollte auf ein Drittel reduziert werden. Bei denjenigen, die ange-
ben, die CDU bzw. CSU oder die FDP zu wählen, liegt der Anteil der Drittel-
beteiligungs-Befürworter nochmals deutlich höher, nämlich bei mehr als der 
Hälfte. Selbst bei den SPD- oder Bündnis90/Die Grünen-Wählern spricht sich 
ein – unseres Erachtens überraschend hoher – Anteil von etwa einem Viertel 
für die Drittelbeteiligung aus. Möglicherweise schlägt hier die arbeitspoliti-
sche Sozialisation der Befragten stärker durch als die Identifikation mit der 
Position der jeweils präferierten Partei. Dass die Zugehörigkeit zu einer sozia-
len Gruppe bzw. die soziale Position eine wichtige Rolle spielen dürfte, zeigt 
der folgende Befund: Unter den Geschäftsführern bzw. Vorstandsmitgliedern 
sind die Drittelbeteiligungs-Befürworter und damit die Gegner einer (formal)
paritätischen Mitbestimmung in der massiven Mehrheit; je nach Branche liegt 
der Anteil bei rund 70 Prozent und höher (Zimmermann 2007: 34). In der 
Studie von Eberwein/Tholen (1990) sagen 34 Prozent der befragten Unterneh-
mensleiter, Mitbestimmung sei ein notwendiges Element einer pluralisti-
schen Gesellschaft; 27  Prozent halten sie für „störend“. Insgesamt ist nicht 
ohne Weiteres einzuschätzen, ob und inwieweit Manager und andere Unter-
nehmensleiter Mitbestimmung gegenüber negativ eingestellt sind.

Indirekt interpretierbare Hinweise auf die Einstellung finden sich in der 
empirischen Erhebung von Wilkesmann et al. (2011). Im Vordergrund der 
Arbeit stehen die Erwartungen von Beschäftigten an betriebliche Interessen-
vertretungen. Fragen der Mitbestimmung spielen indirekt eine Rolle. Wil-
kesmann et al. sprechen von „Mitbestimmungsaffinität“, die sie nicht direkt 
über Fragen zur Mitbestimmung im engeren Sinne erfassen, sondern über 
die Einstellung zur Gewerkschaft und zu Tarifverträgen (ebd.: 100). Insge-
samt zeigt sich, dass die „Mitbestimmungsaffinität“ sehr hoch ist. Knapp 
75 Prozent der Befragten halten Gewerkschaften oder Tarifverträge für wich-
tig. Auch hier gibt es bei näherer Betrachtung erhebliche Differenzierungen 
in der Einstellung: Wilkesmann et al. (2011: 117) unterscheiden auf Basis ih-
rer Datenanalysen sogenannte „Erwartungsmilieus“, z. B. ein mitbestim-
mungsüberzeugtes, ein mitbestimmungskritisches und ein mitbestimmungs-
frustriertes Erwartungsmilieu.
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Sehr anregend und methodisch weiter verfolgenswert ist die Studie von 
Musiol (2014). Zum einen hat der Autor leitfadengestützte Interviews mit 
fünf Betriebsräten geführt. Zum anderen analysiert er Diskussionen von Be-
schäftigten über „ihren“ Betriebsrat in Internet-Diskussionsforen. Die induk-
tiv gewonnenen Kategorien für die Analyse sowie die Ergebnisse wurden 
dann in zwei Gruppendiskussionen mit jeweils acht Betriebsräten validiert. 
Musiols Befunde deuten darauf hin, dass die Beziehung zwischen Betriebsrat 
und den Beschäftigten in vielen Betrieben durch „Distanz und Desinteresse“ 
(so Birgit Geissler im Vorwort der Arbeit von Musiol 2014: 7) gekennzeich-
net ist. Die allgemeine Haltung oder Einstellung der Beschäftigten lässt sich 
als „Verdrossenheit“ kennzeichnen, die auf die „Enttäuschung positiver Er-
wartungen“ zurückzuführen ist und nicht auf negative Einstellungen (ebd.: 
7, im Original z. T. Hervorhebungen). Ob sich die Ergebnisse über das Samp-
le bzw. die analysierten Forenbeiträge hinaus verallgemeinern lassen, ist al-
lerdings kaum abzuschätzen.

Die Untersuchung von Kühne/Sadowski (2008) bzw. Kühne (2011) erfasst 
ein Einstellungen ähnelndes Konstrukt mittels einer Printmedienanalyse. Es 
geht um die Frage, wie Mitbestimmung in Zeitungen dargestellt wird. Wie 
später noch darzulegen ist, verstehen wir Einstellungen nicht als ausschließ-
lich individuelles Konstrukt, sondern auch als Soziale Repräsentationen, die 
letztlich von Diskursen beeinflusst werden und diese beeinflussen. Die Print-
medienanalyse von Kühne und Sadowski setzt genau auf der Diskursebene an. 
Die Autoren haben die im Zeitraum von 1998 bis 2007 in drei Tageszeitungen 
(FAZ, SZ und TAZ) erschienenen Nachrichtentexte, Kommentare und Leitar-
tikel analysiert, um deren „Haltung“ zur Mitbestimmung zu erfassen. Ein in-
teressanter Befund ist, dass ein deutlicher Widerspruch besteht zwischen den 
Ergebnissen der empirischen Forschung über die Wirkungen von Mitbestim-
mung auf der einen Seite und dem „Wahrnehmungsmuster der Massenmedi-
en“ (Kühne/Sadowski 2008: 1) auf der anderen Seite. Während die Befunde 
der empirischen Mitbestimmungsforschung eher für positive ökonomische 
Wirkungen sprechen, mindestens aber keine negativen Wirkungen nachweis-
bar sind (Keller 2006; Jirjahn 2010), wird in den Kommentierungen und in 
der Berichterstattung der FAZ, z. T. auch in der SZ, überwiegend Ineffizienz 
von Mitbestimmung unterstellt (detaillierter Kühne 2011: 257). Im Zeitver-
gleich zeigt sich, dass der Anteil der Ineffizienzbehauptungen im letzten be-
trachteten Zeitabschnitt (2003 bis 2007) zugenommen hat. 

Dies ist auch deswegen bemerkenswert, weil gerade die neueren, d. h. in 
diesem Zeitraum publizierten Forschungsergebnisse noch stärker als die älte-
ren Arbeiten gegen negative Effekte von Mitbestimmung auf die wirtschaftli-
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che Leistung von Unternehmen sprechen (Kühne/Sadowski 2008). Insgesamt 
deuten die Analysen darauf hin, dass in den Printmedien ein deutlicher Un-
terschied zwischen neueren Erkenntnissen „objektiver“ Wirkungen der Mit-
bestimmung einerseits und subjektiven Wahrnehmungen (u. U. bei gleichzei-
tiger Kenntnis dieser Befunde) andererseits existiert.

Daher kann man vermuten, dass der gesamte Diskurs nicht durchgängig 
durch eine positive Vorstellung von Mitbestimmung geprägt ist und dass vie-
le Medien möglicherweise den Diskurs in Richtung negativer Einstellungen 
treiben könnten.

Mitbestimmungseinstellungen hängen vermutlich mit dem Wissen über 
diesen Gegenstand zusammen. Zumindest würden wir die Einstellung über 
einen Gegenstand als schlecht begründet bezeichnen, wenn die entsprechen-
de Person kaum Wissen über diesen hat. Und wir würden weiterhin vermu-
ten, dass neues Wissen einerseits vor dem Hintergrund bestehender Einstel-
lungen (u. U. von Vorurteilen) selektiv wahrgenommen wird, andererseits 
aber auch die Einstellungen beeinflussen kann (im Sinne einer aufklärenden 
Wirkung). 

Allerdings liegen kaum Befunde darüber vor, was Menschen über Mitbe-
stimmung wissen. In der über 40 Jahre alten Untersuchung des Instituts für 
Demoskopie Allensbach (IfD) (1974) wurde nach dem Interesse an spezifi-
schen Fragen der Mitbestimmung gefragt. Interesse ist natürlich nicht iden-
tisch mit Wissen, beide Größen dürften aber positiv zusammenhängen. Nach 
der Studie des IfD interessierten sich rund 37 Prozent der Befragten für die 
Mitbestimmung im Aufsichtsrat, 53  Prozent waren „weniger interessiert“. 
Eher von Relevanz für unsere Erhebung ist die Frage von Wilkesmann et al. 
(2011) nach dem Wissen über Betriebsräte. Rund ein Viertel der Befragten 
gibt einen sehr hohen bzw. hohen Wissensstand an, 16 Prozent sagen, sie hät-
ten „gar keine Ahnung“ (ebd.: 192).

Halten wir kurz die bisherigen Ergebnisse über den Stand der Forschung 
fest und skizzieren, was dies für unsere Untersuchung bedeutet:

Erstens liegen kaum neuere Untersuchungen zur Einstellung zur Mitbe-
stimmung vor, jedenfalls keine, die tiefergehenden Antworten auf die Ein-
stellungen der Bevölkerung allgemein und insbesondere junger Menschen 
(im Vergleich zu älteren) geben könnten. Daher ist eine solche Untersu-
chung sinnvoll, wenn man annimmt, dass es wichtig ist zu wissen, was (jun-
ge) Menschen von Mitbestimmung halten. Zum Stand des Wissens über Mit-
bestimmung gibt es ebenfalls kaum Befunde. Über Zusammenhänge 
zwischen Wissen und Einstellungen kann man auf Basis der vorliegenden 
Studien keine Aussage treffen.
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Zweitens zeigen die bisherigen Befunde, dass Mitbestimmung im Durch-
schnitt positiv gesehen wird. Gleichzeitig scheint es eine nicht unerhebliche 
Varianz in den Einstellungen zu geben.

Drittens finden sich kaum Ansatzpunkte zur Beantwortung der Frage, wo-
durch Unterschiede (oder auch Nicht-Unterschiede) in den Mitbestim-
mungseinstellungen entstehen. In der Tendenz beschränken sich die vorlie-
genden Arbeiten auf die Beschreibung von Einstellungen; auch ein Vergleich 
zwischen sozialen Gruppen findet kaum statt oder bleibt sehr oberflächlich. 
Multivariate Analysen, die mehrere mögliche Einflussfaktoren simultan be-
rücksichtigen, liegen nicht vor.

Viertens arbeiten etliche der für uns relevanten vorhandenen Untersu-
chungen mit hoch strukturierten Einstellungsfragen. So verwendet der Ar-
beitnehmer-Meinungsmonitor (2008) Likert-Skalen und Polaritätsprofile. 
Diese Art der Befragung ist zwar durchaus wertvoll für eine Einschätzung ei-
nes mehr oder weniger oberflächlichen Meinungsdurchschnittes in der Be-
völkerung oder in der Arbeitnehmerschaft. Sie kann aber wenig Aufschluss 
darüber geben, wie wissensfundiert solche Meinungen sind. Darüber hinaus 
muss bei Befragungen auch ausgeschlossen werden, dass „soziale Erwünscht-
heit“ (Hartmann 1990) die Antworten beeinflusst. Wenn in einem Interview 
die psychischen Kosten einer mitbestimmungsnegativen Antwort höher sind 
als die einer mitbestimmungspositiven, dann könnte dies das Antwortverhal-
ten verzerren. Es gilt also ein Verfahren anzuwenden, das weniger anfällig ge-
gen soziale Erwünschtheit ist. Auch das Problem eines zu geringen „Schwie-
rigkeitsgrades“ (Lienert/Raatz 1998) der Einstellungsfragen ist zu lösen. 
Damit ist Folgendes gemeint: Wenn nahezu alle Befragten positive Antwor-
ten abgeben, dann kann man nicht zwischen Mitbestimmungsbefürwortern 
und -gegnern unterscheiden. Daher dürften Fragen, wie sie z. B. im Arbeit-
nehmer-Meinungsmonitor (2008) verwendet werden, zumindest alleine 
nicht ausreichend sein, um komplexere Sinnstrukturen und vor allem Unter-
schiede zwischen sozialen Gruppen zu erfassen.

Insgesamt bestehen also deutliche Forschungslücken bei der Erfassung 
und der Erklärung von Unterschieden von komplexen Einstellungen zur 
Mitbestimmung. Wir versuchen zumindest einige dieser Lücken durch eine 
Verbindung aus qualitativer und quantitativer Herangehensweise zu schlie-
ßen. Das heißt, wir kombinieren zum einen strukturierte mit geringer struk-
turierten Datenerhebungsverfahren, zum anderen setzen wir qualitative und 
quantitative (statistisch-multivariate) Datenauswertungsverfahren sich wech-
selseitig ergänzend ein.
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Wenn wir erklären wollen, warum es Unterschiede im Denken über Mitbe-
stimmung gibt, dann greifen wir unvermeidlich auf theoretische Überlegun-
gen zurück. Wenn wir etwa – wie in der Studie von Zimmermann (2007) – 
Unterschiede in der Einstellung zur Mitbestimmung in Abhängigkeit von 
der Präferenz für eine politische Partei oder von der Position im Betrieb fin-
den und solche Unterschiede interpretieren, dann theoretisieren wir, ob wir 
es wollen oder nicht. Jede, die etwa behauptet, dass das Elternhaus eine wich-
tige Rolle bei der Entwicklung von Einstellungen zur Mitbestimmung spielt, 
dass die Schulbildung das Wissen über diesen Gegenstand beeinflusst oder 
die Stellung im Betrieb einen Einfluss auf die Bewertung der Arbeitnehmer-
Mitbestimmung hat, formuliert bereits Hypothesen. Und bei einer weiteren 
Begründung solcher Hypothesen müsste sie oder er auf allgemeinere theore-
tische Aussagen zurückgreifen: auf Annahmen über Sozialisationsprozesse, 
über den Zusammenhang zwischen sozialer Lage, Interesse und Bewertung 
von Mitbestimmung und so fort. Eine Darstellung und Reflektion unserer 
theoretischen Grundlagen ist deshalb für das Verständnis der weiteren Ab-
schnitte des Buches zweckmäßig, denn theoretische Überlegungen haben 
Konsequenzen nicht nur für unsere Hypothesen, sondern auch für die me-
thodische Vorgehensweise bei der Datenerhebung und vor allem für die Da-
teninterpretation, letztlich für das Verständnis unserer Befunde.

Wir wollen daher zunächst einige wesentliche Begriffe erläutern und an-
schließend unsere theoretische Perspektive explizieren, dabei verorten wir 
die zentralen Begriffe in ihrem theoretischen Zusammenhang.

Das zentrale Objekt unserer Studie ist das Denken über Mitbestimmung. 
Ein wesentlicher Aspekt des Denkens ist die Bewertung von Objekten. Für 
solche Bewertungen verwendet man häufig den Begriff der Einstellung (Os-
good/Suci/Tannenbaum 1971). Denken ist allerdings mehr als bewerten. Wie 
viel jemand über Mitbestimmung weiß und was er darüber weiß, ist ebenfalls 
wichtig. Hinzu kommt, welche Wirkungen Menschen der Mitbestimmung 
zuschreiben. Zuschreibungen werden vermutlich die Bewertung von Mitbe-
stimmung beeinflussen. Es geht uns also auch um das Wissen über Mitbestim-
mung (Wissensumfang und -inhalt), wobei wir sowohl zutreffendes als auch 
nicht zutreffendes Wissen mit einbeziehen. Auch vollkommen falsches Wis-
sen etwa über die Rechte des Betriebsrates bildet ein Element des Denkens 
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über Mitbestimmung und ist für Entscheidungen und Handlungen – etwa 
bezogen auf das Engagement im Betriebsrat – relevant. Nun sind Wissen und 
Bewertungen zwar analytisch zu trennen, in der realen kognitiven Struktur 
sind diese Dimensionen allerdings eng miteinander verbunden. Wir nennen 
solche kognitiven Gebilde Wert-Wissens-Systeme (oder auch Wert-Wissens-
Strukturen).

Der Ausgangspunkt unserer Argumentation, der zugleich eine knappe 
Zusammenfassung bildet, ist in Abbildung 1 grafisch dargestellt. Die Abbil-
dung zeigt die Verbindung zwischen drei theoretischen Konzepten oder Per-
spektiven. Es handelt sich dabei um das (1) Konstrukt der Einstellungen (vgl. 
z. B. Albaracin/Johnson/Zanna 2005), (2) das Konzept der Sozialen Repräsen-
tation (vgl. insbesondere Moscovici 2001) und (3) das Habituskonzept (im 
Wesentlichen greifen wir hier auf die Arbeiten von Bourdieu zurück, siehe 
etwa Bourdieu 1991). Die Abbildung bringt auch zum Ausdruck, dass Ein-
stellungen verbunden sind mit sozialen, von vielen Menschen „geteilten“ 
Wert-Wissens-Systemen (sog. Sozialen Repräsentationen) und dass diese wie-
derum einen gesellschaftlichen Bezug haben. Wir betrachten zwar als Analy-
seeinheit Individuen und ihr Denken, wollen die individuelle Ebene aber 
nicht losgelöst von der sozialen Ebene sehen, weil wir sonst Denken und des-
sen Zustandekommen nicht angemessen verstehen können.

Alle drei genannten Konstrukte und die entsprechenden theoretischen 
Ansätze befassen sich auf unterschiedliche Weise mit dem, worum es in unse-

Abbildung 1

Ebenen des Denkens über Mitbestimmung

Habitus
Umfasst unbewusste und bewusste Kognitionen sowie Praktiken („Habituelles“);  
bezieht die gesellschaftliche Ebene mit ein

Soziale Repräsentationen
Zum Teil bewusste, z. T. unbewusste Kognitionen;
mit sozialen („geteilten“) Werten verbunden;
eher auf die Gruppenebene bezogen

Einstellungen
(im engeren Sinne: Bewertungen; im weiteren Sinne 
auch Wissen umfassend = Wert-Wissens-Systeme)
Eher bewusste Kognitionen;
auf Individualebene bezogen

Quelle: Eigene Darstellung
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rer Untersuchung geht: was Menschen über einen Sachverhalt denken und 
warum sich Unterschiede im Denken – vor allem je nach der Zugehörigkeit 
zu einer sozialen Gruppe – zeigen. In unserer Untersuchung ist das Objekt 
des Denkens die Mitbestimmung der Arbeitnehmer. Mit dem Begriff Denken 
bringen wir zum Ausdruck, dass wir nicht das Handeln oder Verhalten unter-
suchen. Gleichwohl meinen wir, dass Denken das Handeln beeinflusst – und 
umgekehrt: Handeln auch das Denken. Hierauf kommen wir zurück.

Allen drei Konzepten ist gemeinsam, dass sie Wert-Wissens-Systeme be-
handeln. Die Annahmen darüber, wie man grundsätzlich solche Systeme 
konzeptionalisiert, darüber, wie diese mit anderen Merkmalen von Individu-
en verbunden sind, wie sie zustande kommen und welche Rolle insbesonde-
re die soziale Gruppe und die Gesellschaft spielen, unterscheiden sich aller-
dings erheblich. Selbst einfach klingende, in der Alltagssprache verankerte 
Begriffe sind zwangsläufig theoretisch aufgeladen. So kann der geläufige Be-
griff des Denkens je nach Theorie sehr unterschiedlich verstanden werden. 
Theorien leiten uns, die verwendeten Begriffe konsistent zu interpretieren 
und systematisch aufeinander zu beziehen. Die folgenden theoretischen Per-
spektiven sind, wie gesagt, für uns von Bedeutung für die Hypothesenbil-
dung, die Verwendung bestimmter Datenerhebungsinstrumente und auch 
für die Auswertung und Interpretation der empirischen Befunde.

Wie immer, wenn man versucht, unterschiedliche Theorienperspektiven, 
-ansätze oder -konzepte zu nutzen, sozusagen das Beste und das für unsere 
Fragestellung gut Passende herauszudestillieren und miteinander zu verbin-
den, steht man vor dem Problem, dass unterschiedliche Begriffe für dieselben 
oder doch sehr ähnliche Sachverhalte verwendet oder dieselben Begriffe in-
haltlich sehr unterschiedlich interpretiert werden. Auch die erkenntnistheo-
retischen Hintergrundannahmen können im Widerspruch zueinander ste-
hen. Wenn allerdings der Kern der jeweiligen Theorien zumindest ähnlich 
ist, dann ist eine Reinterpretation und Verbindung möglich. Es dürfen sich 
allerdings die zentralen theoretischen Annahmen über menschliches Verhal-
ten, Handeln, Denken sowie über die Beziehung zwischen Individuum, 
Gruppe und Gesellschaft nicht grundsätzlich widersprechen. Die Herauslö-
sung und Reinterpretation nicht-zentraler Theorieelemente sollte ebenfalls 
möglich sein. Wir nehmen im Folgenden für unsere Theoriebildung an, dass 
eine Verbindung von Elementen der drei oben genannten Perspektiven mög-
lich ist und dass keine grundsätzlichen, unauflösbaren Widersprüche beste-
hen (S. ähnlich Fraser 1994).

Wir beginnen im Folgenden mit dem Begriff der Einstellungen, nicht zu-
letzt deswegen, weil er den meisten LeserInnen vertraut sein dürfte und da-
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her die Kommunikation unserer grundlegenden Annahmen und auch der 
empirischen Befunde erleichtert. Das Konzept der Sozialen Repräsentation 
oder das des Habitus, auch der Begriff Wert-Wissens-System, schließen ver-
mutlich deutlich weniger an das Vorverständnis vieler Leserinnen und Leser 
an. Dass wir es nicht allein beim Begriff der Einstellung belassen bzw. dass 
wir diesen auch anders als üblich verstehen wollen, liegt vor allem an unserer 
Unzufriedenheit mit dem individualistisch-reduktionistischen Einstellungs-
konstrukt bzw. der Vorstellung von Wissen und von Wert-Wissens-Systemen. 
Wir meinen, dass diese Konstrukte alleine zu kurz greifen. Sie mögen zwar 
geeignet sein, Denken von Individuen zu beschreiben. Einstellungen und 
ähnliche Konzepte sind aber rein individualistische, soziale bzw. gesellschaft-
liche Bedingungen weitgehend ausblendende Konstrukte (Fraser 1994). Was 
jemand denkt, hängt jedoch entscheidend von seinem sozialen Umfeld ab, 
von der Familie, in der ein Mensch aufgewachsen ist, von der Schulbildung, 
die er genossen hat, von dem Betrieb, in dem er arbeitet oder gearbeitet hat. 
Das bestehende gesellschaftliche Umfeld prägt wiederum, welche Werte und 
Normen in Familien, Schulen und Betrieben vermittelt und verinnerlicht 
werden und welche Praktiken man als zweckmäßig und gerechtfertigt an-
sieht. Wir benötigen also theoretische Vorstellungen, die die individuelle 
Ebene des Denkens mit der sozialen bzw. gesellschaftlichen Ebene in Bezie-
hung setzen. Wir verwenden deshalb zwar den Begriff der Einstellungen, fül-
len und interpretieren ihn inhaltlich aber anders. Wir ziehen dazu die Theo-
rie der Sozialen Repräsentation heran, die für uns ein wichtiges Gegenkonzept 
zum reduktionistischen Einstellungskonzept darstellt. Ergänzt wird diese so-
zialpsychologische Theorie um das soziologische Konzept des Habitus. Das 
Kapitel schließt mit aus diesem Rahmen abgeleiteten Orientierungshypothe-
sen darüber ab, inwiefern sich diverse soziale Gruppen in ihrem Denken über 
Mitbestimmung unterscheiden.

2.1 Das Konstrukt der Einstellung

Einstellungen werden meist als positive oder negative Bewertungen von Ob-
jekten, Personen und Vorstellungen verstanden (vgl. z. B. Osgood/Suci/Tan-
nebaum 1971: 189; Myers 2008: 639). Einige Wissenschaftler fassen den Be-
griff weiter; er hat dann eine ähnliche Bedeutung wie das Konzept der Wert-
Wissens-Struktur. Zum Beispiel bestehen Rosenberg und Hovland (1960) 
zufolge Einstellungen aus drei Komponenten: einer kognitiven, einer affek-
tiven und einer verhaltensbezogenen. Die kognitive Komponente umfasst 
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Meinungen über das Objekt, insbesondere darüber, welche Ursachen und 
Wirkungen diesem (sogenannten) Einstellungsobjekt zugeschrieben wer-
den. Die affektive Komponente dagegen bezieht sich auf Gefühle, also die 
subjektive Bewertung des Einstellungsobjekts. Diese Komponente der Bewer-
tung zeigt sich in einer mehr oder weniger ablehnenden oder zustimmen-
den Haltung zum Einstellungsobjekt. Die konative Komponente meint die 
Verhaltens-Prädispositionen gegenüber dem Objekt – die Absicht, den kog-
nitiven und affektiven Bewertungen entsprechend zu handeln (Gawronski 
2007; Bohner/Dickel 2011). Alle drei Dimensionen, auch die affektive, so 
nimmt man in der Regel an, sind kognitiv repräsentiert, der Selbstreflexion 
zugänglich und damit relativ leicht erfragbar, etwa durch einfache Fragen 
danach, ob man eine positive, neutrale oder negative Meinung über ein be-
stimmtes Objekt hat.

Einstellungen haben bestimmte Funktionen (Bierhoff/Frey 2011): Sie er-
füllen eine Orientierungs- und Wissensfunktion (Hartung 2006; Güttler 2003) 
und beeinflussen damit die Konstruktion der Wahrnehmung der sozialen Re-
alität. Neues, aber auch bereits vorhandenes Wissen, ebenso die vermuteten 
Auswirkungen des Handelns, werden über Einstellungen bewertet (Mum-
mendey/Grau 2008). Daher können Einstellungen das Verhalten beeinflus-
sen. Sie haben zudem eine expressive Funktion: Mithilfe von Einstellungen 
wird die Bildung von Identität und Zugehörigkeit erleichtert (Bierhoff/Frey 
2011). Der Ausdruck von Einstellungen ist auch der Selbstdarstellung förder-
lich, die die Integration in eine Gruppe und zugleich die Abgrenzung zu an-
deren erleichtert (Güttler 2003).

Etliche Untersuchungen zeigen, dass Einstellungen nicht immer zu ent-
sprechendem Verhalten führen. Ein Grund für den nicht immer starken Zu-
sammenhang zwischen Einstellung und Verhalten besteht darin, dass andere, 
situative Faktoren einen Einfluss haben können. So wird man z. B. mögli-
cherweise nicht seiner Einstellung gemäß handeln, wenn man erwartet, dass 
sich enge Freunde über die Handlungsweise lustig machen (Zimbardo 1992: 
579). Neuere Arbeiten (vgl. z. B. die Übersicht von Johnson/Boynton 2010) 
können jedoch deutliche Effekte von Einstellungen auf das Verhalten nach-
weisen, wenn man andere Einflussfaktoren (statistisch) kontrolliert. Der Zu-
sammenhang zwischen Einstellung und Verhalten ist stärker, wenn die Ein-
stellung Verhaltensabsichten mit beinhaltet und wenn die Einstellung auf 
eigenen Erfahrungen beruht (Zimbardo 1992: 580; Walther/Langer 2008). 
Das oben genannte Beispiel des Einflusses der sozialen Gruppe zeigt auch, 
dass man Einstellungen kaum sinnvoll ohne Berücksichtigung des sozialen 
Kontextes analysieren kann.
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Nun sind bei Entscheidungen und Handlungen tieferliegende kognitive 
und (kognitiv repräsentierte) affektive Schichten von Bedeutung, die für den 
jeweils Befragten und erst recht den befragenden Wissenschaftler nicht ohne 
Weiteres zugänglich sind. Wir widersprechen mit dieser Auffassung Teilen der 
Einstellungsforschung und vor allem der Meinungsforschung. Unsere Sicht-
weise hat methodische Konsequenzen. Wir vermuten, dass man zwar die 
Oberfläche von Einstellungen mit den üblichen Likert-Skalen messen kann. 
Wenn aber diese Ebene der Einstellungen von einer tieferen Ebene beein-
flusst ist, dann kann man diese mit den vergleichsweise einfachen Einstel-
lungsfragen und -statements nur unzureichend erfassen. Daher sind tieferrei-
chende Methoden einzusetzen.

Zudem unterstellen die üblichen Fragen in Erhebungen von Einstellun-
gen, dass die Befragten über das gleiche Wissen und die gleichen Kognitio-
nen über die zur Bewertung anstehenden Sachverhalte verfügen und das Wis-
sen die Wirklichkeit abbildet. So wurde beispielsweise vom Institut für 
Demoskopie Allensbach folgende Formulierung zur Erfassung der Einstel-
lung (im Sinne einer Meinung) gegenüber dem Betriebsrat verwendet: „Ein-
mal ganz allgemein gefragt: Haben Sie von Ihrem Betriebsrat alles in allem 
eine gute oder keine gute Meinung?“ (Köcher 2009: 412). Mehr als die Hälfte 
der Befragten gab an, „eine gute Meinung“ zu haben. Zum einen erfahren 
wir nicht, warum die jeweiligen Befragten (k)eine gute Meinung haben. 
Zum anderen wird bei der Frage implizit angenommen, dass alle Interview-
ten dieselbe oder zumindest in den Grundzügen sehr ähnliche Vorstellung 
von einem Betriebsrat haben. Möglicherweise beziehen sich die Bewertun-
gen aber auf ganz unterschiedliche Vorstellungen über den Betriebsrat. In 
der Frage geht es zwar um die Bewertung des konkreten Betriebsrates „vor 
Ort“, das macht die Formulierung „Ihrem Betriebsrat“ deutlich. Allerdings 
kann eine generelle Haltung gegenüber der Institution Betriebsrat die Bewer-
tungen des konkreten Betriebsrates beeinflussen. Unserer Meinung nach ist 
es deshalb wichtig, nicht nur Bewertungen abzufragen, sondern zum einen 
tiefergehend allgemeinere Werthaltungen oder Einstellungen und zum ande-
ren auch das Wissen über Mitbestimmung – in diesem Fall über den Betriebs-
rat und was man sich darunter vorstellt – der Befragten mit zu erfassen.

2.1.1 Unterscheidung zwischen Wissen und Bewertungen

Für unsere Studie ist es unabdingbar, analytisch – und in der Folge metho-
disch – zwischen Wissen und Bewertungen zu unterscheiden. Bewertungen 
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können nur aufgrund des vorhandenen Wissens vorgenommen werden. Die 
Wertungen fungieren dann wiederum als Wahrnehmungsfilter, der die Er-
fahrungen gleichsam einfärbt. Menschen reagieren entsprechend auf die 
durch diesen Filter wahrgenommene Umwelt und können insofern ihr Wis-
sen festigen oder ggf. erweitern (siehe ähnlich Piaget 1976). Damit verbun-
den ist, dass Menschen eher dazu neigen, Wissen zu verfestigen als radikal zu 
ändern. Zudem ist Wissen immer auch (sozial) konstruiert. Bereits erwähnt 
haben wir, dass auch objektiv falsche Vorstellungen über Mitbestimmung 
unter unseren Wissensbegriff fallen (anders Walter/Kißler/Scholten 1981: 30 
in ihrer Studie über die Vorstellungen der Arbeitnehmer eines Großbetriebes 
über Mitbestimmung). Wissen entwickelt sich im Verlauf des Lebens maß-
geblich durch den Einfluss anderer Menschen und ist schon aus dem Grund, 
dass sich Ausmaß und Art des Einflusses anderer sehr unterscheiden können, 
nicht ohne Weiteres mit einer empirisch korrekten Abbildung der Realität 
gleichzusetzen. Abstrakte Begriffe wie z. B. Betriebsrat können sehr unter-
schiedlich gefüllt oder mit anderen Wissenselementen assoziiert werden, wie 
z. B. „Eine Wahl ist ab fünf Arbeitnehmern möglich“, mit „Demokratie im 
Betrieb“, mit „Kollege Meyer vertritt meine Sache gut“ oder mit „die da 
oben“. Mit was genau also der Wortcontainer Betriebsrat befüllt wird und 
welche Assoziationen sich mit anderen Wissenselementen entwickeln, hängt 
wesentlich von der sozialen Situation ab, in der jemand sozialisiert wird.

2.1.2 Beziehungen zwischen Wissenselementen

Zu den Wissenselementen gehören auch Vorstellungen über kausale Zusam-
menhänge. Wer der Auffassung ist, dass die Existenz eines Betriebsrates bzw. 
der Mitbestimmung positiv auf den Unternehmenserfolg wirkt (und diesen 
für gut hält), wird Mitbestimmung eher als positiv bewerten. Methodisch 
heißt dies, dass wir versuchen müssen, solche Kausalvorstellungen wenigs-
tens ansatzweise zu erfassen. Dann können wir Bewertungen wie eine „gute“, 
eine „schlechte“ oder auch „keine“ Meinung über den „Betriebsrat“ besser in-
terpretieren und ihren gemeinten Sinn richtig verstehen.

2.1.3 Allgemeinere und spezifischere Einstellungen

Spezifische Einstellungen – wie diejenigen über Mitbestimmung – hängen mit 
allgemeineren Einstellungen zusammen. Wer z. B. eine individualistische Ein-
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stellung (vgl. im Folgenden vor allem Singelis et al. 1995) besitzt, die etwa be-
sagt, dass das, was ein Mensch „erreicht“ hat, auf seine Leistung zurückzufüh-
ren ist – und dass derjenige, der wenig erreicht hat, selbst daran Schuld trägt, 
wird Mitbestimmung in Form repräsentativer, kollektiver Interessenvertre-
tung weniger positiv oder gar negativ bewerten. Wer dagegen stärker solidari-
sche Einstellungen verinnerlicht hat und in dessen Denken die soziale Gruppe 
für das individuelle Handeln eine Rolle spielt, der wird eine kollektive Interes-
senvertretung vermutlich eher positiv bewerten. Wir gehen davon aus, dass all-
gemeine Werte sich auf spezifischere Einstellungen auswirken, auch, indem sie 
unsere Wahrnehmung und unseren Zugang zu Wissen beeinflussen.

2.1.4 Zwischenfazit zum Einstellungskonstrukt

Halten wir fest: Erstens gehen wir konzeptionell über das Konstrukt der Ein-
stellungen im Sinne der Bewertung eines Sachverhaltes hinaus. Wir müssen 
berücksichtigen, wie viel die Befragten über das zu bewertende Phänomen 
wissen. Zweitens müssen wir wissen, was sie inhaltlich unter dem zu bewer-
tenden Phänomen verstehen, anders gesagt, was sie darüber wissen. Hier sind 
auch Kausalvorstellungen über die von den Befragten vermuteten Wirkun-
gen der Mitbestimmung von Bedeutung. Drittens sind nicht alle Ebenen von 
Einstellungen der Selbstreflexion zugänglich. Daher kann zumindest ein Teil 
der Einstellungen nicht über einfache Bewertungsfragen (z. B. „gute Mei-
nung/keine gute Meinung“) erfasst werden. Wir müssen Methoden verwen-
den, die auch tiefere kognitive und affektive Schichten erfassen können. Vier-
tens nehmen wir an, dass spezifische Einstellungen eng mit allgemeineren 
Einstellungen zusammenhängen. Letztere wiederum sind beeinflusst von ge-
sellschaftlichen Diskursen und Ideologien. Dies wird leicht übersehen, wenn 
man sich auf das Konstrukt der Einstellung allein konzentriert. Ähnliches 
gilt für das Wissen, auch dieses entsteht nicht im sozialen Vakuum. Deshalb 
schließen wir Überlegungen unter Rückgriff auf theoretische Konzepte an, 
die die soziale bzw. gesellschaftliche Ebene mitberücksichtigen.

2.2 Das Konzept der Sozialen Repräsentation als Brücke 
zwischen individueller und gesellschaftlicher Ebene

Wie wir oben bereits erwähnt haben, setzen MeinungsforscherInnen in aller 
Regel voraus, dass sich evaluative Äußerungen auf denselben Bildausschnitt 
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der Realität beziehen, den sie ihrer Frage zugrunde legen. Diese Annahme 
halten wir für fraglich. Die Fragwürdigkeit dieser Annahme ist einer der Aus-
gangspunkte des theoretischen Konzepts der „Sozialen Repräsentation“ 
(Wagner/Hayes 2005; Moscovici 2001). Die Theorie entstand im Zusammen-
hang mit der Frage, wie und in welcher Form wissenschaftliche Theorien in 
das Alltagswissen eindringen. Serge Moscovici, einer der Begründer dieser so-
zialpsychologischen Konzeption, untersucht in seinem Hauptwerk (1961), 
welche Vorstellungen über die Psychoanalyse in der französischen Gesell-
schaft existieren und wie sich diese verbreitet haben. Einer der Befunde lau-
tet, dass sich die Repräsentationen von Psychoanalyse zwischen Gruppen un-
terscheiden, innerhalb der Gruppen aber zumindest hinsichtlich zentraler 
Bestandteile Homogenität vorherrscht. Die Vorstellungen variieren also em-
pirisch mit sozialen Unterschieden.

Soziale Repräsentationen sind nach Moscovici mentale Strukturen, die 
durch Sprache, aber auch bildhaft bzw. ikonisch vermittelt und dargestellt 
werden (Moscovici 1984: 17). In jedem Fall, so die Annahme, sind sie durch 
Sprache beschreibbar (Wagner/Hayes 2005: 121). Soziale Repräsentationen 
sind vergleichbar mit (laien-) wissenschaftlichen Theorien (ebd.:  212). So 
schreibt Moscovici: „We do not consider them to be ‚opinions about‘ or ‚ima-
ges of‘; we consider them to be sui generis ‚theories‘ or ‚collective sciences‘ to 
be used for the interpretation and shaping of the real“ (Moscovici 2008: 10). 
Grundsätzlich streben Menschen danach, sich die Welt erklärbar zu machen 
(und sie zu bewerten). Hierzu bilden sie Theorien – sog. Alltagstheorien (im 
Gegensatz zu wissenschaftlichen Theorien) –, um hieraus Erklärungen und 
Prognosen ableiten zu können. Aus allgemeineren Sozialen Repräsentatio-
nen können Menschen Hypothesen über Zusammenhänge in spezifischeren 
Bereichen bzw. Lebenssituationen ableiten.

Die Theorie der Sozialen Repräsentation geht davon aus, dass mental nur 
das repräsentiert ist, was für eine Person relevant erscheint. Die Relevanz er-
gibt sich aus einem existenziellen Motiv heraus: Menschen wollen sich die 
Welt erklären, um Komplexität zu reduzieren und sie hierdurch handhabbar 
zu machen. Da sich die Lebensumstände der Menschen unterscheiden, erge-
ben sich auch Differenzen in der wahrgenommenen Wichtigkeit von Phäno-
menen, die erklärt werden müssen. Nicht nur Kausalvorstellungen, sondern 
auch Bewertungen sind Bestandteil Sozialer Repräsentationen. Individuelle 
Einstellungen sind daher als Elemente von umfassenderen Sozialen Reprä-
sentationen zu verstehen.

Als Soziale Repräsentation werden jedoch nur solche Wert-Wissens-
Strukturen bezeichnet, die von einer sozialen Gruppe geteilt werden (Wag-
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ner/Hayes 2005: 122). Das bedeutet also, dass wir nicht jede Wert-Wissens-
Struktur eines Individuums als Soziale Repräsentation bezeichnen sollten. 
Erst dann, wenn wir festgestellt haben, dass ein Individuum eine Vorstellung 
hat, die es mit vielen anderen teilt, können wir von einer Sozialen Repräsen-
tation sprechen. Dies wirft eine weitere Frage auf, nämlich danach, wie man 
das Konstrukt der sozialen Gruppe konzeptualisiert. Häufig werden in empi-
rischen Forschungsarbeiten Gruppen nach der Ähnlichkeit in der Wert-Wis-
sens-Struktur konstruiert. Bauer und Gaskell (2008) bezeichnen dies als „na-
türliche“ Milieus. Man kann aber auch anders vorgehen und die Sozialen 
Repräsentationen von Gruppen miteinander vergleichen, die  – theoretisch 
begründet – nach sozialen Merkmalen wie Alter, Geschlecht oder Zugehörig-
keit zu einer sozialen Klasse zusammengefasst werden. Beide Wege sind unse-
rer Meinung nach gangbar. Wir entscheiden uns vor allem für den zweiten 
Weg und begründen dies mit dem Konzept des Habitus, das wir im An-
schluss näher erläutern.

Soziale Repräsentationen sind sozial konstruierte Wert-Wissens-Struktu-
ren sozialer Wirklichkeit und keine Abbilder der objektiven Realität (Wag-
ner/Hayes 2005: 121). Bestehende Repräsentationen beeinflussen die Wahr-
nehmung der Realität. „We are convinced that certain things exist and that 
certain events have taken place, but we usually do not have the criteria we 
need to vouch for material existence. The individual who looks for a satellite 
in the heavens knows that there must be one and does find one“ (Moscovici 
2008: 11). Dies erklärt auch den Umstand, warum Soziale Repräsentationen 
recht veränderungsresistent sind, selbst wenn sie objektiv „falsch“ sein soll-
ten. Dies liegt an der Pfadabhängigkeit der Entwicklung Sozialer Repräsenta-
tionen, da neue Informationen stets im Lichte bestehender Vorstellungen ge-
sehen werden. Darüber hinaus sind Individuen innerhalb ihrer peer group 
einem gewissen Konformitätsdruck ausgesetzt, wenn ihre Vorstellungen von 
denen ihrer Gruppe stark abweichen (Asch 1956). Die Theorie unterstellt, 
dass die Repräsentationen in einem systematischen Zusammenhang mit der 
Lebenswirklichkeit der Gruppe stehen (Wagner et al. 1999: 99). Solange sich 
die Lebensumstände nicht ändern, verfestigen sich Soziale Repräsentationen 
durch Kommunikation und Prozesse der Anpassung innerhalb der Gruppe.

Ziehen wir ein kurzes Zwischenfazit. Unserer Ansicht nach können wir 
durch den Rückgriff auf das Konzept der Sozialen Repräsentation wesentli-
che Punkte unserer Kritik an einer individualistischen Interpretation des Ein-
stellungsbegriffes berücksichtigen. Erstens beinhaltet das Konstrukt der Re-
präsentation nicht nur die Bewertung eines Sachverhaltes, sondern darüber 
hinaus das Wissen über die Zusammenhänge zwischen bestimmten Sachver-
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halten; das Ausmaß des Wissens ist dabei ebenfalls von Belang. Zweitens 
wird berücksichtigt, dass Repräsentationen nur z. T. der Selbstreflexion zu-
gänglich sind. Drittens macht die Theorie der Sozialen Repräsentation Aussa-
gen über den Zusammenhang zwischen der Ebene individueller Einstellun-
gen und der Ebene der in der Gruppe geteilten Einstellungen. Allerdings hat 
sie unserer Ansicht nach dabei die makrosoziologische Perspektive aus den 
Augen verloren. Die Theoretiker und Empiriker dieses Forschungszweigs ha-
ben sich vor allem in jüngerer Zeit sehr stark auf soziale Gruppen konzent-
riert und gesellschaftliche Diskurse und Ideologien weniger berücksichtigt. 
Dies mag bei manchen Fragestellungen unproblematisch sein. Bei unserer 
Frage nach dem Denken über Mitbestimmung ist allerdings die gesellschaft-
liche Ebene mit ihren Machtkämpfen um die Verfügung über Ressourcen 
und damit auch über die Diskurshoheit in diesem Themenfeld von erhebli-
cher Bedeutung. Das Habituskonzept von Bourdieu bietet unserer Auffas-
sung nach Möglichkeiten, das Konstrukt der Sozialen Repräsentation stärker 
gesellschaftstheoretisch zu verankern.

2.3 Das Habitus-Konzept als Rahmen

Individuelle Einstellungen sind von sozial geteilten Wert-Wissens-Systemen 
beeinflusst (Jaspars/Fraser 2001). Wie entstehen die Werte und das Wissen? 
Wert-Wissens-Systeme sind individuell verankert, allerdings stellt sich die 
Frage, inwiefern diese individuellen Systeme von sozialen Strukturen beein-
flusst werden. Unserer Auffassung nach ist das Konzept der Sozialen Reprä-
sentation zu stark auf die Gruppenebene bezogen. Wir wollen dagegen die 
gesellschaftliche Ebene stärker in den Blick nehmen. Zu diesem Zweck zie-
hen wir das Habituskonzept von Pierre Bourdieu heran. Bei diesem Konzept 
handelt es sich nicht um eine ausgearbeitete Theorie, es besteht vielmehr aus 
etlichen Elementen, die von Bourdieu im Laufe der Zeit auch modifiziert 
worden sind. Daher ist es notwendig, hier die für uns relevanten Elemente 
kurz darzustellen, miteinander zu verbinden und vor allem auf unsere Frage-
stellung anzuwenden.

Es geht uns um die Frage, wie objektive, soziale Strukturen auf Einstel-
lungen wirken. Eine Antwort versuchen wir unter Rückgriff auf das Habitus-
konzept zu geben. Dabei stellt sich das Problem, wie wir den Zusammen-
hang zwischen der sozialen und der individuellen Ebene untersuchen 
können. Wir führen eine Befragung durch, d. h. wir erfassen beide Ebenen, 
soziale wie individuelle Elemente, über die unvermeidbar subjektiven Ant-
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worten der Befragten. Es gilt deshalb zu berücksichtigen, dass nicht alle Be-
fragten über dieselben Möglichkeiten verfügen, das, was sie denken, auch 
auszudrücken; zudem können wir nicht ausschließen, dass die Befragten ihre 
eigene Situation, ihre Interessen und die Möglichkeiten der Interessendurch-
setzung nicht zutreffend erkennen. Wir werden in einem weiteren Abschnitt 
darstellen, welche methodischen Schlussfolgerungen wir aus den theoreti-
schen Überlegungen ziehen, um die genannten Probleme zu lösen bzw. mit 
ihnen umzugehen.

2.3.1 Habitus als unbewusste Inkorporierung der objektiven 
Strukturen

Klären wir zunächst den Begriff des Habitus, der für unsere weiteren Überle-
gungen zentral ist. Vester et al. (2001) bezeichnen mit Habitus eine „allge-
meinere Grundhaltung gegenüber der sozialen Welt, die die Dimensionen 
des Geschmacks und des Lebensstils, der körperlichen und emotionalen Hal-
tungen, der Muster sozialer Praxis und Beziehungen und ebenso die Mentali-
tät und ideologische Weltsicht zusammenfasst“ (ebd.: 162  f.). Der Habitus 
entsteht aus der sozialen Praxis und Lage heraus, er wird über Prozesse der 
Sozialisation internalisiert und inkorporiert. Auf individueller Ebene sind es 
dann solche „Systeme von Dispositionen“ (Müller 2014: 37), die nicht nur 
kognitiv, sondern auch in Gewohnheiten (z. T. körperlich) verankert sind. 
Das bedeutet auch, dass der Habitus nicht ohne Weiteres und kaum vollstän-
dig der Selbstreflexion zugänglich ist: „Die Erfahrung von sozialer Welt und 
die darin steckende Konstruktionsarbeit vollziehen sich wesentlich in der 
Praxis, jenseits expliziter Vorstellung und verbalem Ausdruck“ (Bourdieu 
1985: 17).

Auch wenn Bourdieu keine abgeschlossene Sozialisationstheorie vor
gelegt hat, beinhalten sein Arbeiten gleichwohl sozialisationstheoretische 
Annahmen (Abels/König 2010: 214). Er geht davon aus, dass die Vorstel
lungen über die soziale Welt gelernt werden. Unsere Befragung reicht 
allerdings nicht bis zur frühen, primären Sozialisationsphase zurück. Sie 
nimmt stärker die sekundäre, berufliche Sozialisation in den Blick, wobei 
wir bei der Interpretation der Befunde berücksichtigen müssen, dass Einstel-
lungen Fortschreibungen des schon in früherer Zeit erworbenen oder an
gelegten Habitus sein können. Wir nehmen also einen Zusammenhang 
zwischen der Ausgangsposition des Individuums und seinen späteren Ein-
stellungen im Erwachsenenalter an, ohne allerdings einen Determinismus 



39

2   Theoretischer Rahmen und Orientierungshypothesen

zu unterstellen. Wie lässt sich nun die soziale Struktur theoretisch wie empi-
risch fassen? Bourdieu konzeptualisiert die soziale Struktur als „sozialen 
Raum“, innerhalb dessen sich Individuen mit ihrer unterschiedlichen Res-
sourcenausstattung (Kapitalien) positionieren und zugleich den Raum (re)
produzieren.

2.3.2 Der Begriff des sozialen Raumes

Den sozialen Raum dimensioniert Bourdieu mithilfe des Kapitalvolumens 
und der Kapitalstruktur, also des Umfangs und der Zusammensetzung der 
verschiedenen Kapitalsorten sowie der vergangenen sowie potenziellen Lauf-
bahn der Individuen (Bourdieu 1991: 195 f.). Die Individuen besitzen nicht 
nur ökonomisches, sondern auch kulturelles und soziales Kapital. Die An-
wendung und Konvertierbarkeit der individuellen Kapitalien hängen vom 
symbolischen Kapital eines Individuums ab. Symbolisches Kapital ist keine 
vierte Kapitalsorte, sondern beschreibt die soziale Wahrnehmung, die Aner-
kennung der anderen drei Kapitalsorten (Müller 2014: 5457).

Für unsere Untersuchung kommen wir vorläufig folgenden Schluss: Wir 
ziehen (ähnlich wie Bourdieu) insbesondere die Erwerbstätigkeit und Stel-
lung im Beruf, aber auch den Bildungsstatus und das Einkommen als Indika-
toren heran, um die Kapitalausstattung und die Verortung der Befragten im 
sozialen Raum zu beschreiben.

2.3.3 Sprache und die Verkennung der eigenen Lage

Menschen benötigen ihre Sprache, um Erfahrungen zu begreifen und für an-
dere begreiflich zu machen (Bourdieu 1991: 722). Wer sich (im herrschenden 
Diskurs) ausdrücken will, ist gezwungen, die Sprache der Herrschenden zu 
sprechen. Dies verlangt zum einen eine entsprechende Qualifikation. Fehlt 
diese, fällt es schwerer, die eigenen Interessen und Meinungen zum Aus-
druck zu bringen. Zum anderen, verkürzt gesagt: Die herrschende Sprache 
ist die Sprache der Herrschenden. Sie stellt keine, zu wenige oder ungeeigne-
te Begriffe bereit, um Sachverhalte zutreffend auszudrücken, deren Darstel-
lung zwar im Interesse der Nicht-Herrschenden, nicht aber im Interesse der 
Herrschenden ist. Es darf nicht ausgeschlossen werden, dass zumindest man-
chen Befragten wenig sprachliche Mittel zur Verfügung stehen, Meinungen 
oder gar Dispositionen zum Ausdruck zu bringen. Daraus resultiert auch für 
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unsere Studie ein methodisches Problem, das es auch methodisch zu berück-
sichtigen gilt.

Sprache ist zudem nicht nur ein Instrument des Ausdrucks, sondern 
formt die Wahrnehmung der Befragten. Sprache gibt Wahrnehmungskatego-
rien vor und trägt damit zur Konstruktion der wahrgenommenen Realität 
bei. Ein Beispiel: Der Begriff der Mitbestimmung der Arbeitnehmer lässt sich 
sinnvoll kaum umkehren in dem Sinne, dass wir spiegelbildlich von Mitbe-
stimmung der Arbeitgeber sprechen könnten. Offenbar ist in den Begriff der 
Mitbestimmung und der Praxis seines Gebrauchs wie selbstverständlich ein-
gelassen, dass es um ein „Mit“-bestimmen geht, das sich lediglich auf einen 
kleineren oder unbedeutenden Teil der Entscheidungen bezieht. Bereits sol-
che Begrifflichkeiten prägen das Denken und die Möglichkeiten, dieses 
sprachlich auszudrücken. Einstellungen sind also auch durch die gemeinsa-
me Sprache geformt. 

Ein zweites Beispiel bezieht sich weniger auf die Begrifflichkeiten, mit de-
nen über Mitbestimmung gesprochen wird, sondern auf die Fokussierung 
des Diskurses und seine Inhalte. So verengt sich ein großer Teil des Mitbe-
stimmungsdiskurses auf die Frage, ob Mitbestimmung ökonomisch effizient, 
d. h. vorteilhaft für die Ziele der Kapitalverwertung ist. Die bereits oben ge-
nannten Printmedienanalysen von Beiträgen in drei Tageszeitungen (FAZ, 
SZ und TAZ) im Zeitraum von 1998 bis 2007 von Kühne/Sadowski (2008) 
bzw. Kühne (2011) zeigen, dass der Anteil der Behauptungen, dass Mitbe-
stimmung ineffizient sei, vor allem bei der FAZ sehr hoch ist und im Zeitab-
schnitt von 2003 bis 2007 zugenommen hat. Nicht alle LeserInnen werden in 
der Lage und motiviert sein, solchen vorherrschenden Interpretationssche-
mata etwas entgegenzusetzen. Die Medien prägen daher den Diskurs zumin-
dest mit, dieser kann hegemoniale Züge annehmen und entsprechend das 
Denken über Mitbestimmung mit beeinflussen.

Es stellt sich die Frage, wie wir dieses Problem methodisch bei der Daten-
erhebung und -interpretation berücksichtigen können. Zum einen sollten 
wir Unterschiede im Denken über Mitbestimmung je nach sozialer Position 
finden. Zum anderen müssen wir berücksichtigen, dass die Antworten auf 
unsere Fragen „Verkennungen“ beinhalten können, Verzerrungen, die es er-
schweren, Äußerungen von Einstellungen auf objektive Lagen und Interes-
sen zurückzuführen. Hinzu kommt, dass wir es zu großen Teilen mit unbe-
wussten, habitualisierten Inkorporierungen sozialer Strukturen zu tun 
haben. Im folgenden Abschnitt gehen wir detaillierter darauf ein, wie wir 
diese Probleme methodisch angehen wollen.
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2.4 Schlussfolgerungen für unsere empirische Studie

Halten wir noch einmal die wesentlichen Punkte fest, die wichtig sind für 
unsere konkreten Forschungshypothesen sowie für unsere Methoden der Da-
tenerhebung, -auswertung und -interpretation. 

(1) Wie interpretieren wir das Konstrukt der Einstellungen, und wie ver-
orten wir es in Bezug auf die umfassenderen Konzepte der Sozialen Repräsen-
tation und des Habitus? Einstellungen im Sinne von Bewertungen verstehen 
wir als Bestandteile von umfassenderen Wert-Wissens-Strukturen oder Sozia-
len Repräsentationen. Diese Repräsentationen sind wiederum Elemente des 
Habitus. 

(2) Darüber hinaus umfassen Soziale Repräsentationen und der Habitus 
nicht nur kognitive und affektive Aspekte, sondern auch konkrete Praktiken. 
In sozialen Praktiken werden Einstellungen und andere Elemente sowohl der 
Sozialen Repräsentationen als auch des Habitus reproduziert. Einstellungen 
leiten also auch Wahrnehmungen und Handlungen. Und umgekehrt beein-
flussen bzw. verfestigen (mehr oder weniger habituelle) Handlungen die Ein-
stellungen. 

(3) Einstellungen sind eingebunden in ein umfassenderes (nicht nur) ko-
gnitives Netzwerk. Es geht nicht nur um Meinungen bezüglich eines Sach-
verhaltes, sondern auch um das Wissen darüber und um die Verbindung zu 
allgemeineren sozialen Werten und Ideologien. Dabei ist die Frage der Her-
kunft des Wissens und der Wissensproduzenten von Bedeutung. Empirische 
Befunde über Wert-Wissens-Strukturen zu interpretieren, ohne die Quellen 
der Strukturen einzubeziehen, wäre positivistisch; d. h. man würde zumin-
dest nahelegen, die erfragten Meinungen als wahre Meinungen zu interpre-
tieren und damit Gefahr laufen, den Herrschaftscharakter auch der Wissens-
produktion zu übersehen. 

(4) Für uns sind zwar auch interindividuelle Unterschiede in den Einstel-
lungen von Belang, aber wir wollen vor allem Unterschiede zwischen sozia-
len Gruppen bzw. sozialen Positionen identifizieren. Nach unseren theoreti-
schen Überlegungen sollten wir hier systematische Unterschiede vorfinden.

(5) Einstellungen, wie wir sie verstehen, sind nur z. T. der Selbstreflexion 
zugänglich. Auch besteht das Problem der sprachlichen Vermittelbarkeit. 
Wir benötigen eine Methode, die sich nicht mit dem Abfragen von Meinun-
gen begnügt, sondern tieferliegende Schichten von Wert-Wissens-Strukturen 
erfasst und weniger durch die Sprache der Fragenden in Form vorgefertigter 
Antwortschablonen standardisierter Befragungen vorgeprägt ist.
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2.5 Bezugsrahmen und Orientierungshypothesen

In den folgenden Überlegungen geht es um die Entwicklung von Orientie-
rungshypothesen. Das heißt, wir behaupten, dass bestimmte Variablen – ggf. 
in Verbindung mit anderen  – einen Unterschied bezogen auf das Denken 
über Mitbestimmung bewirken oder eine bestimmte Kovariation zu erwar-
ten ist. Diese Orientierungshypothesen werden dann in weiteren Schritten 
für die spezielleren Fragestellungen verfeinert, so dass sie sich stärker auf em-
pirische Konstrukte (konkrete Variablen) beziehen und auch spezifizieren, 
welche Unterschiede bei den unabhängigen Variablen welche Unterschiede 
bei der abhängigen (dem Denken über Mitbestimmung) bewirken.

2.5.1 Soziale Position

Für die empirische Analyse sind die soziale Position, die Zugehörigkeit zu 
einer Altersgruppe und zu einem (sozialen) Geschlecht als soziodemogra-
phische Größen wichtig. Theoretisch gesprochen sind dies Indikatoren  
für unterschiedliche, den Habitus prägende und reproduzierende soziale 
Strukturen und Praktiken. Dabei nehmen wir an, dass diese Größen nicht 
nur direkt auf das Denken über Mitbestimmung wirken. Vielmehr bilden 
sich je nach sozialer Position, Alter und Geschlecht unterschiedliche allge-
meinere Wert-Wissens-Strukturen heraus, die wiederum systematisch mit 
Sozialen Repräsentationen von Mitbestimmung und auch der Bewertung 
von Mitbestimmung kovariieren. Wir sprechen von Kovariation und sind 
mit der Behauptung einer einseitigen Kausalität zurückhaltend. Dies hat 
zwei Gründe: Zum einen unterstellen wir in unseren theoretischen Annah-
men rekursive Beziehungen: Handeln (die soziale Praxis) beeinflusst das 
Denken, und das Denken wiederum das Handeln. Zum anderen können 
wir empirische Argumente für Kausalitätsbehauptungen schon allein des-
wegen nicht heranziehen, weil unser Datensatz lediglich Querschnittsdaten 
beinhaltet.

2.5.1.1 Soziale Position und Denken über Mitbestimmung
Bourdieu verwendet als Indikator für die soziale Stellung Berufsbezeichnun-
gen. Wir erfassen die soziale Position über mehrere Merkmale und Verbin-
dungen zwischen diesen, und zwar vor allem über die Stellung im Beruf, 
aber auch über die Branche, das Haushaltseinkommen und den (angestreb-
ten) Bildungs- und Berufsabschluss.
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Die soziale Position oder Stellung ist in unserer Studie aus mehreren 
Gründen relevant: Erstens bestimmt sie die materielle Lage der Person und 
ihre Vulnerabilität durch unternehmerische Entscheidungen wie Lohnkür-
zungen, Standortverlagerungen, Kurzzeitarbeit etc. Mit einer ungünstigen 
sozialen Position dürfte ein erhöhtes Interesse einhergehen, an unternehmeri-
schen Entscheidungen beteiligt zu werden – eben mitzubestimmen. (Jeden-
falls würde man dies vermuten, wenn die Befragten ihre Lage zutreffend ein-
schätzen; wir haben bereits darauf hingewiesen, dass dies keineswegs der Fall 
sein muss.) Darüber hinaus ist die soziale Position auch ein Hinweis auf die 
aktuellen Sozialisationserfahrungen, vor allem im Betrieb. Die dort erlebte Si-
tuation ist für einen angelernten Arbeiter anders als für eine leitende Ange-
stellte. Auch die Tatsache, dass jemand nicht erwerbstätig ist, dürfte einen 
Einfluss auf das Denken über Mitbestimmung haben.

2.5.1.2 Soziale Position und Wert-Wissens-Strukturen
Die soziale Position schlägt sich nicht immer unmittelbar in Sozialen Reprä-
sentationen von Mitbestimmung nieder. Vielmehr prägen vor allem die sozi-
ale Herkunft und die berufliche Sozialisation (die soziale Position) den Habi-
tus. Dieser wiederum korrespondiert mit allgemeineren Wert-Wissens-Struk-
turen, in deren Lichte Mitbestimmung wahrgenommen, eingeordnet und 
bewertet wird.

Ein wesentliches Element solcher allgemeinen Wert-Wissens-Strukturen 
sind politische Werthaltungen. Solche Werthaltungen haben nicht zuletzt die 
Funktion, die eigene soziale Position zu rechtfertigen (Jost/Kay/Thorisdottir 
2009). Personen mit einer besseren sozialen Position können z. B. ihre Positi-
on rechtfertigen, indem sie (sich) sagen, dass diese prinzipiell jedem offen 
stünde, wenn sie oder er sich nur anstrengen würde. Neben der Rechtferti-
gungsfunktion gibt es aber auch einen anderen Grund, warum sich solche 
Werthaltungen aufgrund der sozialen Herkunft unterscheiden dürften. Bour-
dieu ist der Auffassung, dass der Habitus der unteren Schichten mit der „Ent-
scheidung für das Notwendige“, mit dem „Not-Geschmack“ (Bourdieu 1987: 
585) charakterisiert ist. Er bezieht sich dabei auf den Konsum- und Lebensstil 
und die damit einhergehenden Vorstellungen, man kann die entsprechende 
Vermutung aber auch auf andere Denkstrukturen außerhalb dieses Bereiches 
beziehen. Bourdieu meint, Menschen mit geringem Kapitalvolumen müssen 
im Kollektiv handeln, um ihre Bedürfnisse befriedigen zu können. Das Aus-
leihen von Geräten und das Auftragen der Kleidung der Nachbarskinder 
funktioniere nur mit Sinn für das direkte soziale Umfeld, mit einem Gefühl 
von unmittelbarer Solidarität. Menschen, die also eher dazu gezwungen sei-
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en, sich solidarisch zu verhalten und in solch eine Welt hineingeboren wer-
den, entwickelten eine entsprechende Mentalität stärker als Menschen, die 
nie auf andere angewiesen waren. Personen, die dagegen über mehr Kapital-
volumen verfügen, dürften eher individualistische Grundorientierungen auf-
weisen. Nun hat sich vermutlich die materielle Basis einer Kultur, die durch 
„praktische Solidarität“ (Bourdieu 1987: 616) charakterisiert ist, verändert, 
und die Kultur dürfte zumindest brüchig geworden sein. Gleichwohl ist es 
plausibel anzunehmen, dass sie mental nachwirkt und die Einstellungen 
gleichsam nachlaufend noch mitprägt. Wir gehen daher davon aus, dass die-
jenigen, die eine ungünstigere soziale Position einnehmen, weniger individu-
alistische Einstellungen aufweisen und auch affiner gegenüber Mitbestim-
mung sind, diese anders wahrnehmen und anders darstellen. In unserer 
Befragung verwenden wir daher eine Fragenbatterie, um solche kollektivisti-
schen bzw. individualistischen Orientierungen zu erfassen und ihren Zusam-
menhang mit Einstellungen zur Mitbestimmung zu identifizieren. Auch 
Selbsteinschätzungen auf einer Links-Rechts-Skala (ZA & ZUMA 2014), die Be-
wertung des Kapitalismus als System (Wright 1997, zur deutschen Fassung sie-
he Erbsloeh et al. 1988) sowie Vorstellungen über soziale Gerechtigkeit (Tulli-
us/Wolf 2012; Lengfeld 2004) gehören zu den Variablengruppen, mit deren 
Hilfe wir allgemeinere Wert-Wissens-Strukturen erfassen. Diese Strukturen 
stehen einerseits in einem Zusammenhang mit der Repräsentation von Mit-
bestimmung, andererseits dürften sie eine systematische Variation mit der so-
zialen Position aufweisen. Wir haben daher sowohl in unserer Telefonbefra-
gung als auch in unseren qualitativen Interviews entsprechende Fragen 
gestellt.

In unserer Analyse wollen wir zwei weitere Merkmale hervorheben, die 
wie die soziale Position und in Verbindung mit ihr eine Verortung im sozia-
len Feld bewirken: das soziale Geschlecht und das Alter. Wir halten es aller-
dings für wenig sinnvoll, Geschlecht und Alter allein zu betrachten, sondern 
immer in Verbindung mit der sozialen Position. Würde man sämtliche ande-
re Einflüsse auf das Denken über Mitbestimmung statistisch kontrollieren 
können, hätten letztlich Variablen wie Alter oder Geschlecht keine inhaltli-
che Bedeutung mehr.

Zusammenfassend lautet unsere erste Orientierungshypothese: Die soziale 
Position wirkt zum einen auf allgemeinere Wert-Wissens-Strukturen und 
zum anderen (direkt oder indirekt über die allgemeineren Strukturen) auf 
die spezielleren Einstellungen zur Mitbestimmung, auf das Wissen über die-
sen Gegenstand und darauf, welche Folgen man mit Mitbestimmung asso
ziiert.
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2.5.2 Alter und Denken über Mitbestimmung

Wir wollen wissen, wie vor allem jüngere Menschen über Mitbestimmung 
denken. Die heranwachsende Generation ist uns deshalb wichtig, weil sie 
entscheidend für die zukünftige Gestaltung von Mitbestimmung sein wird.

Unsere zweite Orientierungshypothese sagt zunächst nicht mehr als: Unter-
schiede in der Altersgruppenzugehörigkeit gehen mit Unterschieden im 
Denken über Mitbestimmung einher.

Die Gegenhypothese würde besagen, dass wir keine Unterschiede zwi-
schen den Altersgruppen finden. Dass diese Gegenhypothese zutrifft, ist aller-
dings eher unwahrscheinlich, denn (zumindest geringe) Differenzen werden 
empirisch fast immer zu beobachten sein. Ob diese dann aber ein systemati-
sches Muster ergeben, ob etwa die Jüngeren (wobei noch zu klären ist, wie 
wir die Altersgruppen empirisch voneinander abgrenzen) Mitbestimmung 
weniger positiv bewerten, ist eben die Frage. Bei Vester et al. finden sich Hin-
weise darauf, dass sich bestimmte Denkmuster im Generationswechsel kaum 
verändert haben. Zu diesen Denkmustern zählt die „Wahrnehmung und Ein-
schätzung sozialer Ungleichheiten“, die „offensichtlich eine kollektive und 
tradierte Lebenserfahrung der Anerkennung realer Machtverhältnisse in der 
Gesellschaft“ ausdrückt (Vester et al. 2001: 324).

Wir können in unserer Auswertung Kohorteneffekte nicht von Altersef-
fekten trennen, da wir keine Paneldaten erheben. Falls wir Unterschiede zwi-
schen Jüngeren und Älteren finden sollten, dann können wir nicht sagen, ob 
diese dadurch verursacht sind, dass sich die Personen in unterschiedlichen 
Lebensabschnitten befinden (Alterseffekt) oder darauf, dass die Angehörigen 
unterschiedlicher Altersgruppen in ihrem Denken über Mitbestimmung 
vom sich wandelnden „Zeitgeist“ der jeweiligen Phase ihrer politischen Sozi-
alisation (Kohorteneffekt) beeinflusst worden sind.

Eine Analyse der Unterschiede im Denken über Mitbestimmung sollte 
uns auch Ansatzpunkte für das letzte Kapitel liefern, in dem wir praktische 
Hinweise geben wollen. Wenn man politische Bildung im Bereich Mitbe-
stimmung forcieren will, lohnt sich ein Blick auf das Mitbestimmungsden-
ken der Jüngeren, um an diese Vorstellungen anschließen zu können.

2.5.3 Soziales Geschlecht und Denken über Mitbestimmung

Geschlecht fassen wir als eine gesellschaftlich konstruierte Kategorie auf.  
Mit Geschlecht sind Rollenerwartungen verbunden; Personen werden Ge-
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schlechtskategorien automatisch zugeordnet und mit diesen Erwartungen 
konfrontiert, selbst wenn sie diese für sich ablehnen. Das soziale Geschlecht 
ist insbesondere deshalb relevant, weil es nach wie vor verbunden ist mit ei-
ner geringeren sozialen Stellung und damit einhergehend mit einer erhöhten 
Vulnerabilität. So beschreiben Baines und Cunningham z. B. die Effekte der 
Austeritätspolitik auf Erwerbstätige im Bereich der „Care“-Arbeit, die meis-
tens von Frauen, insbesondere von Migrantinnen, ausgeführt wird. Die Kür-
zungen in den öffentlichen Bereichen dieser Branche treffen Frauen häufiger 
als Männer (Baines/Cunningham 2015: 184), was sicherlich noch einmal 
mehr für die angelsächsischen liberalen Wohlfahrtsstaaten gilt. Aber auch in 
Deutschland wurden die sozialen Berufe lange Zeit abgewertet und erfahren 
erst durch die jüngste Berichterstattung über Kita-Streiks eine gewisse media-
le Aufmerksamkeit und damit womöglich auch die Chance einer sozialen 
Aufwertung, verbunden mit der Gelegenheit einer Aufwertung der Entloh-
nung und der Verbesserungen der Arbeitsbedingungen.

Wie nun genau Geschlechtsunterschiede auf das Denken über Mitbestim-
mung wirken, ob es einen Geschlechtseffekt unabhängig oder in Verbindung 
mit anderen Variablen gibt oder ob dieser ggf. über die erhöhte Vulnerabili-
tät wirkt, ist theoretisch schwer bestimmbar. Unsere dritte Orientierungshypo-
these lautet daher: Geschlecht hat in Verbindung mit anderen Dimensionen 
der sozialen Position und allgemeineren Wert-Wissens-Strukturen einen Ein-
fluss auf das Denken über Mitbestimmung. Wir werden hier bei den konkre-
ten empirischen Analysen noch präzisere Hypothesen formulieren, zu gro-
ßen Teilen gehen wir allerdings explorativ-empiristisch vor: Wir lassen die 
Daten sprechen.

2.5.4 Erfahrungen mit Mitbestimmung

Wir vermuten, dass Erfahrungen mit der Mitbestimmung die entsprechen-
den Einstellungen beeinflussen. Mit Erfahrungen meinen wir vor allem ein 
Engagement in einem Mitbestimmungsgremium. Das Vorhandensein einer 
Mitarbeitervertretung ermöglicht überhaupt erst Erfahrungen. Wir werden 
später weiter ausführen, dass Erfahrungen in einer aktiven Auseinanderset-
zung zwischen Person und Umwelt gemacht werden. Erfahrungen formen 
den Habitus, aber umgekehrt auch der Habitus die Erfahrungen. Unsere vier-
te Orientierungshypothese lautet: Erfahrungen mit der Mitbestimmung beein-
flussen die Einstellungen positiv. Nun kommt es sicher darauf an, ob es sich 
um positive oder negative Erfahrungen handelt. Wir vermuten, dass überwie-
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gend positive Erfahrungen gemacht worden sind. Auch auf diesen Punkt 
werden wir im entsprechenden Abschnitt zurückkommen.

2.6 Fazit

In diesem Kapitel haben wir die wichtigsten theoretischen Konstrukte (Wert-
Wissens-Strukturen, Soziale Repräsentation und Habitus) und Orientie-
rungshypothesen für unsere Arbeit vorgestellt. Bevor wir auf die Untersu-
chungsergebnisse eingehen, wollen wir im nächsten Kapitel näher auf die 
Methoden der Datenerhebung und auf die Konstruktion einiger zentraler 
Variablen bezogen auf das Denken über Mitbestimmung eingehen. Diese Va-
riablen sind für alle nachfolgenden Kapitel zentral und werden daher im fol-
genden Kapitel genauer beschrieben. Zu anderen Variablen finden sich chro-
nologisch zu ihrer Einführung und Gebrauch methodische Einschübe in den 
jeweiligen Kapiteln.
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3.1 Ausgangsproblem

Wie kann man erfassen, was Menschen über Mitbestimmung denken, was 
und wie viel sie darüber wissen und wie sie Mitbestimmung bewerten? An-
ders gesagt: Welche Methoden sind für diesen Zweck geeignet? Wir wollen 
zunächst kurz skizzieren, welche Verfahren in der Forschung zu Einstellun-
gen, aber auch zu Wissen über Mitbestimmung und zu ähnlichen für uns re-
levanten Größen herangezogen wurden und werden. Wir beginnen mit den 
in der Mitbestimmungsforschung bereits verwendeten Methoden. Es ist 
nicht sinnvoll, das „Rad neu zu erfinden“. Daher prüfen wir bereits genutzte 
Verfahren darauf hin, inwieweit sie für unsere Zwecke geeignet sind. An-
schließend zeigen wir, wie man über die Mitbestimmungsforschung hinaus – 
insbesondere in der psychologischen Forschung – Einstellungen misst und 
was wir von dieser Forschung aufgreifen. Schließlich stellen wir das von uns 
neben anderen Methoden verwendete Assoziationsverfahren näher vor. Wir 
beschließen diesen Abschnitt mit einer Zusammenfassung, die erste Überle-
gungen für weitere Operationalisierungen und für konkrete Anwendungen 
der Methoden enthält. Die auf einzelne Fragen und Items heruntergebroche-
nen „Übersetzungen“ sowie die Darstellung unserer (Interview-)Methodik 
folgen anschließend in einem Kapitel über die Operationalisierung der Kon-
strukte und deren Umsetzung im Fragebogen und Interviewleitfaden.

3.2 Verfahren (und Messgrößen) in Untersuchungen  
zum Denken über Mitbestimmung

Insgesamt gibt es nur wenig neuere Forschung zur Frage, was Menschen über 
die Mitbestimmung der Arbeitnehmer denken. Wenn man allerdings den ge-
samten Zeitraum von seit etwa 1950 bis heute in der Bundesrepublik betrach-
tet, findet man einige Untersuchungen, die methodisch für unsere Studie 
anregend, z. T. auch sehr hilfreich sind. Dabei wollen wir hier keinen umfas-
senden Überblick über sämtliche existierenden Studien mit den dort jeweils 
eingesetzten Methoden geben (siehe hierzu Greifenstein/Kißler 2010). Statt-
dessen werden wir drei Gruppen von Methoden, die besonders häufig ge-
nutzt werden, unterscheiden und anhand ausgewählter, für uns wichtiger 
Studien darstellen und beispielhaft illustrieren (eine nach wie vor lesenswer-
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te Methodenkritik an den aus heutiger Sicht älteren Untersuchungen findet 
sich bereits bei Dahrendorf 1965).

In den vorliegenden Studien werden Einstellungen (im Sinne von Bewer-
tungen) oder Meinungen erstens über mehr oder weniger einfache Statements 
oder Fragen erfasst. In solchen Untersuchungen befragt man in der Regel eine 
größere Anzahl von Menschen. Ein Beispiel ist die Erhebung von Schlömer 
et al. (2007), die unter anderem untersucht, welche Einstellung Geschäftsfüh-
rer mittelständischer Unternehmen (n = 809) zum Betriebsrat haben. Dabei 
verwenden die AutorInnen insgesamt elf Aussagen, denen die Befragten auf 
einer fünfstufigen Skala zustimmen oder die sie ablehnen können (von 
1 = trifft gar nicht zu bis 5 = trifft voll zu) (Schlömer et al. 2007: 31). Eine star-
ke Zustimmung zu einer Aussage wie „Der Betriebsrat ermöglicht auch die 
Umsetzung unpopulärer Entscheidungen im Unternehmen“ drückt nach 
Ansicht der AutorInnen eine positive Einstellung aus; die Zustimmung zu 
Aussagen wie „Der Betriebsrat verfolgt nur die eigenen Interessen und ist da-
her kontraproduktiv“ indiziert eine negative Einstellung. Die Antwortwerte 
bezogen auf die elf Aussagen werden für jeden Befragten aufsummiert (wo-
bei die Werte der negativen Aussagen entsprechend umkodiert sind). Die Ge-
samtskala kann Werte von 11 (nur negative Antworten) bis 55 (nur positive 
Antworten) annehmen. Der sich empirisch zeigende Mittelwert beträgt 28,6 
(n = 726) und zeigt damit eine im Durchschnitt eher neutrale Einstellung an. 
Interessanterweise ist die Einstellung der Geschäftsführer in Betrieben mit 
Betriebsrat (mit einem Mittelwert von 33,4) stärker positiv als in Betrieben 
ohne Betriebsrat (Mittelwert: 26,6). „Hieraus geht jedoch nicht hervor, ob 
eine positive Einstellung zur betrieblichen Mitbestimmung Folge oder Ursa-
che einer Betriebsratsgründung ist“ (Schlömer et al. 2007: 32).5

Einige Untersuchungen verwenden keine Skalen mit einer größeren Zahl 
von Items, die summiert werden, sondern erfragen sehr unterschiedliche Ein-
zelaspekte der Mitbestimmung. Die Antworten werden nicht auf einer ein-
heitlichen Einstellungsskala numerisch zusammengefasst. So wird in der Stu-
die von Moser (1976) etwa danach gefragt, ob die Beschäftigten den 
Betriebsrat als „ihr“ Interessenvertretungsorgan ansehen („Erkennen Sie den 
Betriebsrat als Ihre Interessenvertretung an?“ – „in allen Fällen … in keinem 
Fall“; ebd.: 92, Frage 19). Gefragt wird weiterhin, welche Rechte sich die Be-

5	 Fraglich ist, ob hier eine positive Einstellung zur Mitbestimmung gemessen wird oder eher das Aus-
maß, in dem die Befragten meinen, der Betriebsrat sei ein Instrument für ihre Interessen („Umsetzung un-
populärer Entscheidungen“). Da hier die Methode der Erhebung im Vordergrund steht, diskutieren wir 
den Punkt nicht weiter.
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fragten für den Betriebsrat wünschen und wie viel Wirtschaftsdemokratie sie 
wollen.6

Zweitens findet man Arbeiten, die sich der Methode qualitativer Interviews 
bedienen. Die Fallzahlen in solchen Untersuchungen sind meist vergleichs-
weise klein. Nicht selten konzentrieren sich solche Erhebungen auf einen 
oder wenige Betriebe, d. h. auch, dass in der Regel Arbeitnehmer befragt wer-
den und nicht die Bevölkerung insgesamt. Ein Beispiel ist die 1957 erstmals 
publizierte Untersuchung von Popitz et al. (1977). Die Studie gilt zu Recht als 
„Klassiker“; inhaltlich wie methodisch kann man viel von ihr lernen (Dahren-
dorf 1965: 62), auch heute noch. In den Jahren 1953 und 1954 wurden 600 Be-
schäftigte eines Hüttenwerkes befragt, eine ungewöhnlich hohe Fallzahl für 
qualitative Interviews. Im ausführlichen und gut dokumentierten Leitfaden 
für die Interviews ist u. a. die Frage nach dem Verständnis von Mitbestim-
mung enthalten: „Was verstehen Sie unter Mitbestimmung? (Was soll das ei-
gentlich heißen: ‚Mitbestimmung’?“, S. 23, Frage 45). Auch das Wissen um 
Mitbestimmung und die Einstellung dazu sind Gegenstand der Gespräche. Es 
wird also von den Autoren keineswegs vorausgesetzt, dass alle Befragten das-
selbe Verständnis von Mitbestimmung haben und alle ausreichend über die 
Umsetzung im eigenen Betrieb Bescheid wissen. Die Auswertung der Inter-
views und die Aufbereitung der Resultate erfolgen in erster Linie qualitativ, 
aber auch quantitativ. Interessant ist u. a. die Bildung von „Typen der Einstel-
lung zur Mitbestimmung“ (Popitz et al. 1977: 156 ff.), wobei nicht nur die In-
terviewaussagen allein zur Mitbestimmung verwendet, sondern auch weitere 
Aspekte des Gesellschaftsbildes der Befragten mit herangezogen werden. Po-
pitz et al. (1977) unterscheiden die Typen Bejahung, Ablehnung, Resignation 
und Teilnahmslosigkeit, z. T. wird noch zwischen Subtypen differenziert. Es 
geht den Wissenschaftlern also nicht nur um eine Verortung der Befragten auf 
einer eindimensionalen Zustimmungs-Ablehnungs-Skala, sondern auch um 
mindestens eine weitere Dimension, die die Resignation oder Teilnahmslosig-
keit erfasst. Eine solche Verdichtung zu Typen von Denken über Mitbestim-
mung ist auch für unsere Arbeit, vor allem für den qualitativen Teil, sinnvoll.7

6	 Dass nach der Bewertung konkreter Institutionen wie der Mitbestimmung im Aufsichtsrat gefragt 
wird, findet man häufiger in Phasen politischer Auseinandersetzungen und weniger in politisch ruhigen 
Phasen (siehe als Beispiele für solche nach konkreten Institutionen fragenden Analysen: Diekershoff 1969; 
Institut für Demoskopie Allensbach (IfD) 1974; Arbeitnehmermonitor 2008).
7	 Typenbildung ist dabei selbstverständlich nicht auf qualitative Erhebungsmethoden beschränkt, 
auch quantitative Informationen können grundsätzlich zur Typenbildung (mittels statistischer Methoden 
wie Cluster-, Faktoren- oder Korrespondenzanalysen) herangezogen werden.
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Drittens haben wir Untersuchungen gefunden, die zumindest ansatzwei-
se mit Assoziationsfragen oder ähnlichen Techniken arbeiten. Diekershoff 
(1969) hat in seiner zu zwei Zeitpunkten durchgeführten Paneluntersuchung 
jeweils zu Beginn der 670 Einzelinterviews die Frage gestellt: „Der Deutsche 
Gewerkschaftsbund hat in letzter Zeit verschiedene Forderungen gestellt. 
Können Sie mir aus dem Gedächtnis heraus einige Forderungen nennen?“ 
(ebd.: 5, genannt werden sollten mindestens drei Forderungen). Dabei wurde 
die „Spontanassoziation“ Mitbestimmung sehr viel häufiger als andere Forde-
rungen genannt. Hier wird allerdings nicht die Einstellung zur Mitbestim-
mung im Sinne einer Bewertung erfragt, sondern das Wissen über die Politik 
des DGB. Ein weiterer interessanter Befund besteht darin, dass diejenigen, 
die solche Assoziationen nannten, auch zu einem höheren Prozentsatz an
gaben, in der Zeitung darüber gelesen oder mit Kollegen diesen Punkt dis
kutiert zu haben. Wissen über Mitbestimmung spielt auch in unserer Unter-
suchung eine wichtige Rolle, und wir wollen dieses Wissen, aber auch 
Bewertungen, ebenfalls über Assoziationen erfassen.

In der Arbeit von Wilpert und Rayley (1983), einer Teilstudie eines insge-
samt 22 Länder umfassenden Projektes, wurden 545 Beschäftigte unter-
schiedlicher Hierarchiestufen in insgesamt zehn Unternehmen untersucht. 
Besonders interessant für unsere Studie ist ebenfalls die verwendete Assoziati-
onsmethode. Die Teilnehmer der Befragung wurden zu Beginn der schriftli-
chen Befragung gebeten, „das aufzuschreiben, was ihnen spontan zum Be-
griff Mitbestimmung einfällt“ (ebd.: 70). Von den schriftlichen Aussagen 
waren 50  Prozent als nicht-wertende Aussagen bzw. Wissensdarstellungen 
anzusehen, die verbleibenden 50 Prozent als Wertungen. 7 Prozent entfielen 
auf negative, 43 Prozent auf positive Wertungen. Deutlich wurde nach An-
sicht der Autoren zum einen: „Von einheitlichen Grundhaltungen und ei-
nem einheitlichen Wissensstand unter der Arbeitnehmerschaft kann keine 
Rede sein“ (ebd.: 70). Darüber hinaus solle man – so die Autoren – den Wer-
tungen keine zu große Bedeutung hinsichtlich der Einstellung zur Mitbe-
stimmung zuschreiben, da nicht ausdrücklich nach Wertungen gefragt wur-
de, sondern ganz offen nach einer Stellungnahme (ebd.: 70). Zum anderen 
bestätige sich erneut, dass die Institution der Mitbestimmung „in der aktiven 
Erwerbsbevölkerung ein positives Echo findet“ (ebd.: 71). Eine grundsätzlich 
positive Haltung finde sich auch bei den Betriebsleitungen; in keinem der be-
teiligten Unternehmen konnten negative Äußerungen festgestellt werden 
(ebd.: 71). Nun sind in unserer Befragung keine schriftlichen Stellungnah-
men möglich. Grundsätzlich wären auch in Telefoninterviews ausführlichere 
mündliche Äußerungen erfassbar, solche Aufzeichnungen wären aber sehr 
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aufwendig. Daher ist nach einer Variante des Assoziationsverfahrens zu su-
chen, da uns die grundsätzliche Methode, die Bevölkerung nach ihren spon-
tanen Gedanken zur Mitbestimmung zu befragen, gut geeignet erscheint, 
Denken zu erfassen.

In etlichen Arbeiten werden mehrere Methoden miteinander verbunden, 
oft in der Form, dass man neben stärker standardisierten Befragungen mit re-
lativ einfachen Fragen auch qualitative Interviews nutzt. Zum Teil werden 
Einzel- und Gruppeninterviews miteinander kombiniert. Eine hinsichtlich 
des theoretischen Bezugsrahmens und der Methodik sehr elaborierte Unter-
suchung haben Walter/Kißler/Scholten (1981) durchgeführt.8 Sie kombinie-
ren „Einzelbefragungen (n = 146), 10 Gruppendiskussionen mit insgesamt 60 
Teilnehmern und 13 Tiefeninterviews“ (ebd.: 44). Die Autoren der Studie 
verstehen Mitbestimmung als Lernprozess und unterscheiden zwischen Mit-
bestimmung als „Wissensproblem“, als „Informationsproblem“ (dies zielt auf 
die genutzten Informationskanäle ab), als „Einstellungsproblem“ und als „In-
teressenproblem“ (darüber hinaus als „gewerkschaftliches Transferprob-
lem“). Die Einstellung im Sinne einer Bewertung der Mitbestimmung wird 
unter anderem mittels einer Art Semantischen Differentials (Osgood/Suci/
Tannenbaum 1971) gemessen. Die Befragten bekamen eine Liste mit acht Ei-
genschaftswörtern vorgelegt, aus denen sie drei Begriffe auswählen konnten, 
„die Ihrer Ansicht nach die Mitbestimmung der Arbeitnehmer in den Betrie-
ben und in der Wirtschaft kennzeichnen“ (ebd.: 153, Tabelle 6.1). Die drei 
Begriffe, die am häufigsten (jeweils etwas weniger als 30 Prozent der Nen-
nungen) ausgewählt wurden, sind „fortschrittlich“, „sozial“ und „notwen-
dig“, während die Mehrheit der Befragten die Begriffe „gefährlich“, „schäd-
lich“ und „undemokratisch“ (mit deutlich unter 2 Prozent der Nennungen) 
für nicht passend hielt.

3.3 Verfahren der Einstellungsmessung über die Mitbestim­
mungsforschung hinaus

Im Folgenden stellen wir die auch in anderen Forschungsfeldern verwende-
ten Verfahren dar. Grundsätzlich kann man zwischen nicht-assoziativen und 
assoziativen Methoden unterscheiden.

8	 Diese unseres Erachtens in methodischer und theoretischer Hinsicht herausragende Studie ist uns 
erst nach der Konzipierung unserer eigenen Untersuchung bekannt geworden.
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3.3.1 Nicht-assoziative Verfahren der Einstellungsmessung

Bei den meisten Messmethoden steht die Erfassung der bewertenden Dimen-
sion von Einstellungen im Vordergrund. Unterschieden wird zwischen expli-
ziten und impliziten Einstellungen und entsprechenden Messverfahren (Bas-
sili/Brown 2005). Bei der Messung expliziter Einstellungen rufen die Probanden 
ihre bewusste Einstellung ab. Typisch für diese Methoden sind Skalen, bei de-
nen Personen direkt nach ihrer Bewertung eines Objektes gefragt werden 
(Bohner/Dickel 2011; Schwarz 2008). Die Antwortwerte der einzelnen Fra-
gen werden, vereinfacht gesagt, aufaddiert, der Gesamtwert bildet den Indi-
kator für die Bewertung. (Oben haben wir bereits konkrete Beispiele aus Mit-
bestimmungsuntersuchungen angeführt, daher verzichten wir auf weitere Er-
läuterungen.) Mithilfe solcher Skalen lässt sich vor allem die affektive, die be-
wertende Komponente von Einstellungen messen (Kirchler/Rodler/Hölzl 
1998). Die kognitive Komponente – was Menschen inhaltlich denken und 
was möglicherweise durch die vorgegebenen Antwortmöglichkeiten nicht 
abgedeckt wird – lässt sich so nur schwer erfassen. Zudem sind Einstellungen 
nicht immer ohne Weiteres introspektiv zugänglich (Bohner/Dickel 2011: 
394). Wir vermuten, dass Einstellungen auch tieferliegende kognitive und 
weit ins Emotionale hineinreichende „Schichten“ aufweisen, die bei direkten 
Befragungen möglicherweise nicht oder nur teilweise erfassbar sind. Und 
selbst wenn die Zugänglichkeit gewährleistet wäre: Menschen wollen ihre 
Einstellungen nicht immer preisgeben, etwa dann, wenn sie befürchten, sich 
gegenüber anderen negativ zu präsentieren. Oder sie geben an, bestimmte 
Einstellungen zu haben, weil sie meinen, dass man diese von ihnen erwartet 
bzw. weil sie sich Vorteile dadurch erhoffen. Solche Verzerrungen bei der Er-
fassung von Einstellungen werden auch als social desirability bias (King/Bru-
ner 2000) oder soziale Erwünschtheit bezeichnet.

Verfahren zur Messung impliziter Einstellungen versuchen solche Probleme 
zu reduzieren. Eine erste Gruppe von Verfahren greift auf Semantische Diffe-
renziale zurück. Ein Begriff wird als Stimulus vorgegeben und die befragte 
Person wird gebeten anzugeben, welche gegensätzlichen Eigenschaftswörter 
in welchem Ausmaß das im Stimulus genannte Objekt charakterisieren. (Wir 
haben oben bereits ein Beispiel einer Mitbestimmungsuntersuchung kennen-
gelernt, in dem eine ähnliche Methode angewandt wurde.) Freie Assoziatio-
nen sind hier nicht möglich. Die kognitive, inhaltliche Komponente wird bei 
diesem Verfahren wegen der Vorgabe der Antwortmöglichkeiten nur unzu-
reichend erfasst (Kirchler 1998). Für eine zweite Gruppe von Messverfahren 
sind sog. Implizite Assoziationstests (Greenwald/McGhee/Schwartz 1998) ty-
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pisch. Diese in der Markt- und Konsumentenforschung stark verbreiteten 
Tests sind am Computer durchzuführen. Der Grundgedanke besteht darin, 
dass je schneller mit einem Tastendruck (z. B. auf eine Positiv- oder Negativ-
taste) auf einen auf dem Bildschirm präsentierten Stimulus (z. B. ein Wort 
oder Bild) reagiert wird, desto enger sind zwei kognitive Elemente im Ge-
dächtnis miteinander verknüpft (z. B. ein Männer- oder Frauenbild mit der 
evaluativen Kognition „positiv“ oder „negativ“). Diese Methode kann zu Pro-
blemen führen, wenn Personen mit der Bedienung eines Computers wenig 
vertraut sind. Vor allem aber werden hier Bewertungen oder andere Begriffe 
vorgegeben, was dazu führen kann, dass man die Unterschiede in den inhalt-
lichen Interpretationen eines Bewertungsobjektes übersieht.

Gefragt ist also ein implizites Verfahren, das folgenden Kriterien genügt, 
um reliable und valide Messungen zu ermöglichen: Das Verfahren sollte ge-
eignet sein, tieferliegende Schichten von Einstellungen und sowohl die affek-
tive als auch die kognitive Dimension von Einstellungen zu erfassen. Die An-
sprüche an die Qualifikation bzw. Kompetenzen der Befragten sollten gering 
sein (z. B. hinsichtlich der Computerkenntnisse). Hier bietet sich das Verfah-
ren qualitativer Interviews an, das wir für ein Teilsample jüngerer Menschen 
nutzen. Allerdings müsste das Verfahren nicht nur für eine kleinzahlige Stu-
die verwendbar sein, sondern auch für großzahlige Erhebungen, was zu-
gleich beinhaltet, dass man es auf eine strukturierte Art und Weise, etwa in 
Telefoninterviews oder in Form strukturierter Fragebogenerhebungen, nut-
zen kann. Das Assoziationsverfahren, das wir im Folgenden darstellen, bean-
sprucht, diese Anforderungen zu erfüllen – insbesondere kann mit diesem 
Verfahren die inhaltliche Dimension von Einstellungen erfasst werden, die 
sich mit anderen Methoden kaum messen lässt.

3.3.2 Assoziationsverfahren

Die grundsätzliche Idee des Assoziationsverfahrens (AV) besteht darin, dass 
über spontan verbal (schriftlich oder mündlich) geäußerte Assoziationen, die 
einer Person zu einem Stimulusbegriff einfallen, die Einstellungen gemessen 
werden können, die diese Person zu dem mit dem Stimulusbegriff bezeichne-
ten Objekt hat. Man geht bei der Anwendung dieser Methode grundsätzlich 
wie folgt vor:

Erstens werden den Befragten nacheinander Begriffe (Stimuli) präsen-
tiert (in unserer Untersuchung: Mitbestimmung, Mitbestimmung der Ar-
beitnehmer, Betriebsrat  – wir kommen hierauf zurück). Die Präsentation 
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des Stimulus kann mündlich in einem Interview oder schriftlich mittels ei-
nes Fragebogens erfolgen, gelegentlich präsentiert man auch ein Stimulus-
objekt bildlich, etwa in Form einer Abbildung eines Produktes oder einer 
Person. Die Befragten werden gebeten, zu jedem Begriff spontan ihre jewei-
ligen Assoziationen (Response) zu äußern  – also das, was ihnen spontan 
dazu in den Sinn kommt. Meistens fordert man die Befragten auf, die jewei-
lige Assoziation in einem einzigen Wort auszudrücken. Jeder Befragte kann 
zu jedem Stimulusbegriff eine vorgegebene Anzahl von Wörtern (z. B. zehn) 
nennen. (Man kann auch die Zeit begrenzen und bitten, so viele Wörter wie 
möglich zu assoziieren.)

Zweitens geben die Befragten anschließend zu jedem der von ihnen asso-
ziierten Begriffe an, ob sie diesen jeweils als positiv, neutral oder negativ be-
werten. (Auch die Wichtigkeit der jeweiligen Assoziation kann man auf einer 
Skala einschätzen lassen.) Diese Bewertungen sind dann Indikatoren für die 
Einstellung zum jeweiligen Stimulusobjekt.

Ein anschauliches Beispiel für die Anwendung der Assoziationsmethode 
stammt aus der Untersuchung von Kirchler (1998). Menschen, die sich in ih-
rer sozialen Position unterschieden (Arbeiter, Angestellte, Beamte, Unter-
nehmer, Studierende) bekamen als Bestandteil einer schriftlichen Befragung 
den Stimulus Steuern präsentiert. Zu diesem Begriff schrieben die Befragten 
dann alle Assoziationen nieder, die ihnen einfielen. Anschließend wurden 
die Assoziationen von den Befragten als positiv, neutral oder negativ bewer-
tet. Ziel war es, unterschiedliche mentale Repräsentationen von Steuern und 
Einstellungen zu Steuern zu erfassen und mögliche Unterschiede zwischen 
den Gruppen zu identifizieren. Die Assoziationen wurden anschließend von 
zwei unterschiedlichen Mitarbeitern der Forschergruppe 25 Kategorien zuge-
ordnet. Zudem wurde ein sogenannter Polaritätsindex berechnet; dabei zieht 
man bei jeder befragten Person die Anzahl der negativen Assoziationen von 
jener der positiven ab und teilt diesen Wert durch die Anzahl der gesamten 
von der Person geäußerten Assoziationen. Dieser Index kann Werte zwischen 
–1 und +1 annehmen. In der Untersuchung zeigte sich ein Polaritätsindex 
von –0,15, was eine schwach negative Einstellung zu Steuern indiziert (Kirch-
ler 1998: 126). Ein anderes interessantes Ergebnis besteht darin, dass sich die 
Bewertungen zwischen den sozialen Gruppen wenig unterscheiden, dass 
aber die inhaltlichen Vorstellungen über Steuern – das, was die Befragten da-
mit verbinden – durchaus differieren. Beispielweise sehen die befragten Un-
ternehmer Steuern als Bestrafung ihrer Arbeit an; Arbeiter und Angestellte 
denken dagegen, dass Steuern zur Finanzierung öffentlicher Güter verwen-
det werden (Kirchler 1998: 126).



56

Was Menschen über Mitbestimmung denken

3.3.2.1 Historische Entwicklung von Assoziationsverfahren
Das Assoziationsverfahren hat eine lange Tradition. Dabei gibt es mehrere 
parallele Entwicklungslinien, die nach unserem Eindruck nicht selten isoliert 
voneinander in unterschiedlichen scientific communities mit je spezifischen 
methodologischen und theoretischen Annahmen verlaufen (zur Darstellung 
der historischen Wurzeln vgl. Szalay/Brent 1967; Szalay/Deese 1978: 916). 
Eine gemeinsame Wurzel ist die Psychoanalyse (Freud 1920). Aus dieser Sicht 
sind freie verbale Assoziationen eine „sequence of thoughts, feelings, images, 
and memories“ (Kris 1996: 8). Therapeutische Zwecke stehen in der Psycho-
analyse im Vordergrund. Angenommen wird, dass freies Assoziieren, auch 
ohne Vorgabe von Stimulusbegriffen, dabei hilft, Verdrängtes an die Oberflä-
che zu holen, um dadurch z. B. Ängste oder Neurosen besser bewältigen zu 
können.

Gemeinsam ist allen Varianten die Annahme, dass eine spontane sprach-
liche Äußerung (sei es in Form eines einzigen Wortes oder in Form längerer 
Sätze) als Response oder Reaktion auf einen Stimulusbegriff zu betrachten ist 
und dass diese Reaktion den (inneren) psychischen Zustand eines Menschen 
gegenüber einem (äußeren) Objekt – dem im Stimulus beschriebenen (Sza-
lay/Deese 1978: 1) – ausdrückt. Darüber hinaus geht man davon aus, dass die 
gegenwärtige Relation zwischen dem psychischen Zustand und dem Objekt 
auch Folgen hat für das künftige Handeln. Eine positive Assoziation sollte 
mit einem positiven Handlungsimpuls einhergehen, eine negative Assoziati-
on entsprechend mit einem negativen Handlungsimpuls.

In den letzten Jahrzehnten ist das AV erneut aufgegriffen worden, und 
zwar insbesondere von einer Gruppe von Sozialpsychologen, die sich stark 
auf die Theorie der Sozialen Repräsentation (Moscovici 2000) beziehen. Hier 
wird die Methode als „associative network analysis“ (De Rosa 2002; Kirchler/
Rodler/Hölzl 1998) bezeichnet. Die Unterschiede zu den anfänglichen Ver-
wendungen der Methode (etwa von Szaley/Brent 1967) liegen vor allem in 
der elaborierteren Auswertung der Daten. Man versucht, mit statistischen 
Verfahren Netzwerke oder Cluster von Assoziationen zu identifizieren und 
dann zu unterscheiden, welche Personenmerkmale (z. B. der Bildungsstatus, 
ethnische Zugehörigkeit etc.) mit welchen Clustern oder Netzwerken korre-
spondieren. Es liegt nahe, dass diese Methode auch in der Markt- und Konsu-
mentenforschung Beachtung findet (John et  al. 2006; Teichert/Schöntag 
2010). In der Kognitiven Anthropologie gibt es ebenfalls sehr ähnliche Me-
thoden (Borgatti 1994; Bernard/Ryan 2010). Es geht in der Anthropologie 
u. a. darum, sog. „cultural domains“ zu erschließen. So versucht man durch 
die Erstellung von Wortlisten (daher wird das Verfahren auch als freelisting 
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bezeichnet) z. B. herauszufinden, welche Pflanzen bestimmte Volksgruppen 
mit Gesundheit assoziieren (Reyes-García et  al. 2006) oder welches Wissen 
Strafgefangene über das Gefängnisleben haben (Fleisher/Harrington 1998).

Allen Varianten des AV ist trotz einiger Unterschiede vor allem in der 
theoretischen Begründung die Messhypothese gemeinsam, dass man über die 
freien Assoziationen zu einem Stimuluswort auf tieferliegende, kognitiv und 
emotional verankerte Wert-Wissens-Strukturen eines Menschen oder einer 
Gruppe von Menschen schließen kann.

3.3.2.2 Vor- und Nachteile des Assoziationsverfahrens
Ein wesentlicher Vorteil der Assoziationsmethode besteht darin, dass man 
mit ihr mehrere Dimensionen von Einstellungen messen kann. Erstens er-
fasst die Abfrage freier Assoziationen die inhaltlichen Vorstellungen über ein 
Objekt. Hinzuzufügen ist, dass die Anzahl der Assoziationen auch ein Aus-
druck des Wissensumfanges sein dürfte. Zweitens wird die affektive, wertende 
Komponente von Einstellungen durch die positive oder negative Evaluation der 
Assoziationen messbar gemacht. Ein Vorteil der Methode gegenüber anderen 
liegt dabei darin, dass sie das Problem der sozialen Erwünschtheit dadurch 
reduziert, dass keine Antwortmöglichkeiten vorgegeben werden. Ein dritter 
Vorteil besteht darin, dass die Methode sowohl für qualitative als auch quan-
titative, großzahlige Erhebungen eingesetzt werden kann. Anwendungen mit 
hohen Fallzahlen sind in der Literatur allerdings weniger häufig zu finden 
(eine frühe Ausnahme ist z. B. die Untersuchung von Moodie/Markova/
Plichtova 1995). Vorteilhaft ist viertens die einfache Anwendung bei der Er-
hebung. Auch Menschen, die mit der Umfrageforschung nicht vertraut sind, 
werden Antworten auf die Frage geben können, was ihnen zu einem be-
stimmten Wort einfällt und ob das geäußerte Wort für sie etwas Positives, 
Negatives oder Neutrales bezeichnet.

Ein relativer Nachteil gegenüber vorgegebenen, skalenbezogenen Fragen 
besteht im Aufwand, der bei der Datenaufbereitung und -auswertung ent-
steht. Dies trifft vor allem dann zu, wenn man es mit einer großen Zahl von 
Assoziationen zu tun hat. Statt numerischen Werten müssen Textketten ver-
arbeitet werden. Zudem müssen unterschiedliche Wörter, die dieselbe oder 
eine ähnliche Bedeutung haben, bestimmten Kategorien zugeordnet werden. 
Darüber hinaus werden sich die Befragten nicht immer an die Aufforderung 
der Forscher halten, nur Ein-Wort-Assoziationen zu formulieren: Wer nach 
Assoziationen fragt, bekommt eben nicht selten ganze Sätze zu hören. Auch 
deshalb besteht die Notwendigkeit der Zuordnung der Assoziationen zu Ka-
tegorien. Man steht damit vor den typischen Problemen qualitativer For-
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schung und den Schwierigkeiten, die Daten für die quantitative Analyse auf-
bereiten zu müssen, wenn man es – wie in unserer Studie – mit größeren 
Fallzahlen zu tun hat.

Halten wir soweit fest: Insgesamt spricht erstens einiges dafür, ein auf As-
soziationen beruhendes Verfahren in Verbindung mit anderen zu verwen-
den. Wir hatten bereits im Theoriekapitel einige Probleme herausgearbeitet, 
die bei der Erfassung von Wert-Wissens-Systemen mithilfe einfacher, Ant-
worten vorgebender Fragen entstehen. Ein zweiter Punkt: Die oben skizzier-
ten Untersuchungen zeigen, dass assoziative Verfahren zumindest eine Mög-
lichkeit bieten, die auch in größerzahligen strukturierten Befragungen 
eingesetzt werden kann. Drittens ist es sinnvoll, mehrere Methoden mitein-
ander zu verbinden. Allein aus Antworten auf einzelne Einstellungsfragen, 
aber auch auf Batterien von Fragen, lässt sich Denken kaum erschließen. Da-
her kombinieren wir unsere großzahlige Telefonbefragung einer Bevölke-
rungsstichprobe mit qualitativen Interviews einer kleineren Anzahl jüngerer 
Menschen.

3.4 Anwendung der Methoden für unsere konkreten 
Forschungsfragen

Tabelle 1 zeigt, was wir mit welcher Methode messen wollen. (Den Begriff 
des Messens verwenden wir hier im weiten Sinne, d. h. auch für die qualitati-
ven Interviews.)

Wir verwenden drei sehr unterschiedliche Methoden der Messung des 
Denkens über Mitbestimmung: Erstens nutzen wir Fragen bzw. Statements 
mit Antwortvorgaben, insbesondere zu den Folgen von Mitbestimmung 
(„Mitbestimmung bewirkt  …“), aber auch bewertende Aussagen („Mitbe-
stimmung ist falsch, weil …“). Dies ist die „klassische“ Methode der Einstel-
lungs- und Meinungsforschung. Zweitens kommt das Assoziationsverfahren 
zur Anwendung, das die Einstellungen ohne Antwortvorgaben erfasst. Hier 
nennen die Befragten in einem ersten Schritt spontan ihre Assoziationen zu 
bestimmten Stimulusbegriffen (wie etwa zum Begriff Betriebsrat), im zweiten 
Schritt bewerten die Befragten dann die von ihnen genannten Assoziationen. 
Drittens führen wir für eine kleinere Zahl von jüngeren Befragten qualitative 
Interviews durch. In diesen qualitativen Interviews wollen wir, noch stärker 
als dies bei quantitativen Analysen möglich ist, Konfigurationen bzw. Typen 
von Weltbildern und Vorstellungen von Mitbestimmung auf der einen Seite 
und der sozialen Position und des Habitus auf der anderen Seite herausarbei-
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ten. Im Folgenden werden die Verfahren kurz erläutert, detaillierte Überle-
gungen finden sich in den jeweiligen Abschnitten, in denen die Verfahren 
konkret angewendet werden.

Tabelle 1

Zu erfassende Größen und Methoden

Zu erfassende  
Größen

Methoden der Messung des Denkens über Mitbestimmung

Assoziations­
methode

Likert-Skalen Qualitative 
Interviews

Einstellungen im 
Sinne von Bewer
tungen (von Mit
bestimmung)

Bewertungen der Be-
fragten bezogen auf 
ihre eigenen Assozia-
tionen, z. T. auch di-
rekte Bewertungen 
als Assoziationen

Vorgegebene State-
ments über die 
Bewertung von 
Mitbestimmung

Qualitative Interviews 
über Wissen und 
Bewertungen (Ein-
stellungen) der Mit-
bestimmung, auch 
Erfassung von all
gemeineren Wert
haltungenWissen: Inhalte des 

Wissens über Mit
bestimmung

Inhalte der Assozia
tionen

Wissen: Umfang  
des Wissens über 
Mitbestimmung

Anzahl der Assozia
tionen bzw. nicht 
Vorhandensein von 
Assoziationen

Selbsteinschätzung 
des Wissens über 
den Betriebsrat;
Herkunft von Wissen 
(Häufigkeit, etwas 
über Mitbestimmung 
mittels bestimmter 
Medien erfahren zu 
haben)

Wissen: Folgen von 
Mitbestimmung

Assoziationen über 
Folgen*

Statements über  
die Folgen von Mit-
bestimmung

Allgemeinere 
Werthaltungen 

Inhalte der Assozia
tionen*

Statements zu all
gemeineren Wert
haltungen (politische 
Werte)

Anmerkung: * Zu diesen Größen wären im Prinzip entsprechende Messungen möglich. Hier in dieser Publikation haben 
wir allerdings dazu keine entsprechenden Indikatoren gebildet und keine Auswertungen vorgenommen.
Quelle: Eigene Darstellung
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3.4.1 Messung über die Assoziationsmethode

Mit der Assoziationsmethode wollen wir dreierlei messen: Erstens sollen die 
Inhalte des Wissens erfasst werden: Was verbinden Menschen mit Mitbestim-
mung? Denken sie überhaupt an arbeitsbezogene Dinge? Oder denken sie an 
Demokratie allgemein, an Partizipation in der Gemeinde, in der Schule oder 
Universität? Zweitens ist das Ausmaß des Wissens über Mitbestimmung zu er-
fassen. Wer keine oder nur wenige Assoziationen äußern kann, dürfte über 
weniger Wissen verfügen als derjenige, der in der Lage ist, mehr Begriffe zu 
assoziieren. Drittens lassen sich die Einstellungen im engeren Sinne erfassen, 
nämlich über die Bewertungen der Inhalte der assoziierten Begriffe (bzw. Sät-
ze)  – also: wie bewerten die Befragten die Begriffe, die sie mit Mitbestim-
mung assoziieren (und damit auch die Mitbestimmung selbst)? Mit der Asso-
ziationsmethode können wir folglich sowohl die kognitive als auch die affek-
tive bzw. evaluative Dimension von Einstellungen messen.

Die Assoziationen der Befragten erfassen wir mit unterschiedlichen, im 
Interview vorgegebenen Stimulusbegriffen (vgl. zur Methode Szalay/Brent 
1967; Szalay/Deese 1978; De Rosa 2002). Zu drei unterschiedlichen Begrif-
fen sollten die Befragten jeweils spontan Wörter assoziieren. Zudem haben 
wir zu jedem genannten Begriff danach gefragt, ob dieses Wort für die Be-
fragten eine positive, neutrale oder negative Bedeutung hat. Als Stimulusbe-
griffe wurden den Befragten die Begriffe Mitbestimmung, Mitbestimmung 
der Arbeitnehmer und Betriebsrat genannt. Die Fragen sind wie folgt for-
muliert:
–– „Zunächst: Was fällt Ihnen ganz spontan zum Begriff ‚Mitbestimmung‘ 

ein, was verstehen Sie darunter? Würden Sie mir das bitte in Stichworten 
sagen?“ (Intervieweranweisung: Bis zu drei Nennungen wörtlich erfassen, 
Zeit zum Nachdenken lassen, ggf. nachhaken. Mindestens eine Nennung 
erforderlich.)

–– „In Deutschland können Arbeitnehmer mitbestimmen, wenn es um Ent-
scheidungen bei der Arbeit geht. a) Was fällt Ihnen spontan zum Begriff 
‚Mitbestimmung der Arbeitnehmer‘ ein, würden Sie mir das bitte in Stich-
worten sagen?“ (bis zu fünf Nennungen). b) „Was verbinden Sie mit die-
sen Begriffen? Etwas Positives, etwas Negatives oder etwas Neutrales?“

–– „Und was fällt Ihnen ganz spontan zum Begriff ‚Betriebsrat‘ ein, würden 
Sie mir das bitte in Stichworten sagen?“ (bis zu fünf Nennungen). „Was 
verbinden Sie mit diesen Begriffen? Etwas Positives, etwas Negatives oder 
etwas Neutrales?“
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Da es sich bei den Nennungen um offene Antworten im Wortlaut der Befrag-
ten handelt, ergibt sich eine sehr große Zahl möglicher Merkmalsausprägun-
gen, die daher zusammengefasst werden müssen. Die offenen Antworten 
zum ersten Stimulus haben wir vollständig „per Hand“ und induktiv vorge-
hend kodiert. Bei den Fragen zur Mitbestimmung der Arbeitnehmer und 
über den Betriebsrat kam eine Kombination von deduktiver und induktiver 
Kodierung zur Anwendung. Zunächst haben wir solche Nennungen extra-
hiert, bei denen die Befragten nur ein einzelnes Wort genannt haben, z. B. 
„Arbeitszeit“ auf die Frage zur Mitbestimmung der Arbeitnehmer. Solche 
Ein-Wort-Assoziationen machten einen Anteil von 52 Prozent bezogen auf 
Mitbestimmung der Arbeitnehmer und 26  Prozent beim Stimulusbegriff Be-
triebsrat aus. Diese Nennungen wurden anschließend mit dem diktionärsba-
sierten Analysemodul von MaxQDA 11 in 98 Kategorien eingeordnet.

Das Kategoriensystem bzw. Kodierschema wurde folgendermaßen erstellt: 
Erstens haben wir auf die Assoziationen aus einer Pretest-Untersuchung zu-
rückgegriffen, die die Einstellungen von 98 Studierenden erfasste. Diese As-
soziationen bildeten die induktiv gewonnene Ausgangsbasis für ein Kategori-
enschema. Zweitens wurde dieses Schema um inhaltlich begründete 
Kategorien ergänzt, da Studierende möglicherweise andere Assoziationen äu-
ßern als andere Befragte (z. B. ältere oder solche mit einer nichtakademischen 
Ausbildung bzw. niedrigeren formalen Qualifikation). Dies ergab ein System 
von 98 Kategorien, die wir wiederum zu 16 Oberkategorien gruppiert haben 
(das Kodierschema kann unter folgendem Link abgerufen werden: http://doi.
org/10.5281/zenodo.1134766).

Bei den umfangreicheren, aus mehr als einem Wort bestehenden Nen-
nungen wurde die Kodierung manuell mithilfe desselben Kategoriensystems 
durchgeführt. Das Kategoriensystem wurde nach einer ersten Kategorisie-
rung nochmals überarbeitet. Für die manuell kodierten Antworten lag die 
Inter-Coder-Reliabilität in einer 10-Prozent-Stichprobe bei rund 65 Prozent. 
Die Kodierer haben dann z. T. erneut kodiert bzw. rekodiert.

3.4.2 Messung über Likert-Skalen

Likert-Skalen setzten wir zum einen ein, um etwas über die Einschätzung der 
Folgen von Mitbestimmung zu erfahren. Auf diese Weise kann man ebenfalls 
die Einstellung messen. Dies lässt sich an zwei Extremfällen verdeutlichen: 
Wer nur positive Folgen wahrnimmt, hat eine maximal positive Einstellung, 
wer nur negative Folgen sieht, eine maximal negative. Zum Teil enthalten 

http://doi.org/10.5281/zenodo.1134766
http://doi.org/10.5281/zenodo.1134766
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die verwendeten Statements auch Aussagen über die Bewertung von Mitbe-
stimmung. (Wir haben weiter oben bereits eine konkrete Anwendung dieses 
Verfahrens in der Mitbestimmungsforschung kennengelernt (Schlömer et al. 
2007).) Insgesamt wurden 13 Statements mit Zustimmungs-Ablehnungs-
Antwortmöglichkeiten auf einer vierstufigen Skala verwendet („stimme völ-
lig zu – stimme eher zu – stimme eher nicht zu – stimme überhaupt nicht 
zu“) (siehe Tabelle 2).

Bei der Formulierung der Fragen haben wir uns an den Themen orien-
tiert, die immer wieder in der Mitbestimmungsdebatte auftauchen. Darüber 

Tabelle 2

Erfassung der Einstellung zur Mitbestimmung über Statements 

Frage Nr. Mitbestimmung …

1 verlangsamt wichtige unternehmerische Entscheidungen*

2 führt dazu, dass deutsche Unternehmen ins Ausland abwandern*

3 steigert den Leistungswillen der Mitarbeiter

4 bewirkt, dass die Arbeitnehmer zufriedener sind

5 fördert den Zusammenhalt unter Kollegen

6 bewirkt, dass es mehr Konflikte mit dem Management gibt*

7 stärkt die Rechte der Arbeitnehmer gegenüber dem Arbeitgeber

8 schützt Arbeitnehmer in Krisenzeiten

9 sorgt dafür, dass es bei der Bezahlung von Mitarbeitern gerecht zugeht

10 verhindert, dass sich die positiven Kräfte des freien Marktes entfalten können*

11
ist notwendig, damit nicht nur einige wenige Unternehmer und Manager über das 
Schicksal der Arbeitnehmer entscheiden

12
ist falsch, denn dem Unternehmer gehört das Unternehmen, also muss er auch 
allein entscheiden können*

13 verhindert Arbeitsplätze*

Anmerkung: Vierstufige Antwortskala („stimme völlig zu – stimme eher zu – stimme eher nicht zu – stimme überhaupt 
nicht zu“); Zustimmung zu mit einem Stern (*) markierten Items indiziert eine negative Einstellung
Quelle: Eigene Darstellung
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hinaus haben wir einige Items in leicht modifizierter Form einer nur in Tei-
len veröffentlichten Untersuchung (Arbeitnehmer-Meinungsmonitor 2008) 
entnommen, nicht zuletzt, um die Ergebnisse wenigstens z. T. vergleichen zu 
können. Die Reihenfolge der Fragen haben wir zufällig variiert.

Über die oben genannten Fragen hinaus erfassen wir die Einstellung zur 
Mitbestimmung über die folgende Frage: „Was meinen Sie alles in allem: 
Sollten in Deutschland (i) die Arbeitgeber mehr Einfluss haben als die Arbeit-
nehmer, (ii) oder die Arbeitnehmer mehr Einfluss haben als die Arbeitgeber, 
(iii) oder sollten beide, Arbeitgeber und Arbeitnehmer, gleichviel Einfluss ha-
ben?“

Darüber hinaus nutzen wir für unsere Befragung ähnlich aufgebaute Ska-
len, um allgemeinere Werthaltungen (politische Werte) zu messen. Die ge-
naue Formulierung erläutern wir bei der Darstellung der konkreten Ana
lysen.

Likert-Skalen setzen wir zum anderen für die Erfassung des Wissensum-
fanges ein. Wir nehmen an, dass wir über die Selbsteinschätzung der Befrag-
ten, wie gut sie über den Sachverhalt Betriebsrat Bescheid wissen, das Ausmaß 
des Wissens über Mitbestimmung einigermaßen messen können. (Wir kom-
men bei den konkreteren Operationalisierungen auf diesen Punkt zurück.) 
Auch wollen wir etwas über die Herkunft des Wissens erfragen. Hat man et-
was über Mitbestimmung gelesen, in der Schule gehört, mit KollegInnen im 
Betrieb darüber geredet usw.? Das Ausmaß des Wissens kann hier indirekt 
miterfasst werden. Um diesen Gedanken an einem Beispiel zu erläutern: Die-
jenigen, die über mehrere Informationskanäle etwas über Mitbestimmung 
„gelernt“ haben, sollten mehr wissen als diejenigen, die ihr Wissen nur über 
einen einzigen Kanal vermittelt bekommen haben (oder im Extremfall ange-
ben, keinen der Kanäle genutzt zu haben).

3.4.3 Qualitative Interviews

Mithilfe qualitativer Interviews wollen wir komplexere Wert-Wissens-Struk-
turen erfassen und Soziale Repräsentationen (geteilte Denkvorstellungen) 
identifizieren. Bei der Durchführung der Interviews greifen wir einen Metho-
denvorschlag von Scheele/Groeben (1988) auf. Diese Vorgehensweise unter-
scheidet sich leicht von anderen Methoden der Interviewführung, da neben 
offenen Fragen auch Störfragen verwendet werden. Störfragen heißt, dass die 
Befragten mit Gegenmeinungen konfrontiert werden, die sie in gewisser 
Weise irritieren und so motivieren, solche Annahmen weiter auszuführen 
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und zu begründen, von denen sie (stillschweigend) in ihrem Alltag ausgehen. 
In der Argumentationstheorie wird dies als Kernbestandteil eines argumenta-
tiven Gesprächsverlaufs angesehen; entsprechende Äußerungen der Inter-
viewten bezeichnet man als Darlegungshandlung. „Darlegungshandlung ist 
eine Sprachhandlung, die zur weiteren Ausarbeitung einer Position durchge-
führt wird. Sie bildet gewissermaßen den Kern argumentativen Gesprächs-
handelns“ (Spranz-Fogasy 2006: 33).

Konkret sind wir wie folgt vorgegangen: Zunächst wollten wir von den 
Befragten eine allgemeine Definition wissen, was für sie mitbestimmen bedeu-
tet. Dabei haben wir berücksichtigt, dass vermutlich viele der Befragten auf-
grund ihres Alters bislang noch keine Berührung mit Arbeitnehmermitbe-
stimmung hatten. Daher haben wir versucht, die Gesprächshürde für diese 
Befragten mithilfe eines Einstiegsbeispiels zu nehmen. Als erstes sollte alle 
Befragten jeweils ihre Vorstellung äußern, wie sie ihren gemeinsamen Ur-
laub mit PartnerIn, Familie oder Freunden planen würden („Zuerst würde 
ich Sie bitten, sich vorzustellen, Sie würden Ihren nächsten Urlaub planen 
und würden gerne mit Ihrer Familie/Freunden/Partner verreisen. Wie wür-
den Sie sich wünschen, dass die Planung abläuft?“)9. Dieses Beispiel sollte die 
Befragten dazu bewegen, eine erste Vorstellung von Mitbestimmung zu äu-
ßern, was Mitbestimmung für sie konkret bedeutet und ob diese eher ein 
Mitsprache- oder ein Entscheidungsrecht beinhaltet. Danach sollten die Be-
fragten ihre Vorstellung auf den Wirtschafts-, Unternehmens- und Arbeits-
kontext ausweiten. Dies geschah mit der Frage: „Hätten Sie solch eine Mit
bestimmung, wie Sie sie gerade beschrieben haben, gerne auch bei 
Entscheidungen in Firmen?“ Damit sollte eine Art „Idealvorstellung“ der Be-
fragten skizziert werden. Dies wurde dann im weiteren Verlauf des Inter-
views mit dem wahrgenommen „Ist“-Zustand der Arbeitnehmermitbestim-
mung verglichen. Um diese Vorstellung des Ist-Zustandes zu rekonstruieren, 
wurden die Befragten gebeten, zu beschreiben, was ein Betriebsrat ist. An-
schließend sollten sie diese Institution zum einen bewerten (unabhängig da-
von, ob die Vorstellung über den Betriebsrat falsch war oder nicht): „Wie 
würden Sie die Institution Betriebsrat bewerten/Wie finden Sie so eine Ein-
richtung?“. Zum anderen sollten die Befragten ihre Vorstellung mit dem ver-
gleichen, was sie vorab als „Ideal“ konstruiert hatten: „Wenn Sie das einmal 
mit Ihrem Ideal-Bild über Mitbestimmung vergleichen, ist diese Einrichtung 
dem eher ähnlich oder unähnlich?“. Es wurde auch direkt nach Änderungs-

9	 Da der Altersunterschied zwischen den Befragten und den Interviewern gering war, wurde in einigen 
Interviews mit Einverständnis der Befragten „geduzt“.
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ideen gefragt („Würden Sie etwas ändern wollen?“). Danach haben wir die 
Befragten nach Folgen von Mitbestimmung gefragt („Wenn wir einmal kon-
kret auf die Folgen eingehen, was denken Sie, was hat Mitbestimmung – so 
wie sie jetzt ist – für Folgen?“). Dabei haben wir uns erhofft, dass wir ohne 
Vorgaben von Antwortmöglichkeiten ein breiteres Antwortspektrum erhal-
ten. Zudem boten uns die Antworten die Möglichkeit nachzufragen, warum 
die Folgen wünschenswert oder unerwünscht sind und ob es andere Gründe 
gibt, warum Mitbestimmung gut oder schlecht ist. Danach wurde die Person 
mit einer konträren Aussage einer fiktiven Person konfrontiert: Hatte die 
Person eher eine positive Haltung gegenüber Mitbestimmung im Verlauf des 
Interviews geäußert, wurde sie mit der Aussage konfrontiert: „Es gibt Men-
schen, die sagen, Mitbestimmung ist falsch, denn dem Unternehmer gehört 
das Unternehmen, also muss er auch allein entscheiden können. Was sagen 
Sie dazu?“ Falls eher eine skeptische Haltung vom Interviewten eingenom-
men wurde, wurde folgende Aussage zitiert: „Es gibt Menschen, die sagen, 
Mitbestimmung ist notwendig, damit nicht nur einige wenige Unternehmer 
und Manager über das Schicksal der Arbeitnehmer entscheiden. Was sagen 
Sie dazu?“ Die Person sollte, wie oben beschrieben, dazu gebracht werden, 
ihr Kernargument explizit zu machen.

Der Interviewleitfaden kann hier eingesehen und heruntergeladen wer-
den: http://doi.org/10.5281/zenodo.1134241.

3.5 Methodische Vorbemerkung zu den Statistischen Analysen

Zunächst werden wir in den folgenden Kapiteln jeweils die univariaten Er-
gebnisse präsentieren, in erster Linie mittels Häufigkeiten und Mittelwerten. 
Daran schließen sich bivariate Analysen an. Dabei werden  – mithilfe von 
Kreuztabellen und Korrelationsmaßen – sowohl Stärke als auch Richtung der 
Zusammenhänge analysiert. Aufgrund der leichteren Interpretierbarkeit nut-
zen wir primär Kreuztabellen mit Prozentzahlen bzw. entsprechende Grafi-
ken. Wo es jedoch aus inhaltlichen oder Platzgründen sinnvoll erscheint, 
greifen wir auf Korrelationen zurück. Daran schließt sich die Frage an, ab 
welchem Wert uns eine Korrelation berichtenswert in dem Sinne erscheint, 
dass dieser auf einen (statistischen) Zusammenhang hindeutet. Üblicherwei-
se wird hier das Signifikanzniveau als Entscheidungshilfe herangezogen. Je-
doch sagt dieses nichts über die Stärke eines Zusammenhangs aus, sondern 
lediglich – statistisch etwas ungenau, aber dafür hoffentlich anschaulich aus-
gedrückt  – über die Möglichkeit einer statistischen Verallgemeinerbarkeit 

http://doi.org/10.5281/zenodo.1134241
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der Ergebnisse. Aufgrund unserer großen Stichprobe werden bereits sehr 
schwache Korrelationen als signifikant ausgewiesen. Wir gehen so vor, dass 
für uns alle Korrelationen ab 0,1 (und Prozentsatzdifferenzen von 10  Pro-
zent) als prinzipiell nennenswert gelten. Sehr vereinfacht kann man sagen, 
dass eine Korrelation von 0,1 einem Unterschied von 10 Prozentpunkten ent-
spricht, und dies ist eine durchaus relevante Differenz.10 Bei den multivaria-
ten Verfahren weisen wir das Signifikanzniveau den Konventionen folgend 
aus, bei den einfachen bivariaten Analysen halten wir dies dagegen für ver-
zichtbar, weil die Koeffizienten und Prozentsatzunterschiede leicht als Effekt-
stärken interpretiert werden können.

10	  Wir beziehen uns hier auf die Ausführungen von Rosnow/Rosenthal (2002: 282 ff.) zur Darstellung 
von statistischen Effektstärken im Form des „binomial effect-size display“ (BESD).
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ERHEBUNG – VORGEHENSWEISE UND STICHPROBE

4.1 Datenerhebungsverfahren und Beschreibung der quantita­
tiven Stichprobe

Die Datengrundlage des quantitativen Teils der Untersuchung bildet eine 
von Infratest Politikforschung Berlin Ende 2012 durchgeführte telefonische 
Befragung von 3.203 Personen aus der deutschsprachigen Bevölkerung 
Deutschlands ab 15 Jahren, die während des Befragungszeitraums in Privat-
haushalten lebten und über einen Festnetz- und/oder Mobilfunkanschluss 
verfügten. In der Stichprobe sind Befragte im Alter von 15 bis 99 Jahren ver-
treten.11 Da in einer reinen Zufallsstichprobe dieser Größenordnung zu we-
nig jüngere Befragte enthalten wären, um differenziertere Analysen nach Al-
tersgruppen geschichtet durchführen zu können, wurden weitere 700 Inter-
views mit zufällig ausgewählten 15- bis 30-Jährigen geführt. Diese Gruppe ist 
daher in unserem Sample stärker als in der Gesamtbevölkerung repräsentiert.

Bei der Stichprobenbildung wurde ein Dual-Frame-Ansatz verfolgt, bei 
dem 30 Prozent der Stichprobe über einen Mobilfunkanschluss kontaktiert 
wurden, unabhängig davon, ob diese Personen auch über einen Festnetzan-
schluss verfügten. Durch dieses Verfahren wird dem Umstand Rechnung ge-
tragen, dass insbesondere junge Menschen häufig nicht über einen Festnetz-
anschluss, sondern nur noch über einen Mobilfunkanschluss verfügen (ADM 
2013: 133).

Für die Fälle in der Stichprobe wurde ein Gewichtungsfaktor konstruiert. 
Eine Gewichtung ist sinnvoll, wenn die Stichprobe die Grundgesamtheit, 
also die Struktur der Bevölkerung der Bundesrepublik, hinsichtlich relevan-
ter Merkmale (Alter, Bildung, Erwerbsstatus und -position), nicht perfekt 
abbildet und man nicht nur Zusammenhänge zwischen Variablen identifi-
zieren, sondern auch Aussagen über Verteilungen bezogen auf die Grundge-
samtheit machen möchte. In unserem Fall berücksichtigt die Gewichtung 
u. a. die Haushaltsgröße, die Zahl der Telefonnummern, unter denen die 
Zielperson erreichbar ist, und weitere Faktoren, die die Auswahlwahrschein-

11	 Ursprünglich sollte die Stichprobe die über 65-Jährigen nicht erfassen. Tatsächlich befragt wurden 
jedoch auch Menschen, die älter sind als 65 Jahre (diese machen rund 13 Prozent des Samples aus). Wir 
werden dies bei den Analysen, wenn erforderlich, berücksichtigen.
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lichkeit beeinflussen. Neben diesen technisch begründeten Korrekturen 
gleicht das Gewicht die Stichprobe an die Grundgesamtheit an – also an die 
Bevölkerung der Bundesrepublik. Berücksichtigte Merkmale sind Alter, Ge-
schlecht, Bundesland und berufliche Stellung. Die Referenzwerte stammen 
aus der Bevölkerungsfortschreibung des Statistischen Bundesamtes von 2011 
und dem Mikrozensus 2011. Gewichtungen beeinflussen die Ergebnisse. In 
Tabelle 3 bis Tabelle 6 sind Häufigkeiten und Anteilswerte einiger zentraler 
Merkmale ohne und mit Anwendung der Gewichtung aufgeführt.

Tabelle 3

Ungewichtete und gewichtete Verteilung des Erwerbsstatus im Vergleich in Prozent

Erwerbsstatus Ungewichtet Gewichtet

Voll-/Teilzeiterwerbstätig (auch „Mini-Jobs“, geringfügig/ 
gelegentlich erwerbstätig, auch Soldaten)

58,2 51,7

In einem „Ein-Euro-Job“ tätig 0,1 0,2

In Altersteilzeit (gleichgültig, in welcher Phase) 1,1 1,5

In Mutterschafts-, Erziehungsurlaub, Elternzeit 1,6 1,6

Lehrling in betrieblicher Ausbildung 2,8 1,8

Lehrling in schulischer Ausbildung, Fachschüler 1,2 0,6

Schüler an allgemeinbildender Schule 6 3,9

Student 7,3 3,7

Arbeitslos (ohne „Ein-Euro-Job“) 2,3 3,4

Dauerhaft erwerbsunfähig 1,2 2,1

Rentner oder Pensionär 15,4 24,9

Hausfrau/Hausmann 1,9 3,6

Sonstiges (Umschulung, Freiwilliges soziales oder ökologisches  
Jahr, Bundesfreiwilligendienst)

0,8 0,9

Gesamt 100 100

Anmerkung: gültige Werte: n = 3.201
Quelle: Eigene Darstellung
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Da die Gewichtung das designbedingte Übergewicht der jungen Befrag-
ten korrigiert, sinken die Anteilswerte der 15- bis 19- sowie der 20- bis 29-Jäh-
rigen, während die der älteren Befragten steigen. Beim Erwerbsstatus findet 
dies seine Entsprechung in einem niedrigeren gewichteten Anteil der Schü-
ler, Studenten und Erwerbstätigen und einer zahlenmäßigen Aufwertung der 
Rentner und Pensionäre.

Tabelle 4

Ungewichtete und gewichtete Verteilung der Altersgruppen und des Geschlechts  
im Vergleich in Prozent 

Alter Ungewichtet Gewichtet

15–19 Jahre 8,8 5,5

20–29 Jahre 22,8 13,7

30–39 Jahre 13,0 14,6

40–49 Jahre 15,9 18,2

50–59 Jahre 18,4 17,5

60–65 Jahre 8,4 8,7

über 65 Jahre 12,6 21,8

Gesamt 100 100

Frauenanteil 47,2 51,1

Anmerkung: gültige Werte: n = 3.188
Quelle: Eigene Darstellung
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Tabelle 6 zeigt die ungewichteten und gewichteten Häufigkeiten der unter-
schiedlichen Gruppen von Erwerbstätigen, also aufgegliedert nach deren 
Stellung im Beruf bzw. Erwerbsposition. Als erwerbstätig verstehen wir im 
Folgenden alle Voll- und Teilzeiterwerbstätigen sowie Personen in Mutter-
schutz, Elternzeit und Altersteilzeit (in der aktiven oder passiven Phase). Stär-
keren Einfluss erhalten durch die Gewichtung die Arbeiter, hier insbesonde-
re die an- und ungelernten. Entgegengesetzt verhält es sich bei den Angestell-
ten, wobei hier insbesondere bei den hochqualifizierten und leitenden 
Angestellten durch die Gewichtung eine Abwertung erfolgt. Das Gewicht 
korrigiert hier den in vielen Befragungen zu beobachtenden Bildungsbias, 
also die überproportionale Beteiligung von Personen mit höheren Bildungs-
abschlüssen.

Im Folgenden arbeiten wir mit ungewichteten Daten. Beide Zugänge – 
Analysen ohne und mit Gewichtung  – haben Vor- und Nachteile. Bei der 
Verwendung ungewichteter Daten beziehen sich unsere Aussagen streng ge-

Tabelle 5

Ungewichtete und gewichtete Verteilung der Bildungsabschlüsse im Vergleich in 
Prozent

Bildung (höchster beruflicher  
oder akademischer Abschluss) 

Ungewichtet Gewichtet

Kein Abschluss 10,5 10,4

Angelernt/Teilfacharbeiter 1,2 2,5

Abgeschlossene Lehre 28,6 41,1

Meister-/(Berufs-)Fachschule 17,3 18,4

(Fach-)Hochschulabschluss 31,3 18,7

Summe 88,9 91,1

Anderer Abschluss 4,7 4,3

Keine Angabe 6,4 4,5

Gesamt 100 100

Anmerkung: n = 3.203
Quelle: Eigene Darstellung
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nommen nur auf das Sample. Verwendet man gewichtete Daten, muss man 
sich auf den Gewichtungsfaktor verlassen. Dieser Faktor berücksichtigt aller-
dings nur wenige demographische Variablen, weil und insoweit deren Ver-
teilung in der Grundgesamtheit bekannt ist. Andere Variablen, wie z. B. die 
allgemeine politische Einstellung, finden dagegen keine bzw. über die demo-

Tabelle 6

Ungewichtete und gewichtete Verteilung der Erwerbsposition im Vergleich in 
Prozent 

Erwerbsposition Ungewichtet Gewichtet

Ungelernte Arbeiter 4,1 7,6

Facharbeiter 8,6 11,2

Meister/Polier 0,9 1,9

Ausführende Angestellte 13,1 15,2

Qualifizierte Angestellte 29,0 27,6

Hochqualifizierte Angestellte 13,8 8,9

Leitende Angestellte 7,8 5,9

Angestellte mit umfassenden Leitungsfunktionen 3,2 2,5

Beamte im einfachen Dienst 0,2 0,4

Beamte im mittleren Dienst 2,0 1,8

Beamte im gehobenen Dienst 3,6 1,9

Beamte im höheren Dienst 1,7 1,1

Selbstständige/Freiberufler ohne Beschäftigte 4,4 4,7

Selbstständige/Freiberufler mit Beschäftigten 6,1 7,4

Keine Angabe 1,6 1,8

Gesamt 100 100

Anmerkung: n = 3.203 
Quelle: Eigene Darstellung
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graphischen Merkmale nur unzureichend Berücksichtigung. Bei Zusammen-
hangsanalysen, insbesondere multivariater Art, sollte das Problem fehlender 
Gewichtung geringer sein, da wir ohnehin vor allem den Einfluss von Alter 
oder Qualifikation statistisch kontrollieren. Bei Analysen, in denen es um de-
skriptive Werte wie z. B. den Anteil von Menschen mit einer positiven Mitbe-
stimmungseinstellung geht, haben wir die Auswertungen in aller Regel so-
wohl mit ungewichteten als auch mit gewichteten Daten vorgenommen. Wir 
weisen die Werte im Folgenden nicht aus, merken aber jeweils an, ob sich aus 
unserer Sicht relevante Unterschiede zeigen. Insgesamt konnten wir keine re-
levanten Unterschiede feststellen. Alles in allem halten wir die Verwendung 
von ungewichteten Daten für die bessere oder weniger schlechte Lösung.

4.2 Beschreibung ausgewählter Merkmale des Samples

Die betrieblichen Strukturen und die jeweilige Erwerbssituation machen ei-
nen Kontakt mit den Institutionen der Mitbestimmung mehr oder weniger 
wahrscheinlich. Dies berührt die (Wahrscheinlichkeit von bestimmten) Mit-
bestimmungserfahrungen. Aus diesem Grunde beschreiben wir hier zentrale 
Merkmale des Samples, wie die Größe der die befragten Erwerbstätigen be-
schäftigenden Betriebe und andere für die Möglichkeit von Mitbestimmungs-
erfahrungen relevante Größen.

Die abhängig Beschäftigten in der Stichprobe sind in Betrieben mit 
durchschnittlich 1.141 Mitarbeitern tätig (gefragt wurde nach der örtlichen 
Arbeitsstelle, die ggf. Teil eines größeren Gesamtbetriebes sein kann). Der 
Median liegt mit 60 Beschäftigten deutlich niedriger. 33,2 Prozent sind in Be-
trieben (bzw. Teilbetrieben) mit 25 und weniger Beschäftigten tätig. 59,8 Pro-
zent der befragten Erwerbstätigen arbeiten in Betrieben, die einen Betriebs- 
oder Personalrat haben, bei 34,7  Prozent gibt es eine andere Form der 
Arbeitnehmervertretung. Der Anteil der inhabergeführten Betriebe, in de-
nen die erwerbstätigen Personen in der Stichprobe beschäftigt sind, liegt bei 
40,2 Prozent. 65,9 Prozent der befragten abhängig Beschäftigten arbeiten in 
einem privatwirtschaftlichen Unternehmen, 23,2  Prozent sind im öffentli-
chen Dienst tätig. Bei 5,8 Prozent der Erwerbstätigen liegt ein Arbeitsverhält-
nis bei einer kirchlichen Einrichtung vor; und 5,1 Prozent arbeiten bei einer 
Organisation, die keine Gewinne erwirtschaften darf.

Die befragten Selbstständigen und Freiberufler beschäftigen im Durch-
schnitt etwa 7 Personen. Mindestens die Hälfte der befragten Freiberufler 
und Selbstständigen hatte nur einen einzigen oder keinen Beschäftigten.
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Von den aktuell Erwerbstätigen geben 3,3 Prozent an, bei einer Zeit- oder 
Leiharbeitsfirma beschäftigt zu sein, die sie an andere Unternehmen vermit-
telt. Zusammen mit den früher Erwerbstätigen, die in der Vergangenheit ein 
Leiharbeitsverhältnis hatten, sind 3,7 Prozent der Personen in der Stichprobe 
leiharbeitserfahren. 15,7 Prozent der aktuell oder früher erwerbstätigen Per-
sonen angegeben, in ihrem Arbeitsleben überwiegend in befristeten Arbeits-
verhältnissen tätig (gewesen) zu sein.

Mitglied einer Gewerkschaft sind 17,3 Prozent der Befragten, 30,1 Pro-
zent geben zudem an, dass mindestens ein Elternteil in der Gewerkschaft ge-
wesen ist, als sie 15 Jahre alt waren. Auf Erfahrungen als Mitglied in einem 
Betriebs- oder Personalrat können 13,2 Prozent derjenigen Befragten zurück-
blicken, die schon einmal in irgendeiner Form erwerbstätig waren oder sind.

Wir haben die gleichen deskriptiven Analysen auch mit Gewichtung 
durchgeführt. Insgesamt zeigen sich nur geringe Unterschiede zwischen den 
hier berichteten ungewichteten und den gewichteten Zusammensetzungen.

Das Bildungsniveau liegt in unserer ungewichteten Stichprobe im Ver-
gleich zur gewichteten wie bereits erwähnt sehr hoch. 31,3 Prozent der Be-
fragten verfügen über einen Fachhochschul- oder Hochschulabschluss als 
höchsten beruflichen bzw. akademischen Abschluss. Der Anteil, bei denen 
eine abgeschlossene Lehre den höchsten Abschluss darstellt, liegt mit 
28,6 Prozent an zweiter Stelle, gefolgt von der Gruppe der Personen, die eine 
Meisterprüfung abgelegt oder den Abschluss einer (Berufs-)Fachschule er-
worben haben, dies ist bei 17,3 Prozent der Fall. Die Befragten ohne berufli-
chen Abschluss oder auf der Qualifikationsstufe der angelernten und Teil-
Facharbeiter bilden mit 11,7  Prozent die kleinste Gruppe. Des Weiteren 
gaben 4,7 Prozent an, über einen sonstigen beruflichen Abschluss zu verfü-
gen. Für weitere 6,2 Prozent liegen keine Angaben vor, weil die Befragten 
nicht geantwortet haben.

Hinsichtlich des familiären Bildungshintergrunds verfügen bei 6,8 Prozent 
der Befragten weder Vater noch Mutter über einen beruflichen Abschluss. 
Der Anteil der Personen aus Familien, in denen mindestens ein Elternteil ei-
nen Hochschul- oder Fachhochschulabschluss hat, liegt mit 25,2 Prozent sehr 
hoch. Für 13,1 Prozent der Befragten liegen keine Angaben vor, die restli-
chen Befragten stammen aus Familien, in denen mindestens ein Elternteil 
eine abgeschlossene Lehre (33,7  Prozent) oder einen Meister-Abschluss 
(21,2 Prozent) hat.

Das Einkommen wurde in der Befragung als Haushaltsnettoeinkommen 
abgefragt. Die Daten liegen klassiert vor. Auf die Einzelpersonen umgerech-
net liegt das Medianeinkommen im Sample bei 1.125 Euro, wobei hier das 
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designbedingte Übergewicht der jungen Menschen und damit auch der 
Schüler und Studierenden zu berücksichtigen ist. Als Antwort auf die Frage, 
welcher sozialen Schicht sie sich selbst zurechnen, gibt der überwiegende Teil 
der Befragten an, der unteren (42,4  Prozent) oder oberen Mittelschicht 
(49,3 Prozent) anzugehören. 3,4 Prozent verorten sich in der unteren Schicht. 
Der Anteil der (selbsteingeschätzten) Oberschichtangehörigen ist mit 1,7 Pro-
zent noch kleiner. 3,2 Prozent der Interviewteilnehmer konnten oder woll-
ten keine Angaben machen. Die soziale Selbstverortung ist erwartungsgemäß 
sowohl mit dem Pro-Kopf-Einkommen als auch mit dem Bildungsabschluss 
der Befragten (signifikant) positiv korreliert (Spearman’scher Rangkorrelati-
onskoeffizient von +0,37 bzw. +0,24).
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BESCHREIBUNG DER „DENKWELT“

Wir beginnen unsere Darstellung der Ergebnisse – erstens – mit dem Wissen 
über Mitbestimmung. Anschließend beantworten wir zweitens die Frage da-
nach, an was Menschen denken, wenn sie an Mitbestimmung denken: Was 
sind ihre inhaltlichen Vorstellungen? Und drittens: Wie bewerten sie Mitbe-
stimmung? Dabei werden wir zunächst die „Denkwelt“ insgesamt beschrei-
ben; wir wollen also etwas über die Gesamtheit der Befragten wissen. Unter-
schiede insbesondere zwischen sozialen Gruppen und damit erste Erklärun-
gen für Unterschiede werden wir dann im nächsten Kapitel behandeln.

Wichtig ist uns auch die Frage, welche Beziehungen zwischen Wissen, in-
haltlichen Vorstellungen und Bewertungen von Mitbestimmung bestehen. 
Bewerten diejenigen mit geringerem Wissen Mitbestimmung besser oder 
schlechter als die mit besserem Wissen? Und gibt es Unterschiede in der Be-
wertung in Abhängigkeit davon, woher die Befragten ihr Wissen haben? 
Über die Analyse der drei Dimensionen: Wissensumfang, Wissensinhalt und 
Bewertung meinen wir ein gutes Bild von den Denkwelten der Befragten zu 
bekommen.

5.1 Wissen über die Arbeitnehmer-Mitbestimmung

Was wissen die Befragten über die Mitbestimmung der Arbeitnehmer? Eine 
positive oder negative Einstellung zu einem Sachverhalt, den man kaum 
kennt, ist als oberflächlich zu bezeichnen. Nun ist es kaum möglich, in einer 
Telefonbefragung einen Wissenstest durchzuführen. Die Befragten könnten 
sich in eine Prüfungssituation gebracht fühlen, die zumindest einige als un-
angenehm wahrnehmen dürften. Dies könnte die Abbruchrate erhöhen. Da-
her haben wir zum einen eine Selbsteinschätzungsfrage verwendet: „Wie gut 
kennen Sie sich beim Thema Betriebsrat aus?“ (gar nicht  – weniger gut  – 
gut – sehr gut). Zum anderen haben wir gefragt, wie oft und über welche Me-
dien bzw. Kommunikationskanäle man etwas über Mitbestimmung „gehört oder 
gelesen“ hat. Vorgegeben wurden folgende Alternativen (Mehrfachnennun-
gen sind natürlich möglich): (a) „Zeitungen, Zeitschriften oder Fernsehen 
(auch online)“; (b) „Gespräche unter Freunden oder Bekannten“; (c) „Schu-
le, Universität, Volkshochschule, Lehrgänge oder andere Bildungs-Veran-
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staltungen“, (d) „soziale Netzwerke im Internet, z. B. Facebook oder Twit-
ter“, (e) der „Betrieb, in dem Sie arbeiten oder gearbeitet haben“ (Antwort-
möglichkeit e wurde Nicht-Erwerbstätigen sowie Selbstständigen und Frei-
beruflern nicht angeboten). Bei jeder Vorgabe sollten die Befragten die 
Häufigkeit angeben, mit der sie etwas gehört oder gelesen hätten (nie – sel-
ten  – gelegentlich  – häufig). Die Frage nach der Häufigkeit, etwas gehört 
oder gelesen zu haben, misst nicht das Wissen direkt, aber doch die Möglich-
keit, in bestimmten Kontexten (etwa in der Schule) Wissen vermittelt be-
kommen zu haben. Wer also angibt, z. B. in der Schule häufig oder gelegent-
lich etwas über Arbeitnehmer-Mitbestimmung erfahren zu haben, der sollte 
mehr über Mitbestimmung wissen. Natürlich ist dies eine indirekte Mes-
sung, deren Reliabilität und Validität wir kaum prüfen können; beide Fra-
gen zusammen sollten uns aber eine grobe Einschätzung des Wissenstandes 
erlauben. Unsere Befunde zeigen, dass die Selbsteinschätzungsvariable und 
die anderen Variablen positiv miteinander korrelieren. Am höchsten ist die 

Tabelle 7

Wissen über Mitbestimmung in Prozent

Wissensbezogene Items 

Wie gut kennen Sie sich beim Thema Betriebsrat aus?  
(Die Angaben zu „gut“ und „sehr gut“ sind zusammengefasst.)

36,0

Was meinen Sie, wo haben Sie über das Thema Mitbestimmung der Arbeitnehmer 
etwas gehört oder gelesen? (die Angaben zu „häufig/gelegentlich“ sind zusammen-
gefasst; Mehrfachnennungen sind möglich) 
Wie ist das mit …

… Zeitungen, Zeitschriften oder Fernsehen, auch online 73,3

… Gesprächen unter Freunden oder Bekannten 50,1

… Schule, Universität, Volkshochschule, Lehrgänge oder andere Bildungs
veranstaltungen

45,5

… sozialen Netzwerken, im Internet, z. B. Facebook oder Twitter 14,8

… dem Betrieb, in dem Sie arbeiten oder gearbeitet haben 57,5

Anmerkung: Ungewichtete Daten, n zwischen 2.661 und 3.196
Quelle: Eigene Darstellung
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Korrelation der ersten Variablen mit der Variable „Häufig/gelegentlich im 
Betrieb etwas gehört/gelesen“ (r = +0,31), am geringsten ist sie mit der Varia-
ble „Soziale Netzwerke“ (r = +0,03). Es wurden jeweils Variablen in dichoto-
misierter Form verwendet (häufig/gelegentlich = 1, sonst 0; bzw. sehr gutes/
gutes Wissen = 1, sonst 0).

Betrachten wir den durchschnittlichen Wissensstand (vgl. Tabelle 7). Etwas 
mehr als ein Drittel der Befragten (36 Prozent) gibt an, über ein sehr gutes 
oder gutes Wissen über den Betriebsrat zu verfügen. Dies ist ein höherer An-
teil als in der Erhebung von Wilkesmann et al. (2011), in der rund ein Viertel 
der Befragten nach eigenen Angaben über einen sehr hohen bzw. hohen Wis-
sensstand verfügte.

Wo haben die Befragten ihr Wissen erworben? 73 Prozent haben über 
das Thema Mitbestimmung häufig oder gelegentlich etwas in den Printme-
dien gelesen oder etwas darüber im Fernsehen gesehen. Die anderen „Lern-
gelegenheiten“ kommen weniger zum Tragen. Immerhin sprechen aber 
50 Prozent mit Freunden oder Bekannten über Mitbestimmung, und rund 
46 Prozent haben darüber etwas in Bildungseinrichtungen gelernt. Bezogen 
auf die sozialen Netzwerke haben knapp 15 Prozent häufig oder gelegentlich 
etwas über Mitbestimmung erfahren. Mit 58 Prozent überraschend gering 
ist der Anteil derjenigen, der im Betrieb etwas über Mitbestimmung erfah-
ren hat.

Nun können wir das Wissen auch noch über einen anderen Indikator er-
fassen, nämlich über die Assoziationen, die die Befragten auf unsere Stimulus-
begriffe äußern. Wem bei einem Stimulusbegriff wie „Mitbestimmung der 
Arbeitnehmer“ nichts einfällt, wird vermutlich über weniger Wissen verfü-
gen als jemand, der mehrere Assoziationen nennen kann. Bevor wir hierauf 
zu sprechen kommen, werden wir zunächst zentrale Befunde unseres Assozi-
ationsverfahrens darstellen.

Zum Schluss des Kapitels kommen wir dann auf die Beziehungen zwi-
schen Wissen, inhaltlichen Vorstellungen (erfasst über die Assoziationen) 
und Bewertungen zurück.

5.2 Inhalte der Assoziationen

Was fällt Menschen ein, wenn man ihnen die Stimulusbegriffe Mitbestim-
mung, Mitbestimmung der Arbeitnehmer und Betriebsrat präsentiert? Wir gehen 
davon aus, dass die Assoziationen, die die Befragten mitteilen, ein Indiz für 
ihr Denken, für ihre Kognitionen, darstellen.
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Insgesamt haben die Befragten zu den drei Stimulusfragen 13.125 Assoziatio-
nen angeführt (Tabelle 8).12 Davon entfallen 4.624 auf die Fragen nach den 
Assoziationen zur Mitbestimmung, 4.258 auf Mitbestimmung der Arbeitnehmer 
und 4.243 auf Betriebsrat. Ein kleiner Teil der Befragten war nicht in der Lage, 
spontan etwas zu äußern. 9 Prozent fiel nichts zu Mitbestimmung generell ein, 
19 Prozent konnten beim Stimulus Mitbestimmung der Arbeitnehmer nichts sa-
gen, und 16 Prozent nichts zum Begriff Betriebsrat. Der Anteil derjenigen, die 
drei Assoziationen bzw. fünf bei den beiden letzten Begriffen nennen konn-
ten, ist gering.

12	  Die Auszählung der Häufigkeiten der Assoziationen ist nicht ohne Tücken. So haben einige Befrag-
te z. B. bei der ersten Möglichkeit, eine Assoziation zu nennen, längere Sätze geäußert, die mehrere Asso-
ziationen beinhalten oder gleich mehrere Assoziationsbegriffe hintereinander genannt. Diese sind vom 
Interviewer protokolliert und von uns in den Kodierungen auch berücksichtigt worden. In der Tabelle 
werden dagegen die Anteile genannt, die sich ergeben, wenn wir jeweils nur eine einzige Assoziation pro 
Abfrage einbeziehen. Wenn also jemand z. B. bei der Abfrage der ersten von fünf möglichen Assoziatio-
nen beim Stimulus „Betriebsrat“ zwei Assoziationen genannt hat, wurde dies als eine Assoziation gezählt. 
Die beiden möglichen Auswertungsarten unterscheiden sich aber nur unwesentlich, die Differenz macht 
sich in der Regel nur bei der zweiten Kommastelle bemerkbar.

Tabelle 8

Relative Häufigkeit von Assoziationen in Prozent, bezogen auf die Anzahl der Befragten

Anzahl der genannten 
Assoziationen

Stimulusbegriff

Mitbestimmung Mitbestimmung  
der Arbeitnehmer

Betriebsrat

Keine Assoziation 8,7 18,9 16,0

Eine Assoziation 52,9 46,7 51,5

Zwei Assoziationen 23,9 21,0 20,4

Drei Assoziationen 14,5 10,4 9,0

Vier oder fünf Assoziationen Nicht gefragt 3,0 3,0

Anzahl der Nennungen 
insgesamt (13.125)

4.624 4.258 4.243

Anmerkung: Ungewichtete Daten, jeweils n = 3.203
Quelle: Eigene Darstellung
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Berichten wir zunächst die Ergebnisse auf Basis des ersten Stimulus, der 
aus dem Begriff Mitbestimmung (ohne einen Bezug zur Arbeitnehmer-Mitbe-
stimmung) besteht. Was fällt den Befragten zu diesem Begriff ein? Mitbestim-
mung bezieht sich nicht von vornherein auf die Mitbestimmung von Arbeit-
nehmern, sondern kann für die Befragten durchaus etwas anderes bedeuten. 
Wir wollen wissen, ob die Befragten überhaupt an die Arbeitswelt und an die 
Mitbestimmung der Arbeitnehmer in Betrieben und Unternehmen denken. 
Die sehr unterschiedlichen Assoziationen haben wir induktiv in vier Katego-
rien gruppiert: 1. Assoziationen zu Mitbestimmung ganz allgemein, 2. zu De-
mokratie/Politik, 3. zu Mitbestimmung im Betrieb bzw. Unternehmen und 
4. sonstige Assoziationen. Zu berücksichtigen ist, dass die vierte Kategorie 
eine Art Restkategorie darstellt. Gefasst haben wir unter die Kategorie „Sons-
tiges“ alle Assoziationen, die wir den ersten drei nicht zuordnen konnten. 
Darunter fallen negative Assoziationen wie „Der kleine Mann wird nicht ge-
fragt“ oder Begriffe, die im weiten Sinne unter die Kategorie „Gleichberechti-
gung“ zu fassen sind („Gleiche Rechte“, „gleichberechtigte Stimme“ u.  ä.); 
auch solche Begriffe wie „NSA“ oder „Schicksal“. Es ist also nicht völlig aus-
geschlossen, dass sich hinter solchen Begriffen etwas verbirgt, was den obigen 
vier Kategorien noch zugeordnet werden müsste. Weiterhin ist gilt es zu be-
achten, dass auch Mehrfachnennungen vorkommen können, allerdings ha-
ben die meisten Befragten bei diesem Stimulus nur eine Assoziation genannt. 
Wir erfassen also mit unseren Werten die Personen, die in der jeweiligen Ka-
tegorie mindestens eine Assoziation aufweisen.

Wenn wir die Assoziationen zu diesem Begriff kategorisieren (siehe Ta-
belle 9), dann nennen (lediglich) 21 Prozent Assoziationen, die einen Bezug 
zum betrieblichen Kontext haben und sich damit auf die Mitbestimmung der 
Arbeitnehmer beziehen (Beispiel: „Arbeitnehmer mit in Entscheidungen ein-
beziehen“; „Arbeitnehmerrecht“). Die meisten (31 Prozent) nennen sehr all-
gemeine Begriffe oder Sätze, wie etwa „Mitreden“. 29 Prozent äußern sonsti-
ge Assoziationen, z. B. „Sich in einem Verein engagieren“. 19 Prozent denken 
spontan an Demokratie und Politik, aber nicht an betriebs- oder unterneh-
mensbezogene Mitbestimmung, sie äußern Sätze wie „Alles was zu Demokra-
tie gehört (Parlament, Fraktion, Parteien etc.)“, etliche Male wird die Bürger-
beteiligung in Form der Volksabstimmung in der Schweiz erwähnt.

Die meisten Befragten (79  Prozent) denken also schlicht und einfach 
nicht an Arbeitnehmermitbestimmung, wenn sie den Begriff Mitbestimmung 
hören. Sie „füllen“ den Begriff anders. Insgesamt kann man auf Basis dieser 
Befunde vermuten, dass „Arbeitnehmermitbestimmung“ im Denken der 
meisten Befragten nicht sehr tief verankert ist. Was assoziieren die Befragten 
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nun bezogen auf diejenigen Stimulusbegriffe, die das Denken auf die Mitbe-
stimmung der Arbeitnehmer lenken: Mitbestimmung der Arbeitnehmer und Be-
triebsrat? In Tabelle 10 werden die 20 am häufigsten besetzten Kategorien (aus 
dem 98 Kategorien umfassenden System) aufgeführt. Mit diesen 20 Kategori-
en von Assoziationen erfassen wir etwa drei Viertel aller Assoziationen.13

Zunächst zum Stimulusbegriff Mitbestimmung der Arbeitnehmer (Tabel-
le 10). Betriebs- bzw. Personalräte und andere Organe der gesetzlich geregel-
ten Mitbestimmungen – solche und ähnliche Assoziationen hat knapp jeder 

13	 Dabei ist zu beachten, dass wir nicht berücksichtigen, an welcher Stelle die jeweilige Assoziation 
genannt wurde, ob als erste, zweite usw. Man könnte argumentieren, dass die jeweils zuerst genannte 
Assoziation die wichtigste ist und daher ein höheres Gewicht erhalten muss (so auch Szalay/Brent 1967; 
Szalay/Deese 1978). Wir haben zur Absicherung unserer Befunde Teilanalysen nur mit den an erster Stelle 
genannten Assoziationen durchgeführt und konnten keine größeren Abweichungen im Gesamtbild fest-
stellen.

Tabelle 9

Assoziationen auf die Frage „Was fällt Ihnen ganz spontan zum Begriff ‚Mitbestimmung‘ ein, was 
verstehen Sie darunter? Würden Sie mir das bitte in Stichworten sagen?“

Kategorien von 
Assoziationen

Anteil an Personen 
in Prozent, die die 
jeweilige Assozia­

tionskategorie 
nennen 

Beispiele für Assoziationen

Mitbestimmung allgemein 30,8
Mitreden; „Wenn man (sic!) z. B. in einer 
Tanzgruppe jeder mitbestimmen kann 
und nicht nur einer der Chef ist“

Demokratie/Politik 19,0
Volksabstimmung in der Schweiz; Bürger-
begehren; Parlament

Mitbestimmung Betrieb/
Unternehmen (Arbeitswelt)

21,3

Arbeitnehmer mit in Entscheidungen 
einbeziehen; dass Arbeitnehmer mit
bestimmen können, was im Betrieb 
passiert; Arbeitnehmerrecht

Sonstige Assoziationen 28,9
Anderen helfen; sich in einem Verein en-
gagieren, NSA, Schicksal, gleiche Rechte

Anmerkung: Kategorisierte Antworten, ungewichtete Daten; n = 2.694 Personen (nicht Nennungen)
Quelle: Eigene Darstellung
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fünfte der Befragten (die mindestens eine Assoziation anführen) genannt. 
Fast ebenso häufig wurden Gewerkschaften mit der Mitbestimmung der Ar-
beitnehmer in Verbindung gebracht. Damit entfallen rund 45 Prozent aller 
Assoziationen auf die Organe oder Akteure der Mitbestimmung. Wenn wir 
berücksichtigen, dass die Mehrheit der Befragten bei Mitbestimmung zu-
nächst einmal nicht an die Arbeitswelt denkt, dann ist dies ein bemerkens-
wert hoher Anteil.

Zu den häufiger genannten Begriffen gehören auch solche, die sich auf 
konkrete Themen wie Arbeits- und Urlaubszeit, Lohn, Arbeitsbedingungen 
und die Ausstattung des Arbeitsplatzes beziehen. Interessant ist die häufige 
Nennung von Assoziationen, die Einschränkungen von Mitbestimmung be-
treffen. In diese Kategorie wurden solche Antworten eingeordnet, in denen 
die Befragten Probleme bei der Umsetzung von Mitbestimmung angespro-
chen haben, die aber keine grundsätzliche Ablehnung der Mitbestimmung 
zum Ausdruck bringen. Nennungen wie „gibt es nicht“ oder „wird unterlau-
fen“ sind typische Beispiele. Immerhin 9 Prozent der Befragten äußern spon-
tan solche Assoziationen.

Beim Stimulus Betriebsrat (Tabelle 11) denkt etwa ein Fünftel der Antwor-
tenden an die Interessenvertretung der Arbeitnehmer und umschreibt die 
Funktion und Definition des Betriebsrates. Knapp 14 Prozent machen spon-
tan positiv-wertende Aussagen, wie „gute Sache“, „notwendig“, „sinnvoll“, 
„prima“. Auffällig ist, dass die Kategorie „Hilfe“, in die Nennungen wie „Rü-
ckenstärkung“ oder „Beratung“ eingeordnet wurden, von 6 Prozent der Be-
fragten und damit relativ oft genannt wurde. Die ebenfalls relativ zahlreichen 
Nennungen der Kategorie „Einsatz für Arbeitnehmer“ deuten in dieselbe 
Richtung. Negativ-wertende Begriffe oder Aussagen formulieren 6 Prozent 
der Befragten. Damit haben wir bezogen auf den Stimulusbegriff Betriebsrat 
etwa doppelt so viele vom Begriffsinhalt her positive („gute Sache“) wie nega-
tive Assoziationen. Dies ist ein erstes Indiz für die im Durchschnitt positive 
Bewertung der Institution Betriebsrat. Auch für Mitbestimmung der Arbeit-
nehmer allgemein zeigt das Verhältnis von inhaltlich positiven zu negativen 
Assoziationen mit knapp 1,7:1 in dieselbe Richtung.

Halten wir soweit fest: Insgesamt verbindet knapp ein Viertel der Befrag-
ten Mitbestimmung mit Betrieben bzw. Unternehmen. Gibt man jedoch im 
Stimulusbegriff diesen Bezug vor (Mitbestimmung der Arbeitnehmer, Be-
triebsrat), dann werden die Akteure der Mitbestimmung und auch konkrete 
Mitbestimmungsgegenstände (z. B. Arbeitszeit) genannt. Bei den eindeutig 
wertenden Assoziationen überwiegen die positiven Aussagen.
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Tabelle 10

Die 20 häufigsten, kategorisierten Assoziationen zu „Mitbestimmung der Arbeitnehmer“

Kategorie (in Klammern Beispiele für Assoziationen) Anteil Befragter mit 
mindestens einer 

Nennung in Prozent

Betriebsrat; Personalrat; Jugend- und Auszubildendenvertretung 24,3

Gewerkschaft 20,8

Arbeitszeit (Zeit, Vollzeit, Überstunden) 14,4

Einschränkungen von Mitbestimmung/nicht vorhandene Mitbestimmung 
(Mogelpackung, Null)

9,0

Lohn/Gehalt (Lohnerhöhung, Lohnforderung) 8,8

Nicht kodierbare Assoziationen 6,5

Tarif (Tarifvertrag, -verhandlung) 4,5

Arbeitsbedingungen (Arbeitsumfang, -(platz)bedingungen, Personal
situation, Arbeitstempo)

3,6

Mitbestimmung/Mitentscheidung 3,4

Arbeitsplatz/-umgebung/-ausstattung (auch Arbeitskleidung, Computer) 3,4

Urlaub (Urlaubstage, Urlaubsregeln, Urlaubszeit) 3,4

Vertreter (der AN) (Vertreter, Vertreten, Repräsentanten) 3,2

Rechte (Arbeitnehmerrecht (nicht Gesetze)) 2,8

Positives (sympathisch, super, gute Erfahrungen notwendig, sinnvoll, 
prima, Spaß)

2,7

Innovation/Ideenmanagement (Verbesserungsvorschläge, innovativ, 
Ideen einbringen)

2,3

Arbeitsabläufe/-prozesse (Produktionsabläufe, Arbeitsverhalten, 
Betriebsablauf)

2,0

Meinung (Meinung einbringen, Meinungsfreiheit) 1,8

Mitsprache/Mitwirkung (ohne Entscheidung) 1,7

Negativ (Schwachsinn, einseitig, fragwürdig, Chaos, überholt) 1,6

Unternehmerische Entscheidungen (Investitionen, Verkaufsstrategien, 
Sortimentsbestimmung, Kundenanwerbung, Dekoration)

1,6

Anteil der 20 häufigsten Kategorien an allen Nennungen: 77,5 Prozent

Anmerkung: Ungewichtete Daten
Quelle: Eigene Darstellung
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Tabelle 11

Die 20 häufigsten, kategorisierten Assoziationen zu „Betriebsrat“

Kategorie Anteil Befragter mit 
mindestens einer 

Nennung in Prozent

Vertreter (der AN) (Interessenvertreter, Interessenvertretung) 21,0

Positives (vorteilhaft, gut, wichtig) 13,5

Nicht kodierbare Assoziationen (keiner Kategorie des Kategoriensystems 
zuzuordnen)

8,7

Mitbestimmung/Mitentscheidung 7,7

Hilfe (Unterstützung, Beistand, Rückendeckung) 6,5

Negatives (Vormundschaft, zahnlose Tiger, überflüssig) 6,0

Betriebsgröße (ab bestimmter Firmengröße muss man einen Betriebsrat 
haben, in großen Betrieben vorgeschrieben; Kommt auf Unternehmens-
größe an)

5,9

Rechte (Arbeitnehmerrechte, vertritt die Rechte der Arbeitnehmer) 5,8

Arbeitnehmerinteressen (für Bedürfnisse der Arbeitnehmer) 5,4

Wahl (wird gewählt, kann man wählen, gewählte Personen) 5,1

Vermittlung/Vermittler (Mediator, vermittelt zwischen Arbeitgeber und 
Arbeitnehmer, Bindeglied)

3,9

Einschränkungen von Mitbestimmung/nicht vorhandene Mitbestimmung 
(gibt es (noch) nicht, wir haben keinen, Alibifunktion)

3,8

Einsatz/einsetzen für AN (setzt sich für Kollegen ein) 3,7

Arbeitnehmervertreter als Ansprechpartner 3,7

Gewerkschaft 3,1

Schutz (um Arbeitnehmer zu schützen, Schutzfunktion) 2,8

Macht (Gegenpart; kämpft für die Rechte der Arbeitnehmer; 
Machtmissbrauch)

2,2

Entscheidungen/entscheiden (da wird auch etwas entschieden,  
Einfluss auf Entscheidungen, gemeinsame Entscheidungen)

1,9

Vorteile für BR-Mitglieder (es geht ihnen gut, unkündbar, freigestellt) 1,8

Ambivalente Assoziationen (teils, teils; auf der einen Seite ist es gut, 
dass er da ist, manchmal ist es auch nicht gut) 

1,4

Anteil der 20 häufigsten Kategorien an allen Nennungen: 77,5 Prozent

Anmerkung: Ungewichtete Daten
Quelle: Eigene Darstellung
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5.3 Einstellungen zur Arbeitnehmer-Mitbestimmung 
(bewertende Dimension)

Im Folgenden stellen wir die Befunde der Bewertung von Mitbestimmung 
vor. Wir beginnen mit einer Analyse derjenigen Fragen bzw. Statements, bei 
denen wir Antwortmöglichkeiten vorgegeben haben. Anschließend betrach-
ten wir die Bewertungen der spontanen Assoziationen, die „offen“, d. h. ohne 
Antwortvorgaben, erfragt wurden.

5.3.1 Einstellungen zur Arbeitnehmer-Mitbestimmung:  
Messung über Statements mit Antwortvorgaben

Tabelle  12 gibt einen Überblick über die Antworten der Befragten auf die 
Antwortmöglichkeiten vorgebenden Einstellungsfragen. Die Kategorien 
wurden mit den Werten 1 bis 4 kodiert, wobei die höheren Werte größere 
Zustimmung anzeigen. Alles in allem zeigen die Antworten eine positive 
Einstellung der Befragten zur Arbeitnehmer-Mitbestimmung. Erneut sind 
kaum Unterschiede zwischen Ergebnissen mit ungewichteten und gewichte-
ten Daten zu finden.

Analysiert man die Zusammenhänge bei den Antworten der Befragten zu 
den einzelnen Aussagen faktorenanalytisch, so lassen sich vier Faktoren extra-
hieren, die zusammen 54  Prozent der Gesamtvarianz bei den Antworten 
„erklären“.14 Der erste Faktor lässt sich als „Mitbestimmung als Arbeitnehmer-
recht und -schutz“ beschreiben. Hohe Ladungen weisen hier die Items 8, 7, 9 
und 11 (die Nummerierung bezieht sich auf die Reihenfolge der Statements 
im Fragebogen, siehe http://doi.org/10.5281/zenodo.1134059) auf. Der zwei-
te Faktor bezieht sich auf die (negativen) wirtschaftlichen Folgen der Mitbestim-
mung. Hier finden wir hohe Ladungen der Items 10, 13, 12 sowie 2. Den drit-
ten Faktor kann man als „Mitbestimmung als Ursache von Motivation, 
Zusammenhalt und Zufriedenheit“ benennen, da die Items 3, 5 und 4 hohe La-
dungen aufweisen. Der vierte Faktor ist weniger eindeutig; wir bezeichnen 
ihn als „Konflikt- und Entscheidungsfolgen von Mitbestimmung“. Eine hohe La-
dung haben hier die Items 6 und 1.

Auffällig sind insbesondere die hohen Zustimmungswerte bei den Items 
7 und 11. Item 7 weist auf den hohen Anteil derjenigen hin, die der Auffas-

14	  Zu beachten ist, dass Cronbachs Alpha – ein Maß für die interne Konsistenz der Items eines Fak-
tors – jeweils recht niedrige Werte aufweist. Inhaltlich sind die Faktoren gut interpretierbar.

http://doi.org/10.5281/zenodo.1134059
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Einstellung zur Mitbestimmung

Nr. Mitbestimmung … Zustimmung 
(stimme völlig/

eher zu)  
in Prozent

Korrelation mit 
Item „Gewünsch­
ter Arbeitnehmer-

Einfluss“**

Faktor 1: Mitbestimmung als Arbeitnehmerrecht und -schutz  
(Cronbachs Alpha = 0,64)

0,19

8 … schützt Arbeitnehmer in Krisenzeiten 73,0 0,13

7
… stärkt die Rechte der Arbeitnehmer gegenüber 
dem Arbeitgeber

90,1 0,06

9
… sorgt dafür, dass es bei der Bezahlung von 
Mitarbeitern gerecht zugeht

71,2 0,15

11
… ist notwendig, damit nicht nur einige wenige 
Unternehmer und Manager über das Schicksal 
der Arbeitnehmer entscheiden

89,9 0,16

Faktor 2: Wirtschaftliche Folgen von Mitbestimmung  
(Cronbachs Alpha = 0,59)

–0,15

10
… verhindert, dass sich die positiven Kräfte des 
freien Marktes entfalten können*

26,1* –0,09

13 … verhindert Arbeitsplätze* 14,1* –0,10

12
… ist falsch, denn dem Unternehmer gehört das 
Unternehmen, also muss er auch allein entschei-
den können*

13,4* –0,13

2
… führt dazu, dass deutsche Unternehmen ins 
Ausland abwandern*

24,4* –0,05

Faktor 3: Mitbestimmung als Ursache von Motivation, Zusammenhalt  
und Zufriedenheit (Cronbachs Alpha = 0,68)

0,17

3 … steigert den Leistungswillen der Mitarbeiter 79,3 0,12

5 … fördert den Zusammenhalt unter Kollegen 81,3 0,16

4
… bewirkt, dass die Arbeitnehmer zufriedener 
sind

89,4 0,11

Faktor 4: Konflikte und langsamere Entscheidungen (r = 0,23) 0,16

6
… bewirkt, dass es mehr Konflikte mit dem 
Management gibt*

   61,1* –0,07

1
… verlangsamt wichtige unternehmerische Ent-
scheidungen*

50,9* –0,19

Likertindex „Einstellung zur Arbeitnehmer-Mitbestimmung“  
(Cronbachs Alpha = 0,73)

0,26

Anmerkung: Ungewichtete Daten. Die Werte der mit einem * markierten Items wurden für die Berechnung des Index 
umgekehrt kodiert. ** Bei der Variablen Gewünschter Arbeitnehmereinfluss wurden die Antworten der beiden Antwort­
kategorien „Arbeitnehmer sollen mehr Einfluss haben als die Arbeitgeber“ und „Arbeitgeber und Arbeitnehmer sollen 
gleichviel Einfluss haben“ zusammengefasst und mit 1 kodiert, Antworten in der Kategorie „Die Arbeitgeber sollen mehr 
Einfluss haben als die Arbeitnehmer“ mit 0.
Quelle: Eigene Darstellung
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sung sind, Mitbestimmung stärke die Rechte der Arbeitnehmer. Während 
man dieser Auffassung logisch sogar dann zustimmen könnte, wenn man 
Mitbestimmung nicht befürwortet, ist die Interpretation bei Item 11 klar, 
denn hier besagt die zur Zustimmung oder Ablehnung stehende Aussage: 
„Mitbestimmung ist notwendig, damit nicht nur einige wenige Unterneh-
mer und Manager über das Schicksal der Arbeitnehmer entscheiden“. Knapp 
90 Prozent stimmen hier zu. Da Item 7 im Zusammenhang mit den anderen 
zu sehen ist und zudem beide Items (7 und 11) miteinander korrelieren 
(r = 0,32), gehen wir davon aus, dass Item 7 eine positive Einstellung misst 
und nicht nur eine Aussage über die Folgen bedeutet. Hohe Zustimmungs-
werte weisen zudem Items 3, 4 und 5 auf, die einen positiven Zusammen-
hang zwischen Mitbestimmung und Leistungsbereitschaft, Zusammenhalt 
und Zufriedenheit der Beschäftigten postulieren.

Die Nummern bezeichnen die jeweilige Fragen- bzw. Statementnummer 
im Fragebogen und sollen den LeserInnen helfen, die genaue Formulierung 
aufzufinden; siehe dazu den Fragebogen, den man unter http://doi.org/ 
10.5281/zenodo.1134059 herunterladen kann.

Sehr geringe Zustimmungswerte bekommen dagegen die Aussagen „Mit-
bestimmung verhindert Arbeitsplätze“ sowie „Mitbestimmung ist falsch, 
denn dem Unternehmer gehört das Unternehmen, also muss er auch allein 
entscheiden können“. Auch die Meinung, dass Mitbestimmung den „freien 
Markt“ behindere oder zur Abwanderung von Unternehmen ins Ausland 
führe, findet in der Bevölkerung kaum Zustimmung.

Bei den Aussagen, dass Mitbestimmung zu Konflikten führe (61 Prozent 
Zustimmung) oder Entscheidungen verlangsame (51  Prozent), halten sich 
Zustimmung und Ablehnung einigermaßen die Waage. Man könnte gegen 
die Messqualität dieser Aussagen einwenden, dass man z. B. zustimmen kann, 
dass Mitbestimmung Konflikte fördert, man dies aber positiv oder negativ be-
werten kann. Denn Konflikte sind nicht zwingend etwas Negatives.

Vergleichen wir diese Befunde mit denen des Arbeitnehmer-Meinungs-
monitors (2008), dann zeigen sich ähnlich positive Einstellungen. Die Daten 
wurden in einer bundesweiten Telefonbefragung im Jahr 2008 erhoben. Die 
Stichprobe umfasst 2.005 zufällig ausgewählte Personen zwischen 16 und 65 
Jahren, die zum Befragungszeitpunkt abhängig erwerbstätig oder arbeitslos 
waren oder sich in einer beruflichen Ausbildung befanden. (Das Sample wur-
de dann in einem weiteren Schritt um zufällig ausgewählte Gewerkschafts-
mitglieder ergänzt, um genauere Analysen der Effekte der Gewerkschafts
mitgliedschaft vornehmen zu können. Wir verwenden hier das nicht 
aufgestockte Sample.) Die Fragen des Arbeitnehmer-Meinungsmonitors sind 

http://doi.org/10.5281/zenodo.1134059
http://doi.org/10.5281/zenodo.1134059
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überwiegend etwas anders als in unserer Umfrage formuliert und die Ant-
wortmöglichkeiten unterscheiden sich. So mussten sich die Befragten bei je-
dem Statement zwischen zwei Aussagen entscheiden. Die erste ist jeweils 
positiv formuliert (Beispiel: „Mitbestimmung ist notwendig“), die zweite ne-
gativ („Mitbestimmung ist überflüssig geworden“). Die Zustimmung zu der 
positiven oder negativen Aussage konnte abgestuft werden („Aussage trifft 
eher zu“ oder „trifft voll zu“). Im Folgenden berichten wir den Anteil derjeni-
gen, die der jeweiligen positiven Aussage zustimmen. In der Arbeitnehmer-
Meinungsmonitor-Umfrage sagen 70,5  Prozent, „Mitbestimmung schützt 
Arbeitnehmer in Krisenzeiten“ (wir haben in unserer Befragung die Formu-
lierung des Statements übernommen), mit unseren Daten kommen wir auf 
73 Prozent. Im Arbeitnehmer-Meinungsmonitor meinen 90,1 Prozent, dass 
Mitbestimmung „zu einer mündigen und selbstbewussten Belegschaft“ bei-
trage. Exakt 90,1 Prozent stimmen unserem Statement zu, dass Mitbestim-
mung die Rechte der Arbeitnehmer stärke. Bei den anderen Fragen finden 
wir ähnliche Übereinstimmungen bzw. ebenfalls sehr starke Zustimmung: 
92,8 Prozent stimmen zu, dass Mitbestimmung „die Motivation und Identifi-
kation der Mitarbeiter“ steigere, nach unseren Daten sind 79,3 Prozent der 
Auffassung, dass der „Leistungswillen“ durch Mitbestimmung gesteigert 
würde. 82  Prozent meinen, dass Mitbestimmung „ein Standortvorteil für 
Deutschland“ sei; nach unseren Daten lehnen 75,6 Prozent die Aussage ab, 
dass Mitbestimmung Unternehmen dazu bewege, ins Ausland abzuwandern. 
92,7 Prozent geben an, Mitbestimmung sei „notwendig“, wir kommen bei ei-
ner modifizierten Frage auf eine ähnlich starke Zustimmung (rund 90 Pro-
zent). Ein weiteres Statement des Monitors, zu dem wir keine Entsprechung 
formuliert haben, lautet: „Mitbestimmung befördert die Entwicklung der 
Unternehmen positiv“. Hier stimmen 89,3 Prozent zu. (Die Fallzahl bei den 
jeweiligen Fragen des Arbeitnehmer-Meinungsmonitors liegt zwischen 1.895 
und 1.976.) Alles in allem finden wir also auf Basis von zwei unterschiedli-
chen Datensätzen ein recht ähnliches Muster, das auf eine sehr starke Zustim-
mung zur Mitbestimmung hinweist. Die meisten Aussagen stellen dabei auf 
Folgen von Mitbestimmung ab, die im Allgemeinen als positiv gelten (z. B. 
Steigerung von Motivation und Identifikation).

Kommen wir auf unsere eigene Untersuchung zurück. Im Folgenden bil-
den wir wegen der besseren Handhabbarkeit aus den 13 Einstellungs-Items 
einen additiven Index. Items mit einer negativen Aussage zur Mitbestim-
mung werden umkodiert. Die Summe der Werte wird anschließend durch 
die Summe der Items geteilt, so dass der mögliche Wert zwischen 1 und 4 va-
riieren kann. Hohe Index-Werte bezeichnen also eine stärker positive Einstel-
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lung zur Mitbestimmung. Ein Wert von 1 für eine Person würde bedeuten, 
dass diese überall voll ablehnend geantwortet hat, bei einem Wert von 4 wäre 
eine Zustimmung bei allen Antworten gegeben. Bei einem Indexwert, der 
über 2,5 liegt, gehen wir von einer zumindest tendenziell positiven Einstel-
lung aus. Das arithmetische Mittel dieses von uns sogenannten Einstellung-
zur-Mitbestimmung-Index (kurz: Ein-Mit-Index) liegt bei 3,07 (Min.  =  1,3, 
Max. = 4,0; Median 3,08, Standardabweichung = 0,39). Bei 93 Prozent der Be-
fragten ist der Indexwert größer als 2,5, dem „theoretischen“ Mittelwert unse-
rer Skala. Dieser Wert ist – wie auch bei den Einzelitems – so hoch, dass man 
von einer durchschnittlich sehr positiven Einstellung zur Mitbestimmung 
sprechen kann. Dies gilt für unsere ungewichtete, aber auch für die gewichte-
te Stichprobe (Berechnungen mit gewichteten Daten sind hier nicht ausge-
wiesen). Daher können wir mit guten Gründen vermuten, dass nicht nur bei 
den Befragten, sondern darüber hinaus auch in der Grundgesamtheit der Er-
werbspersonen in Deutschland eine positive Einstellung zur Mitbestimmung 
der Arbeitnehmer vorherrscht.

Nun haben wir oben diskutiert, dass einige Statements so aufgefasst wer-
den könnten, dass sie Tatsachenbehauptungen zum Ausdruck bringen, de-
nen man zustimmen kann (oder die man ablehnen kann), ohne dass damit 
eine Bewertung verbunden ist. Konflikte z. B. kann man als Folge von Mitbe-
stimmung erwarten und daher der Aussage zustimmen; man kann davon un-
abhängig aber Konflikte und damit auch Mitbestimmung als positiv oder ne-
gativ bewerten. Um die Messqualität der 13 Fragen zu klären, können wir ein 
weiteres Item heranziehen, denn wir haben die Einstellung zur Mitbestim-
mung noch durch eine andere direkte Frage erfasst.

Gefragt haben wir: „Was meinen Sie alles in allem: Sollten in Deutsch-
land (i) die Arbeitgeber mehr Einfluss haben als die Arbeitnehmer, (ii) oder 
die Arbeitnehmer mehr Einfluss haben als die Arbeitgeber, (iii) oder sollten 
beide, Arbeitgeber und Arbeitnehmer, gleichviel Einfluss haben?“ Die Werte 
der Optionen (ii) und  (iii) haben wir zusammengefasst. Die Zustimmung 
zum Statement, dass die Arbeitnehmer mehr oder gleichviel Einfluss haben 
sollen, werten wir als Ausdruck einer positiven Einstellung. Denn anders als 
bei einigen der obigen Statements ist klar, dass derjenige, der zustimmt, dass 
die Arbeitnehmer mehr oder gleich viel Einfluss haben sollten als die Arbeit-
geber, eine positive Einstellung aufweist. Immerhin sind 64 Prozent der Be-
fragten der Auffassung, Arbeitnehmer und Arbeitgeber sollten gleichviel Ein-
fluss haben, 3  Prozent sprechen sich dafür aus, dass Arbeitnehmer einen 
größeren Einfluss als die Arbeitgeber haben sollten; 33 Prozent meinen, die 
Arbeitgeber sollten mehr Einfluss haben.
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Wir haben nun die Korrelationen zwischen dieser Aussagen (mit der Ko-
dierung: Zustimmung = 1, Ablehnung = 0) und den 13 Statements berechnet. 
Die Ergebnisse sind in der letzten Spalte von Tabelle 12 zu finden. Die Korre-
lationen weisen in die „richtige“ Richtung, d. h. sie sprechen nicht gegen die 
Messhypothese, dass wir mit den 13 Statements die Einstellung oder zumin-
dest relevante Teile davon messen. Die Korrelation zwischen dem Gesamtin-
dex und der Einfluss-Frage beträgt r = 0,26. Gleichwohl sind die einzelnen 
Korrelationen nicht sonderlich hoch. Dies könnte damit zu tun haben, dass 
zwar in der Zustimmung zu den 13 Statements (bzw. bei einigen Items der 
Ablehnung) eine positive Einstellung zum Ausdruck kommt, diese aber 
nicht bedeutet, dass diejenigen mit einer positiven Einstellung auch für einen 
so starken Einfluss der Arbeitnehmer sind, der dem der Arbeitgeber ent-
spricht oder sogar noch größer ist. Man kann zumindest nicht ausschließen, 
dass zwar durchaus eine positive Einstellung zur Mitbestimmung besteht, ein 
Teil der Befragten aber schwache Formen „im Kopf“ haben könnte. Groß 
dürfte dieser Anteil unter den Befragten allerdings nicht sein, denn immer-
hin sprechen sich 67 Prozent dafür aus, dass der Einfluss zwischen Arbeitneh-
mern und Arbeitgebern gleich verteilt wird oder die Arbeitnehmer sogar ein 
Übergewicht bekommen.

5.3.2 Messung von Einstellungen zur Mitbestimmung durch 
bewertete Assoziationen

Auf Grundlage der Bewertungen der Begriffe, die die Befragten zum Stimu-
lus Mitbestimmung der Arbeitnehmer und Betriebsrat assoziieren, berechnen 
wir für jeden Befragten zwei sog. Polaritätsindizes (De Rosa 2002). Der Pola-
ritätsindex stellt eine Kennzahl für die Einstellung der Befragten zu Mitbe-
stimmung dar. In den Assoziationsfragen wurden die Befragten nicht nur 
aufgefordert, Begriffe zu nennen, die sie mit der Mitbestimmung verbinden. 
In einem zweiten Schritt sollten sie zudem bewerten, ob diese Begriffe für sie 
etwas Positives, etwas Negatives oder etwas Neutrales darstellen. Aus diesen 
evaluativen Angaben lässt sich ein Index konstruieren. Diese Kennzahl bietet 
gegenüber der Einstellungsmessung anhand von Aussagen, zu denen die Be-
fragten ihre Ablehnung oder Zustimmung äußern sollen, den Vorteil, dass 
sie die Befragten nicht mit vorgegebenen Aussagen konfrontiert, wodurch 
man vermeidet, diesen eine Position aufzunötigen. Der Polaritätsindex kann 
Werte zwischen –1 und +1 annehmen. Ein Wert von -1 bedeutet, dass sämtli-
che Assoziationen eines Befragten mit dem jeweiligen Stimulusbegriff nega-
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tiv sind. Positive Werte deuten auf eine positive, Werte um Null auf eine neu-
trale und negative Werte auf eine negative Einstellung hin.

Die Berechnungsformel für den Index sieht dabei so aus:

Polaritätsindex (PI) = (Anzahl positiv bewertete Nennungen – 
Anzahl negativ bewertete Nennungen)/Anzahl aller Nennungen

Allerdings müssen wir beim Polaritätsindex berücksichtigen, dass etliche Be-
fragte insbesondere auf den Stimulus Mitbestimmung der Arbeitnehmer Assozi-
ationen geäußert haben wie „null“, „wenig“ oder „Mogelpackung“. Anschlie-
ßend haben diese Befragten dann die jeweilige Assoziation als negativ bewer-
tet. Wenn jemand sagt, es gäbe zu wenig („null“) Mitbestimmung und diesen 
wahrgenommenen Zustand als negativ bewertet, dann können wir diese Be-
wertung nicht als Indikator für eine negative Einstellung zu Mitbestimmung 
interpretieren. Wir haben daher die negativen Bewertungen dieser „negati-
ven“ Assoziationen im Zähler des jeweiligen Index als neutrale Bewertungen 
mit einbezogen. Es spräche einiges dafür, diese doppelt negativen Bewertun-
gen als Bejahung von Mitbestimmung zu deuten, allerdings wählen wir hier 
den ersten und konservativeren Weg, mit der Gefahr, die positive Einstellung 
geringfügig zu unterschätzen.

Die im Sample realisierten Werte sind in Tabelle 13 aufgeführt. Bedingt 
durch den hohen Anteil der Befragten, die nur einen Begriff zum jeweiligen 
Stimulus genannt haben, ist auch der Anteil der Indexwerte mit extremer 
Ausprägung hoch.

Tabelle 13

Bewertung von Mitbestimmung mittels Assoziationsfragen

Stimulus Polaritätsindex 
Arithm. Mittel 

(Standard­
abweichung)

Anteil positiver 
Assoziationen  

in Prozent

Anteil negativer 
Assoziationen  

in Prozent

Mitbestimmung der Arbeitnehmer
0,65 (0,56) 

(2.384)
67,9

(2.508)
6,9 

(2.508)

Mitbestimmung über den Betriebsrat
0,59 (0,64) 

(2.552)
69,8 

(2.589)
11,6 

(2.589)

Anmerkung: Ungewichtete Daten, Fallzahl in Klammern
Quelle: Eigene Darstellung
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Insgesamt deuten sowohl die Polaritätsindizes als auch die Anteilswerte posi-
tiver und negativer Assoziationen auf eine sehr positive Einstellung der Be-
fragten gegenüber der Mitbestimmung der Arbeitnehmer und des Betriebsra-
tes hin. 

Der Polaritätsindex für Mitbestimmung der Arbeitnehmer liegt bei 0,65, der 
für Betriebsrat bei 0,59. Der Anteil positiver Assoziationen ist mit 68 Prozent 
bzw. knapp 70 Prozent (im Durchschnitt je Befragten) sehr hoch. Der Anteil 
der als negativ bewerteten Begriffe beträgt 7 Prozent beim ersten und 12 Pro-
zent beim zweiten Stimulusbegriff. (Analysen mit gewichteten Daten kom-
men zu nahezu identischen Ergebnissen.)

Die Korrelationen zwischen den Polaritätsindizes für die Assoziationen 
zu Mitbestimmung der Arbeitnehmer und Betriebsrat sowie mit dem Likertin-
dex (13-Item-Index) auf Basis der direkten Fragen bzw. Statements weisen 
vom Vorzeichen her in die vermutete Richtung. Zugleich sind sie nicht sehr 

Tabelle 14

Korrelationen zwischen den Polaritätsindizes und dem 13-Item-Index

Polaritätsindex 
„Mitbestim­
mung der  

Arbeitnehmer“

Polaritätsindex 
„Betriebsrat“

Index  
„Einstellungen 

zur Mit­
bestimmung“ 

(13-Item-Index)

Item  
„Arbeitnehmer- 

Einfluss

Polaritätsindex 
„Mitbestimmung der 
Arbeitnehmer“

1,00 
(2.384)

0,29 
(2.049)

0,27 
(2.038)

0,03 
(2.346)

Polaritätsindex  
„Betriebsrat“

1,00 
(2.552)

0,25 
(2.177)

0,08 
(2.510)

Index „Einstellungen  
zur Mitbestimmung“ 
(13-Item-Index)

1,00 
(2.655)

0,26 
(2.623)

Item „Arbeitnehmer- 
Einfluss“ (AN sollen 
mindestens so viel  
Einfluss haben wie  
Arbeitgeber = 1)

1,00 
(3.153)

Anmerkung: Ungewichtete Daten, Fallzahl in Klammern. Analysen mit Rangordnungskorrelationskoeffizienten führen zu 
nahezu identischen Ergebnissen wie die Korrelationen.
Quelle: Eigene Darstellung
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hoch (die Koeffizienten für die ersten drei Variablen sind mit p ≤ 0,05 signi
fikant). Überraschend schwach (und insignifikant) sind die Korrelationen 
zwischen der Einfluss-Variablen und den Polaritätsindizes. Hierfür haben wir 
keine Erklärung. Mit aller Vorsicht vermuten wir, dass die Indizes zwar nicht 
dasselbe messen, aber doch Ähnliches.

5.4 Zusammenhänge zwischen der quantitativ gemessenen 
Einstellung zur Mitbestimmung und den Assoziationsinhalten

Interessant und wichtig ist die Frage, welche (kategorisierten) Assoziationen 
eher positiv bzw. eher negativ oder neutral bewertet werden. Im Folgenden 

Tabelle 15

Bewertete Assoziationen „Mitbestimmung der Arbeitnehmer“

Kategorie Summe  
Nennungen

Anteil positiv 
bewerteter 

Assoziationen  
in Prozent

Polaritätsindex 
bezogen auf  
die jeweilige 

Kategorie

Betriebsrat/Personalrat/JAV 610 75,4 0,71

Gewerkschaft 517 69,6 0,65

Arbeitszeit 360 67,8 0,61

Einschränkungen von Mitbestimmung/
nicht vorhandene Mitbestimmung

218 11,0 –0,54

Lohn/Gehalt 216 68,5 0,60

Tarif 112 81,3 0,78

Arbeitsbedingungen 91 67,0 0,57

Mitbestimmung/Mitentscheidung 86 86,0 0,84

Arbeitsplatz/-umgebung/-ausstattung 87 83,9 0,82

Urlaub 86 77,9 0,73

Anmerkung: Kategorisierte Assoziationen, ungewichtete Daten
Quelle: Eigene Darstellung
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analysieren wir jeweils für die beiden Stimulusbegriffe die zehn am häufigs-
ten genannten Assoziationskategorien. In Tabelle 15 sind der Anteil positiv 
bewerteter Assoziationen sowie der Polaritätsindex bezogen auf die jeweilige 
Kategorie ausgewiesen. Die beiden Größen bilden einen Indikator dafür, wie 
welche Assoziation bewertet wird.

Wir sehen, dass die Befragten Assoziationen, die wir unter die Kategorie 
„Vertretung der Arbeitnehmer“ fassen, sehr positiv bewerten (75 Prozent po-
sitive Assoziationen und ein Polaritätsindex, der mit 0,71 sehr hoch liegt). 
Auch Assoziationen in der Kategorie „Gewerkschaften“ erfahren eine sehr 
positive Bewertung.

Tabelle 16

Bewertete Assoziationen „Betriebsrat“

Kategorie Summe 
Nennungen

Anteil positiv 
bewerteter 

Assoziationen  
in Prozent

Polaritätsindex 
bezogen auf die 
jeweilige Kate­

gorie

Vertreter (der AN) 537 85,8 0,85

Positives 334 86,5 0,84

Mitbestimmung/Mitentscheidung 203 87,2 0,85

Hilfe 169 88,8 0,86

Negativ 152 10,5 –0,61

Betriebsgröße 152 51,3 0,31

Rechte 138 90,6 0,89

Arbeitnehmerinteressen 141 84,4 0,83

Wahl (durch Belegschaft) 132 84,1 0,80

Einsatz/einsetzen für AN 97 90,7 0,90

Einschränkungen von Mitbestimmung/
nicht vorhandene Mitbestimmung

95 15,8 –0,45

Anmerkung: Kategorisierte Assoziationen, ungewichtete Daten
Quelle: Eigene Darstellung
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Negative Werte finden wir bei der Kategorie „Einschränkung/nicht vorhan-
dene Mitbestimmung“ (0,54).15 Wenn wir nicht nur die in Tabelle 14 aufgeführ-
ten Assoziationskategorien betrachten, sondern alle, dann fällt auf, dass nur sie-
ben Assoziationskategorien im Durchschnitt eher negativ bewertet werden.

Ausgesprochen hohe positive Werte sehen wir bei Assoziationen mit dem 
Stimulusbegriff Betriebsrat (Tabelle 16). Die Kategorie „Vertreter (der Arbeit-
nehmer)“ hat sehr stark positive Werte, auch „Mitbestimmung/Mitentschei-
dung“, „Hilfe“ und „Rechte“. Niedrige positive Werte finden wir bei der As-
soziationskategorie „Betriebsgröße“ (Polaritätsindex  =  +0,31); negative bei 
der Kategorie „Negativ“ (–0,61) und „Einschränkung/nicht vorhandene Mit-
bestimmung“ (–0,45).

Auffällig ist auch hier, wie schon bei den Assoziationen zur Mitbestim-
mung der Arbeitnehmer allgemein, dass nur wenige Assoziationen mit nega-
tiven Bewertungen genannt werden; hier sind es lediglich acht Kategorien 
mit im Durchschnitt eher negativen Bewertungen (mit mehr als fünf Nen-
nungen): Konflikt (21 Nennungen), Nachteile für Betriebsrat/Sündenbock 
(21), negative wirtschaftliche Folgen (24), Distanz (des Betriebsrates) zur Be-
legschaft (25), Kündigung/Kündigungsschutz (der Betriebsräte) (28), arbeit-
gebernah (29), Einschränkungen von Mitbestimmung (95), und  – bereits 
oben in der Liste enthalten – negative Bewertungen (152).

Zusammenfassend kann man festhalten, dass die häufig genannten Asso-
ziationen fast durchgängig positiv bewertete Inhalte zum Ausdruck bringen. 
Und für beide Stimulusbegriffe kann man sagen, dass nur wenig negative As-
soziationen genannt werden, von denen wiederum etliche die Auffassung 
ausdrücken, dass es zu wenig (oder keine) Mitbestimmung gibt. Erneut deu-
tet dies darauf hin, dass die Mitbestimmung der Arbeitnehmer in der Bevöl-
kerung ausgesprochen positiv bewertet wird – und zwar weitgehend unab-
hängig davon, wie man die Bewertung misst.

5.5 Zusammenhänge zwischen Wissen und Bewertungen

Haben diejenigen, die mehr über Mitbestimmung wissen, eine andere Ein-
stellung als diejenigen, die weniger wissen? Wir verwenden hier zur Erfas-

15	 Dass hier die Werte nicht noch stärker in den negativen Bereich gehen, wirft unseres Erachtens  
die Frage nach der Reliabilität des Assoziationsverfahrens auf, dessen Validität wir unter Rückgriff auf 
theoretische Überlegungen unterstellen. Untersuchungen, die sich allein der Prüfung der Messmethode 
widmen, wären sinnvoll.
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sung des Wissens erstens die Selbsteinschätzungsfrage: „Wie gut kennen Sie 
sich beim Thema Betriebsrat aus?“ Geringes Wissen haben für uns diejeni-
gen, die „gar nicht“ oder „weniger gut“ geantwortet haben. Hohes Wissen 
zeigen entsprechend die Antworten „gut“ oder „sehr gut“ an. Zweitens analy-
sieren wir die Einstellungswerte auch danach, ob jemand beim ersten Stimu-
lus überhaupt eine Assoziation genannt hat und ob diejenigen, die mindes-
tens eine Assoziation nennen, solche anführen, die einen betrieblichen Bezug 
haben. Denn wir nehmen an, dass diejenigen, denen beim Wort Mitbestim-
mung nichts einfällt, am wenigsten und diejenigen, die an arbeitsweltbezoge-
ne Inhalte denken, am meisten wissen.

Insgesamt zeigen die Befunde zum einen, dass diejenigen, die nach ihrer 
Einschätzung über mehr Wissen verfügen, eine leicht stärker positive Einstel-
lung aufweisen. Die Unterschiede, das zeigen auch Mittelwertvergleiche, 
sind jedoch gering.) Diejenigen, die mindestens eine betriebsbezogene Asso-
ziation nennen (und unserer Vermutung nach über mehr Wissen verfügen), 
haben bezogen auf die ersten drei Einstellungsvariablen ebenfalls eine etwas 
stärker positive Einstellung. Allerdings gilt dies nicht für die Einflussvariable. 
Wir haben darüber hinaus drittens – die Ergebnisse sind hier nicht ausgewie-

Tabelle 17

Korrelationen zwischen Einstellungen und Wissen

Mitbestim­
mungs-Wissen 

(hoch = 1)

Nennung 
mindestens einer 

arbeitswelt­
bezogenen Asso­

ziation (ja = 1)

Polaritätsindex „Mitbestimmung der Arbeitnehmer“
0,05 

(2.377)
0,02 

(2.105)

Polaritätsindex „Betriebsrat“
0,08 

(2.543)
0,05 

(2.243)

Index „Einstellungen zur Mitbestimmung“ 
(13-Item-Index)

0,09 
(2.648)

0,06 
(2.268)

Item Arbeitnehmer-Einfluss (AN sollen mindestens  
so viel Einfluss haben wie Arbeitgeber) (ja = 1) 

0,04 
(3.141)

–0,003 
(2.653)

Anmerkung: Ungewichtete Daten, Fallzahlen in Klammern
Quelle: Eigene Darstellung



96

Was Menschen über Mitbestimmung denken

sen – die statistischen Zusammenhänge analysiert zwischen der Häufigkeit, 
etwas über Mitbestimmung über Medien, im Betrieb etc. erfahren (gehört 
oder gelesen) zu haben und der Bewertung von Mitbestimmung. Auch hier 
zeigen sich schwache, gleichwohl positive Korrelationen.

Alles in allem deuten die Ergebnisse auf einen lediglich schwachen, positi-
ven Zusammenhang zwischen dem Ausmaß des Wissens über Mitbestim-
mung und der Bewertung von Mitbestimmung hin. Anders gesagt: Es gibt we-
nig systematische Bewertungsunterschiede zwischen denjenigen, die viel, und 
denen, die wenig wissen. Dies ist ein unspektakulär daherkommendes Ergeb-
nis. Stellen wir uns aber den folgenden kontrafaktischen Befund im Kontrast 
vor: Mehr Wissen würde zu schlechteren Bewertungen der Mitbestimmung 
führen. Diesen möglichen Zusammenhang können wir ausschließen.

5.6 Fazit

Was können wir nun zusammenfassend über das Denken über Mitbestim-
mung – bezogen auf den Durchschnitt der von uns befragten Bevölkerungs-
stichprobe und damit annäherungsweise für die Erwachsenen in der Bundes-
republik Deutschland – sagen?
(1)	� Der Wissensstand ist nicht sehr hoch. 36 Prozent der Befragten geben an, 

über ein sehr gutes oder gutes Wissen über den Betriebsrat zu verfügen. 
42 Prozent haben „nie“ oder „selten“ im Betrieb etwas über Mitbestim-
mung der Arbeitnehmer gehört oder gelesen. Jeweils rund ein Fünftel 
kann keine Assoziation zu Mitbestimmung der Arbeitnehmer oder Betriebs-
rat nennen. Mehr als zwei Assoziationen (von fünf möglichen) nennen 
nur relativ wenige.

(2)	� An welche Inhalte denken die Menschen, wenn sie an Mitbestimmung 
denken? Zum einen denken rund 77 Prozent bei Mitbestimmung nicht an 
die Arbeitswelt. Ihnen fallen Dinge ein wie die Partizipation in ihrer 
Tanzgruppe oder in ihrem Verein. Oder sie assoziieren bestimmte Ele-
mente von Demokratie auf der Ebene des Staates, wie Volksbegehren, 
Parlament etc. Zum anderen werden dann, wenn man die Stimulusbe-
griffe Mitbestimmung der Arbeitnehmer und Betriebsrat erwähnt, diese häu-
fig (und zutreffend) mit Vertretung von Interessen assoziiert. Dabei ma-
chen Assoziationen, die besagen, Mitbestimmung gäbe es nicht (genug), 
sie sei unwirksam oder ähnliches, einen nicht unwesentlichen Anteil aus.

(3)	� Wie bewerten die Befragten Mitbestimmung? Sämtliche Analysen zeigen 
eine sehr positive Einstellung der Befragten. Die Fragen bzw. Statements 
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mit Antwortvorgaben zeigen sehr positive Bewertungen: 67 Prozent der 
Befragten sind der Auffassung, Arbeitnehmer und Arbeitgeber sollten 
mindestens gleichviel Einfluss haben (das bedeutet logischerweise auch, 
dass immerhin 33 Prozent meinen, die Arbeitgeberseite sollte mehr Ein-
fluss haben). Auch unser aus 13 Items bestehender summativer Index 
weist sehr hohe Zustimmungswerte aus. Wir waren skeptisch, ob bei di-
rekten Fragen nicht Messprobleme durch soziale Erwünschtheit und 
Ähnliches auftreten. Das war der Grund, ein Verfahren ohne Antwortvor-
gaben – die Assoziationsmethode – zur Einstellungsmessung heranzuzie-
hen. Dieses zeigt allerdings ähnlich positive Bewertungen an. Der Anteil 
positiver Assoziationen ist mit knapp 70 Prozent bei beiden Stimulusbe-
griffen  – Mitbestimmung der Arbeitnehmer sowie Betriebsrat  – ausge-
sprochen hoch; der Anteil der als negativ bewerteten Begriffe beträgt le-
diglich 7 bzw. 12 Prozent. Es deutet daher alles auf eine sehr positive Mit-
bestimmungseinstellung der Bevölkerung hin, unabhängig davon, wie 
man diese Bewertungen erhebt. Die positiven Bewertungen sind dabei 
weitgehend unabhängig vom Wissensstand. Anders gesagt: Zumindest 
ein Teil der Befragten weiß zwar wenig über Mitbestimmung (der Arbeit-
nehmer), bewertet diese gleichwohl positiv.

Nun haben wir bisher den Durchschnitt betrachtet. Eine massive Mehrheit 
befürwortet die Mitbestimmung. Gleichwohl sind etliche Befragte gegen 
Mitbestimmung oder sie stehen ihr neutral gegenüber. Welche Unterschiede 
zeigen sich nun nach den für uns wichtigen Merkmalen Alter, Erwerbsstatus 
bzw. -position und Geschlecht?
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UNTERSCHIEDE IM MITBESTIMMUNGSDENKEN 
ZWISCHEN SOZIALEN GRUPPEN

6.1 Was denken junge Menschen im Vergleich zu den älteren 
über die Mitbestimmung der Arbeitnehmer?

6.1.1 Ausgangsfrage

Was wissen junge Menschen über Mitbestimmung; an was denken sie, wenn 
von Mitbestimmung die Rede ist und wie bewerten sie Mitbestimmung? 
Wenn wir annehmen, dass Denken das Handeln beeinflusst, dann sind die 
Vorstellungen, insbesondere die Bewertungen, bezogen auf Mitbestimmung 
relevant für die Stärke des Engagements für diese Institution (vgl. z. B. Klecha 
2010; Embacher 2010). Und gerade die Jungen werden zur Aufrechterhal-
tung und zur Weiterentwicklung der Mitbestimmung benötigt.

Zur Vorgehensweise in diesem Kapitel: Wir werden zunächst den Stand 
der Forschung über Altersunterschiede in den Einstellungen zur Mitbestim-
mung skizzieren. Darauf folgend entwickeln wir einige theoretisch begrün-
dete Hypothesen zu Unterschieden im Mitbestimmungsdenken jüngerer 
und älterer Menschen. Im nächsten Abschnitt werden dann die empirischen 
Ergebnisse unserer Analysen dargestellt. Das Kapitel schließt mit einer Dis-
kussion der Befunde.16

6.1.2 Stand der Forschung

Zunächst wollen wir den Stand der Forschung zum Zusammenhang zwi-
schen Alter und den drei Dimensionen des Denkens: Wissen, inhaltliche 
Vorstellungen und Bewertungen, skizzieren. Betrachten wir zunächst die 
wertende Dimension der Sozialen Repräsentation von Mitbestimmung. Insge-
samt zeigen die Untersuchungen wie auch unsere eigenen Analysen eindeu-
tig eine positive Einstellung der Bevölkerung zur Mitbestimmung. Ob es Un-
terschiede zwischen Jüngeren und Älteren gibt, ist auf Grundlage der vorlie-
genden Studien allerdings kaum zu beantworten. Ältere Untersuchungen 

16	  Ein Teil der folgenden Ausführungen überschneidet sich mit dem Aufsatz von Nienhüser (2016).
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kommen zu dem Ergebnis, dass die Altersgruppen hinsichtlich der Einstel-
lung zur Mitbestimmung differieren. So sahen der Studie des Instituts für De-
moskopie Allensbach (1974) zufolge die Jüngeren Mitbestimmung positiver 
als die Älteren: Auf die Frage: „Wenn die paritätische Mitbestimmung in Ih-
rer Firma eingeführt wird: Glauben Sie, das wird für Sie persönlich Vorteile 
bringen oder Nachteile, oder wird sich dadurch bei Ihnen nichts ändern?“, 
antworteten 35 Prozent der 14 bis 29 Jahre alten Befragten, es gebe Vorteile, 
4 Prozent erwarteten Nachteile. Bei den Älteren (45 bis 59 Jahre) lagen die 
entsprechenden Anteile bei 26 und 6 Prozent (ebd.: 18, Tabelle 3). Dies sind 
unserer Einschätzung nach durchaus zu beachtende Differenzen, wenngleich 
keine allzu großen. Auswertungen auf Basis des Arbeitnehmer-Meinungsmo-
nitors (2008) deuten auf ähnlich geringe Unterschiede hin. Ein weiterer par-
tieller Befund: Bei den Studierenden, also einer Teilgruppe der Jüngeren, 
kann man eine leichte Abnahme der Zustimmung zur Mitbestimmung fest-
stellen. Im Konstanzer Studierendensurvey wurde wiederholt, d. h. in alle 
zwei bis drei Jahre stattfindenden Erhebungen, die Frage gestellt: „Wie ste-
hen Sie zu den angeführten politischen Zielen: Welche unterstützen Sie, wel-
che lehnen Sie ab?“ Eines dieser Ziele betrifft die „Verwirklichung der vollen 
Mitbestimmung der Arbeitnehmer im Betrieb“. Der Prozentanteil derjeni-
gen, die auf einer Skala von 1 (lehne völlig ab) bis 7 (stimme völlig zu) die 
Werte 6 und 7 gewählt haben, also eine hohe Zustimmung ausdrückten, be-
trug 1985 47 Prozent, 2010 lag der Wert bei 33 Prozent (Studierendensurvey 
1983–2010; AG Hochschulforschung 2010; eigene Auswertung)17. Da wir kei-
nen Vergleichswert für andere Altersgruppen oder Nicht-Studierende haben, 
kann man auch mit diesem Befund unsere Frage nach möglichen Altersun-
terschieden nicht beantworten.

Was die Erwartungen an Betriebs- oder Personalräte betrifft, konnten 
Wilkesmann et al. (2011) keine altersbedingten Unterschiede feststellen. Jün-
gere wie ältere Arbeitnehmer unterscheiden sich nicht in ihren Erwartungen: 
weder hinsichtlich der geforderten persönlichen Unterstützung durch die In-
teressensvertretung noch in den Erwartungen an die Sprachrohr-, Kontroll-, 
Management- und Informationsfunktion des Betriebs- oder Personalrates.

Über die empirischen Befunde im engeren Sinne hinaus mag man die 
von uns wahrgenommenen Einschätzungen arbeitspolitischer PraktikerIn-
nen heranziehen (wobei es sich hier um unsere Eindrücke solcher Einschät-
zungen und nicht um systematische Befunde über Auffassungen der Prakti-

17	  Wir danken den Mitgliedern der AG Hochschulforschung der Universität Konstanz für die Über
lassung der Daten.
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ker- handelt). In vielen Gesprächen mit Akteuren der Mitbestimmung 
(insbesondere aus den Gewerkschaften bzw. von Betriebsräten) hören wir die 
Auffassung, dass die Einstellung der Jüngeren zur Arbeitnehmermitbestim-
mung weniger positiv (im Vergleich zu den Älteren) ist. Häufig wird hier auf 
das Argument zurückgegriffen, dass der gewerkschaftliche Organisationsgrad 
jüngerer Menschen und auch der Anteil dieser Gruppe an den Gewerk-
schaftsmitgliedern in den letzten Jahrzehnten deutlich zurückgegangen ist 
(Ebbinghaus/Göbel 2014; Ebbinghaus 2003: 192) und unter dem der älteren 
Kohorten liegt. Nun ist die Bereitschaft, einer Gewerkschaft beizutreten und 
sich in dieser Organisation zu engagieren, zwar nicht identisch mit der Ein-
stellung zur Mitbestimmung. Ein Zusammenhang wäre allerdings plausibel.

Weiterhin lässt sich vermuten, dass die Einstellung zur Mitbestimmung 
mit allgemeineren Werthaltungen zusammenhängt. Unterscheiden sich die 
Jüngeren in ihren Werthaltungen von den Älteren, z. B. aufgrund von Unter-
schieden in der Sozialisation, so sollte zwischen diesen Kohorten auch die 
Einstellung zur Mitbestimmung differieren. Vor diesem Hintergrund könnte 
dann vermutet werden, dass diejenigen mit einer stärker materialistischen 
Einstellung Mitbestimmung kritischer sehen (Mitbestimmung als Markthin-
dernis) als diejenigen mit einer stärker postmaterialistischen Einstellung, die 
für das Streben nach immateriellen Gütern (Gesundheit, Glück) steht. Je-
doch zeigen (eigene) Analysen mit den Daten des World Value Survey (On-
line-Abfrage auf www.worldvaluessurvey.org/WVSOnline.jsp; World Values 
Survey 2015), dass sich die Altersgruppen hinsichtlich der Einordnung auf 
dem Materialismus- bzw. Postmaterialismus-Index kaum unterscheiden. Die-
ser Befund würde wiederum nahelegen, dass kein Unterschied in der Mitbe-
stimmungseinstellung von Jüngeren und Älteren besteht. Möglicherweise ist 
der Alterseffekt also bezogen auf die bewertende Dimension der Einstellung 
zur Mitbestimmung nicht so negativ bzw. nicht so stark ausgeprägt wie häu-
fig vermutet. Und vielleicht finden wir insbesondere dann, wenn man andere 
Einflussfaktoren berücksichtigt, keine Unterschiede mehr zwischen den Al-
tersgruppen. Stärkeren Einfluss haben, das ist unsere Vermutung, die unter-
schiedlichen Sozialisationskontexte, die sich zwar nach Alter unterscheiden, 
aber eben auch innerhalb der Altersgruppen erheblich differieren. Dafür 
spricht, dass der Postmaterialismus-Index zwischen den Erwerbsstatus- bzw. 
Erwerbspositions-Gruppen erheblich stärker variiert als zwischen den Alters-
gruppen (World Values Survey 2015). Dies ist ein empirisches Indiz für die 
bereits theoretisch begründete Vermutung, dass die Einstellungen zur Arbeit-
nehmer-Mitbestimmung stärker mit (allgemeineren) Wertunterschieden ein-
hergehen, die wieder mit der schulischen Bildung und der Erwerbsposition 

www.worldvaluessurvey.org/WVSOnline.jsp
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zusammenhängen (Tullius/Wolf 2012), während das Alter keine eigenständi-
ge Rolle spielt (s. a. Ebbinghaus 2003: 192).

Die Soziale Repräsentation von Mitbestimmung umfasst zweitens den 
Umfang des Wissens über diesen Gegenstand. Auch über den Kenntnisstand be-
zogen auf Mitbestimmung liegen nur wenige Befunde vor. Die bereits ange-
führte Allensbach-Untersuchung (Institut für Demoskopie Allensbach (IfD) 
1974) ist eine der wenigen, in der sich ein Hinweis findet, und zwar auf ein 
eher geringes Wissen der Jüngeren. Gefragt wurde: „Wie die paritätische Mit-
bestimmung im Einzelnen aussehen soll, darüber gingen die Ansichten bei 
der Regierung, innerhalb der Parteien und bei den Gewerkschaften sehr aus-
einander. Eine Meinungsverschiedenheit betraf ja das Problem der leitenden 
Angestellten.18 Wissen Sie, worum es dabei ging?“ „Im weitesten Sinn richti-
ge Antworten“ (ebd.: 16, Tabelle 2) gaben 17 Prozent der 14- bis 29-Jährigen 
und 25 Prozent der 45- bis 59-Jährigen. Zu beachten ist allerdings, dass die 
Prozentsatzdifferenz nicht sehr hoch ist.

Eine dritte Frage zielt auf das Verständnis, auf die inhaltliche Vorstellung 
von Mitbestimmung. Wir können, das zeigen unsere Befunde deutlich, nicht 
davon ausgehen, dass alle Menschen dieselbe Vorstellung von Mitbestim-
mung haben. Möglicherweise beziehen sich die Bewertungen von Jüngeren 
und Älteren auf ganz unterschiedliche gedankliche Konstruktionen. Kahlke 
(1986) berichtet etwa, dass Mitbestimmung für viele Jugendliche „ein diffu-
ser Begriff“ sei, von dem sie zwar gehört hätten, der aber in ihrem Reden und 
Denken keine große Rolle spiele. Die frühen Untersuchungen (z. B. Popitz 
et al. 1977) deuten darüber hinausgehend darauf hin, dass Mitbestimmung 
nicht nur bei den Jüngeren, sondern allgemein im Denken von Arbeitneh-
mern etwas Diffuses (und zugleich Positives) darstellt – eine Aussage, die mit 
unserem oben berichteten Befund von positiven Bewertungen bei zugleich 
durchschnittlich geringem Wissen korrespondiert.

Leider geben die vorliegenden Untersuchungen keinen Aufschluss darü-
ber, ob und wie sich die inhaltlichen Vorstellungen zwischen den Altersgrup-
pen unterscheiden. Gewisse Anhaltspunkte liefert die Studie von Held et al. 
(2011), die wir bereits weiter oben angeführt haben. Da nur Jüngere befragt 
wurden, ist ein Vergleich zwischen jüngeren und älteren Beschäftigten nicht 
möglich, die Befunde zeigen aber, dass auch innerhalb der Gruppe der Jünge-
ren sehr unterschiedliche arbeitspolitische Vorstellungen zu finden sind. Von 

18	  Aus der heutigen Sicht mag die Frage nach der Rolle der leitenden Angestellten in der Mitbestim-
mungsdiskussion sehr spezifisch erscheinen, allerdings wurde die Frage damals in den Medien durchaus 
breit und intensiv diskutiert (vgl. z. B. dazu den Bericht im Magazin Der Spiegel (o.V. 28.1.1974)).
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Sozialen Repräsentationen im Sinne von geteilten Denkvorstellungen könn-
te man demnach bezogen auf die Jungen nicht sprechen.

Die Studie von Allespach und Dusse (2016) weist auf eine mögliche Ursa-
che für ein geringes Wissen über Mitbestimmung insbesondere von Studie-
renden der Betriebswirtschaftslehre hin. Die AutorInnen haben an 25 Hoch-
schulen, darunter die zehn größten Universitäten, die Studienordnungen 
und Modulhandbücher betriebswirtschaftlicher Studiengänge daraufhin un-
tersucht, ob das Thema Mitbestimmung behandelt wird. Dabei haben die 
AutorInnen nicht nur analysiert, ob es Lehrveranstaltungen zum Thema Mit-
bestimmung gibt, sondern auch, ob Themen wie Betriebsrat, Betriebsverfas-
sung oder kollektives Arbeitsrecht o. Ä. gelehrt werden. Der Befund der Stu-
die ist eindeutig: Mitbestimmung kommt in der Lehre allenfalls am Rande 
vor, und wenn, dann wird das Thema eher in nicht verpflichtend zu besu-
chenden Lehrveranstaltungen behandelt. Bleibt die Frage, ob Studierende 
anderer Studiengänge und andere junge Menschen mehr oder weniger über 
Mitbestimmung wissen.

Neben der Rezeption empirischer Befunde – zumal, wenn die Ergebnisse 
in unterschiedliche Richtungen weisen – sind theoretische Überlegungen zu 
möglichen Wirkungen des Alters sinnvoll. Vorwegnehmend können wir sa-
gen, dass auch die theoretischen Überlegungen keine eindeutigen Voraussa-
gen über zu erwartende Unterschiede zulassen. Daher verstehen wir die fol-
genden Aussagen weniger als Hypothesen, die es anschließend zu überprüfen 
und dann zu verwerfen oder anzunehmen gilt, sondern als Überlegungen für 
eine eher explorative Analyse.

Welche Unterschiede zwischen den Altersgruppen wären theoretisch 
plausibel? Erstens haben ältere Menschen direkte und indirekte (etwa über 
die Medien vermittelte) Erfahrungen über Mitbestimmung sammeln kön-
nen. Die Jüngeren hingegen werden aufgrund ihrer geringeren Erfahrung 
auch weniger dazu zu sagen haben. Das bedeutet, sie werden weniger Assozi-
ationen nennen und auch andere, vermutlich weniger auf die betriebliche 
Lebenswelt bezogene Assoziationen äußern. Sie werden über weniger Wissen 
verfügen, zum einen aufgrund des kürzeren Zeitraums, der ihnen für das Ler-
nen zur Verfügung stand, zum anderen aufgrund der geringeren Problembe-
troffenheit. Welches Problem sollte die Arbeitnehmermitbestimmung oder 
ein Betriebsrat für einen 17-jährigen Schüler lösen? An diesem Beispiel wird 
aber auch deutlich, warum Alter nicht allein betrachtet werden kann. Denn 
Auszubildende haben vielleicht schon Erfahrungen mit einem Betriebsrat ge-
macht, SchülerInnen oder Studierende gleichen Alters dagegen meist nicht. 
Die Erwerbstätigkeit überlagert dann den Einfluss des Alters.
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Mögliche Einstellungsunterschiede zwischen den Altersgruppen können 
zweitens auch mit der Zeitphase zu tun haben, in der man geboren worden ist. 
In unterschiedlichen Zeitphasen kann die politische Sozialisation inhaltlich 
anders gewesen sein. Man spricht hier auch von einem Periodeneffekt, plasti-
scher ist der (keineswegs unproblematische) Begriff des „Zeitgeistes“. Man 
könnte etwa vermuten, dass diejenigen, die – wie Koenen es nennt – im „Ro-
ten Jahrzehnt“ von 1967 bis 1977 (Koenen 2001) politisch sozialisiert worden 
sind, eine andere, stärker positive Einstellung zur Mitbestimmung aufweisen. 
Das hieße, die Gruppe der 50- bis 60-Jährigen müsste sich von den anderen 
Gruppen unterscheiden. Diese Überlegungen beruhen zum einen auf der An-
nahme, dass die politische Sozialisation in den Jahren um das fünfzehnte Le-
bensjahr herum erfolgt. Zum anderen unterstellt man, dass die in der früheren 
Jugend verinnerlichten Werte und Einstellungen im Lebensverlauf einigerma-
ßen stabil bleiben. Für die jüngeren Kohorten wäre dann eine andere, weniger 
durch kollektivistische Werte geprägte Sozialisation zu erwarten, mit entspre-
chenden „dämpfenden“ Wirkungen auf die Einstellung zur Mitbestimmung. 
Allerdings ist es auf der Grundlage von Querschnittsdaten kaum möglich, die 
Effekte der individuellen Alterung (Erfahrung) und der Periode, in der man so-
zialisiert wurde, statistisch zu isolieren. Das heißt, wenn wir bei der Darstel-
lung unserer Befunde über Alter und Altersunterschiede sprechen, dann kön-
nen wir nur Vermutungen und Interpretationen formulieren, deren empirische 
Grundlage mit unseren Daten direkt nicht zu belegen sind.

Halten wir fest: Erstens vermuten wir bei den Jüngeren ein geringeres 
Wissen und in inhaltlicher Hinsicht weniger arbeitsbezogene Vorstellungen 
über Mitbestimmung. Bei den Jüngeren dürften eher allgemeine Assoziatio-
nen geäußert werden und weniger solche, die mit Arbeit, Betrieb oder Unter-
nehmen zu tun haben. Ob das Alter einen Einfluss auf die Bewertung von 
Mitbestimmung hat, lässt sich dagegen schwer prognostizieren. Wir vermu-
ten aber, dass mögliche Unterschiede zwischen den Altersgruppen geringer 
ausfallen, wenn man andere Einflüsse statistisch kontrolliert, etwa den Ein-
fluss der Erwerbstätigkeit. Wenn dies zuträfe, dann wäre Alter eher als eine 
Oberflächenvariable anzusehen und andere Variablen wären wichtiger (Sozi-
alisationshintergrund, allgemeine Wertvorstellungen, Erwerbstätigkeit etc.).

6.1.3 Ergebnisse

Wir beginnen mit dem Wissen über Mitbestimmung. Anschließend beant-
worten wir die Frage zum einen nach den inhaltlichen Vorstellungen, zum 
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anderen nach der Bewertung von Mitbestimmung. Zunächst führen wir ein-
fache, trivariate Analysen mit der Hauptvariablen Alter durch. Dabei kontrol-
lieren wir mögliche Effekte der Erwerbstätigkeit. In späteren Abschnitten ge-
hen wir dann zu multivariaten Analysen über, die weitere Variablen mit ein-
beziehen und vor allem den Einfluss allgemeiner politischer Einstellungen 
und Werthaltungen simultan berücksichtigen.

Erwerbstätigkeit ist in unserer Befragung definiert als „eine bezahlte, 
bzw. mit einem Einkommen verbundene Tätigkeit, egal welchen zeitlichen 
Umfang sie hat“. Nicht erwerbstätig sind definitionsgemäß SchülerInnen, 
Studierende, Auszubildende, Arbeitslose, dauerhaft Erwerbsunfähige, Rent-
nerInnen/PensionärInnen, Hausfrauen oder Hausmänner und Personen in 
Umschulung oder im Freiwilligen Sozialen Jahr.

Bei der Variablen Alter unterscheiden wir nach sieben Altersgruppen. Die 
Entscheidung, die Gruppen so abzugrenzen, wie in Tabelle 18 ersichtlich, hat 
zwei Gründe. Zum einen interessieren uns besonders die Jüngeren. Daher 
haben wir bei den jüngeren Gruppen eine stärkere Differenzierung vorge-
nommen als bei den älteren. Zudem haben wir die (in der Regel nicht mehr 

Tabelle 18

Verteilung der Befragten nach Altersgruppen und Erwerbstätigkeitsquote je Altersgruppe

Altersgruppen Anteil der Altersgrupe  
an allen Befragten (n = 3.188)  

in Prozent

Anteil der Erwerbstätigen  
in der jeweiligen Altersgruppe 

(n = 1.929) in Prozent

15–20 Jahre 10,7 9,1

21–25 Jahre 9,5 43,2

26–30 Jahre 14,6 74,8

31–40 Jahre 10,9 91,7

41–50 Jahre 17,5 92,1

51–65 Jahre 24,1 72,4

Über 65 Jahre 12,6 6,9

Alle 100 60,5

Anmerkung: Ungewichtete Daten
Quelle: Eigene Darstellung
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erwerbstätigen) über 65-Jährigen als Vergleichsgruppe mit hinzugenommen. 
Zum anderen muss eine für statistische Analysen ausreichende Fallzahl je 
Gruppe sichergestellt werden. Der Anteil und die Anzahl der Erwerbstätigen 
sind bei den Jüngsten und Ältesten recht gering (9,1 Prozent und n = 31 bzw. 
6,9 Prozent und n = 28), was bei der Interpretation der Befunde bzw. bei der 
Verallgemeinerung der Ergebnisse beachtet werden muss. Ebenfalls zu be-
achten ist, dass der größte Teil der über 65-jährigen Nicht-Erwerbstätigen frü-
her erwerbstätig war, was aus sozialisationstheoretischer Sicht wichtig ist.

6.1.3.1 Wissen über Mitbestimmung
Wie viel wissen die Befragten über Mitbestimmung? Wir haben zum einen 
direkt gefragt. „Würden Sie sagen, Sie kennen sich beim Thema Betriebsrat 
sehr gut, gut, weniger gut oder gar nicht gut aus?“ Wie sieht es bei den Jünge-
ren und Älteren im Vergleich aus?

Wir sehen erstens (in Spalte 2 von Tabelle 19), dass die Jüngeren zu einem 
deutlich geringeren Anteil angeben, sich sehr gut oder gut beim Thema Be-
triebsrat auszukennen. Bei den ganz Jungen liegt der Anteil bei 13 Prozent 

Tabelle 19

Selbsteinschätzung über das Wissen über den Betriebsrat nach Altersgruppen und Erwerbstätigkeit

Altersgruppen Sehr gute/gute Kenntnis beim Thema Betriebsrat (Prozent)

Alle  
(n = 3.176)

Nicht erwerbstätig 
(n = 1.254)

Erwerbstätig 
(n = 1.922)

15–20 Jahre 12,6 11,6 22,6

21–25 Jahre 27,4 23,3 32,8

26–30 Jahre 29,8 23,1 32,1

31–40 Jahre 35,9 24,1 37,0

41–50 Jahre 43,5 39,6 44,0

51–65 Jahre 42,1 33,7 45,3

Über 65 Jahre 47,0 47,7 37,0

Alle 35,9 29,9 39,9

Anmerkung: Ungewichtete Daten
Quelle: Eigene Darstellung
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gegenüber knapp 36 Prozent im Gesamtdurchschnitt. In den älteren Grup-
pen ist der Anteil derjenigen, die ihr Wissen als (sehr) gut einschätzen, deut-
lich höher. Man ist versucht zu sagen: Mit zunehmendem Alter nimmt das 
Wissen über Mitbestimmung zu. Allerdings darf man den Befund selbstver-
ständlich nicht kausal interpretieren, sondern lediglich als Feststellung von 
Unterschieden zwischen den Altersgruppen, denn Periodeneffekte (wann je-
mand geboren wurde), die Erwerbstätigkeit und individuelle Lern- und Rei-
fungsprozesse lassen sich – wie gesagt – in einer Querschnittsuntersuchung 
empirisch nicht voneinander trennen.

Wir sehen zudem einen deutlichen, überlagernden Effekt der Erwerbstä-
tigkeit. Erfahrungen hängen eben weder vom Alter noch von der Erwerbstä-
tigkeit allein ab, vielmehr sind beide Effekte vorhanden. Wenn wir die Grup-
pe der Nicht-Erwerbstätigen und Erwerbstätigen vergleichen, dann sehen wir 
einen wesentlichen Einfluss der Erwerbstätigkeit auf das Wissen, auch unab-
hängig vom Alter. Und umgekehrt wirkt das Alter unabhängig vom Erwerbs-
status auf das Wissen.

Nun sind Messungen des Wissensstandes, die auf Selbsteinschätzungen 
beruhen, mit Vorsicht zu genießen. Wer will schon zugeben, dass er über we-
nig Wissen verfügt? Wir haben daher einen zweiten Indikator verwendet. Da-
bei nehmen wir an, dass diejenigen Befragten, die bei der Stimulusfrage Be-
triebsrat keine Assoziation äußern können, über weniger Wissen über den 
Betriebsrat verfügen, als diejenigen, denen mindestens eine Assoziation ein-
fällt. Dieser Anteil derjenigen, denen bei dem Stimulus nichts einfällt, unter-
scheidet sich zwischen den Altersgruppen deutlich. Der Effekt der Erwerbs
tätigkeit ist ebenfalls merklich. Vor allem bei den 31- bis 40-Jährigen sehen 
wir einen deutlichen Effekt der Erwerbstätigkeit.

Analysieren wir die Jüngeren im Detail, indem wir hier zwischen Schüle-
rInnen, Auszubildenden und Studierenden unterscheiden, so sehen wir eini-
ge Unterschiede. Diese sind plausibel, da sie deutlich mit den Möglichkeiten 
einhergehen, Wissen über den Betriebsrat zu erwerben: Von den SchülerIn-
nen geben lediglich 7,8 Prozent an, sich sehr gut oder gut auszukennen, bei 
den betrieblichen Auszubildenden sind es 34,4  Prozent, bei den Auszubil-
denden, die ihre Ausbildung in einer Schule absolvieren, 16,2 Prozent und 
bei den Studierenden schließlich liegt dieser Anteil bei 18,3 Prozent. Keine 
Assoziation beim Stimulusbegriff Betriebsrat haben knapp 40  Prozent der 
SchülerInnen genannt, dieser Wert liegt ähnlich hoch bei denjenigen in 
schulischer Berufsausbildung (32,4 Prozent); bei den Studierenden und den 
betrieblichen Auszubildenden liegt dieser Anteil deutlich niedriger.
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Tabelle 20

Anteil der Personen mit fehlender Assoziation bei der Stimulusfrage „Betriebsrat“ nach Altersgruppen

Altersgruppen Keine Assoziation bei der Stimulusfrage „Betriebsrat“ (Prozent)

Alle  
(n = 3.188)

Nicht erwerbstätig 
(n = 1.929)

Erwerbstätig  
(n = 1.259)

15–20 Jahre 35,2 35,5 32,3

21–25 Jahre 19,5 19,2 19,9

26–30 Jahre 17,2 18,0 17,0

31–40 Jahre 14,3 34,5 12,5

41–50 Jahre 11,1 15,9 10,7

51–65 Jahre 12,2 15,1 11,1

Über 65 Jahre 10,7 11,2 0,4

Alle 15,9 20,3 13,1

Anmerkung: Ungewichtete Daten
Quelle: Eigene Darstellung

Tabelle 21

Selbsteinschätzung des Wissens und Beantwortung von Assoziationsfragen nach Ausbildungsstatus

Ausbildungsstatus Sehr gute/gute Kenntnis 
beim Thema Betriebsrat 

(Prozent)

Keine Assoziation  
bei der Stimulusfrage 
„Betriebsrat“ (Prozent)

SchülerInnen
(n = 192)

7,8 39,6

Auszubildende (schulische Ausb.)
(n = 37)

16,2 32,4

Auszubildende (betriebl. Ausb.)
(n = 90)

34,4 18,9

Studierende
(n = 235) 

18,3 20,0

Alle 36,1 16,0

Anmerkung: Ungewichtete Daten
Quelle: Eigene Darstellung
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Wie unterscheiden sich nun die Assoziationen der Jüngeren und Älteren 
inhaltlich (Tabelle 22)? Die Jüngeren denken bei Mitbestimmung sehr selten 
an Mitbestimmung der Arbeitnehmer bzw. an die Arbeitswelt, lediglich 
knapp 5 Prozent der ganz Jungen äußern entsprechende Assoziationen. Die-
ser Anteil ist in den älteren Gruppen deutlich höher. Vermuten kann man 
allgemein gesprochen: Erfahrungen prägen das Denken. Dies zeigt sich auch 
daran, dass arbeitsweltbezogene Assoziationen insgesamt relativ häufiger von 
den Erwerbstätigen genannt werden. Gleichwohl sehen wir unabhängig von 
der Erwerbstätigkeit auch einen im Großen und Ganzen positiven Altersef-
fekt. Vor allem in den Altersgruppen zwischen 25 und 50 Jahren schlägt die 
Erfahrung im Erwerbsleben deutlich durch.

Wenn wir auch hier wieder zwischen SchülerInnen, Auszubildenden 
und Studierenden unterscheiden (Tabelle 23), so sind die Differenzen zwi-
schen diesen Gruppen gering, mit Ausnahme der Gruppe derjenigen in schu-
lischer Berufsausbildung; in dieser assoziiert niemand Mitbestimmung mit 

Tabelle 22

Betriebs- oder unternehmensbezogene Assoziationen auf die Frage nach „Mitbestimmung“ nach 
Altersgruppen und Erwerbstätigkeit

Altersgruppen Assoziation von „Mitbestimmung“ mit Arbeitswelt  
(Betrieb oder Unternehmen) (Prozent) 

Alle  
(n = 2.680)

Nicht erwerbstätig 
(n = 1.041)

Erwerbstätig 
(n = 1.639)

15–20 Jahre 4,8 4,9 3,9

21–25 Jahre 8,7 8,9 8,4

26–30 Jahre 14,6 8,2 16,8

31–40 Jahre 18,2 9,1 19,0

41–50 Jahre 26,7 11,8 27,9

51–65 Jahre 30,3 25,8 32,0

Über 65 Jahre 28,5 28,2 31,8

Alle 21,3 16,8 24,1

Anmerkung: Ungewichtete Daten
Quelle: Eigene Darstellung
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betrieblichen Belangen. Assoziationen mit Betrieb und Unternehmen kom-
men nur wenigen in den Sinn, der Anteil liegt ähnlich wie bei den Jüngeren 
insgesamt mit unter 8 Prozent sehr niedrig, jedenfalls im Vergleich zum Ge-
samtdurchschnitt, der mit etwa 21 Prozent fast drei Mal höher liegt.

Im zweiten Schritt betrachten wir die Assoziationen bezogen auf die fol-
gende Stimulusfrage, die wir den LeserInnen kurz in Erinnerung rufen wol-
len: „In Deutschland können Arbeitnehmer mitbestimmen, wenn es um Ent-
scheidungen bei der Arbeit geht. a) Was fällt Ihnen spontan zum Begriff 
‚Mitbestimmung der Arbeitnehmer‘ ein, würden Sie mir das bitte in Stich-
worten sagen?“ Die Befragten konnten hier bis zu fünf Begriffe (oder auch 
Sätze, wir wollten die Befragten hier nicht durch die Interviewer beeinflussen 
und etwa darauf hinweisen, dass nur Ein-Wort-Assoziationen erwünscht 
sind) nennen. Diese Begriffe (oder Aussagen) wurden den Befragten dann zur 
Bewertung erneut vorgelesen und gefragt: „Was verbinden Sie mit diesen Be-
griffen? Etwas Positives, etwas Negatives oder etwas Neutrales?“

Die genannten Begriffe bzw. Sätze oder Wortfolgen haben wir kategori-
siert (vgl. dazu Abschnitt 3.4.1). In Tabelle 24 sind die Häufigkeiten bezogen 
auf die Befragten, nicht auf die Nennungen, dargestellt. Wenn wir die erste 
Zeile betrachten, dann sehen wir, dass 24,3 Prozent der Befragten mindestens 
eine Assoziation nennen, die wir der Kategorie „Betriebsrat“ zuordnen. Dar-
unter fassen wir auch Begriffe wie „Personalrat“ oder „Jugend- und Auszubil-

Tabelle 23

Arbeitsweltbezogene Assoziationen auf die Frage nach „Mitbestimmung“ nach Ausbildungsstatus

Ausbildungsstatus Assoziation von „Mitbestimmung“ mit Arbeitswelt  
(Betrieb oder Unternehmen) (Prozent)

SchülerInnen (n = 151) 6,0

Auszubildende  
(schulische Ausbildung) (n = 29)

0,0

Auszubildende  
(betriebliche Ausbildung) (n = 72)

9,7

Studierende (n = 203) 7,4

Alle 21,3

Anmerkung: Ungewichtete Daten
Quelle: Eigene Darstellung



110

Was Menschen über Mitbestimmung denken

dendenvertretung“. 20,8 Prozent nennen Assoziationen, die sich unter „Ge-
werkschaft“ fassen lassen, 14,4 Prozent denken an Arbeitszeit etc. Wir haben 
uns auf die fünf am häufigsten genannten Kategorien beschränkt, um die 
Analyse übersichtlich zu halten. In den folgenden Analysen kombinieren wir 
die Variablen Alter und Erwerbstätigkeit nicht, weil andernfalls die Fall
zahlen in einigen Subgruppen (z. B. in der Gruppe der 15- bis 20-jährigen 
Erwerbstätigen) zu gering sind und daher eine Interpretation kaum noch zu-
lassen.

Wenn sich unsere Vermutung bestätigen sollte, dass es zwischen den 
Altersgruppen Unterschiede in den inhaltlichen Vorstellungen gibt, dann 
müssten wir unterschiedliche Reihenfolgen in den kategorisierten Assozia
tionen vorfinden oder aber bei derselben Reihenfolge deutliche Prozentsatz-
unterschiede zwischen den Kategorien. Bezogen auf die ersten drei Katego
rien „Betriebsrat“, „Gewerkschaft“ und „Arbeitszeit“ zeigen sich (vgl. Tabel- 
le 24) im Großen und Ganzen über alle Altersgruppen hinweg recht ähnliche 
Muster. Gleichwohl fällt auf, dass die ganz Jungen (die 15- bis 20-Jährigen) 
den Betriebsrat oder ähnliche Organe erst an dritter Stelle mit entsprechend 
geringerer Häufigkeit nennen. Dies spricht erneut für die Vermutung, dass 
die Interessenvertretung im Betrieb in der Denkwelt der Jüngeren wenig prä-
sent ist, ein nicht überraschendes Ergebnis, wenn man davon ausgeht, dass 
die aktuelle individuelle Problemlage auch die Abrufbarkeit vorhandener 
Kognitionen positiv beeinflusst. Ähnlich zu interpretierende Unterschiede in 
dieser Richtung signalisiert die Position der Kategorie „Wenig Mitbestim-
mung“. Hierunter fallen Assoziationen wie „Mitbestimmung? Haben wir 
nicht“ oder „viel zu wenig“ und ähnliches. Diese Kategorie ist bei den Jünge-
ren seltener (im Vergleich zum Durchschnitt und zu den Älteren) bzw. 
taucht unter den Top-Fünf nicht auf. Vermutlich setzt eine Assoziation dieser 
Art eine Vorstellung von Mitbestimmung voraus, bei der der Befragte selbst 
einigermaßen sicher ist, dass er weiß, worüber er redet. Damit ist nicht ge-
meint, dass die Befragten eine zutreffende Vorstellung haben, es reicht, wenn 
sie selbst meinen, dass ihr Bild richtig sei. Das heißt, die Jüngeren sind sich 
möglicherweise unsicher über ihre eigene Vorstellung. Sehr stark vom Alter 
geprägt sind die Assoziationsprofile insgesamt nicht, dafür sind die Prozent-
satzunterschiede zu gering.

Zusätzlich haben wir in der Tabelle 24 die Differenzen nach Erwerbstätig-
keit abgebildet. Auch hier sehen wir nur geringe Unterschiede in der Reihen-
folge der Kategorien und in den Anteilen. Vorsichtig kann man die Daten so 
interpretieren, dass den Nicht-Erwerbstätigen und den Jüngeren beim Stimu-
lus Mitbestimmung eher Gewerkschaften einfallen als die Institution des Be-
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triebsrats. Dies bestätigt sich auch, wenn man die Auszubildenden, Schüle-
rInnen und Studierenden getrennt betrachtet. Deutlich fällt die Nennung 
„Betriebsrat“ bei den SchülerInnen in der Rangfolge ab und der Prozentan-
teil ist niedriger als bei den anderen Gruppen. Die Erfahrungswelt und der je-
weilige Problembezug dürften für diesen Unterschied verantwortlich sein.

Im dritten Schritt analysieren wir auf dieselbe Art und Weise die Assozia-
tionen bezogen auf die Stimulusfrage: „Was fällt Ihnen ganz spontan zum Be-
griff ‚Betriebsrat‘ ein, würden Sie mir das bitte in Stichworten sagen?“ (bis zu 
fünf Nennungen). „Was verbinden Sie mit diesen Begriffen? Etwas Positives, 
etwas Negatives oder etwas Neutrales?“ Die genannten Stichworte haben wir 
wie beim vorhergehenden Stimulus kategorisiert. Die Ergebnisse sind in Ta-
belle 25 zu finden. Bei Betriebsrat fallen den Befragten am häufigsten Begriffe 
ein, die wir unter „Vertreter der Arbeitnehmer“ gefasst haben; 21  Prozent 
nennen entsprechende Stichworte. Dahinter folgen positive Assoziationen, 
also direkte Bewertungen wie „gut“ oder ähnliches (13,5 Prozent), inhaltlich 
naheliegende Begriffe der Kategorie „Mitbestimmung oder Mitentschei-
dung“ (7,7 Prozent) und „Hilfe“ (6,5 Prozent) sowie negativ wertende Begrif-
fe (6,0 Prozent). Insgesamt fällt auf, dass die Kategorie „Positives“ bei den Äl-
teren im Vergleich zu den Jüngeren weiter vorne liegt und zu einem höheren 
Anteil genannt wird. Die Kategorie „Negatives“ kommt ebenfalls bei den Äl-
teren häufiger vor als bei den Jüngeren. Dies mag ebenfalls mit der Sicherheit 
der Vorstellungen, mit deren kognitiver Verankerung, zu tun haben: Wenn 
man sich nicht sicher ist, ob man eine zutreffende Vorstellung von dem je-
weiligen Beurteilungsobjekt hat, dann ist man möglicherweise zurückhalten-
der mit bewertenden Assoziationen. Ansonsten finden wir auch hier bezogen 
auf Alter und Erwerbstätigkeit eher geringe Differenzen.

Halten wir fest: Leichte Unterschiede finden sich in den inhaltlichen Vor-
stellungen von Jüngeren und Älteren durchaus, diese Differenzen sind aber 
nicht so gravierend, dass wir von altersgruppenspezifisch geteilten – und da-
mit von sozialen – Repräsentationen sprechen könnten.

6.1.3.2 Bewertende Dimension der Einstellung
Im Folgenden geht es um die bewertende Dimension der Sozialen Repräsen-
tation, um Einstellungen im engeren Sinne also. Die Bewertung wird über 
fünf Größen gemessen. Erstens nutzen wir unseren Likertindex (13-Item-
Index), wobei wir das arithmetische Mittel (und die Standardabweichung) 
verwenden. Zweitens ziehen wir den Polaritätsindex sowie den Anteil der po-
sitiven und negativen Assoziationen zum Stimulusbegriff Mitbestimmung der 
Arbeitnehmer als Indikator heran. Diese Indikatoren verwenden wir  – drit-



112

Was Menschen über Mitbestimmung denken

Tabelle 24

Kategorisierte Assoziationen auf den Stimulus „Mitbestimmung der Arbeitnehmer“ nach Alter, 
Erwerbstätigkeit und Ausbildungsstatus

Alle
(n = 2.526)

Betriebsrat Gewerkschaft Arbeitszeit Wenig Mit
bestimmung

Entlohnung

24,3 20,8 14,4 8,9 8,7

15–20 Jahre 
(232)

Gewerkschaft Arbeitszeit Betriebsrat Entlohnung Arbeits
bedingungen

22,4 16,4 14,7 14,2 7,3

21–25 Jahre 
(236)

Betriebsrat Gewerkschaft Arbeitszeit Entlohnung Tarif

27,1 24,2 14,8 10,6 7,6

26–30 Jahre 
(370)

Betriebsrat Gewerkschaft Arbeitszeit Entlohnung Urlaub

32,2 24,6 18,1 8,6 5,4

31–40 Jahre 
(278)

Betriebsrat Gewerkschaft Arbeitszeit Entlohnung Wenig Mit
bestimmung

29,1 20,5 18,0 9,7 8,3

41–50 Jahre 
(461)

Betriebsrat Gewerkschaft Arbeitszeit Wenig Mit
bestimmung

Entlohnung

30,8 21,0 11,1 10,4 6,5

51–65 Jahre 
(616)

Gewerkschaft Betriebsrat Wenig Mit
bestimmung

Arbeitszeit Entlohnung

19,6 19,3 13,3 13,0 6,3

Über 65 Jahre
(319)

Betriebsrat Gewerkschaft Arbeitszeit Wenig Mit
bestimmung

Entlohnung

16,0 15,0 12,9 11,3 11,0

Nicht-Erwerbs­
tätige
(965)

Gewerkschaft Betriebsrat Arbeitszeit Entlohnung Wenig Mit
bestimmung

21,7 21,1 13,6 11,3 9,0

Erwerbstätige 
(1.561)

Betriebsrat Gewerkschaft Arbeitszeit Wenig Mit
bestimmung

Entlohnung

26,3 20,2 14,9 8,9 7,2
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SchülerInnen
(128)

Gewerkschaft Arbeitszeit Entlohnung Betriebsrat Unklare 
Interpretation

21,9 16,4 14,1 13,3 6,3

Auszubildende 
(101)

Betriebsrat Gewerkschaft Arbeitszeit Entlohnung Arbeits
bedingungen

24,7 18,6 16,5 13,4 10,3

Studierende 
(192)

Gewerkschaft Betriebsrat Arbeitszeit Entlohnung Tarif

34,9 32,3 13,0 10,4 9,4

Anmerkung: Prozent der Befragten, die einen Begriff der jeweiligen Kategorie mindestens ein Mal assoziiert haben; jeweils 
die fünf häufigsten Nennungen. Ungewichtete Daten.
Quelle: Eigene Darstellung

Tabelle 25

Kategorisierte Assoziationen auf den Stimulus „Betriebsrat“ nach Alter und Erwerbstätigkeit

Alle
(n = 2.642)

Vertreter  
(der AN)

Positives Mitbestimmung/
Mitentscheidung

Hilfe Negatives

21,0 13,5 7,7 6,5 6,0

15–20 Jahre 
(209)

Vertreter  
(der AN)

Mitbestim-
mung/Mit

entscheidung

Restkategorie Wahl Hilfe

18,7 11,5 6,7 5,3 4,3

21–25 Jahre 
(239)

Vertreter  
(der AN)

Hilfe Rechte Positives Mitbestimmung/
Mitentscheidung

16,7 10,0 9,2 9,2 8,8

26–30 Jahre 
(372)

Vertreter  
(der AN)

Arbeitnehmer-
interessen

Hilfe Positives Vermittlung/
Vermittler

21,5 9,7 8,3 8,1 7,5

31–40 Jahre 
(295)

Vertreter  
(der AN)

Positives Hilfe Negatives Rechte

22,4 12,5 7,5 6,4 6,1
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41–50 Jahre 
(492)

Vertreter  
(der AN)

Positives Mitbestimmung/
Mitentscheidung

Negatives Rechte

21,1 13,2 9,6 9,3 7,3

51–65 Jahre 
(668)

Vertreter  
(der AN)

Positives Mitbestimmung/
Mitentscheidung

Hilfe Negatives

23,4 17,1 8,1 7,2 6,4

Über 65 Jahre 
(357)

Positives Vertreter (der 
AN)

Betriebsgröße Wahl Mitbestimmung/
Mitentscheidung

21,8 18,5 9,2 7,0 5,6

Nicht-Erwerbs­
tätige (989)

Vertreter  
(der AN)

Positives Mitbestimmung/
Mitentscheidung

Betriebsgröße Wahl

19,0 14,4 7,8 7,7 5,9

Erwerbstätige 
(1.653)

Vertreter  
(der AN)

Positives Mitbestimmung/
Mitentscheidung

Hilfe Negatives

22,3 13,0 7,7 7,3 7,1

Schüler (110)

Vertreter  
(der AN)

Mitbestim-
mung/Mitent-

scheidung

Restkategorie Management Wahl

17,3 12,7 8,2 7,3 6,4

Auszubildende 
(94)

Vertreter  
(der AN)

Positives Mitbestimmung/
Mitentscheidung

Entscheidun-
gen/Entschei-

den

Arbeitnehmerin-
teressen

17,0 12,8 12,8 10,6 8,5

Studierende 
(185)

Vertreter  
(der AN)

Arbeitnehmer-
interessen

Rechte Mitbestim-
mung/Mit

entscheidung

Betriebsgröße

21,1 9,2 8,7 8,7 7,0

Anmerkung: Prozent der Befragten, die einen Begriff der jeweiligen Kategorie mindestens ein Mal assoziiert haben; jeweils 
die fünf häufigsten Nennungen. Ungewichtete Daten.
Quelle: Eigene Darstellung
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tens – analog für die Bewertung der Institution „Betriebsrat“. Viertens sehen 
wir die Zustimmung zum Statement, dass die Arbeitnehmer mehr oder 
gleichviel Einfluss haben sollen, als Ausdruck einer positiven Einstellung 
(zur genauen Frageformulierung verweisen wir auf Abschnitt  5.3.1 dieses 
Bandes sowie auf Frage Nr. 32 des Fragebogens, siehe http://doi.org/10.5281/
zenodo.1134059). Fünftens vergleichen wir die Bewertungen der kategori-
sierten Assoziationen, und zwar ziehen wir die zehn durchschnittlich am 
häufigsten genannten Kategorien heran. Für jede der zehn Kategorien kön-
nen wir für jede Altersgruppe die Bewertung durch die Befragten als Indiz 
für die Einstellung nutzen.

Tabelle 26 zeigt über alle Indikatoren und alle Altersgruppen hinweg eine 
sehr positive Einstellung zur Mitbestimmung der Arbeitnehmer.

Der Indexwert liegt in allen Alters- und Erwerbstätigkeitsgruppen bei 
mindestens 3 auf einer Skala von 1 bis 4. Insgesamt sind keine größeren bzw. 
systematischen Alterseffekte erkennbar, dies gilt auch, wenn man die Er-
werbstätigkeit mitberücksichtigt. Die Polaritätsindizes liegen deutlich im po-
sitiven Bereich, der Anteil positiver Assoziationen liegt sowohl bezogen auf 
die Mitbestimmung der Arbeitnehmer allgemein als auch auf den Betriebsrat 
weit über 50 Prozent. Entsprechend gering ist der Anteil negativer Assoziati-
onen. Auch der Anteil derjenigen, die zustimmen, dass Arbeitnehmer gleich-
viel (oder mehr) Einfluss haben sollten als der Arbeitgeber (im Gesamtdurch-
schnitt 67 Prozent), ist in allen Gruppen hoch.

Getrennte Betrachtungen nach Alter und Erwerbstätigkeit zeigen alles in 
allem trotz einiger Unterschiede kein systematisches, über alle Gruppen hin-
weg konsistentes Bild. Einige Unterschiede fallen durchaus deutlich aus, ins-
besondere bezogen auf die Gruppe der ganz Jungen, d. h. der 15- bis 20-Jähri-
gen, und dabei speziell der Erwerbstätigen unter ihnen. Mit einiger Vorsicht 
bei der Interpretation wegen der kleinen Fallzahlen insbesondere bei dieser 
Subgruppe kann man die Befunde folgendermaßen werten: Der Anspruch an 
die Rechte der Arbeitnehmer ist in dieser Gruppe der jungen Erwerbstätigen 
überdurchschnittlich hoch. Knapp 81 Prozent meinen, dass die Arbeitnehmer 
mehr oder gleichviel Einfluss haben sollten (im Gesamtdurchschnitt 67 Pro-
zent). Zugleich sind jedoch die Bewertungen der Mitbestimmung über alle 
Indikatoren hinweg etwas weniger positiv. Es könnte sein, dass die jungen Er-
werbstätigen mit hohen Erwartungen in die Betriebe kommen, die Realität 
der Mitbestimmung diesen Erwartungen nicht entspricht und aus dieser Dis-
krepanz relativ mehr negative und weniger positive Bewertungen resultieren. 
Bei den älteren Gruppen passt sich dann die Erwartung an. Anders gesagt: 
Hier sind Prozesse der Anspruchsniveau-Anpassung zu vermuten.

http://doi.org/10.5281/zenodo.1134059
http://doi.org/10.5281/zenodo.1134059
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Zusammengenommen bleibt es bei dem generellen Muster einer sehr po-
sitiven Bewertung über alle Altersgruppen hinweg. Dies gilt auch, wenn man 
die Erwerbstätigkeit mitberücksichtigt.

Man kann nun zu Recht argumentieren, dass wir bisher nur zwei unab-
hängige Variablen einbezogen haben, jedoch andere Größen ebenfalls einen 
Einfluss auf die Einstellungen haben könnten. Und man kann nicht aus-
schließen, dass erst nach Kontrolle weiterer Größen Effekte des Alters oder 
der Erwerbstätigkeit sichtbar werden (oder gänzlich „verschwinden“). Um 
solche Fragen zu klären, haben wir multivariate Analysen durchgeführt, die 
weitere Variablen mit einbeziehen.

Neben den beiden Größen Alter und Erwerbstätigkeit sind dies die folgen-
den Variablen, deren Operationalisierung wir im Folgenden beschreiben, 
wobei wir zugleich kurz umreißen, welche Wirkungsrichtung wir jeweils 
vermuten. Erstens kann man annehmen, dass die Gewerkschaftsmitgliedschaft 
einen Unterschied macht. Gewerkschaftsmitglieder dürften gegenüber der 
Mitbestimmung stärker positiv eingestellt sein. Zweitens können die generel-
le politische Einstellung und die allgemeinen Werthaltungen einen Einfluss dar-
auf haben, wie man Mitbestimmung bewertet. Zu vermuten ist, dass die all-
gemeinen Einstellungen die spezielleren „bewirken“ (am besten wäre es, 
von einer Ko-Evolution dieser beiden Ebenen von Einstellungen zu spre-
chen).

Die Gewerkschaftsmitgliedschaft wird über die Frage gemessen: „Sind Sie 
Mitglied einer Gewerkschaft?“ (ja  =  1, sonst 0). Dabei unterscheiden wir 
nicht zwischen einer Mitgliedschaft in einer der DGB-Gewerkschaften und 
in anderen Gewerkschaften bzw. gewerkschaftsähnlichen Verbänden (wie 
etwa dem Christlichen Gewerkschaftsbund oder dem Deutschen Beamten-
bund).

Zur Erfassung der allgemeineren politischen Einstellungen verwenden 
wir folgende Variablen und Operationalisierungen.

Die im engeren Sinne politische Einstellung messen wir über die Rechts-
Selbsteinschätzung mit folgender Frage: „Viele Leute verwenden die Begriffe 
„links“ und „rechts“, wenn es darum geht, unterschiedliche politische Ein-
stellungen zu kennzeichnen. Wenn Sie an Ihre eigenen politischen Ansichten 
denken, wo würden Sie diese Ansichten auf einer Skala von 1 bis 10 einstu-
fen? 1 steht dabei für links, 10 für rechts“. Diese Frage ist der Allbus-Befra-
gung (ZA & ZUMA 2014) entnommen und durch minimale Änderungen an 
die Bedingungen unserer Telefonumfrage angepasst worden. Als „links“ 
gruppieren wir Befragte ein, die Werte von 1 bis 3 angeben; als „rechts“ sol-
che, die die Werte 7 und größer aufweisen. Die „Mitte“ wird entsprechend 
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durch die Werte 4 bis 6 definiert. Die Kategorien „Links“ und „Rechts“ ver-
wenden wir als Dummy-Variablen in unseren Regressionen, „Mitte“ bildet 
also die Referenzkategorie.

Darüber hinaus nutzen wir drei Items, die allgemeinere politische Ein-
stellungen weit über (partei)politische Orientierungen hinaus erfassen soll-
ten: „Fatalismus“, „Solidarität“ und „Individuenzentrierte Leistungsattributi-
on“. Das Item Fatalismus wird erfasst über die Frage „Es ist zwecklos, über 
soziale Gerechtigkeit zu streiten, weil sich die Verhältnisse doch nicht ändern 
lassen“. Die Frage ist wiederholt in Befragungen zu Vorstellungen sozialer 
Gerechtigkeit zur Anwendung gekommen (siehe vor allem Mühleck/Wege-
ner 2006).

Das Item, das wir hier als Solidarität bezeichnen, ist wie folgt formuliert: 
„Ich würde meine eigenen Interessen zurückstellen, wenn das für meine Ar-
beitskollegen gut wäre“. Es stammt aus der Individualismus-Kollektivismus-
Skala von Singelis et al. (1995) und wurde von uns etwas umformuliert, so 
dass es sich auf die Arbeitssituation bezieht.

Einen dritten Aspekt allgemeinerer Werthaltungen erfassen wir mit der 
Frage „Die meisten, die heutzutage im Leben nichts erreichen, sind selber 
schuld“. Bejahende Antworten auf diese Frage werden auch als Indikator für 
eine „neoliberale“ Einstellung verwendet (Schulz/Weiss 2005). Wir bezeich-
nen das Item als Individuenzentrierte Leistungsattribution. In den Regressions-
analysen verwenden wir auch in diesem Fall eine Dummy-Variable (Zustim-
mung = 1, sonst 0).

Der Wohnort (in den westlichen versus den östlichen Bundesländern) 
könnte ebenfalls einen Einfluss haben. Diese Variable betrachten wir hier al-
lerdings eher als Kontrollvariable, auch deswegen, weil wir lediglich den 
Wohnort zum Zeitpunkt der Befragung erfassen, wir aber eigentlich den Ort 
kennen müssten, an dem die für die politische Sozialisation besonders wich-
tige Jugendphase verlebt wurde.

Als abhängige Größen verwenden wir insgesamt sechs unterschiedliche 
Variablen, die den Umfang des Wissens, die Wissensinhalte und die Bewer-
tung des Objektes Mitbestimmung zum Gegenstand haben. Die Operationa
lisierung erläutern wir jeweils bei der Darstellung der Regressionsmodelle 
(Tabelle 27).

Modell 1 bezieht sich auf den Umfang des Wissens und verwendet als 
abhängige Einstellungsvariable die Selbsteinschätzung, sich beim Thema 
Betriebsrat sehr gut oder gut auszukennen (Zustimmung = 1, sonst 0). Wir 
verwenden eine binär-logistische Regression. Koeffizientenwerte unter 1 in-
dizieren einen negativen, Werte über 1 einen positiven Effekt der jeweiligen 
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Variablen. Wir sehen wie bereits bei den einfacheren Analysen, dass das Alter 
auch hier einen deutlichen Effekt hat. Und zwar selbst dann, wenn wir ande-
re mögliche Einflüsse auf das Ausmaß des Wissens statistisch konstant halten. 
Die Zugehörigkeit zu den jüngeren Altersgruppen reduziert die Chance für 
ein gutes oder sehr gutes Wissen über Betriebsräte erheblich, immer im Ver-
gleich zu den „Mittelalten“ (den 41- bis 50-Jährigen) und gemessen über die 
Selbsteinschätzung. Bei den Wertevariablen zeigt vor allem eine resignative 
Haltung einen negativen Effekt, eine solidarische Einstellung hat einen posi-
tiven Effekt.19 Gewerkschaftszugehörigkeit und Erwerbstätigkeit haben – we-
nig überraschend – einen positiven Einfluss auf das Wissensniveau. Zusam-
mengenommen bestätigt sich hier die Hypothese, dass Alter einen positiven 
Einfluss auf den Wissensstand hat.

Modell 2 bezieht sich auf die Inhalte des Wissens über Mitbestimmung 
und verwendet als abhängige Größe die Unterscheidung zwischen denjeni-
gen, die mindestens eine betriebs- oder unternehmensbezogene Assoziation 
zum Stimulusbegriff Mitbestimmung äußern (Variablenwert = 1) und denjeni-
gen, die andere Assoziationen nennen (Variablenwert = 0). Dabei schließen 
wir Befragte, die keine Assoziation nennen, aus, weil wir hiermit weniger 
den Inhalt als vielmehr den Umfang des Wissens erfassen. Den Wissensum-
fang haben wir aber bereits in Modell 1 berücksichtigt. Wie in Modell 1 nut-
zen wir eine logistische Regression. Das Altersmuster ist recht ähnlich wie 
beim Umfang des Wissens. Die jüngeren Altersgruppen sprechen in ihren As-
soziationen mit geringerer Wahrscheinlichkeit (statistisch korrekt müssten 
wir hier von „Chance“ sprechen) als die älteren Gruppen Sachverhalte an, die 
mit Betrieb oder Unternehmen zu tun haben. Wie bei der Wissensfrage steht 
auch hier eine fatalistische Haltung in einer negativen Beziehung zur Wahr-
scheinlichkeit der Nennung arbeitsweltbezogener Assoziationen. Eine Hal-
tung, die wir als Individuenzentrierte Leistungsattribution bezeichnen, hat 
ebenfalls einen negativen Effekt (was hinsichtlich des Wissensumfanges nicht 
der Fall ist). Interessanterweise ist der Effekt der Gewerkschaftszugehörigkeit 
sehr schwach; dabei läge doch nahe, dass Gewerkschaftsmitgliedern betriebli-

19	 Bei dieser und anderen Interpretationen und bei der Verwendung des Begriffs „Effekt“ oder „Ein-
fluss“ müssen wir immer berücksichtigen, dass wir streng genommen nur von einer partiellen Korrelation 
sprechen dürften. So können einerseits Werte das Wissen beeinflussen. Zum Beispiel könnte jemand mit 
einer resignativen Haltung sich weniger informieren, weil er annimmt, dass dies wenig nützt. Anderer-
seits könnte aber auch das Wissen die Werte beeinflussen, etwa wenn jemand wenig über den Betriebsrat 
weiß und annimmt, dass dieser keinen Einfluss hat, was wiederum die resignative Haltung stärken 
kann. – Wir haben eben nur Querschnittdaten.
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Tabelle 27

Zusammenhang zwischen Sozialer Repräsentation der Mitbestimmung der Arbeitnehmer und 
soziodemographischen Variablen

Regressionsmodell
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Alter (Referenzkategorie „41 bis 50 Jahre“)

15–20 Jahre 0,277* 0,173* 0,045* 0,154* 0,058 0,905

21–25 Jahre 0,623* 0,322* 0,084 0,089* 0,076 0,836

26–30 Jahre 0,624* 0,492* 0,019* 0,041 0,015 0,957

31–40 Jahre 0,747 0,744 –0,016 –0,042 0,037 0,901

51–65 Jahre 1,097 1,595* 0,029 0,001 0,011 1,509*

Über 65 Jahre 1,902* 1,936* 0,059 0,103 0,101 1,062

Allgemeine politische Einstellungen (Skala bei Links-Rechts-Selbsteinschätzung von 1 (links)  
bis 10 (rechts), Referenzkategorie „Mitte“ (Werte 4, 5 oder 6))

„Links“ (Skalenwerte 1–3) 0,973 0,962 0,084* 0,007 0,029 1,875*

„Rechts“ (Skalenwerte 7–10) 0,898 1,049 –0,108* –0,129* –0,137* 0,600*

Fatalismus: „… Verhältnisse  
lassen sich nicht ändern“  
(1 = ja, sonst 0)

0,671* 0,569* –0,116* –0,086* –0,103* 1,059

Solidarität: „Bereit, Interessen für 
Kollegen zurückzustellen“ (1 = ja)

1,215* 0,932 0,097* 0,036 0,038 1,084

Individuenzentrierte Leistungs-
attribution: „Wer nichts erreicht, 
ist selber schuld“ (1 = ja)

1,184 0,733* –0,099* –0,028 –0,042 0,788*

Gewerkschaftsmitgliedschaft, Bundesland und Erwerbstätigkeit
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che Sachverhalte mit höherer Wahrscheinlichkeit einfallen und sie entspre-
chende Assoziationen äußern. Ein Wohnort in den neuen Bundesländern 
geht mit einer geringeren Chance einher, dass betriebliche Sachverhalte ge-
nannt werden. Sicher kann man hier Erklärungen (er)finden, allerdings liefe 
dies auf eine Ad-Hoc-Deutung hinaus. Diese wollen wir hier vermeiden und 
verzichten daher auf eine Interpretation. Der deutlich positive Effekt der Er-
werbstätigkeit ist dagegen plausibel und leicht zu interpretieren – Menschen 
denken in Kategorien ihrer zeitlich naheliegenden und kognitiv leicht abruf-
baren Erfahrungen. Zusammengefasst kann man also deutliche Alterseffekte 
bezogen auf die Inhalte der Sozialen Repräsentation erkennen. Die anderen 
Effekte sind eher schwächer.

Die Modelle 3 bis 5 beziehen sich sämtlich auf die bewertende Dimension 
der Sozialen Repräsentation von Mitbestimmung, auf Einstellungen im engeren 
Sinne also. Es handelt sich bei diesen Modellen um OLS-Regressionen. Als 
abhängige Variablen verwenden wir die Werte der drei Indizes, die wir als in-
tervallskaliert annehmen. Ausgewiesen sind die standardisierten Regressions
koeffizienten (Beta-Werte20). Wir betrachten die Alterseffekte und andere 
mögliche Wirkungen zunächst summarisch über alle drei abhängigen Varia-
blen hinweg. Denn es geht uns schließlich mehr um die Identifikation von 
Effektmustern, die weitgehend unabhängig von der Art der Messung der ab-

20	  Der Beta-Koeffizient zeigt an, um wie viel Standardeinheiten sich die abhängige Variable verändert, 
wenn sich die unabhängige Variable um eine Standardabweichung verändert. Die Werte können verein-
facht gesagt als partielle Korrelationen interpretiert werden.

Gewerkschaftsmitglied (ja = 1) 2,933* 1,170 0,113* 0,021 0,129* 2,037*

Wohnort Neues Bundesland 
 (1 = ja)

1,034 0,584* –0,056* 0,049 0,00 1,211

Erwerbstätig (ja = 1) 1,378* 1,406* –0,011 0,020 –0,071* 0,776*

(Konstante) 0,410* 0,383* 3,045* 0,606* 0,612* 1,851*

R2 (Nagelkerkes R2 bzw. 
angepasstes R2 bei OLS)

0,139 0,146 0,111 0,016 0,023 0,081

N =  2.850 2.579 2.443 2.157 2.300 2.827

Anmerkung: * = Signifikanz mindestens auf dem 5-Prozent-Niveau, ungewichtete Daten, Modell 1, 2 und 6: log. Reg. mit 
Effektkoeffizienten (exp(b)), Modell 3, 4 und 5: OLS-Reg. mit standardisierten Regressionskoeffizienten (Beta). Ungewichtete 
Daten.
Quelle: Eigene Darstellung
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hängigen Variablen sein sollten. Insgesamt korreliert eine Zugehörigkeit zu 
den jüngeren Gruppen positiv mit der Bewertung der Mitbestimmung, aber 
die Effekte bzw. Zusammenhänge sind insgesamt eher schwach. Nur bei der 
jüngsten Gruppe und nur in Modell 4, bei dem es um die Mitbestimmung 
allgemein geht, zeigt sich ein etwas stärkerer Effekt: Die Zugehörigkeit zu 
dieser Gruppe geht c. p. mit einem deutlich höheren Polaritätsindex und da-
mit einer stärker positiven Bewertung einher (b = +0,154). Eine „linke“ politi-
sche Einstellung wirkt (schwach) positiv, eine „rechte“ erwartungsgemäß 
schwach negativ auf die Bewertung. Die Vorzeichen der Koeffizienten der 
Variablen Resignative Haltung (negativ) und Solidarität (positiv) sind ebenfalls 
hypothesenkonform. Die Gewerkschaftsmitgliedschaft wirkt wie zu erwarten 
positiv auf die Bewertung. Dass jemand seinen Wohnsitz in einem östlichen 
Bundesland hat, zeigt lediglich bei einem Indikator (dem Likert- bzw. 
13-Item-Index) eine Wirkung; insgesamt gehen wir davon aus, dass die „Ost-
West“-Variable isoliert kaum einen Unterschied macht. Ähnlich ist es mit der 
Erwerbstätigkeit, auch hier sehen wir keine durchgängigen Effekte, so dass 
wir von einer nicht vorhandenen oder allenfalls schwachen Wirkung aus
gehen.

Modell 6 (ein binär-logistisches Regressionsmodell) bezieht sich auf eine 
weitere bewertende Dimension der Mitbestimmung („Arbeitnehmer sollen 
mehr oder gleichviel Einfluss haben“; Zustimmung = 1, sonst 0). Wer angibt, 
dass Arbeitnehmer mehr oder mindestens genau so viel Einfluss haben soll-
ten wie die Arbeitgeber, der bewertet Mitbestimmung positiv. Allerdings er-
fasst dieser Indikator mehr, denn er bezieht sich auch auf den Wunsch, die 
Mitbestimmung auszuweiten (wenn man davon ausgeht, dass der Einfluss 
der Arbeitnehmer derzeit geringer ist als der der Arbeitgeber). Aus diesem 
Grunde betrachten wir diesen Indikator bzw. das Modell mit dieser abhängi-
gen Variablen getrennt von den drei letzten. Was sind hier die Befunde? Im 
Vergleich zur mittleren Alterskategorie unterscheiden sich die jüngeren Al-
tersgruppen in ihrer Einstellung zur Mitbestimmung der Arbeitnehmer ins-
gesamt kaum von den älteren (c. p.). Von einem durchgängigen Alterseffekt 
kann man also kaum reden. Unterschiede zeigen sich lediglich bei den älte-
ren Jahrgängen, d. h. den 51- bis 65-Jährigen, die relativ zur Vergleichsgruppe 
eine rund anderthalbmal höhere Chance für eine positive Einstellung aufwei-
sen. Eine plausible Erklärung wäre ein Periodeneffekt für diese Gruppe, die 
ihre politische Sozialisation im „Roten Jahrzehnt“ (Koenen 2001) durchlief, 
was hier nachwirken könnte. Dazu würde auch passen, dass diese Altersgrup-
pe zugleich gegenüber der real existierenden Mitbestimmung kritisch ist, 
weil sie beim Stimulus Mitbestimmung der Arbeitnehmer im Vergleich zu den 
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anderen Altersgruppen am häufigsten Assoziationen nennt, die unter (zu) 
„wenig Mitbestimmung“ zusammengefasst sind (vgl. Tabelle 24). Allerdings 
sind dies eher Spekulationen, die mit unseren Querschnittsdaten empirisch 
nicht ausreichend geprüft werden können.

Zum Teil deutliche statistische Effekte in der erwarteten Richtung zeigen 
die politischen bzw. allgemeinen Werthaltungen. Die Selbsteinschätzung als 
„Links“ hat einen positiven Einfluss auf die Mitbestimmungseinstellung; die 
Einschätzung als „Rechts“ entsprechend einen negativen. Von den drei Werte-
Variablen hat allerdings nur die Individuenzentrierte Leistungsattribution eine 
Wirkung. Wer die Haltung vertritt: „Wer nichts erreicht, ist selber schuld“, 
geht offenbar gedanklich von einer starken Position des Individuums aus, in 
diesem Denken ist eine Stärkung des Kollektivs der Arbeitnehmer nicht not-
wendig und vielleicht sogar schädlich, weil wettbewerbsbeschränkend. Einer 
der stärksten Effekte geht von der Gewerkschaftszugehörigkeit aus (Effekt
koeffizient = 2,037). Erwerbstätigkeit hat interessanterweise einen negativen 
Effekt, der nicht ohne Weiteres zu erklären ist; wir müssten hier innerhalb der 
Gruppe der Erwerbstätigen weiter differenzieren. Dies tun wir an anderer 
Stelle (siehe Abschnitt 6.2), hier betrachten wir die Erwerbstätigkeit lediglich 
als Kontrollvariable.

Wir haben dieselben Modelle auch noch einmal zusätzlich mit der 
Variable Geschlecht geschätzt. Dabei zeigen sich z. T. deutliche statistische Ge-
schlechtereffekte, die auf folgendes hindeuten: Frauen schätzen (c. p.) ihr 
Mitbestimmungswissen als geringer ein, zugleich befürworten sie Mitbestim-
mung etwas stärker als die Männer. Da wir der Frage nach Differenzen in den 
Einstellungen von Männern und Frauen einen eigenen Abschnitt widmen 
(siehe Abschnitt 6.4), stellen wir diesen Punkt hier zunächst zurück.

Genauer wäre auch zu untersuchen, wie die unabhängigen Variablen un-
tereinander zusammenhängen und ob die Kausalmodelle, die die obigen Re-
gressionsmodelle unterstellen, auch den inhaltlichen Überlegungen ange-
messen sind. So ist z. B. in Betracht zu ziehen, dass die Sozialisation (die wir 
hier z. B. über die Gewerkschaftsmitgliedschaft erfassen) mit den allgemeinen 
Werten zusammenhängt und diese wiederum mit der bewertenden Dimensi-
on der Einstellung zur Mitbestimmung. Das bedeutet, man müsste ein Pfad-
modell schätzen, das die Beziehungen zwischen den abhängigen Variablen 
simultan berücksichtigt. Wir haben einige entsprechende Analysen, die wir 
hier nicht berichten, durchgeführt. Die Resultate auch hinsichtlich des Al-
terseffektes stimmen dabei allerdings weitgehend mit dem Muster überein, 
das man bei den einfachen Regressionsmodellen findet.
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6.1.4 Fazit

Fassen wir die Befunde zum Einfluss der Zugehörigkeit zu einer Altersgrup-
pe zusammen.

Die erste Vermutung, die Unterschiede der Sozialen Repräsentationen 
zwischen den jüngeren und älteren Altersgruppen unterstellt, bestätigt sich 
eher nicht oder nur für einige Altersgruppen, ohne dass sich ein systemati-
sches Bild ergibt.

Deutliche Bestätigung findet man dagegen für die Vermutung, dass die 
Jüngeren weniger über Mitbestimmung wissen und diese weniger mit Be-
trieb und Unternehmen assoziieren, sondern stärker mit Demokratie in ei-
nem allgemeineren Sinne. Dies ist plausibel; Erfahrung im Laufe des Lebens 
und vor allem im Erwerbsleben hat einen Einfluss auf beide Größen: Die Äl-
teren wissen mehr über Mitbestimmung und verbinden damit stärker Sach-
verhalte der Arbeitswelt.

Bei den Bewertungen von Mitbestimmung zeigen sich dagegen kaum 
Unterschiede, auch dann nicht, wenn man den Einfluss anderer Variablen 
statistisch kontrolliert. Man kann lediglich eine Gruppe unter den Älteren 
identifizieren, deren Einstellung c. p. stärker positiv ist. Worauf dieser Unter-
schied zurückzuführen ist, müsste näher geklärt werden. Wir vermuten, dass 
hier ein Periodeneffekt vorliegt, der mit der spezifischen politischen Soziali-
sation der Kohorte zu tun hat. Dass die Sozialisation die entscheidende Vari-
able für die Erklärung vor allem der Bewertung von Mitbestimmung ist, zeigt 
sich also auch an diesen Befunden.

6.2 Der Einfluss der Erwerbsposition – oder: Bewerten Arbeiter, 
Arbeitgeber und leitende Angestellte die Mitbestimmung anders 
als andere?

6.2.1 Ausgangsfrage

Empirischer Ausgangspunkt der folgenden Überlegungen und Analysen ist 
der sich durchgängig zeigende Befund, dass die Befragten in der Gesamt-
heit – im Durchschnitt also – Mitbestimmung ausgesprochen positiv bewer-
ten. Allerdings sollte man, ausgehend vom Habituskonzept, Unterschiede 
zwischen sozialen Gruppen von Befragten erwarten. Wir haben im letzten 
Abschnitt gesehen, dass die Unterschiede zwischen Altersgruppen recht ge-
ring sind. Welchen Einfluss hat nun die soziale Position – eine nach der Ha-
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bitus-Theorie wichtige Variable  – auf die Mitbestimmungseinstellung? Im 
Folgenden konzentrieren wir uns vorrangig auf die Bewertung von Mitbe-
stimmung, die Wissensdimensionen stellen wir zurück. Wir werden später in 
einer zusammenfassenden Korrespondenzanalyse auch die Wissensdimensi-
on wieder mit einbeziehen. Die soziale Position erfassen wir hier vorrangig 
über die Erwerbsposition.

Eine erste Vermutung ist, dass Arbeiter und „einfache“ Angestellte Mitbe-
stimmung stärker positiv bewerten – weil sie ihnen „etwas bringt“. Arbeitge-
ber oder Personen mit einem arbeitgeberähnlichen Status – wie leitende An-
gestellte  – sollten dagegen eher negative oder zumindest nicht so positive 
Bewertungen aufweisen (weil Mitbestimmung ihnen „etwas nimmt“ oder zu-
mindest „nichts bringt“?). Diese Überlegungen schließen an eine jüngst in 
der politikwissenschaftlichen Mitbestimmungsforschung geführte Debatte darü-
ber an, ob sich die Haltung der Arbeitgeberseite zur Unternehmensmitbe-
stimmung in den letzten Jahrzehnten möglicherweise zum Positiven verän-
dert hat (Höpner/Waclawczyk 2012; Paster 2012). Im Folgenden werden wir 
die für uns relevanten Aspekte dieser Debatte skizzieren und versuchen, mit 
unseren empirischen Analysen einen Beitrag zu dieser Diskussion zu leisten.

6.2.2 Diskussionshintergrund und Hypothesen

Höpner und Waclawczyk (2012: 314) stellen fest: „In der Mitbestimmungsde-
batte der 2000er Jahre überraschten die Führungskräfte vieler Großunterneh-
men mit positiven Äußerungen zur Unternehmensmitbestimmung. Damit 
widersprachen sie den Forderungen ihrer Verbände, die sich dafür einsetz-
ten, die paritätische Mitbestimmung abzuschaffen und auf eine Drittelbetei-
ligung zurückzuführen.“ Ob man tatsächlich aus Meinungsäußerungen eini-
ger Führungskräfte auf alle Führungskräfte oder Unternehmensleitungen 
schließen kann, sei dahingestellt. Nehmen wir aber für den Moment an, dass 
sich tatsächlich die Mehrheit der Unternehmensleitungen entsprechend posi-
tiv äußern würde. Die Autoren diskutieren zwei sehr unterschiedliche Inter-
pretationen solcher Äußerungen: Eine erste Möglichkeit besteht darin, dass 
es bei den Arbeitgebern (bzw. ihren Vertretern) tatsächlich einen Präfe-
renzwandel gegeben hat. Zweitens wäre es möglich, dass sie sich zwar positiv 
über Mitbestimmung äußern, tatsächlich aber keine positive Haltung zur 
Mitbestimmung haben. Ihre in Wahrheit negative Auffassung würden sie 
„aus strategischen Gründen“ nicht öffentlich äußern, „um die Kooperations-
bereitschaft interner Arbeitnehmervertreter nicht zu unterminieren“ (ebd.: 



126

Was Menschen über Mitbestimmung denken

314). Beide möglichen Interpretationen wollen wir im Folgenden näher be-
trachten und analysieren, welche Implikationen sich hieraus für unsere eige-
ne Studie ergeben.

Höpner und Waclawczyk (2012) versuchen die Frage empirisch zu klären 
(wie auch Paster 2012) und vergleichen in ihrem Beitrag die „Haltungen“ 
bzw. Einstellungen zur Mitbestimmung – sowohl der Verbände als auch der 
Unternehmensleitungen – während der 1970er und der 2000er Jahre. Sie zie-
hen dabei Medienberichte und von anderen durchgeführte Befragungen her-
an und meinen zeigen zu können, dass die positiven Äußerungen der Unter-
nehmensleitungen nicht strategischer Art sind, sondern eher einen 
Präferenzwandel widerspiegeln. Die Unternehmensleitungen hätten gelernt, 
sich mit der Mitbestimmung zu arrangieren. Sie sähen, dass zwar in ihre Ver-
fügungsrechte eingegriffen würde, hätten aber auch erkannt, dass Mitbestim-
mung der Kooperationsbereitschaft der Arbeitnehmerseite und damit der 
Produktivität förderlich ist. Träfe diese Vermutung zu, so hätte die positive 
Bewertung der Mitbestimmung – im Sinne des soziologischen Neoinstitutio-
nalismus (Scott 2008) – den Status des „taken for granted“ erreicht: Selbst für 
Gruppen mit vormals kritischer Haltung wäre die Mitbestimmung heute 
Normalität und würde nicht länger hinterfragt.

Ob die bisher vorliegende empirische Evidenz für oder gegen die Auffas-
sung von Höpner und Waclawczyk (2012) spricht, ist nicht leicht einzuschät-
zen. Einerseits findet man in der Tat viele positive Meinungsäußerungen von 
prominenten Topmanagern (sowie von Politikern und Verbandsvertretern), 
die eher für die These eines Präferenzwandels sprechen (siehe etwa die Äuße-
rungen zum „60. Geburtstag“ des Betriebsverfassungsgesetzes (Hans-Böckler-
Stiftung 2012) sowie eine weitere Zusammenstellung der Hans-Böckler-Stif-
tung (2014). Höpner und Waclawczyk (2012) ziehen als weiteren Beleg für 
ihre Hypothese des Präferenzwandels eine Untersuchung der Arbeitgebersei-
te (Stettes 2007, zur Kritik: Peukert 2007) heran, die ihrer (und unserer) Auf-
fassung nach so angelegt war, dass sich eigentlich nur eine negative Haltung 
der befragten Unternehmensleitungen hatte zeigen können. Selbst diese  – 
vorsichtig formuliert: sehr zielgerichtete – Untersuchung konnte, so die Ein-
schätzung von Höpner und Waclawczyk, keine negative Einstellung nach-
weisen.

Andererseits finden sich Hinweise, die die These von der positiven Bewer-
tung der Mitbestimmung durch die Unternehmensleitungen fraglich erschei-
nen lässt. So zeigt sich in der bereits oben angeführten „Führungskräftestu-
die“ von Zimmermann (2007), dass 70 Prozent (und mehr, je nach Branche) 
der Geschäftsführer bzw. Vorstandsmitglieder die Drittelbeteiligung befür-
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worten und damit die (formal)paritätische Mitbestimmung ablehnen (ebd.: 
34). Auch die konkreten Praktiken etlicher Unternehmen und Betriebe wi-
dersprechen dem Befund eines Präferenzwandels in Richtung einer Mitbe-
stimmungsbefürwortung: Unternehmen versuchen durch die Wahl der 
Rechtsform Unternehmensmitbestimmung zu vermeiden oder zu reduzieren 
(Rosenbohm 2013; Keller/Werner 2012). Und es sind keine Einzelfälle, in de-
nen Betriebsleitungen die Gründung von Betriebsräten zu verhindern versu-
chen oder die Arbeit bestehender Arbeitsnehmervertretungen behindern 
(Behrens/Dribbusch 2012; Behrens/Dribbusch 2014; Rügemer/Wigand 2014a; 
Rügemer/Wigand 2014b).

Stützen lässt sich die Vermutung einer (nach wie vor) mitbestimmungs-
kritischen Haltung der Unternehmensleitungen unter anderem durch die 
System Justification Theory (Jost/Banaji/Nosek 2004; Jost/Kay/Thorisdottir 
2009). Diese Theorie legt nahe, dass die durch das derzeitige System „privile-
gierten Gruppen“, d. h. vor allem leitende Angestellte und Selbstständige 
bzw. Freiberufler mit Arbeitgeberfunktion, Mitbestimmung im Vergleich zu 
anderen sozialen Gruppen stärker negativ oder zumindest weniger positiv se-
hen. Die Theorie hebt die gesellschaftssystemrechtfertigende Funktion von 
Einstellungen gegenüber dem gesellschaftlichen Status Quo hervor. Sie be-
sagt, dass vor allem Gruppen mit hohem sozialen Status, die von einem Ge-
sellschaftssystem profitieren, dieses rechtfertigen und Haltungen und Einstel-
lungen entwickeln, die ihre Position kognitiv absichern. Wenn wir diese 
Überlegungen auf unsere Frage anwenden, unterstellen wir, dass die oben ge-
nannten Gruppen Mitbestimmung wenigstens z. T. als Bedrohung ihrer ma-
teriellen Situation und ihres Entscheidungsspielraumes sehen. Einwenden 
könnte man, dass die gegenwärtige Form der Arbeitnehmer-Mitbestimmung 
gerade nicht systembedrohend, sondern systemstabilisierend ist und auch 
von den Unternehmensleitungen so wahrgenommen wird. Dies mag zutref-
fend sein, gleichwohl wird man kaum bestreiten können, dass das deutsche 
System der Mitbestimmung Eingriffe in die Rechte der Unternehmens- und 
Betriebsleitungen ermöglicht. Solche Eingriffsmöglichkeiten kann man für 
die Mitbestimmung in den Aufsichtsräten (sofern hier nicht die Drittelbetei-
ligung greift) und für den Bereich der „sozialen Angelegenheiten“ nach dem 
Betriebsverfassungsgesetz annehmen. Wir glauben daher, dass diese Rechte 
von der Arbeitgeberseite und von den leitenden Angestellten als Eingriffe in 
den Handlungsspielraum, d. h. als Einschränkungen, wahrgenommen wer-
den und dass sich dies in den Einstellungen der entsprechenden Akteure nie-
derschlägt. Selbst schwache Eingriffe könnten diesen Gruppen schon zu viel 
sein. Zu erwarten ist konkret auch, dass besonders diejenigen aus dem Ar-
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beitgeberlager, die in Betrieben mit einem Betriebsrat bzw. in einem be-
triebsratsfähigen Betrieb (vereinfacht gesagt: mit mindestens fünf Beschäf
tigten) tätig sind, eine noch stärker negative oder noch weniger positive 
Einstellung aufweisen. Denn hier sind Eingriffe in die Verfügungsrechte 
spürbar bzw. zu erwarten. Das ist bei Betrieben mit weniger als fünf Beschäf-
tigten, d. h. diejenigen, für die das Betriebsverfassungsgesetzt nicht gilt, eben 
nicht der Fall. Dass Verfügungsrechtsbeschränkungen durch Mitbestim-
mung zugleich langfristig systemstabilisierend wirken könnten, mag durch-
aus gesehen werden, muss aber nicht zu einer positiven Bewertung führen: 
Die unternehmensindividuellen Nachteile der Mitbestimmung wiegen ver-
mutlich schwerer als die kollektiven Vorteile.

Nun ist die Prüfung dieser konträren Hypothesen sowie die Interpretati-
on empirischer Befunde kein einfaches Unterfangen. Dies ist insbesondere 
deshalb der Fall, weil davon auszugehen ist, dass Akteure ihre Meinungen 
primär nicht auf Basis objektiver Informationen bilden, sondern dass wir es 
mit einem Lernprozess im Sinne des soziologischen Neoinstitutionalismus 
(Scott 2008) zu tun haben. Das bedeutet, dass die betrieblichen Akteure auf-
grund ihrer beschränkten Rationalität nicht in der Lage sind, sich ein zutref-
fendes Bild von den Wirkungen der Mitbestimmung zu machen. Wie sollte 
man z. B. als Betriebsleiter ohne systematische Untersuchung die Produktivi-
tätseffekte von Mitbestimmung erkennen können? Schließlich ist es nicht 
möglich, in der betrieblichen Praxis einigermaßen systematische Experimen-
te durchzuführen (schon gar nicht Experimente mit Randomisierung und 
Kontrollgruppe etc.). Sicher sammeln Praktiker Erfahrungen, sie könnten zu-
dem entsprechende wissenschaftliche Befunde aufnehmen und sich auf die-
ser Basis eine Meinung bilden. Letzteres dürfte aber kaum der Fall sein, denn 
Manager lernen wenig von der Wissenschaft (Nienhüser 1998). Gleichwohl 
lernen sie, dabei orientieren sie sich an den (nicht notwendigerweise mit Er-
fahrungen korrespondierenden) Äußerungen vor allem derjenigen großen 
Unternehmen, die als „modern“, als Vorbilder gelten. Manager äußeren sich 
dann, so vermuten wir, wie diese Vorbilder, weil sie auch als „modern“ wahr-
genommen werden wollen.

Im Ergebnis könnte dies dazu führen, dass Mitbestimmung auf der Dis-
kursebene tatsächlich als „taken for granted“ wahrgenommen wird und als 
allgemein akzeptiert gilt. Dies bedeutet jedoch nicht – ebenfalls die theoreti-
schen Überlegungen des soziologischen Neoinstitutionalismus aufgreifend –, 
dass die Unternehmensvertreter tatsächlich die im dominierenden Diskurs 
geäußerten Einstellungen vertreten bzw. verinnerlicht haben. Dies wird ins-
besondere dann nicht der Fall sein, wenn diese gegen die eigenen Interessen 
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verstoßen (wie oben dargelegt). Dennoch werden sie nach außen signalisie-
ren, dass sie den Erwartungen der Gesellschaft entsprechen, also dass sie mit-
bestimmungsfreundlich sind, da sonst ein Entzug kritischer Ressourcen 
droht. Dieser Mechanismus – in der Theorie als Entkoppelung bezeichnet – 
erklärt den (vordergründigen) Widerspruch zwischen positiven Äußerungen 
über Mitbestimmung einerseits und einer weniger mitbestimmungsfreundli-
chen Unternehmenspraxis (Behrens/Dribbusch 2014) andererseits. Die Ver-
mutung von Höpner und Waclawczyk (2012) bezieht sich also unserer Auf-
fassung nach vorrangig auf die kognitiv-kommunikative Ebene des Diskurses 
und blendet die materielle bzw. interessenbezogene Ebene aus.

Wir meinen mit unserer Studie einen Beitrag zu diesen weiterführenden 
Vermutungen oder Interpretationen leisten zu können. Sollte die erste Inter-
pretation zutreffen, dass die positiven öffentlichen Äußerungen strategischer 
Art sind, tatsächlich aber negative Einstellungen vorliegen, dann müssten wir 
folgende Ergebnisse bei unseren Analysen erwarten: Zum einen müssten 
dann die Einstellungen von Arbeitgebern und leitenden Angestellten im Ver-
gleich zu denen anderer Gruppen deutlich negativer bzw. deutlich weniger 
positiv sein. Zum anderen sollte sich das strategische Antwortverhalten in 
deutlichen Unterschieden zwischen dem Messverfahren ohne Antwortvorga-
ben und dem Assoziationsverfahren ohne Vorgaben – welches Effekte sozia-
ler Erwünschtheit ausschließt – zeigen: Bei den Personengruppen aus dem 
Arbeitgeberlager sollte der Unterschied sehr viel größer sein als bei anderen 
Gruppen. Insbesondere sollten wir bei den Arbeitgebern hinsichtlich der 
Antworten vorgebenden Fragen bzw. Statements mehr positive, die Mitbe-
stimmung befürwortende Antworten vorfinden und bei dem vorgabenfreien 
Verfahren dagegen negative oder deutlich weniger positive. Sollte dagegen 
die zweite Interpretation zutreffen, die von einem Präferenzwandel ausgeht 
und dass positive Äußerungen tatsächlich auch positive Einstellungen wider-
spiegeln, dann müssten wir durchgängig ähnliche, d. h. denen anderer Grup-
pen entsprechende Werte erwarten (und ähnliche Abweichungen oder Über-
einstimmungen bei Einstellungsmessungen mit und ohne Antwortvorgaben).

Unsere Hypothesen lauten daher:
(1a)	� Selbstständige und Freiberufler mit Arbeitgeberfunktion und 

leitende Angestellte haben (c. p.) eine weniger positive bzw. eine 
stärker negative Einstellung zur Mitbestimmung als andere 
Gruppen.
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(1b)	� Insbesondere betriebsratsfähige Arbeitgeber mit mindestens fünf 
Beschäftigten haben (c. p.) eine noch weniger positive oder noch 
stärker negative Einstellung.

(2)	� Bei den Selbstständigen und Freiberuflern mit Arbeitgeberfunkti-
on und den leitenden Angestellten sind die über Assoziationen 
(ohne Antwortvorgaben) gemessenen Einstellungen im Vergleich 
zu anderen Gruppen weniger positiv als die über Fragen bzw. 
Statements mit Antwortvorgaben gemessenen.

Offen ist die Frage, ob es nicht weitere Gruppen gibt, die in Richtung einer 
stärker negativen Einstellung tendieren. Der System Justification Theory zufol-
ge müssten auch „Unterprivilegierte“ (z. B. Personen, die nach unserer Befra-
gung „un- und angelernte Arbeiter“ sind) eine negative bzw. weniger positive 
Einstellung (immer im Vergleich zum Durchschnitt) aufweisen. Die Ursache 
hierfür liegt, so nimmt die Theorie an, ebenfalls in kognitiven Anpassungs-
prozessen, die letztlich dazu führen, dass die weniger Privilegierten die Ein-
stellungen der Herrschenden übernehmen (ähnlich Bourdieu 2005: 27). Be-
zogen auf Gruppen mit geringerem Status sind die empirischen Belege aller-
dings weniger klar als für Gruppen mit hohem Status (Fiske/Taylor 2013: 
289). Die zentrale Hypothese der System Justification Theory kann man wie 
folgt formulieren: Wenn Menschen wahrnehmen, dass sie die Verhältnisse 
nicht ändern können, passen sie sich diesen kognitiv dadurch an, dass sie die 
Situation günstiger bewertet als diese objektiv ist. Diese Anpassung ist auf  
das Streben nach Reduktion kognitiver Dissonanz (Festinger 1957) zurückzu-
führen.

Eine Vermutung, die empirisch in dieselbe Richtung weist, aber auf einer 
gänzlich anderen Begründung beruht, besagt, dass das System der Mitbestim-
mung von weniger Privilegierten als nicht ausreichend Schutz bietend wahr-
genommen und aus diesem Grund weniger positiv – im Vergleich zu den Be-
wertungen anderer Gruppen – eingeschätzt wird. Zwar mag die Existenz und 
die Aktivität eines Betriebsrates objektiv die Beschäftigungssicherheit erhö-
hen, wer aber Beschäftigungsunsicherheit erfährt, wird möglicherweise seine 
negativ-resignative Grundhaltung auf die Bewertung der Mitbestimmung 
übertragen. Diese Überlegungen bedeuten, dass wir positive Einstellungen 
insbesondere in denjenigen sozialen Gruppen vorfinden sollten, die sich in 
einer „mittleren“ materiellen Situation befinden: Sie gehören zum einen 
nicht zu denjenigen, die sich durch Mitbestimmung in ihren Verfügungs-
rechten bedroht fühlen müssten, sie erfahren zum anderen nur geringe beruf-
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liche Unsicherheiten und kommen daher nicht in die Situation, dass sie ei-
nen nicht ausreichenden Schutz erfahren.

Unsere Hypothesen lauten daher:
(3)	� Arbeiter (und andere Personen) mit unsicheren Beschäftigungs-

verhältnissen haben (c. p.) eine weniger positive Einstellung zur 
Mitbestimmung.

6.2.3 Verwendete Daten und Operationalisierungen

In diesem Abschnitt konzentrieren wir uns auf die Erwerbstätigen ohne die 
Beamten (und ohne die Auszubildenden). Die Beamten klammern wir we-
gen der für diese Gruppe geltenden Besonderheiten aus (insbesondere wegen 
der Vertretung durch den Personalrat, der starken Organisation in einer der 
Gewerkschaften des Beamtenbundes, die sich von den DGB-Gewerkschaften 
unterscheiden, und wegen der sehr hohen Beschäftigungssicherheit). Einbe-
zogen haben wir die Selbstständigen und Freiberufler mit und ohne Beschäf-
tigte. Insgesamt verwenden wir Informationen über 1.702 Befragte.

Zur Messung der Einstellungen zur Mitbestimmung nutzen wir folgende 
Variablen: (i) die 13 direkten Fragen bzw. Statements zu den vermuteten Fol-
gen der Mitbestimmung bzw. den hieraus gebildeten summativen Index; 
(ii) die Frage, ob Arbeitnehmer gleichviel (oder mehr) Einfluss haben sollten 
als der Arbeitgeber; (iii) den Anteil positiv bewerteter Assoziationen zu den 
Stimuli Mitbestimmung der Arbeitnehmer und Betriebsrat; sowie (iv) die hieraus 
berechneten Polaritätsindizes (siehe zu den Variablenkonstruktionen im De-
tail Abschnitt 5.3).

Soziale Position/Erwerbsposition. Eine Voraussetzung für unsere Hypothe-
senprüfung besteht darin, dass wir bestimmen müssen, welche Personen-
gruppen in unseren Daten denjenigen entsprechen sollen, die Höpner und 
Waclawczyk (2012)  – nicht sehr präzise  – als „Unternehmensleitungen“, 
„Topmanager“ oder „Führungskräfte“ bezeichnen. Die Zugehörigkeit zur 
Gruppe der Arbeitgeber und arbeitgebernahen Personen sowie zu den Arbei-
tern messen wir über die Erwerbsposition. Die Ausprägungen der Variable 
Erwerbsposition sind „Arbeiter (un- oder angelernt)“, „Arbeiter (Facharbeiter, 
Meister etc.)“, „Angestellter (ausführende Tätigkeiten)“, „Angestellter (quali-
fiziert, hochqualifiziert)“, „Angestellter (leitend)“, Freiberufler/Selbstständi-
ge ohne Beschäftigte“, „Freiberufler/Selbstständige, die weniger als fünf Per-
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Tabelle 28

Teilsample der Erwerbstätigen Übersicht nach sozialer Position/Erwerbsposition

Erwerbsposition n Anteil (%)

Arbeiter (un- oder angelernt) 77 4,5

Arbeiter (Facharbeiter, Meister etc.) 145 8,5

Angestellter (ausführende Tätigkeiten) 247 14,5

Angestellter (qualifiziert, hochqualifiziert) 819 48,1

Angestellter (leitend) 210 12,3

Freiberufler/Selbstständige ohne Mitarbeiter 84 4,9

Freiberufler/Selbstständige (1 bis 4 Beschäftigte) 62 3,6

Freiberufler/Selbstständige (mindestens 5 Beschäftigte) 58 3,4

Gesamt 1.702 100,0

Anmerkung: Nur Erwerbstätige, ungewichtete Daten
Quelle: Eigene Darstellung

sonen (aber mindestens eine Person) beschäftigen und „Freiberufler/
Selbstständige mit fünf und mehr Beschäftigten“.21 Für jede dieser Ausprä-
gungen konstruieren wir eine Dummy-Variable (ja = 1, sonst 0), wobei wir als 
Referenzkategorie die der „mittleren“, d. h. die qualifizierten bzw. hochquali-
fizierten Angestellten verwenden (diese Gruppe ist die größte im hier ver-
wendeten Subsample).

Ein Aspekt der Zugehörigkeit zur Gruppe der weniger Privilegierten be-
steht in der Unsicherheit, der ein Erwerbstätiger im Laufe seines Erwerbsle-
bens ausgesetzt war bzw. ist. Wir verwenden die Frage „Wenn Sie an Ihr bis-
heriges Arbeitsleben denken: Sind Sie überwiegend befristet beschäftigt oder 
überwiegend unbefristet beschäftigt (gewesen)? Überwiegend befristet be-
schäftigt – Überwiegend unbefristet beschäftigt – Betrifft mich nicht – Keine 

21	 Es wäre interessant, bei den Arbeitgebern mit betriebsratsfähigen Betrieben zu differenzieren, ob 
diese über einen Betriebsrat verfügen oder nicht. Nun haben von den 58 betriebsratsfähigen Arbeitgebern 
54 keinen Betriebsrat (und auch keinen Personalrat). Das bedeutet, dass nahezu alle Arbeitgeber keine 
direkte Betriebsratserfahrung haben und wir keine entsprechende Unterscheidung vornehmen können.
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Tabelle 29

Variablenoperationalisierungen und deskriptive Werte

 

Mittelwert  
(Standard­

abweichung)  
oder Prozent

N

Likertindex Einstellung zur Mitbestimmung (13-Item-Gesamtindex)  
(Skala: 1 bis 4)

3,06
(0,41)

1.464

Mitbestimmung der Arbeitnehmer – Polaritätsindex (Skala: –1 bis +1)
0,63

(0,57)
1.300

Betriebsrat – Polaritätsindex (Skala: –1 bis +1)
0,55

(0,68)
1.405

Relativer Einfluss der Arbeitnehmer (% Zustimmung zu: Arbeitnehmer 
sollen mindestens so viel Einfluss haben wie Arbeitgeber (ja = 1)) 

65,2 1.671

Alter (in Jahren) 
42,3

(12,3)
1.695

Hochschulreife (ja = 1) 53,6 1.702

Gewerkschaftsmitglied (ja = 1) 19,9 1.698

Unsicherheit: % Zustimmung „überwiegend befristet beschäftigt 
(gewesen)“ 

14,6 1.702

Nettoeinkommen des Haushaltes pro Haushaltmitglied (Euro)
1324,29
(798,31)

1.584

Einordnung eigener politischen Ansichten auf einer Skala von 1 („links“) 
bis 10 („rechts“)

4,70
(1,73)

1.602

„Links“ (Skalenwerte 13) 23,7 1.602

„Rechts“ (Skalenwerte 710) 13,2 1.602

Fatalismus: „… Verhältnisse lassen sich nicht ändern“  
(ja = 1, sonst 0)

27,1 1.690

Solidarität: „Bereit, Interessen für Kollegen zurückzustellen“ (ja = 1) 67,1 1.659

Individuenzentrierte Leistungsattribution: „Wer nichts erreicht,  
ist selber schuld“ (ja = 1)

42,3 1.673

Anmerkung: Nur Erwerbstätige, ungewichtete Daten
Quelle: Eigene Darstellung
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Angabe“. Knapp 15  Prozent der Befragten unseres Samples haben angege-
ben, überwiegend befristet beschäftigt gewesen zu sein; bei den Selbstständi-
gen mit mindestens fünf Beschäftigten liegt dieser Anteil bei unter 2 Prozent, 
was bei der Interpretation der Regressionsanalysen zu beachten ist.

Als Kontrollvariablen – jedenfalls dienen sie vor dem Hintergrund der hier 
formulierten Hypothesen lediglich der Kontrolle  – kommen die Mitglied-
schaft in einer Gewerkschaft, das Einkommen, der Bildungsgrad und das Al-
ter zur Anwendung. Wir haben hierzu keine Hypothesen formuliert, auch 
wenn es auch aufgrund unserer bisherigen Analysen zu erwarten ist, dass die 
Gewerkschaftsmitgliedschaft mit einer positiveren Einstellung zur Mitbe-
stimmung einhergeht.

Die Gewerkschaftsmitgliedschaft wird über die Frage gemessen: „Sind Sie 
Mitglied einer Gewerkschaft?“ (ja = 1, sonst 0). Das Einkommen ist als Netto-
einkommen des Haushaltes pro Haushaltmitglied pro Monat definiert. Gefragt 
haben wir wie folgt: „Können Sie Ihren Haushalt einer der folgenden Ein-
kommens-Gruppen zuordnen? Unter 750 Euro – 750 bis unter 1.500 Euro – 
1.500 bis unter 2.000  Euro  – 2.000 bis unter 2.500  Euro  – 2.500 bis unter 
3.000  Euro  – 3.000 bis unter 4.000  Euro  – 4.000 bis unter 5.000  Euro  – 
5.000 Euro und mehr – Weiß nicht – Keine Angabe. Gemeint ist das Haus-
haltsnettoeinkommen, also alles nach Abzug von Steuern und Sozialabga-
ben.“ Für jeden Befragten haben wir den entsprechenden Klassenmittelwert 
durch die Anzahl der im Haushalt lebenden Personen dividiert und die sich 
für die Gesamtpopulation ergebenden Werte in Quartile gruppiert. Für die 
Regressionen verwenden wir zwei Dummy-Variablen, die das unterste Quar-
til (20 Prozent sind diesem Quartil zuzuordnen, diese weisen ein mittleres 
Pro-Kopf-Nettoeinkommen von 464  Euro auf) und das oberste Quartil 
(32 Prozent, 2258 Euro) einbeziehen (jeweils 1, wenn die Zugehörigkeit zum 
jeweiligen Quartil vorliegt, sonst 0; die Referenzkategorie bildet entspre-
chend das zweite und dritte Quartil). Den Bildungsgrad messen wir über eine 
einfache Dummy-Variable „Hochschulreife“ (ja  =  1, sonst 0). Für die Mes-
sung des Alters konstruieren wir zwei Dummy-Variablen, die erste erfasst die 
„Jungen“, d. h. bis einschließlich 30 Jahre alten Erwerbstätigen (26 Prozent), 
die zweite die „Alten“, damit meinen wir diejenigen, die älter als 50 Jahre 
sind (30 Prozent). Die Referenzkategorie bilden also die „Mittelalten“ zwi-
schen 30 und 50 Jahren. Die Information über den Wohnort (westliche versus 
östliche Bundesländer) beziehen wir ebenfalls als Kontrollvariable mit ein.

Zur Erfassung der allgemeineren politischen Einstellungen verwenden wir 
die Variablen und Operationalisierungen, die wir bereits bei unseren Analy-
sen zu den Effekten des Alters verwendet haben. Dies gilt auch für die Links-
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Rechts-Skala, die wir in Form von zwei Dummy-Variablen nutzen (siehe Ab-
schnitt 6.1.3.1).

6.2.4 Ergebnisse

6.2.4.1 Befunde bivariater Analysen
Die Erwerbsposition hängt mit der Bewertung der Mitbestimmung zusam-
men (Tabelle 30): Deutlich springt ins Auge, dass die Freiberufler und Selbst-
ständigen, die mindestens 5 Arbeitnehmer beschäftigen, eine weniger positi-
ve Einstellung zur Mitbestimmung haben. Der Likertindex auf Basis der 13 
Items ist in dieser Gruppe geringer: Er erreicht nur einen Wert, der 88,5 Pro-
zent des Gesamtmittelwertes beträgt (wir haben für jede Person den Wert 
durch den Gesamtmittelwert dividiert, damit zentriert und mit 100 multipli-
ziert; Werte unter 100 signalisieren also eine unterdurchschnittliche Einstel-
lung). Der Polaritätsindex zur Mitbestimmung der Arbeitnehmer ist mit 0,40 
unterdurchschnittlich (0,63 insgesamt); ähnlich fällt dieser Unterschied beim 
Polaritätsindex Betriebsrat aus (0,37 zu insgesamt 0,55). Immerhin noch 
knapp 37 Prozent der Arbeitgeber mit mindestens 5 Beschäftigten sind dafür, 
dass Arbeitnehmer mindestens genauso viel Einfluss haben wie Arbeitgeber. 
Zum einen liegt dieser Anteil deutlich unter dem Durchschnitt. Zum ande-
ren stellt sich die Frage, ob 37 Prozent Zustimmung als viel oder wenig anzu-
sehen sind. Warum sollte sich mehr als ein Drittel dieser Arbeitgebergruppe 
für eine Verdünnung ihrer Verfügungsrechte aussprechen? Man mag darüber 
spekulieren, dass „sozial erwünscht“ geantwortet wird oder dass die reale 
Mitbestimmung nicht als Reduzierung von Verfügungsrechten wahrgenom-
men wird. Wir kommen auf diesen Punkt zurück.

Die Einstellung auch der Gruppe der Arbeitgeber aus betriebsratsfähigen 
Betrieben ist allerdings insgesamt keineswegs negativ. Betrachten wir zu-
nächst den Likertindex. Der Wert von etwa 2,7 (in der Tabelle nicht ausge-
wiesen) liegt oberhalb von 2,5 (der Mitte unserer Skala) und damit im positi-
ven Bereich der Einstellungswerte. Auch die Polaritätsindizes weisen Werte 
auf, die im positiven Bereich liegen, das bedeutet, es werden mehr positive als 
negative Assoziationen genannt.

Betrachtet man die größeren Prozentsatzdifferenzen (wie wir weiter oben 
ausgeführt haben, nehmen wir für explorative Zwecke eine absolute Diffe-
renz von 10 Punkten als „groß“ an), dann sieht man, dass die Selbstständigen 
mit fünf und mehr Beschäftigten weniger häufig glauben, dass Mitbestim-
mung die Arbeitnehmer in Krisenzeiten schützt. Da auch die Arbeiter hier 
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Tabelle 30

Bewertung der Mitbestimmung nach Erwerbsposition

Mitbestimmung …  ARB  
1

ARB  
2

ANG  
1

ANG  
2

ANG  
3

U 1 U 2 U 3 Insge­
samt

… stärkt Rechte der Arbeit-
nehmer 

81,3 81,9 88,5 93,6 86,5 88,1 82 87,7 89,6

… schützt Arbeitnehmer  
in Krisenzeiten

61,6 60,3 74,8 76,3 73,4 74,4 68,9 46,4 72,4

… ist notwendig, damit  
nicht nur Unternehmer und 
Manager entscheiden

88 80,4 87,3 93,5 89 90,5 87,1 63,8 89,3

… sorgt für Gerechtigkeit  
bei der Bezahlung 

78,1 69 71,4 68,7 68,2 69,5 69,4 46,6 68,8

… ist falsch, denn dem  
Unternehmer gehört das  
Unternehmen

12 18,3 15,5 9,2 11,1 17,1 22 36,2 13

… verhindert Arbeitsplätze 15,1 14,9 13, 8 11,9 20,7 16,9 23,3 20,7 14,6

… führt zu Abwanderung 
von Unternehmen ins Aus-
land 

32,4 36,2 26,4 19,9 20 32,5 21,1 30,4 23,8

verhindert, dass sich die  
positiven Kräfte des Marktes 
entfalten können

34,8 29,6 31,9 22,5 22,6 26,2 22 32,7 25,5

verlangsamt wichtige Ent-
scheidungen

36,6 33,1 43,2 51,6 55,7 56 61,3 60,3 49,6

… bewirkt Konflikte mit  
dem Management

68,9 63,4 60,7 61,6 52,2 56 65,6 63,8 60,7

… steigert Leistung 88 83,1 78,9 76,6 64,4 75,3 75,8 65,5 76

… fördert Zusammenhalt 89,2 83,8 81,6 78,6 72 81,9 70,5 63,8 78,5

… bewirkt Zufriedenheit  
der Arbeitnehmer 

90,7 86,8 90,5 89,4 83,8 91,6 91,8 65,5 88,1

Fallzahlen (mindestens) 69 135 232 790 203 81 59 55 1.637

Anmerkung: Nur Erwerbstätige, ungewichtete Daten; ARB 1 = Arbeiter (un-/angelernt); ARB2 = Arbeiter (Facharbeiter, 
Meister); ANG 1 = Angestellte (ausführende Tätigkeiten); ANG 2 = Angestellte (qualifiziert); ANG 3 = Angestellte (leitend);  
U 1 = Freiberufler/Selbstständige ohne Beschäftigte; U 2 = Freiberufler/Selbstständige mit weniger als fünf Beschäftigten; 
U 3 = Freiberufler/Selbstständige mit fünf und mehr Beschäftigten
Quelle: Eigene Darstellung
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niedrigere Werte als die Erwerbstätigen insgesamt zeigen, ist man fast ver-
sucht zu sagen, dass hier, anders als bei den anderen Erwerbstätigengruppen, 
beide Seiten „wissen, wovon sie reden“: die Arbeitgeber als diejenigen, die in 
der Krise die Beschäftigung, Arbeitszeit und Löhne reduzieren, die Arbeiter 
als diejenigen, die darunter zu leiden haben oder dies als Gefahr wahrneh-
men. Die anderen, vermutlich geschützteren Gruppen unterscheiden sich da-
gegen wenig in ihrer Einschätzung dieser Mitbestimmungsfolge.

Dass Mitbestimmung notwendig ist, damit nicht nur „wenige allein ent-
scheiden“, befürworten die Arbeitgeber deutlich weniger. Gleichwohl ist be-

Tabelle 31

Bewertung der Mitbestimmung nach Erwerbsposition

Indikatoren der Einstellung 
zur Mitbestimmung 

ARB 
1

ARB 
2

ANG 
1

ANG 
2

ANG 
3

U 1 U 2 U 3 Insge­
samt

Likertindex: Einstellung zur Mit-
bestimmung (13-Item-Index)
(Mittelwert)

3,09 3,07 3,07 3,09 3,02 3,03 3,0 2,71 3,06

Abweichung vom Mittelwert 0,01 0,00 0,00 0,01 –0,01 –0,01 –0,02 –0,11 1,00

Mitbestimmung der Arbeit
nehmer – Polaritätsindex 

0,55 0,56 0,6 0,65 0,68 0,63 0,65 0,4 0,63

Anteil positiver Assoz., % 61,0 56,7 63,5 68,6 69,3 67,8 65,7 57,4 66,3

Anteil negativer Assoz., % 10,2 6,8 9,3 6,6 5,6 6,9 5,8 17,4 7,3

Betriebsrat – Polaritätsindex 0,55 0,6 0,56 0,59 0,52 0,39 0,33 0,37 0,55

Anteil positiver Assoz., % 64,2 70,6 67,5 70,4 66,7 60,9 56,6 56,6 67,9

Anteil negativer Assoz., % 11,2 12,3 13,4 12,5 15,3 22,2 24,5 20,1 14,1

Arbeitnehmer sollen mindes-
tens so viel Einfluss haben wie 
Arbeitgeber (% Zustimmung)

75 75,9 68,7 66,9 56,5 59,3 55,7 36,8 65,2

Fallzahlen (mindestens) 51 98 171 662 172 66 48 51 1.300

Anmerkung: Nur Erwerbstätige, ungewichtete Daten; ARB 1 = Arbeiter (un-/angelernt); ARB2 = Arbeiter (Facharbeiter, 
Meister); ANG 1 = Angestellte (ausführende Tätigkeiten); ANG 2 = Angestellte (qualifiziert); ANG 3 = Angestellte (leitend); 
U 1 = Freiberufler/Selbstständige ohne Beschäftigte; U 2 = Freiberufler/Selbstständige mit weniger als fünf Beschäftigten; 
U 3 = Freiberufler/Selbstständige mit fünf und mehr Beschäftigten. Ungewichtete Daten.
Quelle: Eigene Darstellung
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merkenswert, dass knapp zwei Drittel dieser Gruppe auch in diesem Punkt 
zustimmt und die Mitbestimmung insofern bejaht. Ein gutes Drittel 
(36,2 Prozent) stimmt der Aussage zu „Mitbestimmung ist falsch, denn dem 
Unternehmer gehört das Unternehmen, also muss er auch allein entscheiden 
können“, dieser Anteil liegt deutlich über dem Durchschnitt von 13 Prozent. 
Auch glauben die Arbeitgeber in stärkerem Maße, dass Mitbestimmung un-
ternehmerische Entscheidungen verlangsame (60,3 zu 49,6 Prozent); die Auf-
fassung, dass Mitbestimmung die Zufriedenheit der Beschäftigten fördere, 
teilen die Arbeitgeber nicht ganz so stark wie der Durchschnitt der Erwerbs-
tätigen (65,5 zu 88,1 Prozent).

Vermutet hatten wir, dass die leitenden Angestellten ein ähnliches Ein-
stellungsprofil wie die Arbeitgeber aufweisen. Dies ist nicht der Fall, die Lei-
tenden ähneln in ihrer Mitbestimmungseinstellung eher den anderen Grup-
pen bzw. dem Gesamtdurchschnitt. Dieser Teil der Hypothese ist also nicht 
zutreffend.

Zu Hypothese 3: Als eine Messung des Ausmaßes sozialer Erwünschtheit 
(oder strategischen Verhaltens) bei den Antworten kann man für jede Gruppe 
das Verhältnis zwischen dem Wert bei den Fragen bzw. Statements mit Ant-
wortvorgaben und dem Wert der Assoziationsbewertungen verwenden. Wenn 
sich in einer Gruppe zeigt, dass dieses Verhältnis (Wert der Statements mit 
Antwortvorgaben/Wert der Assoziationsbewertungen) deutlich höher ist als 
die Verhältniszahl im Durchschnitt, dann wäre dies ein Indiz für eine Tendenz 
in Richtung sozialer Erwünschtheit oder strategischen Verhaltens. Zugegeben, 
dies ist eine gewagte Messhypothese, und wir sollten die Befunde nicht überin-
terpretieren. Insgesamt sind Unterschiede zwischen den beiden Einstellungs-
messungen vorhanden. Setzt man den Mittelwert des Likertindex für alle 
Gruppen ins Verhältnis zum Betriebsrats-Polaritätsindex, dann kommt man 
auf ein Verhältnis von 4,9 : 1 für das gesamte hier verwendete Sample. Bei den 
Arbeitgebern mit 5 und mehr Mitarbeitern ist diese Relation mit 6,8 : 1 höher, 
bei den angelernten Arbeitern liegt sie mit 5,6 : 1 ebenfalls über dem Durch-
schnitt. Wie gesagt: Es wäre eine zu starke Interpretation, aus den – im Ver-
gleich zum Durchschnitt  – stärkeren Abweichungen zum Positiven bei den 
mit Vorgaben arbeitenden Likert-Statements schließen zu wollen, dass soziale 
Erwünschtheit oder ein strategisches Antwortverhalten der Grund hierfür ist. 
Für interessant und berichtenswert halten wir den Befund gleichwohl.

Die Gruppe der un- und angelernten Arbeiter weist einige Unterschiede 
zum Durchschnitt auf. So liegt z. B. der Mitbestimmungs-Polaritätsindex mit 
0,55 unter dem Gesamtdurchschnitt von 0,63, beim Betriebsrats-Polaritätsin-
dex gibt es dagegen keinen Unterschied, der Likertindex liegt leicht über 
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dem Schnitt. Alles in allem kann man auf Basis einfacher Gruppenvergleiche 
nicht sagen, dass die Arbeiter Mitbestimmung weniger schätzen. Damit ist 
insgesamt, d. h. über alle Gruppen betrachtet, die Zustimmung zur Mitbe-
stimmung deutlich positiv, gleichgültig, welchen Indikator wir heranziehen 
und welche Methode der Messung.

Welchen Einfluss auf bzw. welche Zusammenhänge mit der Bewertung 
der Mitbestimmung zeigen andere Variablen (Tabelle  32)? Wir haben hier 

Tabelle 32

Korrelationen zwischen soziodemographischen und Einstellungsvariablen mit der Einstellung zur 
Mitbestimmung
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Alter 0,03 –0,01 0,01  0,10*

Hochschulreife (ja = 1) 0,03 0,05 0,02 –0,11*

Gewerkschaftsmitgliedschaft 
(ja = 1)

0,18* 0,02 0,11* 0,16*

Überwiegend befristet beschäftigt 
(ja = 1)

0,02 –0,01 –0,01 0,03

Nettoeinkommen des Haushaltes 
pro Haushaltmitglied (Euro)

–0,04 –0,05 –0,03 –0,12*

Links-Rechts-Skala 
(1–10; hohe Werte = rechts)

–0,22* –0,11* –0,09* –0,18*

Fatalismus (ja = 1) –0,16* –0,09* –0,09* –0,02

Solidarität (ja = 1) 0,15* 0,03 0,06* 0,05

Individuenzentrierte Leistungs
attribution (ja = 1)

–0,17* –0,05 –0,07* –0,10*

Anmerkung: 1.214 ≤ n ≤ 1.671; * = Signifikanz mindestens auf dem 5-Prozent-Niveau; nur Erwerbstätige, ungewichtete 
Daten
Quelle: Eigene Darstellung
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zum einen im weitesten Sinne soziodemographische Variablen (Alter, Bil-
dung, Gewerkschaftsmitgliedschaft), zum anderen wesentliche Facetten all-
gemeiner politischer Einstellungen einbezogen. Dabei zeigen sich die deut-
lichsten Korrelationen der Einstellung zur Mitbestimmung mit den 
Variablen, die die allgemeinen politischen Einstellungen messen. Die höchs-
te Korrelation (r = –0,22) besteht zwischen der Selbsteinschätzung auf einer 
Links-Rechts-Skala und der Einstellung zur Mitbestimmung, gemessen über 
die Statements bzw. hier über den Likertindex (13-Item-Index). Die Korrelati-
onen mit den Polaritätsindizes sind deutlich geringer. Dieses Muster – schwä-
chere Korrelationen mit den Polaritätsindizes – gilt auch durchgängig. Das 
Alter der Befragten, das Haushaltseinkommen (pro Haushaltsmitglied) und 
eine „überwiegend“ befristete Beschäftigung haben in der bivariaten Analyse 
kaum erkennbare Effekte.

Tendenziell sind die Korrelationen zwischen Mitbestimmungseinstellun-
gen und anderen, allgemeineren Einstellungen etwas höher als mit den sozi-
odemographischen Variablen, aber auch mit der Unsicherheit der Beschäfti-
gungssituation.

6.2.4.2 Befunde multivariater Analysen
Da sich unsere Hypothesen auf partielle Effekte und nicht auf bivariate Kor-
relationen beziehen, können wir diese nur mittels multivariater Analysen 
prüfen. Im Folgenden vergleichen wir die Resultate von insgesamt 12 unter-
schiedlichen Regressionsmodellen. Erstens verwenden wir vier unterschiedli-
che abhängige Variablen: den auf Basis der 13 Statements berechneten Liker-
tindex; hier kommt eine OLS-Regression zur Anwendung. Zweitens ziehen 
wir für binär-logistische Regression die Variable „Mitbestimmungs-Polari-
tätsindex“ und drittens den „Betriebsrats-Polaritätsindex“ heran, wobei wir 
beide Variablen so kodieren, dass Indexwerte im positiven Bereich den Wert 
1 erhalten (sonst 0, für alle gültigen Werte). Viertens nutzen wir die Frage da-
nach, ob die Arbeitnehmer mehr oder mindestens genau so viel Einfluss ha-
ben sollen wie der Arbeitgeber (Ja = 1, sonst 0). Alle vier Variablen messen 
auf unterschiedliche Weise die Einstellung zur Mitbestimmung. Bei jeder der 
vier abhängigen Variablen vergleichen wir jeweils drei Modellspezifikatio-
nen: Modell 1 ist das umfassendste, hier nehmen wir soziodemographische 
Variablen und Variablen, die die allgemeine bzw. politische Einstellung mes-
sen, gemeinsam auf. Modell 2 beinhaltet lediglich die soziodemographischen 
Variablen, Modell 3 nur die allgemeinen Einstellungsvariablen. Tabelle  33 
beinhaltet lediglich einen Auszug jeweils aus Modell 1; die vollständigen Er-
gebnisse sind im Anhang in den Tabellen 42 bis 45 zu finden. Aus Gründen 
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der Übersichtlichkeit sind in Tabelle 33 nur diejenigen Einflussvariablen dar-
gestellt, die im Mittelpunkt unserer Hypothesen stehen. Wir betrachten die 
OLS- und die logistischen Regressionen hier gemeinsam und konzentrieren 
uns auf die Hypothesen 1 und 3. Hypothese 2 ist schwer multivariat prüfbar, 
die Unterschiede sind in der bivariaten Analyse zudem eher gering.

Unsere erste Hypothese (1a) besagte, dass Selbstständige und Freiberufler 
mit Arbeitgeberfunktion und leitende Angestellte (c. p.) im Vergleich zu an-
deren Gruppen eine weniger positive bzw. sogar eine negative Einstellung 
zur Mitbestimmung haben. Eine deutlich negative Einstellung ist zwar unse-
ren Befunden zufolge auch bei den Arbeitgebern insgesamt nicht zu finden. 
Ihre Einstellung ist aber in der Tat je nach Messung der Einstellung (c. p.) we-
niger positiv.

Mit Hypothese 1b hatten wir vermutet, dass insbesondere betriebsratsfä-
hige Arbeitgeber (mit mindestens fünf Beschäftigten) eine noch weniger po-
sitive oder noch stärker negative Einstellung aufweisen. Unsere Analysen zei-
gen deutliche, negative Effekte bei der Likertindex-Variablen (Tabelle  33; 
b = –0,15; siehe auch Tabelle 42 im Anhang) und der Frage nach dem Einfluss 
der Arbeitnehmer (Tabelle 33; exp(b) = 0,283; siehe auch Tabelle 45 im An-
hang). Bei den Polaritätsindizes finden wir für die betriebsratsfähigen Arbeit-
geber keine (signifikanten) Effekte. Alles in allem spricht zwar einiges für Hy-
pothese 1b, allerdings sollten wir diesen vom Muster her nicht durchgängigen 
Befund mit Vorsicht interpretieren.

Für die leitenden Angestellten haben wir ein ähnliches Muster wie für die 
Arbeitgeber erwartet. Diese Vermutung bestätigt sich nicht, da diese Gruppe 
über alle abhängigen Einstellungsvariablen sozusagen im Durchschnitt liegt. 
Dabei ist daran zu erinnern, dass die Gruppe der „mittleren“ Angestellten die 
Referenzkategorie bildet.

Hypothese 3 besagt, dass Arbeiter und Personen, die eine unsichere Er-
werbsbiographie wahrnehmen, auch bei Konstanthaltung anderer Einfluss-
faktoren eine weniger positive Einstellung zur Mitbestimmung aufweisen. 
Nun zeigt sich nur in einer der Regressionsanalysen der erwartete Effekt – 
beim Polaritätsindex „Mitbestimmung der Arbeitnehmer“. Hier ist eine 
Interpretation noch schwerer als bei Hypothese 1b. Wir sehen aber auch 
bezogen auf Hypothese 3 tendenziell eine – wenngleich sehr schwache – Be-
stätigung.

Über die Hypothesen hinaus deutet einiges darauf hin (siehe zu den fol-
genden Deutungen die Tabellen42 bis 45 im Anhang), dass allgemeine politi-
sche Einstellungen deutlichere statistische Effekte auf die Einstellung zur 
Mitbestimmung haben als „materielle“ Faktoren (wie die Erwerbsposition, 
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aber auch Alter etc.). Bei den Kontrollvariablen fällt auf, dass Einkommen, 
Alter und Bildungsniveau allenfalls schwache Effekte auf die Einstellung zur 
Mitbestimmung haben. Die Gewerkschaftszugehörigkeit zeigt fast durchgän-
gig die zu erwartenden positiven Effekte. Es wäre auch sehr überraschend, 
wenn man diesen Gewerkschaftseffekt nicht vorfinden würde.

6.2.4.3 Weitere Analysen
Wir haben in weiteren, hier nicht dargestellten Analysen zusätzliche Variab-
len mit einbezogen: das Wissen über Mitbestimmung, das Geschlecht der Be-
fragten, ihren Wohnort sowie das Vorhandensein eines Betriebsrates im Be-
trieb. Insgesamt ändern diese Variablen das Effektmuster kaum. Zum Wis-
sen: Wenn wir die Regressionen getrennt nach der Selbsteinschätzung „we-
nig“ und „viel Wissen über den Betriebsrat“ schätzen, dann fallen die 
Koeffizienten insbesondere in der Gruppe „viel Wissen“ z. T. höher aus, das 
Muster ändert sich gegenüber den hier berichteten Befunden aber nicht 
grundsätzlich. Bezieht man die Variable Wissen als unabhängige und nicht als 
Gruppierungs- bzw. Interaktionsvariable mit ein, dann zeigt sich kein Effekt. 
Wissen hat also offenbar einen indirekten Effekt, d. h. nur in Verbindung mit 
anderen Variablen. Diesem Punkt gilt es in weiteren Analysen (über dieses 
Buch hinaus) nachzugehen. 

Weiterhin haben wir in die Regressionen die Variable Anzahl der genann-
ten Assoziationen einbezogen. Man könnte vermuten, dass Personen, die nicht 
mehr als eine einzige Assoziation zu einem Stimulusbegriff nennen, über we-
nig Wissen verfügen; es könnte aber auch auf eine negative bzw. weniger po-
sitive Einstellung hindeuten. Die Regressionsergebnisse zeigen allerdings kei-
ne Effekte, und die anderen Koeffizienten bleiben weitgehend unverändert. 
Auch die Aufnahme der Variablen Geschlecht und Wohnort ändern kaum 
etwas an den Befunden. 

Und schließlich haben wir mit einbezogen, ob jemand in einem Betrieb 
mit Betriebsrat oder Personalrat tätig ist. Da diese Frage den Freiberuflern 
und Selbstständigen nicht gestellt wurde, sind hier die Ergebnisse nicht ohne 
Weiteres vergleichbar. Ein Effekt der Existenz einer Interessenvertretung ist 
für die Subpopulation der abhängig Beschäftigten nicht zu beobachten. Auch 
hier sind jedoch genauere Analysen erforderlich. 

Wir werden im folgenden Abschnitt auf diesen Punkt zurückkommen, 
da wir vermuten, dass der Erfahrungskontext und damit die Erfahrungsmög-
lichkeiten das Denken über Mitbestimmung beeinflussen dürfte – und ein 
Element des Kontextes ist das Vorhandensein einer Interessenvertretung.
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6.2.5 Diskussion und Fazit

Was bedeuten die Befunde zusammengenommen? In statistischer Sicht sind 
die Analysen insofern wenig zufriedenstellend, als dass nur geringe Unter-
schiede zu identifizieren sind. Die Koeffizienten sind nicht gerade hoch, der 
Anteil erklärter Varianz gering. Daher sind auch die folgenden Interpretatio-
nen mit Vorsicht formuliert und mit Zurückhaltung zu interpretieren.

Ein erster Befund: In allen Analysen, gleich, ob deskriptiver, bivariater 
oder multivariater Art, zeigt sich, dass auch die Erwerbstätigen Mitbestim-
mung durchgängig positiv bewerten. Wir hatten vermutet, dass sich diese po-
sitive Einstellung lediglich bei einer Messung mit geschlossenen Fragen bzw. 
Statements zeigt und nicht bei einer indirekten Messung. Dies ist aber nicht 
der Fall, beide Messverfahren indizieren eine positive Einstellung.

Zweitens gibt es durchaus Unterschiede zwischen Gruppen von Befrag-
ten. Hier haben wir insbesondere feststellen können, dass die Freiberufler 
und Selbstständigen, die mindestens fünf Mitarbeiter beschäftigten, eine im 
Vergleich weniger positive (aber immer noch deutlich positive) Einstellung 
zur Mitbestimmung haben. Wir hatten dies nicht so vermutet und waren ins-
besondere skeptisch, ob die Einschätzungen von Höpner und Waclawczyk 
(2012) über eine überwiegend positive Einstellung auch der Wirtschaftseliten 
zutreffen. Unsere Ergebnisse deuten aber tatsächlich in dieselbe Richtung 
wie die Diagnose von Höpner und Waclawczyk.

Ein dritter Punkt: Zwischen allgemeinen Einstellungen und der Einstel-
lung zur Mitbestimmung zeigen sich deutlichere Zusammenhänge als mit 
„harten“ Variablen wie Erwerbsposition, Bildung etc. Mit Vorsicht kann man 
dies so deuten, dass allgemeine Einstellungen in frühen Sozialisationsphasen 
erworben werden (in der Familie, im Kindergarten, in der Schule) und 
gleichsam als Filter fungieren für die Bewertung eines Objektes wie Mitbe-
stimmung, mit dem man erst später in Berührung kommt. Weil Menschen 
nach kognitiver Konsonanz suchen, wirken früher erworbene und allgemei-
nere Einstellungen als Selektions- und Interpretationsmechanismen. Zugege-
benermaßen sind dies Deutungen, die über unsere empirischen Befunde hin-
ausgehen, da wir kognitive Konsonanz und ähnliche Konstrukte zwar zur 
Interpretation heranziehen, aber nicht erhoben haben.

Es bleibt letztlich auch die Frage offen, ob man das Ausmaß sozialer Er-
wünschtheit (oder strategischen Antwortverhaltens) dadurch messen kann, 
indem man das Verhältnis des Wertes der Likert-Fragen bzw. -Statements 
(die mit Antwortvorgaben arbeiten), zu dem der Assoziationsbewertungen 
(ohne Antwortvorgaben) verwendet und die Abweichung einer Gruppe vom 
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durchschnittlichen Relationswert als Indikator heranzieht. Zwar deuten un-
sere Befunde darauf hin, dass die Gruppe der Arbeitgeber hier einen höheren 
Relationswert aufweist. Die Messhypothese ist aber so voraussetzungsvoll 
und kaum prüfbar, dass wir dieses Ergebnis nicht überinterpretieren wollen.

Kann man nun sagen, dass Mitbestimmung im Sinne des soziologischen 
Neoinstitutionalismus (Scott 2008) institutionalisiert ist, d. h. nicht mehr in 
Frage gestellt wird? Bezogen auf das Denken, auf die Kognitionen, mag das 
im Durchschnitt bzw. für die Mehrheit der Befragten der Fall sein. Dem ent-
gegen steht die Tatsache, dass bei Diskussionen über die Ausweitung von 
Mitbestimmung immer noch massive Vorbehalte auch gegenüber der beste-
henden Mitbestimmung geäußert werden (siehe z. B. BDA/BDI – Bundesver-
einigung Deutscher Arbeitgeberverbände (BDA)/Bundesvereinigung der 
Deutschen Industrie (BDI) 2011). Dies korrespondiert mit der deutlich gerin-
geren Zustimmung der Arbeitgeber mit betriebsratsfähigen Betrieben. Die 
Institutionalisierungsthese passt auch nicht ohne Weiteres zu der Tatsache, 
dass trotz positiver Äußerungen zur Mitbestimmung bis in die Wirtschaftseli-
ten hinein lediglich 9 Prozent aller betriebsratsfähigen Betriebe tatsächlich 
über einen Betriebsrat verfügen (Ellguth/Kohaut 2015). Es sind viele, aber 
eben nicht alle für Mitbestimmung. Der These einer Institutionalisierung im 
Sinne eines „taken for granted“ das Wort zu reden, würde bedeuten, durch 
eine Mehrheits- und Durchschnittsbetrachtung Differenzen zu übersehen 
und nicht nur Einstellungsunterschiede, sondern letztlich auch Interessen-
konflikte auszublenden.

6.3 Welchen Einfluss haben Mitbestimmungserfahrungen?

6.3.1 Ausgangsfrage

In diesem Abschnitt geht es um die Frage, ob Erfahrungen mit der Mitbe-
stimmung die entsprechenden Einstellungen zu dieser Institution bzw. ihren 
Akteuren beeinflussen.22 Wir vermuten, dass Menschen, die mit Mitbestim-

22	 Wir greifen hier z. T. auf theoretische Überlegungen zurück, die wir in Nienhüser/Glück/Hoßfeld 
(2016) veröffentlicht haben. Das dort verwendete Sample ist jedoch ein anderes als in diesem Band (wir 
hatten dort die Selbständigen und Freiberufler sowie die Auszubildenden in betrieblicher Ausbildung mit 
einbezogen, die wir hier ausklammern). Auch die Tabellierungen und Regressionsmodelle sind nicht 
identisch. Damit fallen auch die Befunde etwas anders aus, allerdings nur im Detail, weniger im sich zei-
genden Muster.
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mung Erfahrungen haben, stärker positive Einstellungen aufweisen als Men-
schen, die über wenig oder keine Erfahrungen verfügen. Mit Erfahrungen 
meinen wir vor allem ein Engagement in einem Mitbestimmungsgremium, 
insbesondere die frühere oder aktuelle Mitgliedschaft in einem Betriebs- oder 
Personalrat, aber auch in anderen Formen der Mitarbeitervertretung (zu sol-
chen anderen Formen vgl. Hauser-Dietz/Hertwig/Pries 2008). Darüber hin-
aus ermöglicht das Vorhandensein einer Mitarbeitervertretung überhaupt 
erst (direkte) Erfahrungen. Auch die mehr oder weniger positive (oder nega-
tive) Einstellung des Arbeitgebers zur Mitbestimmung, wir sprechen von 
Mitbestimmungsklima, könnte eine Rolle spielen. Wir verorten diese Überle-
gungen über Zusammenhänge zunächst in unserem theoretischen Bezugs-
rahmen, stellen die Datenbasis (ein Subsample unseres Gesamtdatensatzes) 
und die Operationalisierungen vor und berichten dann die Ergebnisse. Der 
Abschnitt endet mit einer Diskussion der Befunde.

6.3.2 Diskussionshintergrund und Hypothesen

Was meinen wir mit Mitbestimmungserfahrungen? Und wie hängt dieses Kons-
trukt mit dem des Habitus zusammen? Das Wort Erfahrung kommt von „fah-
ren“ und meint, sich im Raum bewegen, mit etwas in Kontakt kommen, et-
was unmittelbar kennenlernen (Giese 2010: 79, siehe auch Bollnow 2013). 
Der Begriff bezieht sich dabei auf die Objekte der Umwelt, den Erfahrungs-
kontext, sowie die „Eindrücke“, die die Umwelt hinterlässt. Es handelt sich 
dabei keineswegs um einen passiven Prozess, in dem irgendetwas an oder in 
einer Person „Eindrücke“ hinterlässt, sondern um einen aktiven Prozess, um 
eine Interaktion und Auseinandersetzung zwischen Person und Umwelt. 
Zwar formen Erfahrungen den Habitus und die Einstellungen, aber Erfah-
rungen werden zugleich im Lichte bestehender Einstellungen und auch des 
Habitus gemacht. Zu unterscheiden ist zwischen Erfahrungen sowie Erfah-
rungspotenzialen oder -kontexten. Mit Erfahrungen meinen wir diejenigen, 
die der Begriff im engeren Sinne bezeichnet: Mitbestimmung selbst erfahren 
(zu haben), z. B. Betriebsratsmitglied zu sein oder gewesen zu sein, oder seine 
Interessen gegenüber Mitbestimmungsorganen vertreten zu haben23. Mit Er-
fahrungskontexten oder -potenzialen meinen wir insbesondere das Vorhan-
densein eines Betriebsrates (oder anderer Interessenvertretungen). In Betrie-

23	  Ob die Befragten ihre Interessen über einen Betriebs- oder Personalrat oder andere Mitarbeiter
vertretungen zu realisieren versucht haben, wurde in unserer Erhebung nicht abgefragt.
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ben mit Betriebsrat sind direkte Mitbestimmungserfahrungen und vermut-
lich auch indirekte (Erfahrungen anderer, von denen man z. B. hört) wahr-
scheinlicher als in Betrieben ohne Betriebsrat. Ausgehend von diesen 
Überlegungen formulieren wir im Folgenden Orientierungshypothesen.

Die zentrale Hypothese lautet:
Stark überdurchschnittlich positive Einstellungen sind bei denjenigen 
Befragten zu erwarten, die selbst in betrieblichen Interessenvertretun-
gen und vor allem in Betriebsräten engagiert waren oder sind.

Positive Einstellungen zur Arbeitnehmer-Mitbestimmung mögen die Mit-
arbeit in einer Interessenvertretung befördert oder sogar bewirkt haben (Se-
lektionseffekt), es kann aber auch sein, dass sich durch die Erfahrungen in 
der Interessenvertretung die Einstellungen zum Positiven verändert haben 
(Sozialisationseffekt). Daher müssen wir, wenn wir den Effekt der Mitarbeit 
in einer Interessenvertretung isolieren wollen, die Gewerkschaftsmitglied-
schaft statistisch kontrollieren. Denn Gewerkschaftsmitglieder sind gegen-
über Mitbestimmung stärker positiv eingestellt als Nicht-Mitglieder.24 Eine 
mit der Mitgliedschaft einhergehende positive Einstellung zur Gewerk-
schaft hat auch einen Einfluss auf die Bewertung von Mitbestimmungser-
fahrungen: Für Gewerkschaftsmitglieder dürfte Mitbestimmung als Wert so 
tief verankert sein, dass vermutlich sogar negative Mitbestimmungserfah-
rungen zumindest kurzfristig keinen Einfluss auf die Mitbestimmungsein-
stellung haben.

Die Existenz einer Interessenvertretung und das Mitbestimmungsklima 
(die vom Arbeitnehmer wahrgenommene Einstellung des Arbeitgebers) er-
fassen unterschiedliche Möglichkeiten, Erfahrungen zu machen bzw. diese 
zu interpretieren. Die Effekte sind auch unter Rückgriff auf unsere theoreti-
schen Überlegungen nicht ohne Weiteres zu prognostizieren. So erhöht die 
Existenz einer Interessenvertretung die Wahrscheinlichkeit, mit der Instituti-
on in Kontakt gekommen zu sein und Erfahrungen gemacht zu haben. In 
welche Richtung diese Erfahrungen dann aber die Einstellung beeinflussen, 
hängt von den Inhalten der Erfahrungen ab, die wir empirisch nicht erfasst 
haben. Etwas einfacher ist die Wirkung des Mitbestimmungsklimas zu pro- 

24	  Über den zeitlichen Verlauf, d. h. ob Menschen nach oder vor ihrer Betriebsratstätigkeit Gewerk-
schaftsmitglied wurden, können wir nichts sagen.
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gnostizieren. Wenn die Vermutung Bourdieus (2005, siehe ähnlich auch Jost/
Kay/Thorisdottir 2009) zutreffend ist, dass das Denken der Herrschenden 
gleichsam auf die Beherrschten überstrahlt, dann sollte man einen negativen 
Effekt des Mitbestimmungsklimas auf die Mitbestimmungseinstellungen der 
Lohnabhängigen erwarten. 

Vermutlich werden diese Effekte nicht gravierend sein, die Herrschafts-
verhältnisse determinieren nicht die Einstellungen, aber ein Einfluss wäre 
der Theorie zufolge anzunehmen. Umgekehrt kann man argumentieren, dass 
zumindest ein Teil der Arbeitnehmer, die keine Mitbestimmung erfahren 
(weil der Arbeitgeber sie zu be- oder verhindern versucht), einen Bedarf nach 
mehr Mitbestimmung sehen und diese entsprechend positiv bewerten. Da-
her heben sich möglicherweise beide Effekte in der statistischen Durch-
schnittsbetrachtung gegenseitig auf.

Weitere Variablen beeinflussen direkt oder indirekt, wie Erfahrungen ge-
macht, wie Ereignisse interpretiert werden. Hier werden wir insbesondere 
das Bildungsniveau in die Analyse mit einbeziehen und bei den multivaria-
ten Analysen statistisch kontrollieren. Zum einen haben wir einen relativ ho-
hen Anteil von Befragten mit einem höheren Bildungsabschluss in unserem 
Sample. Eine dadurch bedingte mögliche Verzerrung können wir durch eine 
Berücksichtigung dieser Kontrollvariablen reduzieren. Zum anderen mag 
ein höherer Bildungsgrad mit einem anderen, komplexeren Wert-Wissens-
System einhergehen, das andere und vielleicht mehr Aspekte der Realität 
wahrnehmen lässt. Zwar können wir nichts dazu sagen, wie und auf welche 
Weise der Bildungsgrad die Interpretation von Mitbestimmungserfahrungen 
beeinflusst. Aber aus beiden Gründen ist es sinnvoll, mögliche Bildungseffek-
te statistisch zu kontrollieren.

6.3.3 Verwendete Daten und Operationalisierungen

Im Folgenden konzentrieren wir uns auf die aktuell lohnabhängigen Erwerbs-
tätigen (n = 1.498) (ohne Beamte, Auszubildende und Selbstständige). Unter 
Erwerbstätigkeit verstehen wir jede derzeit ausgeübte entlohnte Tätigkeit, 
unabhängig von ihrem zeitlichen Umfang. Die Beamten, Auszubildenden 
und Selbstständigen schließen wir zum einen aus, weil sich ihre Arbeitsbe-
dingungen und Interessenvertretung (insbesondere der Beamten, aber auch 
der Auszubildenden) zu stark von denen anderer Erwerbstätiger unterschei-
den. Zum anderen und noch wichtiger: Wir haben den Selbstständigen z. T. 
andere Fragen gestellt, so dass ein Vergleich nicht ohne Weiteres möglich ist.
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Als Indikator für direkte Erfahrungen mit Mitbestimmungsgremien zie-
hen wir die Information über ein Engagement in einem entsprechenden Gremi-
um heran. Gefragt haben wir: „Sind Sie derzeit bzw. waren Sie früher einmal 
Mitglied: (a) in einem Betriebs- oder Personalrat? (b) in einer anderen Form 
der Mitarbeitervertretung?“. Mitglied nur in einem Betriebsrat oder Personal-
rat sind oder waren knapp 10 Prozent; Mitglied nur in einer anderen Interes-
senvertretung ebenfalls rund 10 Prozent. Mitglied in beiden Formen waren 
(bzw. sind) 3 Prozent. Rund 77 Prozent der Befragten waren oder sind keine 
Interessenvertreter.

Um den Erfahrungskontext bzw. das Erfahrungspotenzial zu erfassen, nut-
zen wir die Frage nach der Existenz eines Betriebs- oder Personalrates in demje-
nigen Betrieb, in dem die bzw. der Befragte arbeitet. Unsere Fragenformulie-
rung lautet: (a) „Gibt es in Ihrem Betrieb vor Ort einen Betriebs- oder 
Personalrat?“, und (b) “Gibt es in Ihrem Betrieb eine andere Form der Arbeit-
nehmervertretung, z. B. einen runden Tisch, einen Belegschaftssprecher oder 
einen Mitarbeitervertreter?“ In einem Betrieb, der ausschließlich einen Be-
triebsrat als Interessenvertretung hat, arbeiten rund 29 Prozent der Befragten. 
Einen Betriebsrat und zugleich eine andere Form der Interessenvertretung 
haben 15 Prozent. Rund 9 Prozent haben ausschließlich einen Personalrat. 
Einen Personalrat und eine andere Form zu haben, geben 7 Prozent der Be-
fragten an. 29 Prozent sagen, dass es keine Form von Interessenvertretung in 
ihrer Arbeitsstätte gibt.

Darüber hinaus beziehen wir auch das Mitbestimmungsklima im Sinne ei-
nes Erfahrungspotenzials mit ein. Wir nutzen folgende Frage: „Dort, wo ich 
arbeite bzw. zuletzt gearbeitet habe, steht die Betriebsleitung Betriebsräten 
eher ablehnend gegenüber.“ 31 Prozent stimmen dieser Aussage „völlig“ oder 
„eher“ zu.

Für die Erfassung des Sozialisationshintergrundes ziehen wir erstens die 
Erwerbsposition heran. Dies meint die Unterscheidung zwischen Arbeitern 
(un- oder angelernt/Facharbeiter, Meister etc.), Angestellten mit ausführen-
den Tätigkeiten, (hoch)qualifizierten Angestellten und leitenden Angestell-
ten. Als wichtigsten Indikator für die politische Sozialisation sehen wir die 
Mitgliedschaft in einer Gewerkschaft an. Gefragt wurde: „Sind Sie Mitglied in 
einer Gewerkschaft?“ Knapp 22 Prozent aller Befragten geben an, Mitglied 
zu sein. (Wir haben dabei wie bereits erwähnt nicht danach gefragt, ob es 
sich um eine DGB-Gewerkschaft oder eine andere Art von Verband han-
delt). Ergänzend ziehen wir das formale bzw. schulisch erworbene Bildungs-
niveau heran (Hochschulreife ja/nein; 52 Prozent verfügen über die Hoch-
schulreife).
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6.3.4 Ergebnisse

Wir wählen als Auswertungsmethode zum einen für deskriptive Zwecke bi-
variate Analysen. Zum anderen nutzen wir multivariate Analysen, um die sta-
tistischen Effekte von Variablen um die der jeweils anderen zu „bereinigen“. 
Insbesondere ist eine Kontrolle von Erwerbsposition und -status wichtig, 
aber auch des Bildungsniveaus, das in unserem Sample im Vergleich zur 
Grundgesamtheit der Bundesrepublik hoch ist.

6.3.4.1 Befunde bivariater Analysen
Zunächst betrachten wir die Unterschiede in Abhängigkeit von den Erfahrun-
gen in Form eines Engagements in Interessenvertretungen an (Tabelle 34).

Ins Auge springen die insgesamt eher geringen Abweichungen der Grup-
pen vom Durchschnitt. Eine deutlich überdurchschnittlich positive Einstel-
lung haben allerdings vor allem diejenigen, die Mitglied in einem Betriebsrat/
Personalrat25 waren oder sind (nicht aber in einer anderen Form der Mitarbei-
tervertretung). Dies gilt für alle Einstellungsindikatoren. Wenig überra-
schend mag sein, dass die Bewertung des Betriebsrates bei (derzeitigen oder 
ehemaligen) Betriebsratsmitgliedern (die in keinem anderen Vertretungsor-
gan waren), besonders positiv ausfällt: Der Polaritätsindex Betriebsrat für 
„reine“ Betriebs- bzw. Personalratsmitglieder beträgt 0,78, der Durchschnitts-
wert 0,57. Am geringsten ist er bei den Mitgliedern anderer Interessenvertre-
tungen (0,33), was kaum überrascht, da es sich um zwei sehr unterschiedliche 
Institutionen handelt, die in Konkurrenz zueinander stehen können. Bei der 
Bewertung von Mitbestimmung allgemein (gemessen ebenfalls über einen 
Polaritätsindex) sind die Unterschiede zwischen den Gruppen geringer. Auch 
dieses Ergebnis ist plausibel; sowohl Mitglieder von Betriebs- oder Personal-
räten als auch anderer Interessenvertretungen engagieren sich für Mitbestim-
mung. Allerdings kann man vermuten, dass sie wahrscheinlich jeweils etwas 
anderes darunter verstehen. Mitbestimmung im engeren Sinne eines über die 
Beratung hinausgehenden Einflusses auf Entscheidungen setzt auch eine 
rechtliche Absicherung voraus. Nun haben wir noch eine Gruppe von Be-
fragten, die sich sowohl in einem Betriebsrat (Personalrat) als auch in einer an-
deren Form von Interessenvertretung engagiert haben oder engagieren. Auch 
hier weicht insbesondere die Bewertung des Betriebsrates nach unten ab 
(0,44), auch hier sind die Unterschiede bei den anderen Indikatoren geringer.

25	  In der Frage werden Betriebsrat und Personalrat gleichgesetzt.
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Tabelle 34

Einstellungen zur Mitbestimmung nach Mitgliedschaft in einer Interessenvertretung, Vorhanden-
sein einer Interessenvertretung und Mitbestimmungsklima

Erfahrungen und Erfahrungshin­
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Mitgliedschaft Interessenvertretung (derzeit oder früher)

Mitglied Betriebsrat/Personalrat  
(nicht in anderer Interessenvertretung) 
(n = min. 124)

3,25 
0,06

0,74 0,78 79,6

Mitglied Betriebs–/Personalrat/ande-
rer Interessenvertretung (min. 37)

3,07 
0,00

0,74 0,44 76,6

Mitglied nur in anderer Interessen
vertretung (min. 119)

3,06 
–0,01

0,65 0,33 68,5

Kein Mitglied einer Interessen
vertretung (min. 852)

3,06 
–0,01

0,61 0,58 65,0

Existenz Interessenvertretung

Nur Betriebsrat (min. 324)
3,07 
0,00

0,62 0,63 66,2

Betriebsrat und andere Mitarbeiter-
vertretung (min. 174)

3,13 
+0,02

0,74 0,59 67,0

Nur Personalrat (min. 100)
3,13 

+0,02
0,70 0,61 77,1

Personalrat und andere Mitarbeiter-
vertretung (min. 76)

3,15 
+0,03

0,71 0,61 74,7

Nur andere Mitarbeitervertretung 
(min. 113)

3,12 
+0,01

0,66 0,64 73,4

Keine Interessenvertretung (min. 281)
3,02 

–0,02
0,55 0,45 60,5

Mitbestimmungsklima: Haltung der Betriebsleitung zu Betriebsräten

Ablehnende Haltung = Nein  
(min. 719)

3,11 
+0,01

0,67 0,65 66,9

Ablehnende Haltung = Ja (min. 313)
3,04 

–0,01
0,59 0,59 67,8

Alle

Alle (Gesamtes Teilsample) 3,08 0,63 0,57 67,0

N 1.282 1.135 1.232 1.472

Anmerkung: Subsample lohnabhängige Erwerbstätige, ungewichtete Daten
Quelle: Eigene Darstellung
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Diese Befunde deuten erneut darauf hin, dass wir mit den auf Basis der 
Assoziationen gebildeten Polaritätsindizes Einstellungen „richtig“ (valide 
und reliabel) messen: Betriebsrats- bzw. Personalratsmitglieder und Mitglie-
der anderer Interessenvertretungen sollten sich weniger in der Bewertung 
von Mitbestimmung generell unterscheiden, wohl aber sollte die Bewertung 
der Institution Betriebsrat bei der ersten Gruppe deutlich stärker positiv sein. 
Und genau das ist empirisch der Fall.

Zu ergänzen ist, dass sich diese Gruppe von in unterschiedlichen Institu-
tionen engagierten Befragten hinsichtlich des Organisationsgrades nicht von 
denjenigen unterscheidet, die sich ausschließlich in einem Betriebsrat/Perso-
nalrat engagieren oder engagiert haben (in beiden Gruppen 44 Prozent). Die-
jenigen dagegen, die sich ausschließlich in anderen Vertretungsformen 
engagier(t)en, haben einen deutlich niedrigeren durchschnittlichen Organi-
sationsgrad von 28 Prozent. Die „Nicht-Interessenvertreter“ sind zu 17 Pro-
zent organisiert.

Die Existenz eines Betriebsrates im Betrieb der Befragten macht einen ge-
ringfügigen, positiven Unterschied in den Einstellungen. Die Beschäftigten 
aus Betrieben, die über keinerlei Interessenvertretung verfügen, weisen die 
am wenigsten positiven Bewertungen auf. Gleichwohl ist auch hier eine 
Mehrheit für einen mindestens gleichen Einfluss der Arbeitnehmer und asso-
ziiert überwiegend positive Begriffe mit Mitbestimmung der Arbeitnehmer und 
Betriebsrat.

Interessant ist, dass diejenigen, die eine ablehnende Haltung des Arbeitge-
bers gegenüber der Mitbestimmung berichten, eine etwas weniger positive 
Einstellung aufweisen. Die Unterschiede sind allerdings gering, keinen Un-
terschied finden wir beim Wunsch nach mehr (oder gleichem) Einfluss für 
die Arbeitnehmer.

6.3.4.2 Befunde multivariater Analysen
Um die unterschiedlichen Erfahrungseffekte getrennt voneinander zu be-
rechnen, schätzen wir Regressionsmodelle mit den vier Einstellungsmessun-
gen als abhängigen Variablen. Die ersten drei Modelle sind OLS-Regressio-
nen, Modell 4 ist eine binär-logistische Regression.

Die Mitgliedschaft in einer betrieblichen Interessenvertretung zeigt ein interes-
santes Effektmuster. Im Vergleich zu den Nicht-Engagierten weisen diejeni-
gen, die ausschließlich in einem Betriebsrat/Personalrat aktiv sind oder wa-
ren, c. p. eine stärker positive Einstellung auf. (Drei der vier Effekte sind auch 
signifikant.) Dagegen haben die Befragten, die auch in einer anderen Interes-
senvertretung als einem Betriebsrat Mitglied waren oder sind, eine weniger 
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positive Einstellung gegenüber dem Betriebsrat. Ob hier frühere Betriebsrats-
mitglieder unzufrieden waren und sich daher in anderen Interessenvertretun-
gen engagiert haben, darüber können wir nur spekulieren, da wir die zeitli-
chen Verläufe nicht kennen.

Wie die Existenz unterschiedlicher Formen von Interessenvertretungen im Be-
trieb der Befragten wirkt, ist schwer einzuschätzen. Die Befunde sind wegen 
der überwiegend schwachen Effekte mit Vorsicht zu interpretieren. Sie deu-
ten darauf hin, dass das Vorhandensein irgendeiner Art von Interessenvertre-
tung positive Effekte auf die Einstellung hat oder jedenfalls mit stärker positi-
ven Einstellungen einhergeht.

Bemerkenswert ist der negative Effekt einer ablehnenden Haltung des Ar-
beitgebers gegenüber einem (im Betrieb vorhandenen oder nicht vorhande-
nen) Betriebsrat.

Die Güte der statistischen Erklärung ist nicht unproblematisch; grob ge-
sprochen werden nicht einmal 10 Prozent der Varianz erfasst.

Die Erwerbsposition zeigt in der multivariaten Analyse nur relativ gering-
fügige und nicht signifikante Effekte. Das Bildungsniveau hat einen deutli-
chen negativen Effekt auf den Wunsch nach mehr Einfluss der Arbeitneh-
mer, jedoch keine bzw. lediglich leicht positive Effekte auf die Einstellung 
zum Betriebsrat  – ein nicht ohne weitere Überlegungen und Analysen zu 
deutender Befund. Erwartbar und durchgängig stark ist der Einfluss der Ge-
werkschaftsmitgliedschaft, und zwar auf drei der vier Einstellungsindikatoren: 
Insbesondere die Chance einer positiven Einstellung ist – gemessen über den 
Wunsch nach (mehr oder gleichen) Einfluss der Arbeitnehmer – bei den Ge-
werkschaftsmitgliedern c. p. rund zweieinhalbmal so hoch wie bei den Nicht-
mitgliedern.

6.3.5 Diskussion und Fazit

Unsere zentrale Hypothese kann als bestätigt angesehen werden: Die derzeiti-
gen und früheren Betriebs- oder Personalratsmitglieder haben überdurch-
schnittlich positive Einstellungen. Dieser Effekt zeigt sich auch in der Regres-
sionsanalyse. Die Existenz von Interessenvertretungen scheint die Einstellun-
gen in eine positive Richtung zu „bewegen“. Gewerkschaftsmitglieder haben 
stärker positive Einstellungen, ein entsprechender Effekt findet sich auch in 
der multivariaten Analyse. Ob hier nun Selektions- oder Sozialisationseffekte 
wirksam sind, lässt sich schwer einschätzen. Unsere Daten bieten hier keine 
Auswertungsmöglichkeiten. Theoretisch liegt nahe, dass beide Effekte oder 
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Tabelle 35

Einstellungen zur Mitbestimmung nach Mitgliedschaft in einer Interessenvertretung, Vorhanden-
sein einer Interessenvertretung und Mitbestimmungsklima; Kontrollvariablen: Erwerbsposition, 
Bildungsgrad und Gewerkschaftsmitgliedschaft

Unabhängige Variablen (Effekt­
koeffizienten exp(b) bei logistischer 
Regression, Regressionskoeffizienten 
bei OLS-Regression;  
hier 1. Zeile unstandardisierter,  
2. Zeile standardisierter Koeffizient) 1 L
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Mitgliedschaft in Interessenvertretungen (Referenzkategorie = keine Mitgliedschaft)

Mitglied nur im Betriebs-/Personalrat
  0,133* 
  0,107

0,088 
0,053

0,145* 
0,071

1,728*

Mitglied nur in anderer Mitarbeitervertre-
tung

–0,018 
–0,01

0,079 
0,027

–0,190 
–0,056

1,263

Mitglied im Betriebs-/Personalrat/anderer 
Mitarbeitervertretung

–0,014 
–0,011

0,016 
0,009

–0,238* 
–0,112

1,203

Existenz Interessenvertretung im Betrieb (Referenzkategorie = keine Interessenvertretung)

Betrieb nur mit Betriebsrat
–0,010 
–0,012

0,061 
0,052

0,099 
0,071

1,233

Betrieb mit Betriebsrat und anderer Mitar-
beitervertretung

  0,049 
  0,046

0,179* 
0,124

0,078 
0,043

1,313

Betrieb nur mit Personalrat 
  0,052 
  0,040

0,115 
0,063

0,087 
0,041

2,195*

Betrieb mit Personalrat und anderer Mitar-
beitervertretung

  0,066 
  0,044

0,124 
0,060

0,072 
0,028

1,903*

Betrieb nur mit anderer Mitarbeitervertre-
tung

  0,072 
  0,058

0,082 
0,046

0,170* 
0,080

2,055*

Mitbestimmungsklima

Ablehnende Haltung der Betriebsleitung 
gegenüber Betriebsrat (ja = 1)

–0,062* 
–0,074

–0,069 
–0,058

–0,216* 
–0,153

1,119

Erwerbsposition (Referenzkategorie = qualifizierte/hochqualifizierte Angestellte)

Arbeiter (un- oder angelernt)
  0,065 
  0,034

0,044 
0,015

–0,015 
–0,004

1,437
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Arbeiter (Facharbeiter, Meister etc.)
 0,00 
 0,00

0,027 
0,014

0,010 
0,005

1,184

Angestellter (ausführende Tätigkeiten)
 0,00 
 0,00

0,040 
0,024

0,024 
0,013

1,052

Angestellter (leitende)
–0,064 
–0,059

0,035 
0,024

–0,027 
–0,015

0,723

Hochschulreife/Gewerkschaftsmitgliedschaft

Hochschulreife (ja = 1)
0,035 
0,045

0,041 
0,036

0,070 
0,053

  0,598*

Gewerkschaftsmitglied (ja = 1)
  0,156* 
0,171

0,023 
0,018

 0,173* 
0,113

  2,453*

Konstante   3,026*   0,533*   0,507*   1,547*

R2 (nicht angepasst/angepasst bei OLS; Na-
gelkerkes R2 bei logistischer Regression)

0,069 
0,056

0,026 
0,011

0,073 
0,060

0,101

n 1.112 975 1.063 1.238

Anmerkung: Subsample lohnabhängige Erwerbstätige, ungewichtete Daten; * = Signifikanz mindestens auf dem 
5-Prozent-Niveau.
Quelle: Eigene Darstellung

Mechanismen eine Rolle spielen. Beispielsweise dürften diejenigen mit beson-
ders positiven Mitbestimmungseinstellungen mit einer größeren Wahrschein-
lichkeit Betriebsratsmitglieder werden, und eine Betriebsratsmitgliedschaft 
wird die Einstellungen noch verstärken. Allerdings lassen unsere Analysen 
auch die Deutung zu, dass es möglicherweise Mitbestimmungsengagierte 
gibt, die negative Erfahrungen in der Betriebsratsarbeit gemacht haben und 
sich daher in anderen Formen von Interessenvertretungen engagieren. Der 
Befund des Zusammenhangs zwischen negativen Erfahrungen mit der Inter-
essenvertretung und einer geringeren „Mitbestimmungsaffinität“ findet sich 
auch bei Wilkesmann et al. (2011: 170). Allerdings können wir auch nicht aus-
schließen, dass es Befragte gibt, die sich in anderen Vertretungsorganen enga-
giert haben, mit deren Arbeit unzufrieden waren und anschließend wieder in 
einem Betriebsrat aktiv wurden. Zur Klärung solcher Selektions- und Soziali-
sationsprozesse wären weitere Datenerhebungen und Analysen erforderlich.

Bezogen auf die Befragten insgesamt fördern Erfahrungen der Arbeit
nehmer mit der Mitbestimmung positive Einstellungen. Der Habitustheorie 
zufolge werden durch Handeln Einstellungen verinnerlicht, gleichsam ein-
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verleibt. Beides, das hohe Ausgangsniveau an positiven Mitbestimmungsein-
stellungen wie auch die Wirkung des Handelns auf die Einstellungen, bietet 
Chancen für eine Stabilisierung und für ein stärkeres Engagement für Initia-
tiven einer Ausweitung der Mitbestimmung. Wenn es also gelingt, Men-
schen für Mitbestimmung zu aktivieren, dann werden im Durchschnitt ihre 
Einstellungen gegenüber den Institutionen stärker positiv ausfallen. Das ist 
leicht gesagt, praktisch aber nicht leicht umzusetzen. Diesen Aspekt werden 
wir in unseren Schlussfolgerungen wieder aufgreifen.

6.4 Das soziale Geschlecht und die Einstellungen gegenüber 
Mitbestimmung: Bewerten Frauen und Männer Mitbestimmung 
unterschiedlich?

6.4.1 Ausgangsfrage

Trotz breiter öffentlicher Diskussion und staatlicher Maßnahmen ist die 
Gleichstellung von Männern und Frauen auf dem Arbeitsmarkt nicht er-
reicht. Dies äußert sich unter anderem in immer noch existierenden Lohnun-
terschieden und schlechteren Arbeitsbedingungen (vgl. z. B. Busch 2013). 
Wir können hier nicht auf die Ursachen abheben, sondern wollen untersu-
chen, ob Frauen anders über Mitbestimmung denken als Männer. Insbeson-
dere wollen wir wissen, ob sich die Bewertungen von Mitbestimmung nach 
Geschlecht unterscheiden. Wenn wir von Geschlecht sprechen, meinen wir 
immer soziales Geschlecht. Es handelt sich um eine gesellschaftlich konstru-
ierte Kategorie, die mit Rollenerwartungen verbunden ist. Personen werden 
der jeweiligen Ausprägung der Kategorie gleichsam automatisch zugeordnet 
und so auch mit entsprechenden Erwartungen konfrontiert, auch, wenn sie 
diese für sich ablehnen.

Grundsätzlich lassen sich zwei gegensätzliche Thesen über die Auswirkun-
gen des sozialen Geschlechts auf die Einstellungen zur Mitbestimmung for-
mulieren. Die erste, aus unserer (offen wertenden) Sicht optimistische These 
lautet: Frauen, vor allem die erwerbstätigen, bewerten Mitbestimmung im Vergleich 
zu den Männern stärker positiv. Dies sollte dann der Fall sein, wenn Frauen tat-
sächlich schlechter gestellt sind (wovon wir ausgehen), ihre schlechtere Situa-
tion im Erwerbsleben auch wahrnehmen und Mitbestimmung als geeignetes 
Mittel zur Verbesserung ihrer Situation sehen. Man kann weiter vermuten, 
dass vor allem Frauen in prekären Beschäftigungsverhältnissen Mitbestim-
mung stärker befürworten als Männer. Wir sollten daher erwarten, dass insbe-
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sondere in Dienstleistungssektoren, wo prekäre Beschäftigung häufiger vor-
kommt, die Befürwortung durch die Frauen stärker ist.

Die zweite, aus unserer Sicht pessimistischere These lautet: Frauen bewer-
ten Mitbestimmung nicht anders als Männer. Zwei mögliche Gründe sprechen 
für die Gültigkeit dieser Hypothese: Entweder könnte es sein, dass Frauen 
zwar ihre Benachteiligung sehen, aber Mitbestimmung nicht als geeignetes 
Mittel zur Reduzierung der Benachteiligung wahrnehmen. Oder sie sehen 
ihre Benachteiligung nicht und haben daher auch kein in diesem Sinne inst-
rumentelles Interesse an Mitbestimmung. Das Bourdieu’sche Habitus-Kon-
zept spricht für die pessimistische These, der zufolge die Unterschiede allen-
falls gering sein sollten. Die Begründung: Wenn wir annehmen, dass Frauen 
zu den „Beherrschten“ in einer männlich dominierten Welt gehören, dann 
werden sie nach der Habitus-Theorie kaum in der Lage sein, ihre Welt anders 
als über die Kategorien der „Herrschenden“ wahrzunehmen und zu bewer-
ten. Das heißt empirisch, dass sich zwar Unterschiede in den Einstellungen in 
Abhängigkeit von der sozialen Position (bzw. Position im Erwerbsleben) zei-
gen müssten, Männer und Frauen in derselben Position aber weitgehend 
ähnliche Einstellungen aufweisen.

Unsere Daten bieten Möglichkeiten, Argumente für die eine oder die an-
dere These zu liefern. Im Folgenden stellen wir zunächst Ergebnisse eines 
einfachen Vergleichs nach Geschlecht vor. Im nächsten Schritt verfeinern wir 
die Analyse und beziehen weitere Variablen mit ein. Bei den Analysen nut-
zen wir unterschiedliche Teilstichproben (1. Gesamtsample (min. n = 2.384), 
2. nur Erwerbstätige (min. n = 1.478), und 3. Erwerbstätige ohne Auszubil-
dende, Beamte und Selbstständige (min. n= 1.13526)). Danach erfolgt eine In-
terpretation und Diskussion der Ergebnisse.

6.4.2 Bivariate Vergleiche

Zunächst geht es schlicht um die Frage, ob Frauen und Männer sich in den 
Einstellungen zur Mitbestimmung unterscheiden. Wir ziehen zur Messung 
der Einstellung erneut folgende Variablen heran: den Likertindex, die beiden 
Polaritätsindizes sowie die Zustimmung zum Statement, dass Arbeitnehmer 
relativ zu den Arbeitgebern mehr oder gleichviel Einfluss haben sollten (vgl. 
Tabelle 36).

26	 Wir haben hier jeweils die wegen fehlender Antworten bei einigen Variablen minimale Fallzahl an-
gegeben. Bei etlichen Analysen ist die Fallzahl höher.
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Die Befunde zeigen, dass Frauen eine etwas stärker positive Einstellung 
aufweisen. So wünschen sich z. B. lohnabhängige Frauen häufiger (71 Pro-
zent im Vergleich zu 63 Prozent der Männer), dass Arbeitgeber und Arbeit-
nehmer gleich viel oder letztere mehr Einfluss haben sollten. Allerdings sind 
die Mittelwert- bzw. Prozentsatzdifferenzen sehr gering (unter 10  Prozent-
punkten). Zwischen den einzelnen Teilstichproben bestehen kaum Unter-
schiede: Die Werte des Gesamtsamples differieren kaum von denen der Er-
werbstätigen bzw. der Lohnabhängigen.

Diese Befunde insgesamt sind nicht so deutlich, dass man sagen könnte, 
sie stützten die optimistische These. Dafür sind die Differenzen zu gering. 
Das bedeutet, dass wir die pessimistische These nicht verwerfen können. Trä-
fe sie zu, müssten wir vermuten, dass auch die benachteiligten Frauen entwe-
der ihre soziale Benachteiligung nicht erkennen oder aber Mitbestimmung 
nicht – bzw. nicht anders als die Männer – für ein geeignetes Mittel halten, 
ihre Situation zu verbessern. Mit unseren Daten können wir nicht prüfen, ob 
diese möglichen Gründe tatsächlich eine Rolle spielen.

Nun kann man (wie fast immer) argumentieren, dass viele andere Fakto-
ren eine Rolle spielen, und wenn man diese statistisch kontrollieren würde, 
könnte sich der Gender- oder Geschlechtereffekt zeigen. Daher haben wir Re-
gressionsmodelle mit unterschiedlichen abhängigen Einstellungsvariablen 
geschätzt (Tabelle 37). Als Kontrollvariablen verwenden wir diejenigen Vari-
ablen, die wir überwiegend auch in den Modellen in früheren Abschnitten 
herangezogen haben. Da die Koeffizienten der Kontrollvariablen sich kaum 
von denen in den vorherigen Analysen unterscheiden, weisen wir deren Ko-
effizienten nicht aus, sondern lediglich den Gendereffekt.

Ein Gendereffekt ist hier in der multivariaten Analyse stärker als im bivari-
aten Vergleich erkennbar. Deutliche Effekte zeigen sich bezogen auf die Ein-
fluss-Variable. In allen Teilgruppen ist die Chance (grob gesprochen: die 
Wahrscheinlichkeit) einer Zustimmung zu dem Statement „Arbeitnehmer 
sollten mehr oder gleichviel Einfluss haben“ bei den Frauen anderthalbmal 
höher als bei den Männern.

Betrachtet man also das gesamte Muster, so deuten die Befunde multiva-
riater Analysen darauf hin, dass ein Geschlechtereffekt  – Frauen bewerten 
Mitbestimmung tendenziell (noch) positiver als Männer – vorhanden, wenn 
auch eher gering ist.

Abschließend stellen wir die Frage, ob nicht Branchenunterschiede eine 
Rolle spielen könnten. Wir vergleichen hier einen Bereich, den wir als Sozia-
le Dienstleistungen bezeichnen, mit anderen. Wir haben in unserem Daten-
satz für alle erwerbstätigen Befragten die Information darüber, in welchem 
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Sektor er oder sie tätig ist. Unter Soziale Dienstleistungen fassen wir zum ei-
nen die Bereiche Bildung, Erziehung, Unterricht, Wissenschaft und For-
schung, zum anderen Gesundheit und Soziale Dienste. Zwischen den Bran-
chen ist auch in unseren Daten eine erhebliche Segregation zu erkennen: Im 
Bereich Sozialer Dienstleistungen beträgt der Frauenanteil 69 Prozent, in al-
len anderen Branchen zusammen 40 Prozent. Aus anderen Studien über den 
Bereich Sozialer Dienstleistungen wissen wir, dass die Arbeitsbedingungen 
in diesem Bereich meistens schlechter sind als in anderen Feldern (Rhein 
2011; Fuchs 2011; Dahme/Wohlfahrt 2015: 70). Darüber hinaus vermutet 
man, dass die Motive der Beschäftigten sich insofern von denen anderer un-
terscheiden, als dass karitative Motive überwiegen (Nowak/Hausotter/Win-
ker 2012b). Mitbestimmung könnte hier stärker von anderen Beschäftigten 

Tabelle 36

Einstellungen zur Mitbestimmung (Likert-Items, Polaritätsindizes, Prozent Zustimmung) nach 
Geschlecht – unterschiedliche Teilstichproben
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Frauen Männer Frauen Männer Frauen Männer

Positive Einstellung zur Mitbestimmung 
(Mittelwert/Differenz zum Mittelwert)

3,09 
0,01

3,06 
0,00

3,09 
0,01

 3,04 
–0,01

3,09 
0,01

3,06 
0,00

Mitbestimmung der Arbeitnehmer – 
Polaritätsindex

0,66 0,63 0,65  0,61 0,65 0,62

Betriebsrat – Polaritätsindex 0,60 0,58 0,61  0,52 0,61 0,54

Arbeitnehmer sollen mindestens  
so viel Einfluss haben wie Arbeitgeber 
(% Zustimmung)

71,2 63,2 69,7 61,8 71,4 62,8

n mindestens 1.095 1.289 692 786 544 591

Anmerkung: Ungewichtete Daten
Quelle: Eigene Darstellung
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als Instrument gesehen werden, Arbeitsbedingungen positiv in eigenen Inte-
resse und dem der Patienten und Klienten besser entsprechen zu können.

Diese Vermutungen lassen sich mit unseren Daten allerdings nicht stüt-
zen. Wenn wir nur den Bereich Soziale Dienstleistungen betrachten, dann 
zeigen sich im bivariaten Vergleich zwischen erwerbstätigen Frauen und 
Männern kaum Unterschiede. Die entsprechenden, nur die Befragten aus 

Tabelle 37

Einfluss des Geschlechts unter Kontrolle anderer Variablen
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Geschlechtereffekt (weiblich = 1)

Alle (bei OLS-Regression 1. Zeile unstan-
dardisierter, 2. Zeile stand. Koeffizient)

   0,033* 
0,043

0,013 
0,026

0,019 
0,015

1,586*

R2 (Nagelkerkes R2 bzw. R2 – in der 1. Zeile/
angepasstes R2 in der 2. Zeile bei OLS)

0,129 
0,121

0,026 
0,016

0,035 
0,025

0,141

n 2.145 1.903 2.035 2.463

Alle Erwerbstätigen
   0,046* 
0,057

0,029 
0,025

   0,089* 
0,066

1,525*

R2 (Nagelkerkes R2 bzw. angepasstes R2  

bei OLS)
0,134 
0,121

0,035 
0,019

0,045 
0,030

0,147

n 1.374 1.205 1.295 1.539

Alle Lohnabhängigen
0,034 
0,045

0,023 
0,021

   0,095* 
0,073

1,578*

R2 (nicht angepasst/angepasst bei OLS; 
Nagelkerkes R2 bei logistischer Regression)

0,112 
0,098

0,023 
0,005

0,024 
0,008

0,157

n 1.119 973 1.052 1.252

Anmerkung: Kontrollvariablen in allen Modellen: Alter, Hochschulreife, Links-Rechts-Einschätzung, Einkommen, 
überwiegend befristete Beschäftigung, Werte (Fatalismus, Solidarität, Individuenzentrierte Leistungsattribution), 
Gewerkschaftsmitgliedschaft; ungewichtete Daten.
Quelle: Eigene Darstellung
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diesem Bereich berücksichtigenden Regressionsmodelle weisen ähnliche 
Gendereffekte auf wie für das umfassendere Sample.

Alles in allem können wir geringfügige Unterschiede zwischen Männern 
und Frauen in der Mitbestimmungseinstellung feststellen. Der um andere 
Einflussfaktoren statistisch bereinigte Gendereffekt ist leicht positiv. Insge-
samt spricht das Bild eher für die optimistische als für die pessimistische The-
se. Da dies aber eine bei den geringen Unterschieden eine recht starke Deu-
tung ist, wollen wir den Punkt der Gendereffekte im nächsten Abschnitt in 
einem weiteren, gesellschaftlichen Zusammenhang verorten.

6.4.3 Eine Interpretation der Befunde: Das Problem der Bewusst­
werdung von Geschlechterungleichheit

Die empirischen Befunde werfen wegen der eher geringen Unterschiede in 
den Mitbestimmungseinstellungen von Männern und Frauen die Frage auf: 
Warum sind die Unterschiede in der Einstellung von Frauen und Männern 
so schwach ausgeprägt? Müssten nicht gerade Frauen mehr Mitbestimmung 
im Betrieb und auf Unternehmensebene einfordern? Hier kann man sicher-
lich aus mehreren Perspektiven argumentieren, warum sich die schlechteren 
Ausgangsbedingungen von Frauen nur minimal auf die Einstellungen gegen-
über Arbeitnehmermitbestimmung auswirken.

Zum ersten sollte man erwarten, dass die Ungleichheiten zwischen Frau-
en und Männern zumindest den Benachteiligten als illegitim erscheinen 
müssten. Diskriminierung wird allerdings häufig objektiviert und dadurch le-
gitimiert (ein Beispiel ist Lohndiskriminierung durch Verfahren der Arbeits-
bewertung; u. a. Krell 2011). Der Kerngedanke Bourdieus, dass das Denken 
der Beherrschten tendenziell von den Kategorien und Denkschemata der 
Herrschenden geprägt ist (Bourdieu 2005: 27), liefert uns hier eine Erklärung.

Zweitens könnte es sein, dass Mitbestimmung nicht als relevante Option 
zur Verbesserung der Lage der Frauen gesehen wird. Wenn wir die Assoziati-
onen betrachten, die die Befragten in unserem Projekt zu Mitbestimmung der 
Arbeitnehmer und Betriebsrat nennen, so gaben lediglich 15 Personen (von 
rund 2900, die mindestens eine Assoziation nennen) frauenpolitisch relevan-
te Wörter wie Frauenquote, Gleichstellung oder Frauenbeauftragte an. Für 
diesen Befund sind zwei Erklärungen möglich: Zum einen könnte dieser da-
rauf hindeuten, dass Frauen ein geringes Bewusstsein für Diskriminierung 
aufweisen oder dass zum anderen Mitbestimmung nicht mit Gleichstellungs-
arbeit oder Genderpolitik in Verbindung gebracht wird. Dieses Denken mag 
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von der Realität beeinflusst sein: Studien zeigen, dass Betriebsräte keine akti-
ve Rolle in der Gleichstellungsarbeit einnehmen (Klenner et al. 2013), ver-
mutlich, weil Karrieren in Betriebsräten selbst oft männlich dominiert sind 
(Greifenstein/Kißler/Lange 2014). Dies mag dazu führen, dass Mitbestim-
mungsinstitutionen eher als männlich dominierte Strukturen wahrgenom-
men werden, die selbst bei emanzipierten Frauen keine Assoziation zum ko-
gnitiven Feld „Gleichstellung“ auslösen.

Drittens könnte bei den Frauen eine Bewältigungsstrategie vorherrschen, 
das Berufliche dem Privaten unterzuordnen. Eine solche Strategie mag in An-
betracht des „Gender-Regimes“ (Duncan 1995, Vogel et al. 2003) individuell 
eine rationale Entscheidung von Frauen sein; man kann sie sogar verstehen 
als eine Art der Rückeroberung von Autonomie. In der Folge würde sie zu ei-
nem geringeren Interesse an institutioneller Mitbestimmung führen. Nun 
wollen wir hier auf keinen Fall das Märchen reproduzieren, dass erwerbstäti-
ge Frauen, eben weil sie Frauen sind, betriebspolitisch unmotiviert wären. 
Frauen und Männer stehen aber nach wie vor häufig vor der Entscheidung, 
zwischen Beruf und Familie wählen zu müssen, was dazu führt, dass Männer 
eher den Beruf und Frauen eher die Familie wählen (siehe dazu etwa Ochsen-
feld 2012). Der Zwang, solch eine Entscheidung treffen zu müssen, bewegt 
viele Frauen zu einem Rückzug ins Private. Es gilt also die Umstände zu än-
dern, d. h. den Zwang zur Entscheidung zwischen Beruf und Familie abzu-
schaffen, damit Frauen und Männer gleichermaßen ein Interesse an Mitbe-
stimmung entwickeln und an Mitbestimmung teilnehmen können.

Viertens sind die hier vorgefundenen Unterschiede auch im Vergleich zu 
den anderen Befunden unserer Studie zu sehen. Wir finden durchgängig sehr 
positive Einstellungen gegenüber Mitbestimmung und können davon ausge-
hen, dass statistisch gesprochen ein „Deckelungseffekt“ vorliegt – salopp ge-
sprochen: viel mehr Zustimmung geht kaum noch. Insofern mag man auch 
kleine Unterschiede, kleine Abweichungen in Richtung einer noch stärker 
positiven Mitbestimmungseinstellung als relevant ansehen.

6.5 Zusammenfassende Analyse: Identifikation von Sozialen 
Repräsentationen?

6.5.1 Ausgangsfrage und Methodik

Im folgenden Abschnitt geht es uns um eine Art zusammenfassende bzw. 
umfassendere Analyse. In den vorherigen Abschnitten haben wir zum einen 
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untersucht, wie das Denken im Durchschnitt aller Befragten aussieht. Zum 
anderen haben wir uns auf bestimmte Gruppen konzentriert; wir haben Mit-
bestimmungseinstellungen von Jüngeren und Älteren verglichen, unter-
sucht, ob Arbeitgeber und ähnliche Personen andere Einstellungen haben, 
ob es Unterschiede nach Geschlecht gibt und welche Rolle Erfahrungen spie-
len. Solche Einzelanalysen sind unverzichtbar, zugleich ist es nicht ganz 
leicht, die Details zu einem Gesamtbild zusammenzufügen. Bei der Erstel-
lung eines solchen Gesamtbildes hilft das Verfahren der Korrespondenzanalyse 
(Bourdieu 1991; Greenacre 1993; Blasius 2010). Es bezieht für alle Befragten 
mehrere Gruppen von Variablen mit ein: Wissen und inhaltliche Vorstellun-
gen über Mitbestimmung, Einstellungen, aber auch eine Reihe von soziode-
mographischen Variablen und solchen, die politische Grundhaltungen be-
schreiben. Zwischen abhängigen und unabhängigen Variablen unterschei-
den wir hier nicht. Eine zentrale Frage bei der Korrespondenzanalyse ist, ob 
sich soziale Gruppen unterscheiden lassen, die über ähnliches Wissen und 
ähnliche Bewertungen bezogen auf die Mitbestimmung der Arbeitnehmer 
verfügen. Wäre dies der Fall, dann könnten wir auch von der Existenz Sozia-
ler Repräsentationen sprechen, d. h. Einstellungen wären dann eben keine 
rein individuellen Konstrukte, sondern würden innerhalb abgegrenzter sozi-
aler Gruppen weithin geteilt. Wir unterscheiden diese Gruppen zunächst 
nach ihrem Erwerbsstatus bzw. ihrer Erwerbsposition und untersuchen 
dann, welche dieser Gruppen sich in ihren Denkstrukturen ähneln. Sich äh-
nelnde Gruppen teilen dann in diesem Sinne Soziale Repräsentationen von 
Mitbestimmung.

In der multiplen Variante der Korrespondenzanalyse werden die Bezie-
hungen zwischen sämtlichen Variablen einbezogen. Wir haben uns für die 
einfache und gegen die multiple Variante entschieden. Wir rücken hier die 
Variable Erwerbsstatus und -position in den Vordergrund, also die Unter-
scheidung danach, ob jemand (abhängig) erwerbstätig ist und welche Positi-
on er oder sie einnimmt. Die Bedeutung dieser komplexen Variable ist zum 
einen theoretisch begründet, zum anderen haben sich hier empirisch deutli-
che Unterschiede vor allem zwischen Arbeitnehmern und Inhabern betriebs-
ratsfähiger Betriebe gezeigt. Mithilfe der Korrespondenzanalyse können wir 
feststellen, inwieweit sich die Erwerbsstatusgruppen hinsichtlich bestimmter 
Merkmale voneinander unterscheiden bzw. welche Gemeinsamkeiten sie 
aufweisen. Wir könnten z. B. so vorgehen, dass wir die Variablen (Wissens-
umfang, Wissensinhalte und Bewertungen von Mitbestimmung) nacheinan-
der mit anderen Merkmalen (z. B. dem Erwerbsstatus oder dem Alter) kreuz-
tabellieren oder korrelieren bzw. Mittelwertunterschiede betrachten. Diese 



164

Was Menschen über Mitbestimmung denken

Vorgehensweise haben wir bereits praktiziert. Wir wollen uns jedoch nicht 
darauf beschränken, denn damit reihen wir eine Vielzahl von Analysen anei-
nander, die nicht leicht zusammenfassend zu interpretieren sind. Vielmehr 
sind wir an einer Gesamtschau der Zusammenhänge interessiert, die uns eine 
„ganzheitlichere“ Interpretation und die Identifikation von „Clustern“ oder 
Gruppen mit ähnlichen Merkmalen erlaubt. Mithilfe der Korrespondenzana-
lyse können Zusammenhänge zwischen den Zeilen- und Spaltenvariablen ei-
ner (oder mehrerer) Kreuztabellen nicht nur numerisch, sondern auch gra-
fisch dargestellt werden. Die grafische Darstellung der Ergebnisse ist intuitiv 
verständlich. Den Ausgangspunkt unserer Analyse bildet eine Reihe von 
Kreuztabellierungen, die untereinandergeschrieben werden und damit eine 
„große“ Kreuztabelle bilden. Diese Kreuztabelle enthält in den Spalten die 
Ausprägungen der Erwerbspositions- und Erwerbsstatus-Typologie, in unse-
rem Fall 19 Ausprägungen, in den Zeilen stehen die jeweiligen Ausprägun-
gen der zu untersuchenden Merkmale. Die Variable Erwerbsposition und -sta-
tus ist hier die zu beschreibende Variable, die wir mithilfe weiterer Merkmale 
wie Wissen und Einstellungen beschreiben. (Man kann aber wie in jeder 
Kreuztabelle die Betrachtung auch „andersherum“ wählen, d. h. wir könnten 
z. B. auch die Einstellungs- und Wissenskategorien durch die Erwerbskatego-
rien beschreiben.) Erwerbstätigkeit oder Nicht-Erwerbstätigkeit halten wir 
wie gesagt aufgrund der Erfahrungen mit Mitbestimmung, allgemein: wegen 
der Sozialisationskraft dieses Feldes und des Interessenbezuges, für besonders 
wichtig. Das haben unsere vorherigen Analysen auch in empirischer Hinsicht 
deutlich gezeigt. Innerhalb der Gruppe der Erwerbstätigen unterscheiden wir 
zusätzlich nach dem beruflichen Status bzw. der Stellung in der betrieblichen 
Hierarchie, z. B. zwischen Angestellten mit ausführenden Tätigkeiten, sol-
chen mit höheren Qualifikationsanforderungen, aber ohne Leitungsfunktio-
nen, und leitenden Angestellten. Details dieser und der anderen Variablen 
sind in Abbildung 2 ausgeführt.

Die unterschiedlichen Erwerbspositions- und -statusgruppen beschreiben 
wir mithilfe von zwei Klassen von Variablen. In der Methodik der Korres-
pondenzanalyse wird zwischen aktiven Variablen einerseits und passiven 
oder supplementären Variablen andererseits unterschieden. Die aktiven Vari-
ablen (Spalten- wie Zeilenvariablen) bestimmen den geometrischen Raum. 
Daran anschließend werden die passiven bzw. supplementären Variablen 
entsprechend ihrer Korrespondenz mit der Spaltenvariablen „Erwerbspositi-
on und -status“ in den Raum geplottet. Wir ziehen neben der Erwerbsvariab-
len als aktive Variablen das Wissen (Wissensumfang und -inhalte) und die Be-
wertungen von Mitbestimmung (die Einstellungen) heran. Dies sind die für uns 
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zentralen Variablen. Informationen über soziodemographische Merkmale wie 
das Alter, aber auch über allgemeine politische Werthaltungen (z. B. Links-
Rechts-Selbsteinschätzung) nehmen wir als passive bzw. supplementäre Vari-
ablen hinzu. Alle Variablen sind nominal oder ordinal skaliert, wie z. B. nicht 
zutreffend/zutreffend, positiv/neutral/negativ; Ja/Nein etc. Die Erwerbsgrup-
pen werden also zum einen durch die Variablengruppen Wissensumfang 
und -inhalt sowie die Einstellungen beschrieben, zum anderen durch die sup-
plementären Variablen. Eine Übersicht über die Variablen mit ihren Kurzbe-
zeichnungen und Skalierungen ist in n zu finden.

In den Zellen der aus Erwerbsstatus und Merkmalsvariablen gebildeten 
Kreuztabellen stehen die jeweiligen Häufigkeiten. Das Ergebnis der Auswer-
tung wird grafisch in einem zweidimensionalen Koordinatensystem dar
gestellt. Bei der Interpretation der grafischen Darstellung einer einfachen 
Korrespondenzanalyse sind bestimmte Regeln zu beachten (Greenacre 1993; 
Matiaske/Dobrov/Bronner 1994; Blasius 2010): Wichtig ist, dass man die 
räumlichen Distanzen der Spalten- und Zeilenvariablen nicht direkt interpre-
tieren darf, denn die räumliche Nähe eines Zeilenpunktes zu einem Spalten-
punkt bedeutet nicht unbedingt eine starke Assoziation dieser beiden Punkte 
in den Daten. Man nimmt deshalb eine indirekte, faktoranalytische Deutung 
der Ergebnisse vor (vgl. Greenacre 1993: 71). Dabei interpretiert man zu-
nächst jede Achse (anhand entweder der Zeilen- oder der Spaltenvariablen) 
als „Faktor“ und betrachtet dann die Lage der jeweils anderen (Spalten- oder 
Zeilen-) Variablen zu diesem Faktor. Gleichermaßen geht man für die weite-
ren Faktoren (meist, wie auch in unserem Fall, einen weiteren) vor.

6.5.2 Ergebnisse der Korrespondenzanalyse

Die Korrespondenzanalyse ist in Abbildung 2 grafisch dargestellt.27 Zur einfa-
cheren Interpretation haben wir in Tabelle  41 die Variablen zusammenge-
stellt und ihre Positionierung im geometrischen Raum markiert.

Zunächst ist festzuhalten, dass eine zweidimensionale Darstellung (der in 
einem mehrdimensionalen Raum liegenden Punkte) einigermaßen angemes-

27	 Zu beachten ist, dass wir die Abbildung „beschnitten“ haben. Einige Punkte liegen weit außerhalb 
des Zentrums und der Abbildung, was durch Pfeile an den jeweiligen Punkten gekennzeichnet ist. In der 
Originalgrafik, die alle Punkte im selben System abbildet, überlagern sich die Punkte in Mitte des Bildes. 
Unsere Manipulation führt also zu einer Entzerrung in der Mitte und damit zu einer leichteren Interpre-
tation.
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sen ist: Die beiden Dimensionen „erklären“ insgesamt 66 Prozent der Vari-
anz (wir können hier wie gesagt eine Interpretation analog zur Faktorenana-
lyse vornehmen). Die erste Dimension erklärt mit 48 Prozent deutlich mehr 
als die zweite (16 Prozent).

Zur weiteren Interpretation orientieren wir uns überwiegend an der gra-
fischen Darstellung, aber auch an den numerischen Befunden, die denen ei-
ner Faktorenanalyse ähneln und hier nicht ausgewiesen sind. Dabei sind die-
jenigen Punkte besonders wichtig, die nahe an der jeweiligen Achse liegen 
und zudem weit vom Zentrum der Grafik (vom Durchschnittsprofil) ent-
fernt sind. Bei einer an den numerischen Ergebnissen orientierten Interpreta-
tion sind dies in Anlehnung an (Matiaske/Dobrov/Bronner 1994) jene Punk-
te, die deutlich (d. h. >0,4) mit den Achsen korrelieren (zusätzlich kann man 
noch den relativen Beitrag zur Gesamtvarianzerklärung einbeziehen). Hohe 
Korrelationen mit der ersten Achse sind durch Unterstreichung markiert, 
mit der zweiten kursiv. Die Erwerbsstatus- und -positionsvariablen (un- oder 
angelernte Arbeiter bis hin zu Nichterwerbstätigen) haben wir durch einen 
Rahmen markiert; die aktiven Variablen sind zudem durch Fettsetzung her-
vorgehoben.

Die erste Dimension bildet das Wissen ab, die zweite die Bewertungen. 
Wir sehen uns im Folgenden an, welche Gruppen in welchem Bereich dieses 
geometrisch repräsentierten sozialen Raumes zu verorten sind.

Die erste (horizontale) und den größten Teil der Varianz erklärende Dimen-
sion lässt sich als Dimension (oder Achse) des Wissensumfanges und der arbeits
bezogenen Vorstellungen von Mitbestimmung charakterisieren. Im rechten Bereich 
korrespondieren mit dieser Achse die Punkte, die die SchülerInnen und Studie-
rende repräsentieren, aber auch die Auszubildenden in schulischer Ausbildung 
(zugleich die Jüngeren). Diese Gruppen verfügen über relativ wenig Wissen 
(immer im Vergleich zum Durchschnitt, der die Mitte des Koordinatensystems 
definiert) und äußern auf die Frage nach der Bedeutung von Mitbestimmung 
relativ allgemeine und keine betriebs- oder arbeitsbezogenen Assoziationen. 
Diese Gruppe ist durch ein geringeres Einkommen charakterisiert. Zwei Punk-
te, die allgemeinere Werthaltungen zum Ausdruck bringen, zeigen eine deutli-
che Ladung mit der Wissensachse: Eine weniger solidarische Haltung (Bereit-
schaft, die eigenen Interessen für die Arbeitskollegen zurückstellen) und eine 
stärkere Individuenzentrierte Leistungsattribution (Wer nichts erreicht hat, ist 
selber schuld) „zeigen“ also in Richtung auf geringes Wissen und weniger be-
triebsbezogene und eher sehr allgemeine Assoziationen.

Der linke Bereich der Achse ist weniger durch den Erwerbsstatus bzw. die 
Erwerbsposition charakterisiert, sondern stärker durch relativ häufigere be-



167

6   Ergebnisse II der Telefonumfrage: Unterschiede im Mitbestimmungsdenken zwischen sozialen Gruppen

Tabelle 38

Variablen für die Korrespondenzanalyse mit Erläuterungen

Abkürzung in der grafischen 
Darstellung der Korrespondenz­
analyse

Erläuterung/Variablen 

Arbeiter (an-/ungelernt) Arbeiter (un- oder angelernt)+

Arbeiter (Facharbeiter/Meister) Facharbeiter, Meister

Angestellte (einfache) Angestellte (einfache)+

Angestellte (höher qualifizierte) Angestellte (qualifizierte)+

Angestellte (leitende) Angestellte (leitend)+

Auszubild. Betrieb Auszubildende (in betrieblich-beruflicher Ausbildung)

Auszubild. Schule Auszubildende (in schulisch-beruflicher Ausbildung)+

AG ohne AN Freiberufler/Selbstständige (Selbst.) ohne Beschäftigte++

AG weniger als 5 AN
Freiberufler/Selbstständige (AG) mit weniger als 5 Beschäf-
tigten++

AG mit mindestens 5 AN Freiberufler/Selbstständige mit 5 und mehr Beschäftigten++

Beamte (einfache) BeamtInnen (Einfacher/mittlerer Dienst)

Beamte (gehobene) BeamtInnen (Gehobener Dienst)

Beamte (höhere) BeamtInnen (Höherer Dienst)

Schüler SchülerInnen+

Studierende Studierende+

Rentner RentnerInnen, PensionärInnn, dauerhaft Erwerbsunfähige+

Arbeitslose Arbeitslose

Hausmann Hausmann/-frau, Sonstiges, k. A.

Nie erwerbstätig Nie erwerbstätig (ohne SchülerInnen und Studierende)

WissenBR_gering Wissen Betriebsrat: kenne mich weniger/gar nicht gut aus+

WissenBR_hoch Wissen Betriebsrat: kenne mich sehr gut/gut aus+

Assoz0_MB_kein Assoz. Mitbestimmung – keine Assoziation genannt

Assoz1_MB_allg Assoz. Mitbestimmung allgemein+
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Assoz2 _MB_Demok. Assoz. Demokratie/Politik+

Assoz3_MB_Betrieb Assoz. Mitbestimmung Betrieb+

Assoz4 MB_Sonst 
Assoz. Sonstige (Assoziationen, die nicht den drei anderen 
Kategorien zuzuordnen sind).

13Item-Index_gering Likertindex (13-Item-Index) unter Median++

13Item-Index_hoch Likertindex (13-Item-Index) größer/gleich Median++

PI1 Negativ Polaritätsindex Mitbestimmung der Arbeitnehmer negativ

PI1 Neutral Polaritätsindex Mitbestimmung der Arbeitnehmer neutral

PI1 Pos 
Polaritätsindex Mitbestimmung der Arbeitnehmer positiv  
(bis 0,5)

PI1 pospos
Polaritätsindex Mitbestimmung der Arbeitnehmer  
sehr positiv (0,5 bis 1)

PI-2 Negativ Polaritätsindex Betriebsrat negativ

PI2 Neutral Polaritätsindex Betriebsrat neutral

PI2 Positiv Polaritätsindex Betriebsrat positiv (bis 0,5)

PIpospos Polaritätsindex Betriebsrat sehr positiv (0,5 bis 1)++

Einfluss AG>AN Arbeitgeber sollte mehr Einfluss haben als Arbeitnehmer++

Einfluss AN>=AG 
Arbeitnehmer sollten mehr Einfluss haben als Arbeitgeber 
(oder gleich viel Einfluss)++

Alter 15–20 Alter 1520+

Alter 21–25 Alter 2125

Alter 26–30 Alter 2630

Alter 31–40 Alter 3140

Alter 41–50 Alter 4150

Alter 51–65 Alter 5165+

Alter 65+ Alter über 65 

Mann Geschlecht: männlich

Frau Geschlecht: weiblich

Hochschulreife_Nein
Hochschulreife (Abitur, Fachhochschulreife, EOS-Abschluss) 
Nein 



169

6   Ergebnisse II der Telefonumfrage: Unterschiede im Mitbestimmungsdenken zwischen sozialen Gruppen

Hochschulreife_Ja 
Hochschulreife (Abitur, Fachhochschulreife, EOS-Abschluss) 
Ja

POLLinks
Politische Einstellung: Links (Werte 1 bis 3 auf einer Skala 
von 1 (links)bis 10 (rechts))

POLMitte Politische Einstellung: Mitte (Werte 4 bis 6)

POLRechts Politische Einstellung: Rechts (Werte 7 bis 10)

Gewerkschaft_Nein Gewerkschaftsmitglied Nein

Gewerkschaft_Ja Gewerkschaftsmitglied Ja

AlteBL Wohnort: Alte Bundesländer

NeueBL Wohnort: Neue Bundesländer

Fatal_N 

Fatalismus/Resignation Nein (Stimme eher oder überhaupt 
nicht zu bezogen auf die Aussage „Es ist zwecklos, über 
soziale Gerechtigkeit zu streiten, weil sich die Verhältnisse 
doch nicht ändern lassen“.)

Fatal_J Fatalismus/Resignation Ja (Stimme völlig/eher zu)

Solidar_N 

Solidarität Nein (Stimme eher nicht/überhaupt nicht zu bezo-
gen auf die Aussage „Ich würde meine eigenen Interessen 
zurückstellen, wenn das für meine Arbeitskollegen gut 
wäre“.)+

Solidar_J Solidarität Ja (Stimme eher/völlig zu)

SelberS_N

Individuenzentrierte Leistungsattribution (Nein: Stimme  
eher nicht/überhaupt nicht zu bezogen auf die Aussage „Die 
meisten, die heutzutage im Leben nichts erreichen, sind 
selber schuld“.)

SelberS_J
Individuenzentrierte Leistungsattribution Ja: Stimme eher/
völlig zu+

Einkommen 1 Einkommen im ersten (untersten) Viertel+

Einkommen 2 Einkommen im zweiten Viertel

Einkommen 3 Einkommen im dritten Viertel+

Einkommen 4 Einkommen im vierten (obersten) Viertel+

Anmerkung: Markierte Variablen kennzeichnen hohe Ladungen (Korrelationen) ≥ 0,4; + = hohe Ladungen auf die erste 
Dimension (Wissensumfang und -inhalt), ++ = hohe Ladungen auf die zweite Dimension (Bewertung von Mitbestimmung)
Quelle: Eigene Darstellung
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Abbildung 2

Korrespondenzanalyse der Zusammenhänge zwischen soziodemographischen Variablen und 
Denkstrukturen

Quelle: Eigene Darstellung
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triebsbezogene Assoziationen und relativ besseres Wissen über den Betriebs-
rat. Zugleich sind hier die Punkte zu finden, die die Älteren, die höheren Be-
amten und diejenigen mit höherem Einkommen repräsentieren.

Die zweite (vertikale) Dimension lässt sich durch die Bewertungen von Mit-
bestimmung und bezogen auf die zu beschreibende Variable Erwerbsstatus 
und -position als Selbstständige mit mehr als 5 Arbeitnehmern versus andere 
Gruppen charakterisieren. Die Selbstständigen, die fünf und mehr Arbeitneh-
mer beschäftigen, und insofern „betriebsratsfähig“ sind, sind im oberen Be-
reich repräsentiert. (Grafisch sind sie außerhalb des Bereichs der Grafik positi-
oniert, würde man ihre genaue Position darstellen, wäre der Mittelpunkt der 
Grafik optisch schwer darzustellen und zu interpretieren; wir haben die Gra-
fik wie bereits erwähnt an den Enden der Achsen beschnitten und damit 
„auseinandergezogen“.) Die genannte Arbeitgebergruppe weist relativ zum 
Durchschnitt die am stärksten negativen Einstellungen auf. Dies gilt insbe-
sondere bezogen auf die Polaritätsindizes, die wir auf Basis der bewerteten 
Assoziationen zur Mitbestimmung der Arbeitnehmer allgemein sowie zum 
Betriebsrat gebildet haben. Aber auch die Zustimmung zur Aussage, dass 
Arbeitgeber mehr Einfluss haben sollten als die Arbeitnehmer, ist relativ zu 
anderen Gruppen und zum Durchschnitt höher. Im unteren Teil der Grafik 
finden wir dann diejenigen mit leicht überdurchschnittlichen positiven Be-
wertungen, dies sind (mit allerdings schwachen Korrelationen zur Achse) die 
Facharbeiter und Meister (sowie die Rentner).

Fassen wir nun die Befunde im Hinblick auf unsere Frage nach den Sozi-
alen Repräsentationen zusammen. Man kann folgende Gruppen identifizie-
ren, die sich hinsichtlich ihrer Wert-Wissens-Vorstellungen ähneln, d. h. ho-
mogene Soziale Repräsentationen von Mitbestimmung zeigen und sich 
zugleich in soziodemographischen Merkmalen ähneln. Besonders ausgeprägt 
sind die beiden ersten Gruppen.
1.	� Arbeitgeber mit überdurchschnittlich negativen Bewertungen. Insbesondere 

diejenigen mit fünf und mehr Arbeitnehmern weisen eine deutlich weni-
ger positive, z. T. negative Einstellung zur Mitbestimmung auf. Die ande-
ren Selbstständigen und auch die leitenden Angestellten weichen dage-
gen deutlich weniger vom Durchschnitt (der durch positive Bewertungen 
zu charakterisieren ist) ab. Hinsichtlich des Wissens weist diese Gruppe 
der Arbeitgeber allenfalls leicht überdurchschnittliche Werte auf.

2.	� SchülerInnen, Studierende, aber auch Auszubildende, deren Ausbildung an ei-
ner Schule stattfindet, mit wenig Wissen (und jüngeren Alters), allgemeinen 
Vorstellungen über Mitbestimmung und eher durchschnittlich positiven Bewer-
tungen. In ihren Bewertungen ähneln sie sich ebenfalls, diese liegen nahe 
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am Durchschnittsprofil bzw. im oberen Bereich des Koordinatensystems, 
sie sind also recht positiv.

Weiterhin lassen sich Gruppen über die Wert-Wissens-Dimensionen unter-
scheiden, allerdings ist die soziodemographische Homogenität deutlich ge-
ringer:
3.	� Personen mit überdurchschnittlich positiven Bewertungen. Dies sind vor al-

lem die Facharbeiter und Meister, aber auch Beamte. Tendenziell gehören 
zu dieser Gruppe die Älteren, die auch mit einer höheren Wahrscheinlich-
keit in der Gewerkschaft sind.

4.	� Personen mit überdurchschnittlich häufigen betriebsbezogenen Assoziationen. 
Man kann aus der Korrespondenzanalyse ersehen, dass es sich um relativ 
höher qualifizierte Personen in eher höherem Alter und mit höherem Ein-
kommen handelt, die Beamten des höheren Dienstes zählen hierzu. Sowohl 
bei Gruppe 3 als auch 4 ist die Streuung bezogen auf Erwerbsstatus und 
-position groß. Anders gesagt: Die Personengruppen, die positive Werte 
und häufiger betriebsbezogene Assoziationen zeigen, sind sozial hetero-
gen (gemessen an Erwerbsstatus und -position). Man könnte zudem ana-
lytisch noch eine weitere Gruppe unterscheiden:

5.	� Die Durchschnittlichen: Diese Gruppe ist im Mittelpunkt des Koordinaten-
systems verortet. Ihr Wissen ist mittelmäßig, eher allgemein und wenig 
arbeitsbezogenen, ihre Einstellungen gleichwohl positiv.

Wir haben insgesamt nur eine einzige auf Erwerbsstatus und -position bezo-
gene homogene Gruppe, die tendenziell weniger positive oder sogar ableh-
nende, und die zugleich über mindestens durchschnittliches Wissen verfügt. 
Dies sind die Selbstständigen, die zugleich Arbeitgeber sind. Von dieser 
Gruppe kann man annehmen, dass sie gesellschaftlich eine wichtige Rolle 
spielt und in Auseinandersetzungen um die Mitbestimmung ihre Auffassung 
in entsprechende Diskurse einbringt.

Diejenigen, die eine (durchschnittlich oder überdurchschnittlich) positi-
ve Einstellung zur Mitbestimmung haben, verfügen z. T. über relativ wenig 
Wissen und auch aus diesem Grunde über wenige Ressourcen, um gesell-
schaftlich Einfluss nehmen zu können. Dies sind vor allem die Jüngeren. Die 
Gruppe der höheren Beamten hat zwar recht viel Wissen und bewertet Mit-
bestimmung tendenziell positiv, sie dürfte aber hinsichtlich ihrer Arbeitsbe-
dingungen relativ privilegiert sein und möglicherweise andere Vorstellungen 
von Mitbestimmung und auch Gewerkschaften haben. Insgesamt könnte es 
daher sein, dass mentale Gemeinsamkeiten nicht ohne Weiteres zu implizi-
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ten und erst recht nicht zu expliziten Bündnissen von Mitbestimmungsbefür-
wortern führen. Mit impliziten Bündnissen meinen wir eine ähnliche Stoß-
richtung in Diskussionen, die Entwicklung von Argumenten, die in dieselbe 
Richtung gehen, die immer wieder vorgetragen und von anderen Gruppen 
aufgegriffen werden. Die Beeinflussung des gesellschaftlichen Diskurses wird 
also durch die soziale Heterogenität in Verbindung mit unterschiedlichen In-
teressenlagen erschwert. Dagegen sind die Mitbestimmungsgegner, also vor 
allem die Arbeitgeber betriebsratsfähiger Betriebe, stärker sozial homogen, 
tendenziell besser informiert und auch sonst mit mehr Ressourcen oder, um 
mit Bourdieu zu sprechen, mehr Kapital (in mehreren Dimensionen) ausge-
stattet. Vermutlich erleichtert dies die Beeinflussung des Diskurses. Dabei ist 
noch nicht berücksichtigt, dass diese Gruppe grundsätzlich auch stärker als 
andere Einfluss auf bzw. über die Medien ausüben kann.

Wenn man also gesellschaftliche Diskurse über Mitbestimmung in Rich-
tung eines stärkeren Engagements beeinflussen will, dann spielt zum einen 
das (fehlende) Wissen eine große Rolle. Zum anderen ist zu berücksichtigen, 
dass sich diejenigen, die Mitbestimmung positiv bewerten, in soziodemogra-
phischen Merkmalen und in ihren Interessenlagen stark unterscheiden. Die 
Diskussion muss unterschiedliche Interessenlagen und Erwartungen an Mit-
bestimmung berücksichtigen, die eben bei SchülerInnen anders sind als bei 
FacharbeiterInnen, um nur zwei Gruppen beispielhaft herauszugreifen.



174

7   BEFUNDE DER QUALITATIVEN STUDIE:  
JUNGE MENSCHEN ZWISCHEN RESIGNATION UND 
DEM WUNSCH NACH MEHR PARTIZIPATION

7.1 Ausgangsfragen

Ziel sowohl des quantitativen als auch des qualitativen Teils der Studie ist es, 
herauszufinden, welche Unterschiede es in den Vorstellungen von Mitbe-
stimmung gibt und wie diese zustande kommen. Bezogen auf die Einstel-
lungen (Bewertungen) hat sich in den quantitativen Auswertungen gezeigt, 
dass erstens die Erwerbsposition, vor allem die Zugehörigkeit zur Gruppe 
der Arbeitgeber in betriebsratsfähigen Betrieben, zweitens die Gewerk-
schaftsmitgliedschaft, drittens politische Grundüberzeugungen (insbesonde-
re fatalistisch-resignative, individualistische oder solidarische Haltungen) 
die Einstellungen bzw. das Denken bezogen auf Mitbestimmung beeinflus-
sen. Unsere Befunde deuten zudem viertens für die Lohnabhängigen darauf 
hin, dass Erfahrungen als InteressenvertreterIn (vor allem im Betriebsrat) 
Mitbestimmungseinstellungen positiv verstärken. Das Alter der Befragten 
hat auf die Einstellungen insofern einen Effekt, als dass bei den älteren Ko-
horten die Einstellungen noch etwas stärker positiv ausfallen. Dies dürfte 
eher ein Kohorten- als ein Alterseffekt sein. Auffällig ist, dass die Jüngeren 
sehr wenig über Mitbestimmung wissen und sich ihre inhaltlichen Vorstel-
lungen darüber wenig auf den betrieblichen Kontext beziehen. Dabei han-
delt es sich vermutlich weniger um einen Kohorten-, sondern vielmehr um 
einen Alterseffekt.

Nun beruhen diese Befunde mehr oder weniger auf Einzelvariablenbe-
trachtungen. Im Grundsatz handelt es sich um eine Vorgehensweise, die Ge-
fahr läuft, Essers Kritik der „Variablen-Soziologie“, für sich gelten lassen zu 
müssen (Esser 1999: 401). Essers Kritik bezieht sich auf eine gängige Praxis 
der empirischen Sozialforschung, in der man vor allem in Regressionsverfah-
ren voneinander isolierte Variablen verwendet, zumeist solche, die Merkma-
le des Individuums erfassen, und weniger solche der sozialen Situation. Da-
bei gerät das Zusammenspiel zwischen einzelnen Variablen  – vor allem: 
zwischen Person und Situation – aus dem Blick. Diese mögliche Kritik auch 
an unseren Analysen haben wir im vorherigen Abschnitt berücksichtigt, in-
dem wir mittels einer Korrespondenzanalyse unterschiedliche Gruppen bzw. 
Cluster von sozialen Repräsentationen und Personenmerkmalen (Erwerbs-
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position und -status, Alter, Bildung etc.) identifiziert haben. Ein wichtiges Er-
gebnis dabei ist: Gerade junge Menschen haben eher wenig Wissen über Mit-
bestimmung  – bzw. ein eher diffuses Bild hiervon  –, bewerten sie aber 
dennoch mehrheitlich sehr positiv. Doch was genau bewerten die Befragten 
eigentlich, d. h. wie sehen solche (möglicherweise sehr diffusen) Bilder von 
Mitbestimmung aus? Im folgenden, qualitativen Teil unserer Untersuchung 
versuchen wir diese Fragen zu beantworten.

Wir wollen stärker herausarbeiten, welche unterschiedlichen „Bilder“ 
von Mitbestimmung es gibt. Mit Bildern meinen wir umfassende gedankli-
che Vorstellungen über den Gegenstand Mitbestimmung. Darüber hinaus 
wollen wir wissen, wie diese Bilder mit unterschiedlichen Weltanschauun-
gen und Werten sowie Erfahrungen innerhalb der Arbeitswelt zusammen-
hängen. Vor allem dürften die vorhandenen oder fehlenden Erfahrungen mit 
Mitbestimmung eine Rolle spielen. 

Wir vermuten, dass sowohl die in der vorberuflichen Sozialisationsphase 
vermittelten Grundüberzeugungen die Einstellungen zur Mitbestimmung 
beeinflussen als auch die Erfahrungen mit der Mitbestimmung selbst. Beide 
Einflussgrößen hängen, wie wir bereits im theoretischen Teil beschrieben ha-
ben, mit der aktuellen sozialen Stellung (Erwerbsposition und -status) und 
insbesondere den in der (frühen) Sozialisation entwickelten Grundwerten 
zusammen.

Zur Vorgehensweise: Zunächst soll hier die Erhebungsmethode ausgehend 
von der Theorie der Sozialen Repräsentation und des Habitus geschildert 
werden. Danach wird die Auswertungsmethode beschrieben. Drittens folgt 
die Darstellung der Ergebnisse, ein wesentlicher Punkt ist eine Typologie der 
Bilder von Mitbestimmung. Das Kapitel endet mit einem Ausblick, der die 
wichtigsten Erkenntnisse zusammenfasst.

7.2 Erhebungs- und Auswertungsmethode

Das Konzept der Sozialen Repräsentation geht davon aus, dass Menschen 
sich von jedem für sie relevanten Phänomen ein mentales Bild formen und 
dieses Bild davon abhängig ist, in welchen sozialen Gruppen oder Milieus sie 
sich bewegen (Wagner/Hayes 2005). Soziale Repräsentationen sind diejeni-
gen Elemente eines Bildes, die Individuen einer Gruppe gemeinsam haben 
(Wagner et al. 1999). Wie lassen sich solche Bilder oder Repräsentationen er-
fassen? Quantitative Methoden kommen dabei an ihre Grenzen. Daher nut-
zen wir auch eine qualitative Methodik.



176

Was Menschen über Mitbestimmung denken

Als Erhebungsmethode für den qualitativen Teil des Projekts verwenden 
wir eine spezifische Variante des halbstandardisierten Interviews, wie sie 
Scheele und Groeben (1988) zur Erfassung von subjektiven Theorien entwi-
ckelt und angewandt haben. Eine Besonderheit der Methode liegt in der In-
terviewtechnik, die auch sogenannte Störfragen vorsieht. Die Verwendung 
von Störfragen weicht von der in der Literatur zur qualitativen empirischen 
Forschung vorgeschlagenen Art der Kommunikation ab. Denn die Befrag-
ten werden mit Gegenmeinungen konfrontiert, die sie als irritierend emp-
finden könnten. Die Irritation ist hier bis zu einem gewissen Ausmaß ge-
wollt. Sie soll die Befragten zur Explikation und zur Begründung von 
wesentlichen Annahmen bewegen, die sie selbst nicht hinterfragen. Auf 
diese Weise soll auch das Problem des Fremdverstehens und der Indexikali-
tät (Kruse/Schmieder 2014: 60) gelöst oder reduziert werden. Das Problem 
des Fremdverstehens ist dadurch bedingt, dass das Relevanzsystem (verein-
facht gesagt: der Denkrahmen) des Interviewers und des Interviewten nicht 
übereinstimmen und daher in der Kommunikation geklärt werden müssen. 
Das Indexikalitätsproblem bezieht sich auf die Bedeutung von Begriffen in 
einem Relevanzsystem. Was ein Begriff für einen Menschen bedeutet, wel-
cher Sinn sich für ihn damit verbindet, erschließt sich für den Interviewer 
nur dann, wenn er auch das Relevanzsystem mit in den Blick nimmt. Die 
von uns verwendete, mit Störfragen operierende Methode soll die Befragten 
zur Explikation ihres Relevanzsystems bewegen, dieses für die Interview-
erIn zugänglich machen und die Interpretation des spezifischen Sinngehal-
tes von Begriffen erleichtern. Aus ethischen Gründen, aber auch, um Kom-
munikationsabbrüche zu vermeiden, darf man dabei die Befragten nicht zu 
sehr verunsichern oder gar provozieren. Daher haben wir Störfragen sehr 
sparsam eingesetzt und Formulierungen verwendet wie „Es gibt Menschen, 
die sagen, dass  … Was würden Sie solchen Menschen sagen?“. Auf diese 
Weise gibt man dem Befragten die Möglichkeit, negative Emotionen nicht 
direkt auf den Interviewer zu richten (der komplette Interviewleitfaden 
kann unter der folgenden Webadresse abgerufen werden: http://doi.org/ 
10.5281/zenodo.1134241).

Zu den bereits beschriebenen Problemen der Indexikalität und des 
Fremdverstehens kommt ein weiteres hinzu, nämlich das der Prozessualität 
(Kruse/Schmieder 2014: 114). ForscherInnen können nicht vermeiden, ihr ei-
genes Relevanzsystem an das empirische Datenmaterial heranzutragen. Da-
her sollte man sich möglichst alle theoretischen Überlegungen vor der Aus-
wertung bewusst machen und diese offen legen. Theoretische Überlegungen 
verstehen wir als den „Blick“ sensibilisierender Konzepte (Blumer 1954). Die-

http://doi.org/10.5281/zenodo.1134241
http://doi.org/10.5281/zenodo.1134241
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se dürfen den Blick auf die Daten allerdings nicht zu sehr lenken. Man muss 
vermeiden, das Datenmaterial mit diesen Konzepten allein „durchzukäm-
men“. Gerade das, was nicht im „Theoriekamm“ hängen bleibt, ist mögli-
cherweise das Interessante und noch nicht im Relevanzsystem der Forschen-
den Repräsentierte (ebd.: 114). Für die Entwicklung einer Typologie von 
sozialen Gruppen mit homogenen Deutungsmustern verbinden wir daher 
eine deduktive, d. h. durch theoretische Kategorien geleitete Vorgehensweise 
(siehe dazu unseren Theorieteil, insbesondere Abschnitt 2.5), die sich u. a. in 
den grundsätzlichen Fragen des Leitfadens ausdrücken, mit einer induktiven, 
vom „Material“ ausgehenden.

Die induktive Methodik besteht aus vier Elementen. Erstens führen wir 
eine thematische Kodierung der Interviews durch. Zweitens nehmen wir 
Einzelfallanalysen vor, d. h. wir beschreiben beispielhaft den Deutungsrah-
men einzelner Befragter, um die erhebliche Varianz der Deutungsrahmen he-
rauszuarbeiten. Drittens ergänzen wir die so gewonnenen Einsichten um In-
formationen aus dem schriftlichen, strukturierten Fragebogen, den alle 
Interviewten vor dem Interview ausgefüllt haben. Viertens verdichten wir 
diese Informationen zu Typen von Mitbestimmungsbildern, die beschreiben, 
was Menschen über Mitbestimmung denken. Diese vier Schritte erläutern 
wir nachfolgend.

Thematische Kodierung: Um einen ersten Überblick über die Äußerungen 
über Mitbestimmung zu bekommen, haben wir zunächst deskriptive thema-
tische Kategorien gebildet, die aus dem Material gewonnen wurden (Flick 
2009). Dies entspricht der zusammenfassenden induktiven Inhaltsanalyse 
(Mayring 2010), bei der Inhalte zunächst paraphrasiert werden, um den je-
weiligen Interviewtext besser zusammenfassen zu können. Auf diese Weise 
wird vermieden, Kategorien „auszublenden“, weil sie nicht in den deduktiv 
gewonnenen Theorie-Kategorien enthalten sind.

Einzelfallanalyse: Die einzelnen Fälle werden mithilfe der Kategorien un-
tereinander verglichen. Zunächst erfolgt eine tiefergehende und vergleichen-
de Einzelfallanalyse, die die Basis für eine Typologie von Mitbestimmungs-
bildern bildet. Die Einzelfallanalyse ist für die Bildung einer Typologie 
unabdingbar, um sich in die Sprache des Befragten „einzudenken“. Wir ha-
ben zunächst mit den ersten 20 Interviews Einzelfallanalysen durchgeführt 
und Modifikationen des Kategoriensystems vorgenommen. Für die Analyse 
der weiteren Interviews haben wir dann anschließend das erweiterte Katego-
riensystem verwendet. In diesem Schritt waren wiederum Änderungen im 
Kategoriensystem erforderlich, die dann für eine erneute Analyse der ersten 
20 und der folgenden Interviews angewandt wurden.
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Ergänzung durch Informationen aus dem schriftlichen Fragebogen: Zusätzlich 
zum qualitativen Datenmaterial wurden zentrale Variablen aus dem schriftli-
chen Fragebogen verwendet, um zum einen die Aussagen im Interview mit 
denen im Fragebogen zu vergleichen. Zum anderen konnten wir so Daten 
über andere Einstellungen und über die objektive Lage mit in die Auswer-
tung einfließen lassen, die im Interview aus zeitlichen Gründen nicht abge-
fragt wurden.

Verdichtung zu einer Typologie: Abschließend werden die Befragten nach 
ihren vorgefundenen Mitbestimmungsbildern bzw. Deutungsmustern in 
Gruppen zusammengefasst und verglichen.

7.3 Auswahlverfahren und Sample

Um die vermutete Heterogenität von Sozialen Repräsentationen über Mitbe-
stimmung und die unterschiedliche Relevanz dieser Thematik in unserem 
für die qualitative Analyse ausgewählten Sample jüngerer Menschen ange-
messen erfassen zu können, haben wir uns im Wesentlichen an zwei Aus-
wahlkriterien orientiert: Berufserfahrung und berufliche Qualifikation (siehe 
Tabelle 39).

Dabei gehen wir davon aus, dass das Qualifikationsniveau (neben ande-
ren Variablen) die individuell wahrgenommene Relevanz von Mitbestim-
mung beeinflusst. Studierende und AkademikerInnen sehen sich, so nehmen 
wir an, in einer besseren sozialen Ausgangslage als Personen, die eine Ausbil-
dung absolvieren oder nicht in einem akademischen Beruf arbeiten. Über 
Unterschiede in der (hoch)schulischen Qualifikation wollen wir die unter-
schiedlichen sozialen Kontexte der Befragten berücksichtigen. Mit der Di-
mension der Berufserfahrung erfassen wir auch die potenziellen oder tatsäch-
lichen Erfahrungen mit der Mitbestimmung. Insbesondere SchülerInnen 
und Studierende ohne Berufserfahrung werden kaum mit konkreten Mitbe-
stimmungsinstitutionen in Kontakt gekommen sein, während dies bei denje-
nigen mit Berufserfahrung mit größerer Wahrscheinlichkeit der Fall sein 
dürfte.

Bei der Rekrutierung von jungen Menschen haben wir versucht, die Teil-
nehmer einigermaßen zufällig auszuwählen. Wir haben Interviewteilnehmer 
über Online-Werbung angesprochen, altersgruppengerecht unter Rückgriff 
auf das soziale Netzwerk „Facebook“, und Informationsstände in der Essener 
Innenstadt organisiert. Das Thema Mitbestimmung schien dabei eine sehr 
geringe Attraktion aufzuweisen. Die Bereitschaft zu einem Interview war ins-
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gesamt nicht sonderlich hoch, so dass es recht lange gedauert hat, eine ausrei-
chende Anzahl an Interviewpartnern zu finden. Es zeigte sich auch, dass die 
Gruppe der Erwerbstätigen ohne Studienabschluss auf diesem Wege nicht er-
reicht werden konnte. Für diese Gruppe mussten wir letztlich einen anderen 
Weg einschlagen und den Zugang über ein uns bekanntes Unternehmen 
nutzen. Auf diesem Wege konnten wir weitere vier Interviews mit erwerbstä-
tigen Personen ohne Hochschulabschluss führen.

Insgesamt haben wir Interviews mit 21 Frauen und 20 Männern geführt.28 
Das Alter der Befragten liegt zwischen 16 und 36 Jahren (Median: 25). Acht 

28	  Einige Angaben beziehen sich nur auf 40 Befragte, da in einem Fall Angaben im Online-Fragebogen 
nicht gespeichert wurden. Allerdings konnten wir auch für diese Person einen großen Teil der fehlenden 
Informationen aus dem Interview rekonstruieren.

Tabelle 39

Sample der qualitativen Analyse (Befragte im Alter von 15 bis 36 Jahren)

N Alter
Min–Max

Alter 
Median

Mit Hoch­
schulreife 

(n)

Mit Hoch­
schulab­

schluss (n)

Facharbeiter 4 27–32 29 1 0

Angestellte, ausführende Tätigkeit 2 24 24 1 0

Angestellte, qualifizierte Tätigkeit 4 25–36 30 2 3

Angestellte, hochqualifizierte Tätigkeit 5 25–35 31 5 5

Auszubildenden in schulischer oder 
betrieblicher beruflicher Ausbildung

5 19–24 21 3 1

Schüler in allgemeinbildender Schule 1 16 16 0 0

Studierende, ohne Nebentätigkeit 9 19–29 22 9 1

Studierende, mit Nebentätigkeit 10 19–28 25 10 1

Arbeitslose 1 31 31 1 1

Alle 41 16–36 25 32 12

Quelle: Eigene Darstellung
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Personen sind älter als 30 Jahre. Wir haben wegen der bereits beschriebenen 
Rekrutierungsprobleme auch Personen mit einbezogen, die streng genom-
men, d. h. nach unserer Definition von „jung“, nicht mehr „jung“ sind. Unter 
den Interviewten befinden sich 15 Erwerbstätige, fünf Auszubildende, ein 
Schüler, 19 Studierende und ein Arbeitsloser. 32 Befragte verfügen über die 
Hochschulreife, 12 haben bereits ein Studium angeschlossen (eingeschlossen 
sind zwei Master-Studierende, die bereits über einen Bacherlorabschluss ver-
fügen). Fünf Personen sind nicht in Deutschland geboren, 10 gaben an, dass 
mindestens ein Elternteil nicht in Deutschland geboren wurde. 17 Personen 
stammen aus einem Elternhaus, in dem mindestens ein Elternteil einen aka-
demischen Abschluss hat. Fünf Befragte haben Kinder. Politisch verorten 
sich unsere Befragten selbst eher im linken Spektrum. So gaben nur neun Be-
fragte an, sich eher in der rechten Mitte einzuordnen (die Werte 6 und 7 auf 
einer Skala von 1 bis 10). In unserem Sample befinden sich neun Gewerk-
schaftsmitglieder und ein ehemaliges Mitglied. Unter den Befragten gibt es 
eine Jugend- und -Auszubildendenvertreterin und ein Mitglied eines Perso-
nalrates (ein Befragter gab im Fragebogen zwar an, dass er Mitglied in einem 
Personal- oder Betriebsrat gewesen sei oder ist, allerdings konnte dies nicht 
im Interview nachvollzogen werden).

Das Sample ist keineswegs repräsentativ, allerdings gibt es ausreichend 
Kontraste, um mögliche Wirkungen von Erfahrungen, (politischer) Sozialisa-
tion und (wahrgenommener) materieller Lage auf die Bilder von Mitbestim-
mung zu erkunden.

Im Folgenden berichten wir nun die Befunde. Zudem vergleichen wir 
unsere Befunde mit denen früherer Studien. Diese Studien haben wir teil
weise auch zur Konstruktion des Fragebogens, des Leitfadens und als sensibi-
lisierende Konzepte zur Auswertung der Interviews herangezogen. Bei der 
Vorgehensweise orientieren wir uns an dem zuvor vorgestellten Auswer-
tungsverfahren. Wir analysieren zunächst die Bedeutung des Wissens, vor 
allem aber der persönlichen Erfahrungen mit Mitbestimmung: Welche Ein-
stellungen bzw. Deutungsrahmen bezüglich Mitbestimmung haben die Be-
fragten je nach ihrem individuellen Erfahrungshintergrund? Hieran schlie-
ßen wir die (einzelfallunabhängige) Darstellung und Analyse der durch uns 
identifizierten Typen von Mitbestimmungsbildern an.
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7.4 Wie viel und was wissen die Interviewten über 
Mitbestimmung?

Das Wissen über die institutionalisierte Mitbestimmung ist bei sehr vielen 
Befragten in unserem qualitativen Sample gering. So gaben 25 Befragte in der 
vorab geschalteten schriftlichen Befragung an, sich wenig mit Mitbestim-
mung auszukennen; nur 14 Befragte meinten sich gut auszukennen. Mit ei-
nem Anteil von etwas mehr als einem Drittel sich „gut“ Auskennender ent-
spricht dieser Befund dem Ergebnis der quantitativen Befragung insgesamt, 
er liegt aber höher als für die jüngeren per Telefon Befragten. In den qualita-
tiven Interviews haben wir versucht, nicht nur den Wissensumfang, sondern 
auch das, was die Befragten inhaltlich über den Betriebsrat wissen (oder zu 
wissen meinen), tiefergehend zu erfassen.

Sowohl für den Wissensumfang als auch für die -inhalte ist zu berücksich-
tigen, dass die interviewten Personen sich durch die vorangegangene schrift-
liche Befragung auf das Gespräch vorbereiten konnten. 

Dieser Punkt ist auch für die Einschätzung des Wissensstandes der inter-
viewten Personen aufschlussreich. So berichtete ein Befragter, er hätte den 
Begriff „Betriebsrat“ vor dem Interview im Internet recherchiert. Eine Befrag-
te gibt an, das Wort zwar schon einmal gehört zu haben und dass es auch ei-
nen Betriebsrat bei ihr im Betrieb gegeben hätte; sie wisse aber nicht so ge-
nau, was dieser gemacht habe.

17 der Befragten konnten entweder keine oder lediglich eine sehr vage 
bzw. sogar teilweise falsche Definition von Betriebsräten wiedergeben. Auch 
wenn man einzelne Interviewaussagen nicht überinterpretieren sollte, drückt 
sich aber doch in der folgenden Passage Nichtwissen so drastisch aus, dass 
wir die Äußerung wörtlich wiedergeben. Der Interviewer fragt die interview-
te Person danach, was sie unter einem Betriebsrat versteht. Die Antwort deu-
tet darauf hin, dass vor der Befragung offenbar nicht einmal eine falsche Vor-
stellung des Begriffes vorhanden war.

Befragte: „Okay ein Betriebsrat, steht im Namen schon drin, steckt im Betrieb 
und berät […]. Ein Betriebsrat […] setzt sich ja zusammen, um sich im, um 
das Unternehmen zu optimieren, um zu schauen, was ist an, ja, an Produkti-
on, an Mitarbeitern, an Kostenleistungen, schieß mich tot, vorhanden. Und es 
geht ja eigentlich immer darum, um etwas zu verbessern. Keiner möchte Still-
stand haben oder Rückschritt. Und ich denke mal, das ist am Betriebsrat schon 
relativ wichtig, wenn wir jetzt über Umsätze um (unverständlich, d. V.) spre-
chen, wie diese dann auch erweitert werden. Das wäre jetzt so mein Gedanke 
dahinter.“ (Interview 1)
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Insgesamt deuten die Aussagen in den Interviews darauf hin, dass der Kennt-
nisstand eher geringer ist, als es die Selbsteinschätzungen im Fragebogen an-
zeigen. Die Befragten sind überwiegend der Meinung, dass das Thema Mit-
bestimmung für sie zu weit weg sei, weil sie sich noch im Studium oder in 
der Schulausbildung befänden. Eine Befragte äußerte explizit, dass das The-
ma zu „langweilig“ sei. Inhaltlich verbinden die Interviewten mit Mitbe-
stimmung in erster Linie Streiks und Gewerkschaftsarbeit – wenn sie über-
haupt konkretere Vorstellungen äußern. Die betriebliche oder unterneh-
mensbezogene Ebene der Mitbestimmung wird dagegen kaum thematisiert. 
Die überbetriebliche Ebene und insbesondere gewerkschaftliche Arbeits-
kämpfe sind im Denken junger Erwachsener demnach deutlich stärker re-
präsentiert als die Betriebs- und Unternehmensebene mit ihrer tendenziell 
friedlichen Form der Konflikthandhabung. Dies wirft die Frage auf, wie sol-
che Vorstellungen über Mitbestimmung zustande kommen und welche Rol-
le Bildungseinrichtungen und Medien dabei spielen. In der schulischen, 
aber auch außerschulischen Bildung wird Arbeitnehmer-Mitbestimmung 
nach den Aussagen der Befragten selten behandelt. Auch über die Medien 
kommen die Interviewten wenig mit dem Thema in Kontakt. Erinnert wer-
den von der Medienberichterstattung vorwiegend die als Skandale darge-
stellten Fälle. So erwähnen zwei Befragte das betriebsratsfeindliche Klima 
bei der Fast-Food-Kette McDonald’s. Ein anderer Befragter führt die Beste-
chung der Betriebsräte durch das VW-Management und die (angeblich) zu 
hohen Aufsichtsratstantiemen von Gewerkschaftsfunktionären an. Solche in 
den Medien berichteten Sachverhalte können diese Befragten aber häufig 
auch nur sehr vage und z. T. falsch, also nicht den Berichten entsprechend, 
wiedergeben.

Im privaten Umfeld wird unseren Interviews zufolge über Mitbestim-
mung wenig gesprochen. In den seltenen Unterhaltungen geht es zum einen 
um das Fehlen von Mitbestimmung. Sieben Befragte sagen, dass sie im Be-
kanntenkreis häufiger Klagen über Betriebe hören, die keinen Betriebsrat 
und damit keinen Ansprechpartner bei Problemen hätten. Zum anderen 
werden negative Erfahrungen mit Betriebsräten und die große soziale Dis-
tanz zu den Interessenvertretungen thematisiert. Sechs Personen berichten 
von eher negativ konnotierten Erlebnissen, die Mitglieder ihres Freundes- 
und Verwandtenkreises gemacht hätten. Es geht also vorrangig um „Hören-
sagen“. Gleichwohl kann auch Hörensagen Folgen für die eigene Wahrneh-
mung haben, möglicherweise in Form der selektiven Bestätigung einer 
vorgefassten Meinung. So deutet einer der sechs Befragten ein Erlebnis einer 
Freundin mit einem Betriebsrat stark negativ; er stellt in den Vordergrund, 
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dass die Betriebsratsmitglieder „abheben“, die Wahl „unrechtmäßig“ sei und 
keiner den Betriebsrat in der jetzigen Form wolle:

Befragter: „[Es] kommt immer auf die Menschen wirklich drauf an, die drin 
(im Betriebsrat, d.V.) sitzen. Die können halt komplett dann ein bisschen ab-
heben, wie das beispielsweise wirklich bei meiner Freundin im Moment ist. 
Die haben den Betriebsrat gewählt, aber jetzt zur Wahl standen im Prinzip nur 
die Leute, die sowieso drin saßen. Und die Wahl war eigentlich auch unrechts-
gemäß oder wie man es ausdrückt, und trotzdem besteht der Betriebsrat jetzt 
weiter, obwohl keiner den Betriebsrat da in der Form weiter haben möchte.“ 
(Interview 14)

Die wahrgenommene soziale Distanz zwischen Belegschaft und Interessen-
vertretung spielt in vielen Interviews eine Rolle. Insgesamt finden wir bei 
nicht wenigen Befragten eine Haltung, die bereits bei Pirker et al. (1955) be-
richtet wird: Institutionalisierte Mitbestimmung wird von etlichen Inter-
viewten als „‚Notabeln-Demokratie’, einer Demokratie der privilegierten 
Gruppen“, wahrgenommen (ebd.: 388).

Negative Erfahrungen mit Organen der Mitbestimmung, aber auch Fol-
gen nicht vorhandener Mitbestimmung, spielen offenbar eine größere Rolle 
in der ohnehin seltenen Kommunikation über dieses Thema als positive Er-
fahrungen. Positives im Zusammenhang mit Mitbestimmung ist kaum Ge-
genstand der Unterhaltungen mit Freunden, Kollegen oder in der Familie. 
Drei der Befragten äußerten zudem, dass sie sich nicht privat mit anderen 
über diese Thematik unterhalten, da diese nicht strittig und daher auch keine 
Diskussion erforderlich sei. Eine Befragte sagt, dass das Thema Mitbestim-
mung in ihrer Familie durchaus thematisiert werde, und zwar dann, wenn 
die Medien aktuelle Konflikte berichteten. In ihrer Familie sei es wichtig, 
dass man in einer Gewerkschaft sei. Solche Aussagen legen auf den ersten 
Blick die Vermutung nahe, dass bei Befragten, die aus sozialen Gruppen mit 
einer Nähe zu den Gewerkschaften stammen, Unterhaltungen über Mitbe-
stimmung wahrscheinlicher sein könnten. Auf den zweiten Blick zeigt sich, 
dass sich selbst bei solchen gewerkschaftsnahen Interviewten Unterhaltun-
gen in erster Linie auf medial vermittelte Ereignisse beziehen. Und die Medi-
en, darauf haben wir bereits hingewiesen (vgl. Kühne 2011), rahmen Mitbe-
stimmung häufig eher negativ.

Halten wir soweit fest: Das Wissen über Mitbestimmung ist gering. Eigene 
Eindrücke konnten viele Befragte aufgrund altersbedingt fehlender Er-
werbserfahrungen noch nicht sammeln. Die Vorstellungen über die Akteure 
der Mitbestimmung, etwa über die Institution des Betriebsrates und seine 
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Rechte, sind vage, z. T. falsch. Die Interviewaussagen über Mitbestimmungs-
erfahrungen beschränken sich bei diesen Personen zum einen auf das, was sie 
von Freunden, in der Familie oder von Bekannten gehört haben. Zum ande-
ren spielen in diesen Sinnkonstruktionen von Mitbestimmung Medienbe-
richte über Mitbestimmungs„skandale“ eine große Rolle. Solche Berichte 
sind stark wertend aufgeladen. Die von uns in den Interviews befragten jun-
gen Menschen bauen Medienberichte in ihre Deutungsrahmen ein und über-
nehmen dabei mit den Darstellungen die (häufig negativen) Bewertungen. 
Die Befragten sind unserer Einschätzung nach kaum in der Lage, wertende 
Berichte kritisch zu reflektieren, weil ihnen alternative, „kritische“ Deutungs-
rahmen fehlen.

Gleichwohl wird Mitbestimmung in einem sehr allgemeinen Sinn als 
positiv bewertet. Negative Wertungen beziehen sich eher auf die Institutiona-
lisierung und die (wahrgenommene) Praxis. Hier schließt sich zum einen die 
Frage an, welches Bild sich diejenigen machen, die selbst Mitbestimmungser-
fahrungen haben, und zum anderen, ob Unterschiede in den Wertungen in 
Abhängigkeit von Erfahrungen festzustellen sind.

7.5 Eigene Erfahrungen der betrieblichen Mitbestimmung

Unsere theoretischen Überlegungen und die empirischen Befunde früherer 
Untersuchungen lassen uns Folgendes vermuten: Wir gehen davon aus, dass 
Menschen sich weniger deswegen an Mitbestimmung aktiv beteiligen, weil 
sie diese als instrumentell für die Erreichung ihrer individuellen Ziele anse-
hen, sondern stärker aufgrund einer grundsätzlichen Überzeugung und eines 
Habitus, den man als „ArbeitnehmerInnen-Identität“ bezeichnen könnte. So-
lidarität und kollektives Handeln haben in diesem Habitus einen wesentli-
chen Stellenwert. Solche Vorstellungen schließen ein Mitbestimmungsenga-
gement für die Erreichung eigener Ziele, eine im engeren Sinne instrumen-
telle Sicht also, nicht aus. Wer sich aus solchen, sagen wir: egoistischen Grün-
den engagiert, wird aber, so nehmen wir an, nicht selten den Wert von 
Solidarität erfahren und sich in Richtung einer stärker solidarischen Haltung 
verändern. Solche Vermutungen finden eine empirische Entsprechung in 
Studien über das Zustandekommen von Arbeiterbewusstsein (z. B. McCall 
2008). Kollektive Erfahrungen in der Konfrontation mit dem Kapital führen 
McCall zufolge zu einem stärkeren Klassenbewusstsein und der Erkenntnis, 
dass man nicht für sich allein, sondern für die gesamte Belegschaft einstehen 
sollte. Vorhandene individualistisch-instrumentalistische Haltungen würden 
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dadurch zugunsten einer solidarischen Haltung zurückgedrängt. Ähnliche 
Befunde zeigt die Studie von Nowak/Hausotter/Winker (2012a) über die 
Auseinandersetzung von Beschäftigten in technischen und in Pflegeberufen 
mit dem Problem der Entgrenzung von Arbeit. Das Engagement der Beschäf-
tigten in dieser Auseinandersetzung ist dieser Studie zufolge wenig instru-
mentell begründet, sondern beruht stärker auf einem „kritischen“ Gesell-
schaftsbild, oft verbunden mit einer gewerkschaftlichen Sozialisation. Man 
könnte also für unsere Fragestellung vermuten, dass Grundeinstellungen, die 
Solidarität und Kollektivität positiv bewerten, das Engagement fördern, dass 
sich aber auch im instrumentalistisch motivierten Engagement solche Grund-
haltungen herausbilden und verstärken können.

Unsere Interviewanalysen deuten allerdings darauf hin, dass diese Ver-
mutungen zu einfach sind. Denn wir finden häufig eher ambivalente und zu-
mindest auf den ersten Blick in sich widersprüchliche Haltungen. Eine sol-
che Haltung drückt sich z. B. darin aus, dass einerseits  – in einem eher 
abstrakten Sinne – die Machtverhältnisse durch kollektives Handeln als ver-
änderungswürdig angesehen werden, andererseits aber zugleich die stärker 
konkrete, gegebene betriebliche Ordnung mit ihren Machtverhältnissen ak-
zeptiert oder sogar als unveränderlich wahrgenommen wird.

Der soziale Kontext, in dem Menschen (inter)agieren, bestimmt die Er-
fahrungsmöglichkeiten und auch die soziale Repräsentation von Mitbestim-
mung. Nun sind die Erfahrungsmöglichkeiten der von uns Befragten (auf-
grund des von uns ausgewählten Samples) begrenzt. Denn wir haben 
ausschließlich jüngere Menschen interviewt. Unter ihnen sind auswahlbe-
dingt keine Arbeitgeber, niemand verfügt über nennenswerte Führungser-
fahrungen. Gleichwohl haben wir eine Varianz in den Erfahrungsmöglich-
keiten, die wir für die folgenden Analysen nutzen wollen. Man kann drei 
Gruppen unterscheiden: Eine erste Gruppe bilden die von den Mitbestim-
mungsorganen potenziell oder tatsächlich Vertretenen, die selbst keine Interessen-
vertreter waren oder sind. Eine zweite Gruppe stellen die früher oder aktuell akti-
ven InteressenvertreterInnen dar. Diese umfasst allerdings nur zwei Personen. 
Eine dritte Gruppe bilden diejenigen, die z. B. als PersonalsachbearbeiterIn 
mit dem Betriebsrat kommunizieren und dabei auch die Perspektive der Be-
triebsleitung einnehmen (müssen). In den folgenden überwiegend in Form von 
Einzelfallstudien dargestellten Analysen wollen wir die Unterschiede in der 
Sozialen Repräsentation von Mitbestimmung und den Zusammenhang mit 
den jeweiligen Erfahrungen in den genannten drei Gruppen herausarbeiten. 
Wir betrachten dabei nur diejenigen, die Erfahrungen mit der Mitbestim-
mung haben machen können.



186

Was Menschen über Mitbestimmung denken

7.5.1 Gruppe 1: Die tatsächlich oder potenziell Vertretenen

Generell zeigt sich für diese Gruppe – wie im Übrigen für die anderen ten-
denziell auch – dass Mitbestimmung sehr positiv bewertet wird. Dieser Be-
fund erhärtet sich in unseren qualitativen wie quantitativen Analysen. Gleich-
zeitig sind die Sozialen Repräsentationen mit ihren Bewertungen recht ober-
flächlich und nicht selten ambivalent. Frühere Studien über Einstellungen 
zur Mitbestimmung (Popitz et al. 1977: 143) haben bereits auf die Oberfläch-
lichkeit, d. h. auf eine eher schwache Verankerung der durchaus positiven Be-
wertungen und Vorstellungen von Mitbestimmung im Denken insgesamt, 
hingewiesen. Ebenso zeigen die älteren Untersuchungen, dass die Einstellun-
gen häufig ambivalent und zumindest auf den ersten Blick widersprüchlich 
sind. So deuten die Befunde von Pirker et al. (1955) darauf hin, dass negative 
Aussagen über die konkrete Mitbestimmung durchaus mit positiven Einstel-
lungen gegenüber Mitbestimmung in einem abstrakten Sinne einher gehen 
können.

Welche eigenen Mitbestimmungserfahrungen berichten die Befragten 
unserer ersten Gruppe? Sieben Personen äußern negative Erfahrungen mit In-
teressenvertretungen. Es sei schwierig, zum Betriebsrat Kontakt aufzuneh-
men; auch der Informationsfluss zwischen Betriebsrat und Beschäftigten 
wird kritisiert. Man wünscht sich generell ein eher aktives Zugehen auf die 
Belegschaft (ähnliche Befunde finden sich bei Musiol 2014). Außerdem bean-
standen etliche Befragte, dass sich der Betriebsrat auf nur wenige Themen 
konzentriere und zu unflexibel, zu arbeitgebernah sowie nicht kämpferisch 
genug sei. Pirker et al. (1955: 331) vermuteten in ihrer Studie, dass negative 
Aussagen zur Mitbestimmung häufig aus Enttäuschungen des mit Mitbestim-
mung verbundenen Anspruchs auf Veränderung und eines „sozialreformeri-
schen Anliegens“ resultierten. 

Eine solche, durch ein entsprechendes Anspruchsniveau mit bedingte 
Enttäuschung haben wir in unseren Interviews allerdings nicht vorgefunden. 
Selbst die wenigen, die sich für direktere Mitbestimmung am Arbeitsplatz 
oder eine weitergehende Demokratisierung der Wirtschaft aussprechen, leh-
nen die gegenwärtige Form der Mitbestimmung überwiegend nicht ab. Le-
diglich zwei Befragte sind so enttäuscht worden, dass sie sich grundsätzlich 
ablehnend äußern. Wir werden später in unserer Typologie noch einmal dar-
auf zurückkommen. Alle anderen sind mit den Grundprinzipien der Mitbe-
stimmung einverstanden.

Denjenigen, die negative Erfahrungen mit Interessenvertretungen berich-
ten, stehen ebenso viele mit positiven Erfahrungen gegenüber. Eine Befragte 
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hebt hervor, dass ihr Betriebsrat aktiv auf die Belegschaft zugehe. Andere Be-
fragte berichten, dass sie stets kompetent beraten wurden bzw. der Betriebs-
rat sich für ihre Belange eingesetzt hätte, auch wenn man nicht abschätzen 
könne, wie viel Einfluss der Betriebsrat dann letztendlich auf die Entschei-
dung genommen habe. Insgesamt führen zwar zehn Personen auch Erfah-
rungen über die Wirkungslosigkeit von Interessenvertretungen an. Als er-
folglos bewertete Anstrengungen der Interessenvertretung werden allerdings 
nicht negativ bewertet und „trüben“ damit die insgesamt positiven Erfahrun-
gen nicht.

Viele positive (wie auch negative) Aussagen sind durch oberflächliche 
Einschätzungen oder Ambivalenz gekennzeichnet. Die Ambivalenz zeigt 
sich deutlich in folgender Aussage. Die interviewte Person sagt auf die Frage 
nach ihren Erfahrungen mit dem Betriebsrat selbst, diese seien „zweigeteilt“.

Befragter: „Zweigeteilt. Zum einen setzen sie sich natürlich sehr für die Mit
arbeiter ein. Zum Teil habe ich aber auch manchmal das Gefühl, dass, wenn 
man so die Medien hört, dass die (sich?, d.V.) manchmal im Weg stehen. Also 
ich war noch in keinem Betriebsrat drin, aber ich habe manchmal das Gefühl, 
dass der Betriebsrat manchmal wirklich bis auf das Blut kämpft, nur damit sie 
ihren Willen durchsetzen können und dadurch dann die ganze Firma auf 
Dauer gefährden.“ (Interview 26)

Insgesamt können wir festhalten, dass auch diejenigen Befragten mit kon-
kreten Mitbestimmungserfahrungen die Institution zwar tendenziell posi-
tiv bewerten, die Einstellungen aber teilweise ambivalent und vage sind. 
Zugleich deuten die Befunde darauf hin, dass selbst als erfolglos wahr
genommene Anstrengungen der Betriebsräte wenig an dieser (vage-posi
tiven) Haltung ändern. Hier schließt sich die Frage an, welche Sozialen 
Repräsentationen diejenigen aufweisen, die selbst als InteressenvertreterIn-
nen aktiv waren oder sind. Dieser Frage wenden wir uns im nächsten Ab-
schnitt zu.

7.5.2 Gruppe 2: InteressenvertreterInnen

In unserem Sample befinden sich lediglich zwei Personen, die uns Erfahrun-
gen als ArbeitnehmerInnen-VertreterInnen berichten konnten. Qualitative 
Forschung zielt zwar nicht auf eine statistische Verallgemeinerung ab, gleich-
wohl muss die geringe Fallzahl bei der Interpretation und der Gewichtung 
der Befunde berücksichtigt werden.
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Fall 1: Ambivalenz und gespaltener Habitus. Die Befragte ist Jugendauszu-
bildendenvertreterin und unseres Erachtens ein typisches Beispiel für eine 
ambivalente Haltung gegenüber der Mitbestimmung und für den Einfluss 
allgemeinerer Grundhaltungen, die die Deutung konkreter Erfahrungen ein-
färben. Das Amt als Jugendvertreterin hat sie nach eigenen Aussagen eher zu-
fällig übernommen. Man habe sie zum einen aus dem Grunde angesprochen, 
weil niemand im Betrieb das Amt habe übernehmen wollen. Man erachtete 
sie zum anderen deswegen als geeignet, weil sie ihr Amt aus Alters- und aus 
Ausbildungsgründen länger als andere innehaben konnte. Den Gewerkschaf-
ten steht die Auszubildendenvertreterin skeptisch gegenüber, ihre Haltung 
zum Betriebsrat ist ambivalent. Zum einen beschwert sie sich über dessen 
„Blockadehaltung“, zum anderen findet sie das aktive Zugehen und die Kom-
munikationsarbeit mit den MitarbeiterInnen lobenswert. Auf der einen Seite 
bewertet sie das Gremium im positiven Sinne als einflussreich, auf der ande-
ren Seite nimmt sie wahr, dass diesem häufig die Hände gebunden seien. Ihr 
zwiespältiges Verhältnis zeigt sich auch in ihrer Antwort, was denn der Be-
triebsrat eigentlich sei und wozu es ihn gäbe:

Befragte: „Betriebsrat, also ich war schon auf einigen Betriebsratssitzungen, 
weil ich bei uns die Auszubildendenvertreterin bin, und Betriebsrat ist viel 
Diskussion, viele verschiedene Meinungen. Und ich habe immer das Bild  
so im Kopf, Betriebsrat ist immer gegenüber der Geschäftsführung, also die 
wollen irgendwie viel dagegen. Und auch so grundsätzlich sind die gegen  
alles, was die Geschäftsführung beschließt. Deshalb bin ich da so ein bisschen 
negativ. Aber ich finde, an sich ist Betriebsrat eine gute Sache. Weil ich mei-
ne, wenn jetzt ein Mitarbeiter Probleme hat in seiner Abteilung, dann geht  
er nicht zum Chef, sondern dann geht er zu seinen Kollegen oder spricht in 
einer anderen Abteilung mit denen und sagt: ‚Hör mal zu, da läuft was nicht 
so ganz, wie es laufen sollte.‘ Und ja, es ist ja auch meistens so, dass aus jeder 
Abteilung jemand im Betriebsrat ist und man dann auch eigentlich immer  
einen Ansprechpartner hat. Und ja – dass der Betriebsrat auch einen relativ 
großen Einfluss hat, dass man da schon einiges bewirken kann.“ (Interview 4)

Die Befragte belegt die Blockadehaltung des Betriebsrates nicht mit einem 
konkreten Beispiel, sondern hat, so ihre Formulierung, „das Bild so im Kopf“. 
Im Interview gewinnt man den Eindruck, dass sich dieses Bild weniger aus 
konkreten Erfahrungen speist als aus Voreinstellungen. Im Interview schim-
mert eine allgemeinere Einstellung und Grundüberzeugung durch, die die 
Arbeitswelt als unveränderlich ansieht. So spricht die Auszubildendenvertre-
terin davon, dass man „nicht unbedingt das Recht wirklich [hat], da was zu 
ändern, weil ein Job ist ein Job und es ist jetzt nichts, was ich mir nach mei-
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nen Wünschen irgendwie schön herrichten kann“. Ihre eher fatalistische 
Weltsicht wird auch in der folgenden Passage deutlich:

Befragte: „Ja, ich find einfach, ja allgemein, die Welt ist nicht gerecht. Kann 
man nun mal nicht ändern, so sehe ich das eigentlich. Und ja, man ist da halt 
dran gebunden; man ist an die Gesetze gebunden, und man ist an die Wirt-
schaft gebunden. Deshalb denke ich, dass man da wenig dran ändern kann.“ 
(Interview 4)

Diese Überzeugungen spiegeln sich in ihrem Bild von Mitbestimmung:

Befragte: „Ich finde, allgemein sollten die Mitarbeiter mehr Mitspracherecht 
haben. Aber ich finde es schwierig umzusetzen. Also ich kann es auch verste-
hen, wenn das nicht so ist oder wenn es bleibt, wie es ist, weil wie gesagt, oft 
ist es einfach so, ja, der Chef sagt, und so ist es.“ (Interview 4)

Festzuhalten ist, dass die Haltung gegenüber ihrem Betriebsrat nicht durch-
weg negativ oder positiv, sondern ambivalent ist. Wir haben es mit einem 
Fall zu tun, dass jemand ohne eine gewerkschaftliche Sozialisation und ohne 
eine von vornherein mitbestimmungsfreundliche Haltung durch ihr Engage-
ment in einer Interessenvertretung die Möglichkeit erhalten hat, (eher positi-
ve als negative) Erfahrungen mit Mitbestimmung zu sammeln. Dies führt zu 
einem Gegengewicht zu den eher nicht mitbestimmungsfreundlichen Vor-
einstellungen, ohne dass letztere aber aufgehoben werden. Haltungen aus ei-
ner eher unpolitischen Vorsozialisation und die zu großen Teilen positiven 
Erfahrungen eines Engagements in einem Mitbestimmungsgremium stehen 
in einem weitgehend unaufgelösten Spannungsverhältnis. Man könnte im 
Bourdieuschen Sinne von einem gespaltenen Habitus sprechen.

Fall 2: Mitbestimmung als Konfliktpartnerschaft. Beim folgenden Fall han-
delt es sich um ein Mitglied eines Personalrates. Er kann wie der vorherge-
hende als Beispiel einer positiven Verstärkung der Einstellung durch Engage-
ment gewertet werden. Allerdings waren die Voreinstellungen gegenüber der 
Mitbestimmung – anders als im ersten Fall – sehr positiv und viel weniger 
vage. So begrüßt der Befragte Gesetzesänderungen im Landesrecht, die den 
Personalvertretungen mehr Rechte einräumt. Er wünscht sich darüber hin-
aus noch mehr Rechte für die Beschäftigten; akzeptiert aber zugleich die er-
reichte Änderung des Personalvertretungsgesetzes als Kompromiss. In seinen 
Äußerungen kommt eine Vorstellung zum Ausdruck, die man als „Konflikt-
partnerschaft“ (Müller-Jentsch 1991) bezeichnen kann, wobei das Element 
der Partnerschaft stärker betont wird als das des Konfliktes (vgl. Streeck 
2016):
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Befragter: „Ich glaube aber, es ist dann sinnvoll, wenn der Arbeitgeber den Per-
sonalrat akzeptiert. […] Aber gute Beziehung heißt nicht immer, dass man 
Friede, Freude, Eierkuchen hat. Also das ist, es ist wichtig, dass man auf Au-
genhöhe miteinander spricht und man sich auch kritisch gegenseitig austau-
schen kann. Sodass der Arbeitgeber dann auch sagt, der Personalrat hat Recht, 
das stimmt. Und auch in umgekehrter Weise: der Personalrat dann auch sagt, 
da müssen sie dann mal dem Arbeitgeber recht geben. Wir sitzen alle in einem 
Boot.“ (Interview 23)

Der Befragte ist einer der wenigen von uns interviewten Personen, die 
sich klar für eine Mitbestimmung aussprechen, die beiden Seiten, der Arbeit-
nehmer wie der Arbeitgeberseite, den gleichen Einfluss zubilligt. Ihm ist die 
gesetzlich institutionalisierte Mitbestimmung wichtig; zugleich betont er die 
informelle Seite, nämlich die wechselseitige Anerkennung und Wertschät-
zung.

Er thematisiert, dass es an seinem Werdegang und seiner Sozialisation lie-
gen könnte, dass er ein „anderes“ Bewusstsein habe:

Befragter: „Es ist halt einfach aufgrund des familiären Hintergrundes vielleicht. 
Und vielleicht auch, weil meine Arbeitslaufbahn etwas ungewöhnlicher ist. 
Dadurch, dass ich eh immer ein bisschen mehr kämpfen musste, und daher 
vielleicht. Dass man da ganz anders groß geworden ist oder ganz andere Erfah-
rungen gemacht hat und ein ganz anderes Bewusstsein entwickelt hat.
Interviewerin: Und wenn ich da nachfragen darf, was war das für ein Famili-
enhintergrund? Also eher so gewerkschaftlich orientiert?
Befragter: Gar nicht, aber mein Vater war halt Arbeiter auf der Zeche gewesen, 
und meine Mutter war in der Altenpflege damals Anfang der 90er. Und da war 
das damals schon die Situation, dass die viel mehr einstecken mussten für ihre 
Sachen. Meine Mutter war auch in der Pflegedienstleitung, sodass sie immer 
mehr mit dem Heimleiter darüber diskutieren musste. Und es war halt doch 
schon so, dass man ein politisches Interesse entwickelt hat. Ich sage mal, in 
den 80ern habe ich Ostermärsche mitgemacht mit meinen Eltern, als die da-
mals politische Interessen verfolgt hatten und ich auch. Weil damit bin ich 
halt groß geworden.“ (Interview 23)

Der Befragte interpretiert seine Biographie folgendermaßen: Sein politisches 
Bewusstsein sei von den Eltern geprägt, dieses habe ihn dazu gebracht, für 
sich und andere aktiv und im Betrieb zum Ansprechpartner für viele Kolle-
gInnen zu werden. Insofern war es bei ihm kein „Zufall“ wie im Fall der Ju-
gendauszubildendenvertreterin, dass er in den Personalrat gewählt wurde. 
Vielmehr war die Wahl die offizielle Etablierung seiner bis dahin nur infor-
mellen Rolle als Anlaufstelle für MitarbeiterInnen mit Problemen. Die vor-
berufliche politische Sozialisation ist in diesem Fall eine wesentliche Ursache 
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für das Engagement sowohl in als auch außerhalb der institutionalisierten 
Mitbestimmung. Politische Vorsozialisation, politisches und betriebliches 
Engagement und das Bild von Mitbestimmung stimmen überein  – gerade 
kein gespaltener Habitus also.

7.5.3 Gruppe 3: Der inkorporierte Blick der Arbeitgeberseite?

Da wir uns in unseren qualitativen Interviews auf junge Menschen konzent-
rieren, ist unser Sample wie gesagt beschränkt: Diejenigen relativ wenigen In-
terviewten, die berufstätig sind, üben eine abhängige Beschäftigung aus. Füh-
rungspositionen nimmt niemand ein. Allerdings haben (bzw. hatten) zwei 
Befragte im Betrieb eine Art Zwischenposition  – zwischen Arbeitnehmer- 
und Arbeitgeberseite – inne. Wie äußern sich z. B. ArbeitnehmerInnen über 
Mitbestimmung, die als PersonalabteilungsmitarbeiterInnen beim Abschluss 
von Betriebsvereinbarungen und anderen Verhandlungen mit Interessenver-
tretungen zu tun haben und dabei zwangsläufig die Position der Betriebslei-
tung einnehmen müssen? Sehen sie sich selbst eher als VertreterInnen der Ar-
beitgeberInnen; und was heißt dies für ihre Sicht auf die Mitbestimmung?

Ein 29-jähriger Mitarbeiter einer Personalabteilung eines privaten Ge-
sundheitsversorgers skizziert eher ein konservatives Bild von Mitbestim-
mung. Für ihn ist letztendlich entscheidend, dass das Unternehmen expan-
diert und Arbeitsplätze geschaffen oder zumindest nicht gefährdet werden. 
Dies ist seiner Ansicht nach nur möglich, wenn es eine klare Hierarchie der 
Entscheidungsträger gibt. Deshalb empfindet er das derzeitige Mitbestim-
mungsrecht als völlig ausreichend. Er gibt an, gute Erfahrungen mit Betriebs-
räten gemacht zu haben. Es müsse schon ein Gegengewicht zur Leitung ge-
ben. Bei ihm im Unternehmen stünden Umstrukturierungsmaßnahmen an, 
da könne „man … nicht alles mit sich machen [lassen]“. Sein Bild von Mitbe-
stimmung habe sich im Laufe seiner Karriere aber gewandelt. Er führt die 
Veränderung selbst auf seinen Aufstieg zurück:

Befragter: „Vorher war es ja immer einfacher zu sagen: Jeder muss, jeder hat ein 
Recht auf seine Meinung. Versteh’ mich jetzt nicht falsch, es ist ja auch richtig. 
Jeder hat ein Recht, jeder sollte mitbestimmen. Das habe ich ja vorher auch ge-
sagt, aber so nach mehreren Jahren so Berufserfahrung, und wenn man vor-
wärts gekommen ist und jetzt halt in der Position steht oder jetzt in der Positi-
on ist, die ich jetzt habe, ist das so ein bisschen, ja ich weiß jetzt, warum es an-
ders gehalten wird. Oder ich weiß jetzt, warum es wirklich anders geführt wird. 
Was ich jetzt aber auch als sinnvoll sehe.“ (Interview 29)
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Die Ambivalenz und die damit verbundenen Dissonanzen, die seine Position 
im Unternehmen nahezu zwangsläufig mit sich bringt, löst der Befragte 
durch die Revision seiner ursprünglichen Haltung und rechtfertigt eine Be-
schränkung der Mitbestimmungsrechte letztendlich mit dem Blick auf das 
Wohl aller MitarbeiterInnen, deren Arbeitsplätze sicher sein sollen.

Eine andere Befragte (mit einem Hochschulabschluss) hat bei einem frü-
heren Arbeitgeber an Verhandlungen um Betriebsvereinbarungen mitge-
wirkt und sah sich in ihrer Rolle eher auf der Arbeitgeberseite verortet. Das 
Bild vom Betriebsrat ist auch bei dieser Befragten positiv. Den Betriebsrat 
sieht sie als eine Art Barometer, das anzeigt, wie stark die Beschäftigten unter 
Druck stehen, und das meldet, wenn die Belastung zu groß wird. Sie habe Be-
triebsräte als kompetente Berater und Ansprechpartner für Beschäftigte vor 
allem in rechtlichen Fragen wahrgenommen. Der Betriebsrat sei eine „mora-
lische Instanz oder schlechtes Gewissen“ (Interview 3, wie auch bei den fol-
genden Zitationen in diesem Absatz). Wie weit soll die (betriebliche) Mitbe-
stimmung nach Auffassung dieser Befragten gehen? Im Fragebogen gibt sie 
an, sich einen gleichen Einfluss von ArbeitgeberInnen wie ArbeitnehmerIn-
nen zu wünschen. Im Interview spezifiziert sie diese Vorstellung: Aufgrund 
des fehlenden Wissens und zu geringer Kompetenzen müsse man die Mitbe-
stimmung auf bestimmte Bereiche beschränken. Hätten die ArbeitnehmerIn-
nen zu viel Einfluss, würden sie „70 Tage Urlaub“ durchsetzen, was schädlich 
für den wirtschaftlichen Erfolg wäre und zum Verlust von Arbeitsplätzen 
führen würde. Daher sei eine Balance zwischen den Interessen der beiden 
Parteien notwendig. Manager würden schließlich auch nicht nur „auf Profite 
schauen“; dies zu glauben, sei „naiv“. Insgesamt beschreibt sie die Arbeitneh-
merseite eher als egoistisch, auf den eigenen Vorteil bedacht und mit zu we-
nig Kompetenz für eine stärkere Mitbestimmung ausgestattet. Dem Manage-
ment schreibt sie dagegen eine umfassendere Perspektive zu, die nicht nur 
auf die eigenen (Gewinn-)Interessen bedacht ist. Dass sie die Manager (hier 
die Mitglieder der Betriebsleitung) auch für relativ zu den Arbeitnehmerver-
treterInnen kompetenter hält, kann man aus dem Zusammenhang schluss-
folgern.

Ziehen wir ein Zwischenfazit. Festzustellen ist, dass sowohl die zu Vertre-
tenden als auch die Vertreter meistens eine ambivalente Haltung zur Mitbe-
stimmung äußern und es nur ganz wenig Stimmen gibt, die sich informiert-
positiv äußern wie im Falle des Personalrats. Es lässt sich vermuten, dass zum 
einen die Grundüberzeugungen in den Haltungen wieder erkennbar sind: 
Fatalistische Einstellungen korrespondieren mit einer kritischeren Betrach-
tung der Mitbestimmung; Erfahrungen von Selbstwirksamkeit wie im Bei-
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spiel des Personalrats gehen eher mit einer positiven Sicht einher (das Prob-
lem der rekursiven, wechselseitigen Beziehung zwischen Einstellungen und 
Erfahrungen können wir hier nicht lösen). Darüber hinaus liefert die dritte 
Gruppe Hinweise darauf, dass auch der Werdegang und die Position inner-
halb eines Unternehmens die Sicht auf die Mitbestimmung beeinflussen 
kann, und zwar nach unseren Befunden in Richtung einer stärkeren Ambiva-
lenz. Insofern sind sowohl die früheren außerberuflichen als auch die späte-
ren beruflichen Sozialisationserfahrungen wichtig, um die Entstehung der 
Bilder über Mitbestimmung nachvollziehen zu können.

Nach dieser stärker am Einzelfall orientierten Analyse werden wir im 
Folgenden eine Typisierung der Vorstellungen über Mitbestimmung vorneh-
men.

7.6 Bilder über Mitbestimmung

Wirklich grundsätzlich ablehnend steht niemand der Mitbestimmung gegen-
über. Von den 39 Personen, die die entsprechende Frage in unseren Fragebo-
gen ausgefüllt haben, sprechen sich insgesamt 26 für einen gleich großen Ein-
fluss von ArbeitnehmerInnen und ArbeitgeberInnen aus (ein ähnlicher An-
teil wie in unserer Telefonbefragung). Wie wir bei genauerem Hinsehen al-
lerdings feststellen können, denken nur sehr wenige Befragte an eine Form 
der Mitbestimmung, wie sie etwa das Montan-Mitbestimmungsgesetz vor-
sieht. Die Vorstellungen sind in der Regel vage, und viele Befragte stellen 
sich eher eine Art Mitwirkung im Sinne von Informations- und Konsultati-
onsrechten vor. Auf jeden Fall bieten uns die qualitativen Interviews die 
Möglichkeit, die feineren Unterschiede in den Meinungsbildern zu identifi-
zieren. Bei der typisierenden Unterscheidung von Bildern über Mitbestim-
mung differenzieren wir also zwischen unterschiedlichen Formen von Zustim-
mung, zu einem sehr geringen Teil auch der Ablehnung. Ergänzend ziehen wir 
bei der Typenbildung Informationen über den Erfahrungshintergrund der 
Befragten, ihr Mitbestimmungswissen und ihre weitergehenden politischen 
Vorstellungen heran.

Vorwegnehmend können wir zwischen fünf Typen (von Befragten bzw. 
ihres Denkens über Mitbestimmung) unterscheiden. Die ersten vier Typen 
zeichnen sich dadurch aus, dass Mitbestimmung befürwortet wird, aber sehr 
unterschiedliche Reichweiten gewünscht werden. Ein weiterer Typ ist durch 
eine resignative und äußerst ambivalente Haltung zur Mitbestimmung cha-
rakterisiert. Wir werden sehen, dass auch bei diesen Befragten Mitbestim-
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mung zwar generell nicht negativ konnotiert ist. Sie bewerten aber einzelne 
Aspekte der konkreten Mitbestimmungspraxis so negativ, dass man nicht 
von Befürwortung sprechen sollte. Hinzu kommen zwei Personen, die so 
wenig über Mitbestimmung informiert sind, dass wir sie für die fünf Typen 
nicht berücksichtigen. Es ergibt wenig Sinn, die Befürwortung oder Ableh-
nung eines Objektes einzuschätzen, wenn der Befragte über dieses nichts 
weiß. Man könnte sagen, dass diese beiden Befragten einen eigenen Typ bil-
den – den der Nichtinformierten.

7.6.1 Konservative Befürwortung

Der Typ des konservativen Befürworters (darunter fallen neun Befragte) 
spricht sich für eine begrenzte Mitbestimmung aus. Schutz vor der Will- 
kür des Arbeitsgebers und Informations-, Anhörungs- und Beratungsrechte 
sollen durch Mitbestimmung sichergestellt werden. Eine Ausweitung über 
solche Rechte hinaus lehnen diese Befragten eindeutig ab. Sie geben im Fra-
gebogen sämtlich an, dass der Arbeitgeber das letzte Wort in den Entschei-
dungen haben sollte. Die Begründungen dafür in den Interviews sind un
terschiedlich: Erstens wird immer wieder darauf hingewiesen, dass die Ar-

Tabelle 40

Verteilung der Typen von Bildern über Mitbestimmung

Typ   n

1. Konservative Befürworter 9

2. Ambivalente Befürworter 21

3. Befürworter einer gleichberechtigten Mitbestimmung 3

4. Befürworter einer starken (gesamtwirtschaftlichen) Mitbestimmung 4

5. Resignierte 2

6. Zu gering Informierte 2

Alle 41

Quelle: Eigene Darstellung
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beitnehmerseite nicht kompetent genug sei bzw. nicht über das nötige Wis-
sen verfüge. Zweitens sieht der konservative Befürworter die Gefahr, dass 
Mitbestimmung zu einer Verantwortungsdiffusion führt und die Entschei-
dungsqualität abnimmt. Es brauche jemanden, der „den Kopf hinhält“. Ein 
Student z. B. führt an, dass sich bei einer Mitbestimmung, die in unterneh-
merische Entscheidungen eingreife, die Arbeitnehmerschaft und die Ge-
schäftsführung gegenseitig blockieren würden. Daher bräuchte es jemanden, 
der letztendlich die Entscheidungen trifft. Und das müsse letztlich der Ar-
beitgeber bzw. Unternehmer sein. Drittens wird der Gruppenegoismus der 
Arbeitnehmer angeführt, der dazu führe, dass das Betriebsganze aus dem 
Blick gerate. Diese Irrationalität wäre, so der konservative Befürworter, bei 
den ArbeitgeberInnen nicht gegeben, weshalb man diesen auch das letzte 
Wort lassen sollte. Insgesamt bewerten die konservativen Befürworter Mitbe-
stimmung zwar positiv, aber nicht so positiv wie die anderen Befragten (wir 
beziehen uns hier jeweils auf die per Fragebogen erhobenen Einstellungswer-
te). Mitbestimmung insgesamt wird wie bei allen anderen auch mit positiven 
Assoziationen verbunden, dagegen finden sich bezogen auf den Betriebsrat 
deutlich mehr negativ bewertete Assoziationen.

7.6.2 Ambivalente Befürwortung

Die ambivalenten Befürworter machen mit 21 Befragten die größte Gruppe 
aus. Sie sehen einerseits im Vergleich zum ersten Typ Mitbestimmung etwas 
stärker positiv, andererseits führen sie selbst viele Einwände an und wollen 
Mitbestimmung begrenzen. Mit z. T. ähnlichen Argumenten wie der konser-
vative Befürworter will der ambivalente Typ keine Mitbestimmung an unter-
nehmerischen Entscheidungen, sondern eine schwächere Form.

Häufig findet sich eine essentialistische Begründung: Es wird von der Po-
sition einer Person in der betrieblichen Hierarchie auf deren Kompetenzen 
geschlossen. Man zieht also Alltagshypothesen über quasi-natürliche, ver-
meintlich in der Natur des Menschen liegende Kompetenzunterschiede 
heran, um die Verteilung von Entscheidungsbefugnissen zu rechtfertigen. So 
äußert ein Student (eines der neun Gewerkschaftsmitglieder unter den Be-
fragten):

Befragter: „Wenn ich mir jetzt vorstelle, z. B. in einer Fabrik, wo jetzt – keine 
Ahnung – Autos montiert werden, wenn dort jemand arbeitet, der dann jetzt 
entscheiden könnte, welches Modell man als nächstes oder welche Wagen 
man plant, in welcher Stückzahl in Deutschland dann verkaufen sollte. Ich 



196

Was Menschen über Mitbestimmung denken

weiß nicht, ob der unbedingt dann halt in der Montage arbeiten würde.“  
(Interview 5)

Eine ähnliche, die betrieblichen Verhältnisse als nahezu unveränderliche Be-
dingung wahrnehmende Sicht nimmt die bereits oben zitierte Jugendauszu-
bildendenvertreterin ein:

Befragte: „Man hat oft auch, finde ich, nicht unbedingt das Recht, wirklich da 
was zu ändern. Weil ein Job ist ein Job, und es ist jetzt nichts, was ich mir nach 
meinen Wünschen irgendwie schön herrichten kann“ (Interview 4).

Eine interessante Begründung für eine Begrenzung von Mitbestimmung 
bringt eine Angestellte zum Ausdruck:

Befragte: „Das fängt ja schon an vielleicht mit Standortentscheidungen, die 
Unternehmen treffen müssen, und wenn man die Mitarbeiter dann dazu be-
fragt, dann wäre es wahrscheinlich sehr in eine Richtung, dass man an dem 
Standort bleibt, wo man ist, weil die Leute haben da wahrscheinlich ihren 
Wohnort. Ich glaube, dass dann in dem Fall die Unternehmensaspekte, viel-
leicht die Ersparnis bei geringeren Mieten, die Mitarbeiter selber nicht be-
trachten würden. Und ich glaube, das muss man für jede Frage einzeln ent-
scheiden, ob das Sinn macht, Mitarbeiter zu befragen, ob sie wirklich dann 
auch ja objektiv beantworten können und nicht nur an die eigenen persönli-
chen Vorteile dann denken.“ (Interview 27)

Zum einen wird Mitbestimmung auf die Befragung von ArbeitnehmerInnen 
reduziert. Zum anderen wird den Beschäftigten unterstellt, nur an die „eige-
nen Vorteile“ zu denken und nicht objektiv zu sein. Daher müsse „man“ – 
damit ist vermutlich die Betriebsleitung gemeint – „für jede Frage einzeln 
entscheiden“, ob eine Befragung „Sinn macht“ (Interview 27). Der Betriebs-
leitung schreibt die Befragte zu, eine übergreifende, das Gesamtwohl des Be-
triebs in den Blick nehmende Sicht einnehmen zu können.

Die Ambivalenzen und Widersprüchlichkeiten, die diesen Typ kenn-
zeichnen, kommen bei drei Fällen noch etwas anders zum Ausdruck. Man 
könnte hier durchaus einen Sub-Typ identifizieren. Wir haben dies nicht ge-
tan, weil er in sich wenig homogen ist und die Ambivalenz das dominieren-
de und verbindende Merkmal darstellt. Die Fälle unterscheiden sich von den 
anderen des Ambivalenz-Typs zum einen dadurch, dass Interessenunterschie-
de zwischen ArbeitnehmerInnen und ArbeitgeberInnen im Denken der Be-
fragten kaum eine Rolle spielen. Eine institutionalisierte Mitbestimmung auf 
Betriebs- oder Unternehmensebene ist hier wenig positiv besetzt, zugleich 
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stehen diese Befragten Mitbestimmung im Sinne individueller Partizipation 
sehr positiv gegenüber. Zum anderen finden wir in zwei Fällen die Vorstel-
lung, dass eine kollektive bzw. repräsentative Interessenvertretung ein Prob-
lem sei, weil die jeweiligen betrieblichen Parteien Eigeninteressen verfolgten. 
Daher brauche man (externe) neutrale Schlichter oder Experten, die in Kon-
fliktfällen die Entscheidung treffen.

Gerade beim Typ des ambivalenten Befürworters zeigt sich, dass eine 
grundsätzliche Bejahung von Mitbestimmung keineswegs bedeutet, dass 
sämtliche Befürworter z. B. Forderungen nach starker, paritätischer Mitbe-
stimmung unterstützen würden. In der Vorstellungswelt dieses Typs geht es 
eher um Anhörungsrechte und ähnlich schwache Formen der Mitbestim-
mung. 

Eine (womöglich gleichberechtigte) Partizipation an unternehmerischen 
Entscheidungen wird tendenziell abgelehnt. Wesentliche Argumente für die-
se Ablehnung beruhen auf der Annahme, dass die Arbeitnehmer zu egois-
tisch und zu wenig qualifiziert seien. Eine kleinere Gruppe von Befragten 
denkt bei Mitbestimmung kaum an eine Form institutionalisierter Mitbe-
stimmung, sondern an individuelle, stärker auf den Arbeitsplatz bezogene 
Partizipation und hält eine neutrale, betriebsexterne Schlichtung von Kon-
flikten für erforderlich.

7.6.3 Befürwortung gleichberechtigter Mitbestimmung

Der Typ, der eine gleichberechtigte Mitbestimmung, d. h. eine stärkere, über 
reine Informations-, Anhörungs- und Beratungsrechte hinausgehende Mitbe-
stimmung befürwortet, kommt in unserem Sample mit drei Befragten vor. 
Dazu zählt unter anderem der bereits beschriebene Fall des Personalratsmit-
glieds. Alle Befragten, die diesem Typ zuzurechnen sind, wünschen sich Mit-
bestimmung auf „Augenhöhe“ (Interview 26). Ein Studierender betont dabei 
das Machtgleichgewicht: Er zieht Pilotenstreiks und die Bestreikung von 
Müllentsorgungsfirmen als Beispiele dafür heran, dass es seiner Meinung 
nach im Einzelfall vorkommen könne, dass die Arbeitnehmerschaft gegen-
über den ArbeitgeberInnen im Vorteil seien. In anderen Bereichen sieht er ei-
nen Machtvorsprung der Arbeitgeberseite, etwa bei Entlassungsentscheidun-
gen, hier fordert der Befragte mehr Mitbestimmungsrechte. Auch ein von 
uns interviewter Facharbeiter hält eine Ausweitung der Mitbestimmung in 
Bereichen wie Maschinenanschaffungen, Weiterbildungsmaßnahmen oder 
auch Standortverlagerungen für sinnvoll. Er betont, dass er mit entscheiden 



198

Was Menschen über Mitbestimmung denken

und nicht nur über bereits getroffene Entscheidungen informiert werden 
möchte (Interview 39).

Die Fragebogendaten bestätigen, dass die Befürworter gleichberechtigter 
Mitbestimmung eine stärker positive Einstellung zur Mitbestimmung auf-
weisen als alle anderen. Die Assoziationen sind vor allem bezogen auf den Be-
triebsrat überdurchschnittlich positiv.

7.6.4 Befürwortung einer gesamtwirtschaftlichen 
Demokratisierung

Ähnlich wie der zuletzt beschriebene Typ ist auch der folgende durch eine 
sehr positive Einstellung zur Mitbestimmung gekennzeichnet. Ihn unter-
scheidet von den anderen vor allem, dass er erstens für einen noch stärkeren 
Einfluss der Arbeitnehmer in Betrieben und Unternehmen argumentiert und 
dabei die Mitbestimmung auf die gesamtwirtschaftliche bzw. -gesellschaftli-
che Ebene ausdehnen will. Vier Personen sind in unserem Sample diesem 
Typ zuzuordnen, den wir als „Befürwortung einer gesamtwirtschaftlichen 
Demokratisierung“ bezeichnen.

Zwei der vier Personen sind Studierende, beide fordern eine weitgehende 
Demokratisierung der Wirtschaft. In einem Fall wird die Vergesellschaftung 
der Produktionsmittel befürwortet. Im Interview wurde dieser Punkt nicht 
angesprochen, der Befragte erwähnt ihn von sich aus:

Befragter: „… ich bin schon ein großer Freund von Mitbestimmung. … wenn 
man auf die Unternehmen das beziehen würde, würde ich sagen, sollte eigent-
lich die Belegschaft alles mitbestimmen dürfen. Und so ein Management wür-
de ich mir eigentlich gar nicht vorstellen als Entscheidungsebene, sondern das 
Kapital sollte schon vergemeinschaftet werden und alle sollten mitbestimmen 
dürfen. Schließlich sind das ja deren Produktionsmittel, mit denen die arbei-
ten, die werden schon wissen, was sie dann machen; und die werden bestimmt 
nicht gegen ihre eigene Firma arbeiten und die dann zugrunde gehen lassen. 
Sie sind ja daran interessiert, dass der Job weiterhin (be)stehen kann, dass sie 
vielleicht mehr verdienen.“ (Interview 33)

Dieser Befragte ist der einzige, der die Mitbestimmungsfrage direkt mit der Ei-
gentumsfrage verbindet. Die anderen begründen eine Demokratisierung der 
Wirtschaft eher mit allgemeineren, demokratietheoretischen Argumenten.

Mindestens zwei der diesem Typ zuzurechnenden Befragten sind stark 
politisch engagiert, sie beteiligen sich an der Selbstverwaltung eines autono-
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men Jugendzentrums und sind dadurch mit Entscheidungsprozessen in Kol-
lektivstrukturen vertraut. Alle sehen die jetzige gesetzliche Mitbestimmung 
weniger als ein anzustrebendes Modell, sondern als eine Übergangsform auf 
dem Weg zu einer weitergehenden Demokratisierung von Wirtschaft und 
Gesellschaft.

7.6.5 Die Resignierten

Dieser Typ erfasst die Extremfälle in unserer Typologie; in der Sprache der 
quantitativen Forschung: die „Ausreißer“ in der Bewertung von Mitbestim-
mung. Insgesamt sind es zwei Befragte, die sich sehr negativ über betriebliche 
oder überbetriebliche Mitbestimmung äußern (ihr Wissen ist dabei eher 
vage).

Eine Befragte (Studierende) berichtete darüber, dass ihr Partner von sei-
nem Betriebsrat sehr enttäuscht wurde, da er ihn nicht als stützend empfand, 
sondern im Gegenteil als Anwalt des Arbeitgebers wahrnahm (Interview 11). 
Ein anderer Befragter (ein kaufmännischer Angestellter im Bildungsbereich, 
derzeit arbeitslos) kommt zu ähnlichen und ebenso negativen Einschätzun-
gen:

Befragter: „Aber selbst da wird ja beeinflusst bis zum Gehtnichtmehr. Deswe-
gen ist für mich im Moment der Betriebsrat eigentlich total überflüssig. Also 
ich finde, es wird ja alles immer gesagt, das ist gut, eine Gewerkschaft ist gut, 
und – keine Ahnung – das wäre alles gut, eine Gewerkschaft und Verdi und 
was es da alles gibt, wären gut. Aber im Endeffekt werden die alle doch nur, 
ich sage mal, bestochen. Also das wird immer von außen schön gemacht, aber 
hinter den Kulissen ist das doch ganz anders.“ (Interview 25)

Bemerkenswert ist, dass es in dem Betrieb (eine Stiftung), in dem der Befrag-
te gearbeitet hat, keinen Betriebsrat gab, sondern eine nicht gesetzlich gere-
gelte Mitarbeitervertretung.

Diese beiden Befragten äußern sich einerseits konkret sehr negativ, ande-
rerseits sprechen selbst sie sich für Mitbestimmung in einem abstrakten oder 
allgemeinen Sinne aus. Die Äußerungen legen nahe, dass sich bei den Befrag-
ten eine resignative Haltung herausgebildet hat, weil sie sich von den politi-
schen und betrieblichen Akteuren nicht angesprochen fühlen. Diese Inter-
pretation korrespondiert mit Befunden von Goes (2014). In einer Befragung 
von LeiharbeiterInnen und Festbeschäftigten zeigt sich in seiner Studie ein 
Deutungsmuster, in dem zwei Elemente zusammenkommen: auf der einen 
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Seite das Gefühl, „‚Man müsste sich gemeinsam wehren‘, auf der anderen Sei-
te … ein alltagsbezogener Pessimismus, sobald es um die konkreten Möglich-
keiten der Gegenwehr geht“ (ebd.: 46).

Unsere Befunde deuten darauf hin, dass eine positive Einstellung zur Idee 
der Mitbestimmung in einem allgemeineren Sinne einhergehen kann mit 
Resignation und ablehnend-negativen Einschätzungen der konkreten Mitbe-
stimmungspraxis, -institutionen und -akteure. Daher ist die Vermutung, all-
gemein positive Einstellungen führten zu einem Engagement in Sachen Mit-
bestimmung und machten eine Aktivierung leicht, sicher nicht durchgängig 
zutreffend.

Wir werden im Abschlusskapitel auf diesen Punkt zurückkommen.

7.6.6 … und die wenig Informierten?

Zwei Fälle habe wir nicht in unserer Typologie verortet (Interview 1 und 7). 
Beiden ist ein sehr geringes Wissen über Mitbestimmung gemein. Die „Sinn-
provinzen“ der Interviewerin und der Befragten sind so unterschiedlich, dass 
kein Weg diese verbindet. Schlichter formuliert: Man redet aneinander vor-
bei. Ein Beispiel für Nichtwissen haben wir bereits oben angeführt, hier ein 
weiteres aus demselben Interview.

Befragte: „… nicht Gewerkschaft, […] mir fehlt jetzt wieder das Wort.“
Interviewer: „Betriebsrat.“
Befragter: „Nee, ja, genau, der Betriebsrat.“ (Interview 1. Hervorhebung durch 
Verfasser)

Die Äußerung zeigt, dass das Wort „Betriebsrat“ im kognitiven und sprachli-
chen Repertoire der interviewten Person bis zum Interview vermutlich nicht 
existent war.29 Beide von uns nicht typisierten Befragten lernen erst im Ge-
spräch, um was es in etwa geht. Ihre Aussagen auch zu Mitbestimmung allge-
mein sind so vage, dass man die Bewertungen nicht sinnvoll auf das Beurtei-
lungsobjekt Mitbestimmung beziehen kann.

29	 Die Äußerung fiel nach etwa dreißig Interview-Minuten. Nachdem die Unkenntnis deutlich wurde, 
hat der Interviewer die befragte Person kurz darüber informiert, was unter einem Betriebsrat zu verstehen 
ist und das Interview weitergeführt.
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7.6.7 Zwischenfazit und eine Erweiterung der Typologie

Halten wir zunächst fest: Wir finden auf der einen Seite unserer Typologie 
die konservativen und ambivalenten Befürworter, die explizit oder implizit 
schwache Formen von Mitbestimmung bevorzugen. Auf der anderen Seite 
sehen wir die Befürworter einer paritätischen Mitbestimmung (paritätisch 
im allgemeinen, nicht konkret rechtlichen Sinne) oder einer umfassenden 
Demokratisierung der Wirtschaft und Gesellschaft. Hinzu kommen die Resi-
gnierten, die Mitbestimmung in einem allgemeinen Sinne positiv, im Kon-
kreten aber eher negativ bewerten. Rund die Hälfte der Fälle ist dem ambiva-
lenten Typ zuzuordnen, ein Fünftel entfällt auf den des Konservativen Befür-
worters. Die anderen Typen sind deutlich seltener vertreten. Wir geben zu 
bedenken, dass solche Informationen über die Verteilung in unserem Samp-
le keinesfalls dazu genutzt werden dürfen, diese in einem statistischen Sinne 
zu verallgemeinern. Über die Verteilung in anderen Stichproben oder gar in 
einer Grundgesamtheit können wir nichts sagen.

Im folgenden Schritt fragen wir, ob sich die Typen hinsichtlich des Wis-
sens über Mitbestimmung unterscheiden, welche Rolle Erfahrungen spielen 
und ob mit den Typen auch Unterschiede in den allgemeineren Weltbildern 
einhergehen.

Unsere Analysen zeigen erstens deutlicher als die quantitativen Befunde 
einen positiven Zusammenhang zwischen dem Wissenstand und der Bewer-
tung von Mitbestimmung. Diejenigen, die dezidiert aufgeschlossen gegen-
über starken Mitbestimmungsrechten sind, weisen mehr Kenntnisse auf bzw. 
haben seltener Kenntnislücken. So zeigt fast die Hälfte aller konservativen 
und ambivalenten Mitbestimmungsbefürworter Wissensdefizite, während 
dies bei der Gruppe der Befürwortung einer starken Mitbestimmung nur auf 
ein Drittel zutrifft. Dies liegt höchstwahrscheinlich daran, dass vor allem die 
konservativen Befürworter Mitbestimmung für die Durchsetzung ihrer eige-
nen Interessen kaum für relevant halten und sich daher kein Wissen an
eignen. Die Resignierten sind ebenfalls durch ein geringes Wissensniveau 
gekennzeichnet. Dies hängt aber weniger damit zusammen, dass die Resig-
nierten Mitbestimmung als für ihre Interessendurchsetzung irrelevant erach-
ten, sondern mehr mit einer grundsätzlichen Skepsis gegenüber etablierten 
Institutionen.

Zudem haben wir untersucht, wie nicht nur die abstrakten Vorstellun-
gen, sondern auch die direkten und indirekten Erfahrungen bei den unter-
schiedlichen Typen ausgeprägt sind. Diejenigen, die eine konservative oder 
ambivalente Haltung aufweisen, berichten häufiger über negative Erfahrungen 
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mit Mitbestimmung als diejenigen, die wir zum Typ der Befürworter gleich-
berechtigter Mitbestimmung oder eine umfassenden Demokratisierung rech-
nen. Dies gilt sowohl für die eigenen als auch für Erfahrungen anderer, die 
ihnen berichtet wurden. Die Typen unterscheiden sich darüber hinaus da-
nach, ob bzw. in welchem Maße die Befragten fehlende Mitbestimmung für 
sich selbst als Problem wahrnehmen. Die konservativen und ambivalenten 
Befürworter berichten weniger häufig von fehlenden Mitbestimmungsmög-
lichkeiten als die Befürworter einer starken Mitbestimmung. Dabei macht es 
keinen Unterschied, ob es sich um eine persönliche Erfahrung im eigenen 
Betrieb handelt oder um eine über Bekannte und Freunde oder Medien ver-
mittelte Erfahrung. Die Resignierten berichten dagegen häufig die negativen 
Erfahrungen anderer.

Wissen und Erfahrungen hängen eng zusammen mit der unmittelbaren 
Betroffenheit der Befragten, was wiederum das Bild über Mitbestimmung be-
einflusst. Als Beispiel kann hier ein Befragter angeführt werden, der der 
Gruppe der konservativen Befürworter zuzuordnen ist. Arbeitnehmermitbe-
stimmung ist für diesen Befragten kein relevanter Gegenstand. Die Erfahrun-
gen, die er damit gemacht hat, stammen aus seiner Tätigkeit als Aushilfe oder 
als externer Dienstleister. Mitbestimmung wurde von ihnen insgesamt eher 
als „störend“ empfunden, da es Prozesse „unnötig verkompliziert“ habe. 
Trotzdem findet er die Institution wichtig, zwar nicht für ihn persönlich, 
aber für Personen, die „in einer schwächeren, ersetzbaren Position sind“, die 
damit ein „stärkeres Gremium“ haben, das sie vertritt. Er selbst würde jedoch 
eher das Unternehmen wechseln als auf eine kollektive Interessenvertretung 
zu setzen – Exit statt Voice. Änderungsvorschläge könne er nicht vorbringen, 
da er darüber zu wenig wisse, aber ihm erscheine die Institution des Betriebs-
rates sinnvoll zu sein, „sonst gäb’s den ja nicht“. Er findet aber, dass die Ent-
scheidungsbefugnisse beschränkt sein sollten, da der Unternehmer das Risi-
ko trägt. Durch die Interviewerin konfrontiert mit der Aussage, dass manche 
Menschen sagen würden, Mitbestimmung ist eigentlich falsch, weil das Un-
ternehmen dem Unternehmer gehört, antwortet der Befragte:

Befragter: Grundsätzlich stimmt es natürlich (Pause). Da denke ich dann halt 
auch, dass der Betriebsrat dann soweit nicht in die wirtschaftlichen Entschei-
dungen eingreifen darf, dass das Unternehmen seine Wirtschaftlichkeit be-
droht. Aber der Unternehmer hat da eine gewisse Verantwortung und die so-
ziale Gerechtigkeit gehört da halt auch zu. Und damit die gewahrt wird, den-
ke ich, dass dann das schon gewisse Einschränkungen in seinen unternehmeri-
schen Handeln hinzunehmen hat.“ (Interview 12)
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Dies entspricht sehr prototypisch der Haltung des Lagers, das Vester et  al. 
(2006) als traditionell konservativ bezeichnen. Hierarchien und ungleiche 
Rechte werden nicht in Frage gestellt. Ergänzt wird diese affirmative Haltung 
gegenüber der hierarchischen Organisationsstruktur durch Zufriedenheit 
mit der Wirtschafts- und Sozialordnung. Systemimmanente Konflikte zwi-
schen Kapital und Arbeit sieht der Befragte nicht.

Ganz anders dagegen die Menschen, die in unserem Sample Arbeitslosen-
erfahrungen gesammelt haben. Alle Personen, die den Resignierten oder den 
Befürwortern einer weitergehenden Demokratisierung zuzuordnen sind, ha-
ben eigene Erfahrungen mit Arbeitslosigkeit gemacht. (Nur eine Person im 
Sample war aktuell arbeitslos.) Dies könnte darauf hindeuten, dass entspre-
chende Erfahrungen relevant sind für die Vorstellung von Mitbestimmung, 
auch wenn es nicht bedeutet, dass diese Erfahrung die Vorstellung in eine 
Richtung determiniert, sondern, wie es scheint, sowohl positiv als auch nega-
tiv beeinflussen kann.

Mitbestimmungsbilder hängen auch mit allgemeineren politischen Grund-
überzeugungen zusammen. Das Denken über Mitbestimmung ist Teil umfas-
sender Vorstellungen über die Wirtschaftsordnung. In unseren Interviews 
kann man zwischen diffusen, meist positiven, gelegentlich auch negativen 
Bildern von Wirtschaftsordnungen einerseits und konkreten systematischen 
Bildern andererseits unterscheiden. Es fällt auf, dass mehr als die Hälfte der 
ambivalenten Befürworter von Mitbestimmung keine oder diffuse Vorstel-
lungen einer Wirtschaftsordnung äußern. Diese Personen können auch nicht 
oder nur vage angeben, welche (Ideal)Vorstellungen sie über Mitbestim-
mung haben. Ihr Denken orientiert sich am Status Quo, dessen Bewertung 
wenig reflektiert ist und zugleich meist positiv ausfällt. Demgegenüber sehen 
die Befürworter einer Mitbestimmung auf „Augenhöhe“ oder der weiterge-
henden Demokratisierung sowie die Resignierten eher die Nachteile des ge-
genwärtigen Wirtschaftssystems. Die Vorstellungen dieser beiden Typen sind 
deutlich konkreter als die aller anderen.
Bleibt die Frage, ob sich die Typen auch im Hinblick auf soziodemographi-
sche Merkmale unterscheiden. Insgesamt können wir zumindest für diese 
Gruppe der jüngeren Menschen kaum ein Muster erkennen. Die unterschied-
lichen Mitbestimmungsbilder korrespondieren im Großen und Ganzen 
kaum mit Merkmalen wie sozialer Herkunft u.ä. Allenfalls die Erfahrung von 
Arbeitslosigkeit könnte eine Rolle spielen. Wegen der geringen Fallzahl ist 
dies aber eher eine Spekulation. Ähnlich spekulativ ist die Vermutung, dass 
sich deutlichere Muster zeigen würden, wenn wir unser Interview-Sample 
z. B. auf ältere und damit auch länger erwerbstätige Menschen mit mehr Mit-
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bestimmungserfahrungen erweitern und auch Selbstständige, ManagerInnen 
und andere Gruppen mit einbeziehen würden.

7.7 Fazit

Insgesamt hat es uns überrascht, wie wenig die von uns befragten 41 jungen 
Menschen über Mitbestimmung wissen und dass sich das Ausmaß des Wis-
sens kaum nach Bildungshintergrund und Erwerbserfahrung unterscheidet. 
Überhaupt spielen die Idee der Mitbestimmung und ihre Institutionen nur 
eine geringe Rolle im Denken unserer Befragten. In den sehr blassen Vorstel-
lungen ist Mitbestimmung bei sehr vielen mit medial vermittelten 
Mitbestimmungs„skandalen“ oder mit überbetrieblichen Konflikten assozi-

Tabelle 41

Denken über Mitbestimmung: Zusammenhänge zwischen Kenntnissen, Erfahrungen und 
allgemeineren Weltbildern

Dimension 
Denken über 
Mitbestim­
mung (MB)

Konservative 
Befürworter 
(n = 9)

Ambivalente 
Befürworter 
(n = 21)

Befürworter 
gleich­
berechtigter 
MB (n = 3)

Befürworter 
einer Demo­
kratisierung 
(der Wirt­
schaft) (n = 4)

Resignierte 
(n = 2)

Bewertung  
von MB

Eher positiv Stärker positiv Abstrakt 
positiv, konkret 
häufig negativ

Wissen, 
Erfahrungen

Geringes Wissen, mehr  
negative, aber auch positive 
Erfahrungen

Mehr Wissen; Erfahrungen 
fehlender MB

Geringes 
Wissen; 
negative 
Erfahrungen

Form/Funktion 
von MB

Schutz vor 
Willkür

Information, 
Anhörung, 
Beratung

(Begrenzte) 
Mitent
scheidung, 
Kompromiss

Weg zum Ziel 
einer Demo
kratisierung  
der Wirtschaft

MB wird  
als überflüssig 
angesehen

Bezug zum  
gesellschaft
lichen Status 
Quo

Befürwortung Kritische Be
fürwortung

Ablehnung Befürwortung

Quelle: Eigene Darstellung
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iert. In Gesprächen mit FreundInnen und KollegInnen kommt Mitbestim-
mung wenig vor. Auffällig ist, dass man sich über positive Beispiele kaum 
austauscht. Trotzdem gibt es eine breite Akzeptanz der Mitbestimmungsidee 
bei unseren Befragten wie in der gesamten Bevölkerung – bei zugleich sehr 
unterschiedlichen Veränderungsideen und Idealbildern.
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Im folgenden letzten Kapitel wollen wir erstens die wesentlichen Befunde 
der Untersuchung zusammenfassen. Dann gehen wir zweitens auf noch offe-
ne Fragen ein und stellen dar, welche Forschung erforderlich ist, um diese zu 
beantworten. Drittens zeigen wir politisch-praktische Schlussfolgerungen 
auf. Dabei geht es uns in erster Linie um die Vermittlung von Wissen, aber 
auch um die Erweiterung der Möglichkeiten, sich für die Mitbestimmung 
der Arbeitnehmer zu engagieren.

8.1 Zusammenfassung

Wir rekapitulieren zunächst, um was es uns in dieser Untersuchung geht. An-
schließend rufen wir die wesentlichen Befunde zusammenfassend in Erinne-
rung.

Ein Ausgangspunkt der Studie war, dass Einstellungen zur Mitbestim-
mung in den letzten Jahrzehnten kaum untersucht worden sind. Die weni-
gen vorhandenen Untersuchungen verwenden die in Bevölkerungsumfragen 
üblichen direkten Fragen und erfassen Einstellungen damit sehr oberfläch-
lich. Daher haben wir in unserer Befragung von 3.203 zufällig ausgewählten 
Personen zwei Erhebungsverfahren miteinander verbunden: zum einen ein 
qualitatives, mit Assoziationen arbeitendes Erhebungsverfahren, zum ande-
ren eher „quantitative“ Itembatterien, d. h. Listen von Statements oder Fra-
gen mit vorgegebenen Antwortmöglichkeiten. Darüber hinaus führten wir 
eine qualitative Untersuchung durch; diese umfasst weitgehend offene (Tie-
fen-)Interviews mit 41 – mehrheitlich jungen – Menschen.

Wir wollten wissen, was Menschen in Deutschland über die Mitbestimmung 
der Arbeitnehmer denken. Unsere Untersuchungsfragen lauten:
a)	� Was wissen Menschen im erwerbsfähigen Alter über Mitbestimmung;  

wie viel wissen sie darüber und welche inhaltlichen Vorstellungen haben 
sie?

b)	� Wie bewerten die Menschen Mitbestimmung; welche Einstellungen zur 
Mitbestimmung existieren in der Bevölkerung?

c)	� Wie lassen sich mögliche Unterschiede in den Einstellungen, aber auch im 
Ausmaß und in den Inhalten des Mitbestimmungswissens erklären? War-
um gibt es (keine) Unterschiede, vor allem zwischen sozialen Gruppen 
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(die wir im Wesentlichen nach Erwerbstätigkeit und Erwerbsposition, 
d. h. der Stellung im Betrieb, aber auch nach Alter und Geschlecht ab-
grenzen)?

Was sind die wichtigsten Ergebnisse unserer Analysen? Bevor wir hier die Be-
funde rekapitulieren, wollen wir in Erinnerung rufen, dass diese in diesem 
Buch nahezu ausschließlich auf ungewichteten Daten beruhen und daher 
Unterschiede zwischen der Zusammensetzung der Gesamtbevölkerung und 
der Stichprobe nicht durch konstruierte Gewichtungsfaktoren ausgeglichen 
werden. Wir meinen zwar, dass eine Übertragung der Ergebnisse auch auf die 
Gesamtbevölkerung möglich ist, gleichwohl ist Vorsicht bei Verallgemeine-
rungen angebracht. (Vorsicht würden wir übrigens auch anmahnen, wenn 
wir mit Gewichtungen gearbeitet hätten, da diese lediglich für einige wenige 
Merkmale berechnet werden können.) Das Problem der Verallgemeinerung 
besteht vor allem bei den beschreibenden Befunden, die etwas über den 
Durchschnitt bzw. die Mehrheit der Befragten aussagen. Wir beginnen unse-
re Zusammenfassung mit der Darstellung dieser Ergebnisse. Zweitens wollen 
wir in Erinnerung rufen, welche Variablen, vor allem in multivariaten Analy-
sen, einen Einfluss auf das Wissen, aber auch auf die Bewertungen zeigen. 
Anders gesagt: Macht die Zugehörigkeit zu bestimmten sozialen Gruppen ei-
nen Unterschied? Und welche Rolle spielen generelle Werte und politische 
Haltungen? Drittens wollen wir diejenigen Befunde berichten, in denen wir 
weniger die Effekte von Einzelvariablen betrachten, sondern zwischen „sozi-
alen Typen“ differenzieren, ausgehend von der Annahme eines Zusammen-
spiels sehr unterschiedlicher Variablen.

8.1.1 Die Gesamtheit der Befragten

Zunächst also zum Durchschnitt der Befragten. Das Wissen über Mitbestim-
mung ist gering. Nur etwa ein Drittel der Befragten gibt an, über ein sehr gu-
tes oder gutes Wissen über den Betriebsrat zu verfügen, bei den 15- bis 20-Jäh-
rigen sind es rund 13 Prozent. Etwas weniger als zehn Prozent der Befragten 
können mit dem Begriff Mitbestimmung nichts anfangen, das bedeutet, ih-
nen fällt keine Assoziation ein. Jeweils rund ein Fünftel kann keine Assoziati-
on zu Mitbestimmung der Arbeitnehmer oder Betriebsrat nennen. Mehr als zwei 
Assoziationen (von fünf möglichen) nennen nur relativ wenige. In Gesprä-
chen mit FreundInnen, KollegInnen oder in der Familie spielt Mitbestim-
mung kaum eine Rolle. Das Wissen stammt vor allem aus den Printmedien 
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bzw. dem Fernsehen. 42 Prozent der aktuell oder früher Erwerbstätigen sa-
gen, sie hätten im Betrieb „nie“ oder „selten“ etwas über die Mitbestimmung 
der Arbeitnehmer gehört oder gelesen.

Die Assoziationen, die die Befragten spontan nennen, sind für uns ein In-
diz für das, was sie inhaltlich über Mitbestimmung denken. Bei der Nennung 
des Begriffes Mitbestimmung (ohne den Zusatz „der Arbeitnehmer“) denkt 
nur rund ein Viertel (23 Prozent) an Sachverhalte, die in einem weiten Sinne 
mit der Arbeitswelt zu tun haben. Mehrheitlich assoziieren die Menschen 
hiermit eher allgemeine, lebensweltnahe Zusammenhänge wie „anderen hel-
fen“, die Mitwirkung in einem Verein oder aber Volksabstimmungen und 
ähnliche Mitbestimmungsinstrumente der (parlamentarischen) Demokratie. 
Beim Stimulusbegriff Mitbestimmung der Arbeitnehmer nennt rund ein Viertel 
der Befragten (die mindestens eine Assoziation anführen) den Betriebsrat 
oder ähnliche Organe, ein weiteres Fünftel denkt an Gewerkschaften. Rund 
45 Prozent aller Assoziationen entfallen auf diese beiden Kategorien. 14 Pro-
zent denken an Sachverhalte, die wir unter die Kategorie Arbeitszeit gefasst 
haben. Weitere rund neun Prozent nennen Begriffe bzw. Aussagen, die als 
Kritik an zu wenig oder nicht vorhandener Mitbestimmung zu interpretieren 
sind. Beim Stimulusbegriff Betriebsrat assoziiert etwa ein Fünftel der Antwor-
tenden „Interessenvertretung der Arbeitnehmer“ (oder ähnliches, was wir 
unter diese Kategorie fassen) und umschreibt damit die Funktion und Defini-
tion des Betriebsrates. Knapp 14  Prozent machen positiv-wertende Aussa-
gen – wie „gute Sache“, „notwendig“, „sinnvoll“, „prima“. Auch Kategorien 
wie „Hilfe“, in die Nennungen wie „Rückenstärkung“ oder „Beratung“ ein-
geordnet wurden, und „Einsatz für Arbeitnehmer“ werden relativ häufig mit 
dem Betriebsrat assoziiert. Insgesamt deuten bereits die Assoziationsinhalte 
auf eine relativ positive Bewertung von Arbeitnehmermitbestimmung und 
der Institution Betriebsrat hin – all dies bei gleichzeitig im Durchschnitt eher 
geringem Wissen und Vorstellungen über Mitbestimmung, die wenig auf die 
Arbeitswelt bezogen sind.

Die Bewertung der Mitbestimmung ist ausgesprochen positiv. Um diese 
zu erfassen, haben wir unterschiedliche Fragen und Messverfahren verwen-
det. Zum einen haben wir die Zustimmung oder Ablehnung mit 13 Aussa-
gen („Mitbestimmung schützt Arbeitnehmer in Krisenzeiten“, „… verhin-
dert Arbeitsplätze“ usw.) gemessen. Die Befragten konnten ihre Bewertung 
auf einer Skala von 1 („Stimme völlig zu“) bis 4 („Stimme überhaupt nicht 
zu“) angeben. Bildet man eine Summe über diese Bewertungen, wobei die 
Richtung der Aussage (Zustimmung zu einer mitbestimmungspositiven oder 
einer mitbestimmungsnegativen Aussage) selbstverständlich berücksichtigt 
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wurde, und teilt dann die Summe durch die Anzahl der Items, dann weisen 
rund 90 Prozent der Befragten einen hohen Zustimmungswert (mindestens 
3) auf. Zum anderen haben wir die Befragten ihre eigenen Assoziationen, die 
sie bei den Begriffen Mitbestimmung der Arbeitnehmer und Betriebsrat genannt 
haben, bewerten lassen (als positiv, neutral oder negativ). Dabei zeigt sich, 
dass der Anteil positiver Assoziationen mit knapp 70 Prozent bei beiden Sti-
mulusbegriffen (Mitbestimmung der Arbeitnehmer und Betriebsrat) recht hoch 
ist. Der Anteil der als negativ bewerteten Begriffe beträgt dagegen nur knapp 
7 Prozent beim ersten und 12 Prozent beim zweiten Stimulusbegriff. Wir fin-
den also eine sehr positive Mitbestimmungseinstellung der Bevölkerung, un-
abhängig davon, wie man diese Bewertungen erhebt. Die positiven Bewer-
tungen sind dabei weitgehend unabhängig vom Wissensstand.

8.1.2 Unterschiede zwischen sozialen Gruppen

Welche Unterschiede zeigen sich nun nach den für uns wichtigen Merkmalen 
Alter, Erwerbsstatus bzw. -position, Geschlecht und Mitbestimmungserfah-
rung? Dabei haben wir zum einen einfache, bivariate Vergleiche vorgenom-
men und z. B. jüngere und ältere Befragte miteinander verglichen. Zum an-
deren haben wir den Einfluss anderer Variablen mittels multivariater Verfah-
ren „herausgerechnet“. Um dies am Beispiel des Alters zu erläutern: Wir kön-
nen auf diese Weise den „reinen“ Alterseffekt isolieren und sagen, ob Alter 
einen Unterschied macht, auch wenn man etwa den Einfluss der Gewerk-
schaftszugehörigkeit und anderer Variablen konstant hält.

Beginnen wir mit der Frage, ob das Alter der Befragten einen Unterschied für 
Wissen und Bewertungen macht. Sowohl bei den einfacheren, bivariaten Analy-
sen als auch in den Regressionen zeigt sich, dass das Alter einen deutlichen 
statistischen Effekt auf das Ausmaß des Wissens über Mitbestimmung hat. Die 
Jüngeren wissen weniger über Mitbestimmung und assoziieren diese weniger 
mit Betrieb und Unternehmen, sondern stärker mit Demokratie in einem all-
gemeineren Sinne. Erfahrung, vor allem im Erwerbsleben, spielt eine wichti-
ge Rolle zur Erklärung der Unterschiede. Die Bewertungen stehen dagegen 
kaum im Zusammenhang mit dem Alter. Zwar korreliert eine Zugehörigkeit 
zu den jüngeren Gruppen positiv mit der Bewertung der Mitbestimmung, 
aber die Effekte bzw. Zusammenhänge sind insgesamt eher schwach. Von ei-
nem durchgängigen, linearen Alterseffekt kann man also kaum reden. Je 
nachdem, wie die Bewertungen erfasst werden, kann man allerdings sehen, 
dass neben den Jungen ältere Jahrgangsgruppen, d. h. die 51- bis 65-Jährigen, 
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eine relativ zur Vergleichsgruppe (der Mittelalten) stärker positive Einstellung 
aufweisen. Es könnte sein, dass die politische Sozialisation dieser heute älteren 
Gruppe im „Roten Jahrzehnt“ (Koenen 2001) eine Rolle spielt. Unsere Ver-
mutung, dass deutliche Unterschiede der Sozialen Repräsentationen zwischen 
den jüngeren und älteren Altersgruppen bestehen, bestätigt sich also allenfalls 
für einige Altersgruppen. Ein systematisches Bild ergibt sich nicht.

Die Vorstellungen jüngerer Menschen haben wir zusätzlich mittels quali-
tativer Interviews im Detail analysiert. Die Auswertung von insgesamt 41 In-
terviews zeigt – wie die Befunde der Telefonbefragung – dass das Wissen über 
Mitbestimmung gering ist. Über die Medien werden vorrangig die als „Skan-
dale“ dargestellten Fälle („Korrumpierung“ von Mitbestimmungsakteuren 
o. ä.) wahrgenommen. Die Wahrnehmungen und Interpretationen der Be-
fragten sind dabei von ihren allgemeinen politischen Einstellungen beein-
flusst. Die qualitativen Interviews erhärten die Befunde der quantitativen 
Analysen, auch hier findet sich überwiegend eine positive Einstellung zur 
Mitbestimmung der Arbeitnehmer (bei gleichzeitig geringen Kenntnissen 
über diesen Gegenstand).

Eine weitere Frage war, ob diejenigen Befragten, die auf der Arbeitgeberseite zu 
verorten sind, eine andere Einstellung zur Mitbestimmung haben. Wir vermute-
ten, dass Selbstständige und Freiberufler mit Arbeitgeberfunktion sowie lei-
tende Angestellte  – unabhängig vom Einfluss anderer Variablen – im Ver-
gleich zu anderen Gruppen eine weniger positive bzw. sogar eine negative 
Einstellung zur Mitbestimmung haben. Eine deutlich negative Einstellung 
ist entgegen dieser Vermutung auch bei den Arbeitgebern bzw. arbeitgeber-
nahen Personen nicht durchgängig zu finden. Allerdings weist die Gruppe 
der betriebsratsfähigen Arbeitgeber (mit mindestens fünf Beschäftigten) eine 
deutlich weniger positive, z. T. sogar negative Einstellung auf. Vor allem bei 
der Frage, ob Arbeitnehmer mindestens ebenso viel Einfluss haben sollten 
wie die Arbeitgeber, sind es die Arbeitgeber betriebsratsfähiger Betriebe, die 
deutlich ablehnende Antworten geben und keineswegs eine positive Einstel-
lung zeigen. Bei den Polaritätsindizes, die auf Grundlage der bewerteten As-
soziationen gebildet worden sind, finden wir dagegen keine (signifikanten) 
Effekte. Generell legen die Befunde folgende Interpretation nahe: Solange 
Arbeitgeber sich Mitbestimmung als reine Mitwirkung vorstellen, sind sie 
durchaus positiv eingestellt. Wenn es jedoch um eine echte Mitbestimmung 
und die Einflussnahme auf die Verteilung der betrieblichen Wertschöpfung 
geht, ist die Einstellung deutlich weniger positiv und bei denjenigen, die von 
Mitbestimmung direkt betroffen sind, den Inhabern betriebsratsfähiger Be-
triebe, sogar negativ.
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Für die leitenden Angestellten hatten wir ein ähnliches Muster wie für 
die Arbeitgeber erwartet. Diese Vermutung bestätigt sich nicht. Die Leiten-
den liegen, über alle abhängigen Einstellungsvariablen hinweg betrachtet, im 
Durchschnitt aller (erwerbstätigen) Befragten.

Weiterhin haben wir Unterschiede in den Einstellungen von Frauen und Män-
nern untersucht (wobei wir das Konzept des sozialen Geschlechts zugrunde le-
gen). Die Befunde zeigen, dass Frauen eine geringfügig stärker positive Ein-
stellung aufweisen. Vermutet hatten wir, dass Frauen einen Zusammenhang 
zwischen Gleichstellungsinteressen und Mitbestimmung wahrnehmen. Tat-
sächlich ruft aber das Denken an Mitbestimmung nur sehr selten gleichstel-
lungbezogene Assoziationsbegriffe wie Frauenquote, Gleichstellung oder 
Frauenbeauftragte hervor. In multivariaten Analysen hat die Variable Ge-
schlecht z. T. einen signifikanten Effekt auf die Einstellung zur Mitbestim-
mung, auch wenn dieser eher gering und nicht in allen statistischen Model-
len zu finden ist.

Eine weitere wichtige Einflussgröße, die wir untersucht haben, ist die Erfahrung 
der Befragten mit der Mitbestimmung. Ausgehend von sozialisationstheoreti-
schen Überlegungen hatten wir vermutet, dass Menschen, die mit Mitbestim-
mung Erfahrungen haben, stärker positive Einstellungen aufweisen als Men-
schen, die über wenig oder keine Erfahrungen verfügen. Unter Erfahrungen 
fassen wir vor allem ein Engagement in einem Mitbestimmungsgremium, 
insbesondere die frühere oder aktuelle Mitgliedschaft in einem Betriebs- oder 
Personalrat, aber auch in anderen Formen der Mitarbeitervertretung. Darü-
ber könnte schon das Vorhandensein einer Mitarbeitervertretung Erfahrun-
gen ermöglichen. Untersucht haben wir auch den möglichen Einfluss der 
(von den Befragten wahrgenommenen) Einstellung des Arbeitgebers zur Mit-
bestimmung, wir sprechen von Mitbestimmungsklima. Ein solches Klima 
könnte auch den Wahrnehmungsrahmen beeinflussen und damit auch Er-
fahrungen. 

Unsere Befunde stützen diese Vermutungen im Großen und Ganzen: Die 
derzeitigen und früheren Betriebs- oder Personalratsmitglieder haben über-
durchschnittlich positive Einstellungen. Dies gilt auch, wenn man den simul-
tanen Einfluss anderer Größen berücksichtigt. Die Existenz einer Interessen-
vertretung bewegt die Einstellungen ebenfalls in eine positive Richtung. Und 
schließlich hat das Mitbestimmungsklima einen (allerdings nicht sehr star-
ken) Einfluss: Wenn der Arbeitgeber in der Wahrnehmung der Befragten 
eine negative Einstellung zur Mitbestimmung hat, dann ist auch deren Ein-
stellung weniger positiv.
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8.1.3 Typologische Analysen

Wenn man den Einfluss sehr vieler Variablen getrennt voneinander analy-
siert, dann läuft man Gefahr, das Zusammenwirken mehrerer Variablen au-
ßer Acht zu lassen. Statistisch würde man Interaktionseffekte übersehen, me-
taphorisch gesprochen: vor lauter einzelnen Bäumen den Wald nicht mehr 
sehen. Daher ist es sinnvoll, die Befragten Gruppen oder Typen zuzuordnen, 
die auf Basis mehrerer Variablen gebildet werden. Dies legt auch die von uns 
herangezogene theoretische Perspektive nahe. Methodisch haben wir zum ei-
nen mit den Daten der Telefonumfrage eine Korrespondenzanalyse durchge-
führt. Dabei geht es darum, Typen danach zu unterscheiden, welche sozialen 
Merkmale und Einstellungen „gehäuft“ zusammen vorkommen. Zum ande-
ren haben wir die Befunde unserer qualitativen Interviews zu einer zweiten 
Typologie verdichtet, die im Kern unterschiedliche Formen von Befürwor-
tung von Mitbestimmung unterscheidet.

Zunächst zu den quantitativ gebildeten Typen. Mittels einer Korresponden-
zanalyse haben wir „Cluster“ identifiziert, die sich hinsichtlich ihrer Wert-
Wissens-Vorstellungen ähneln, d. h. homogene Soziale Repräsentationen von 
Mitbestimmung zeigen und sich zugleich in soziodemographischen Merk-
malen ähneln. Besonders ausgeprägt und sich vom Durchschnitt abhebend 
sind die beiden folgenden Gruppen: Die erste Gruppe umfasst Arbeitgeber, 
insbesondere diejenigen mit fünf und mehr Arbeitnehmern, mit überdurchschnitt-
lich negativen Bewertungen. Die anderen Selbstständigen und auch die leiten-
den Angestellten weichen dagegen wenig vom Durchschnitt (der durch posi-
tive Bewertungen zu charakterisieren ist) ab. Die Befunde erhärten die bereits 
oben auf Basis anderer methodischer Zugänge gewonnenen Resultate. Hin-
sichtlich des Wissens weist diese Gruppe der Arbeitgeber leicht überdurch-
schnittliche Werte auf. Eine zweite Gruppe bilden die SchülerInnen, Studie-
rende, aber auch Auszubildende, deren Ausbildung an einer Schule stattfindet, mit 
wenig Wissen (und jüngeren Alters), allgemeinen Vorstellungen über Mitbestim-
mung und eher durchschnittlich positiven Bewertungen. Neben diesen beiden 
sich besonders stark abhebenden Gruppen kann man eine dritte und vierte, 
ggf. auch noch eine fünfte unterscheiden. In diesen ist die soziale Homogeni-
tät aber deutlich geringer als bei den beiden ersten. Die dritte Gruppe um-
fasst Personen mit überdurchschnittlich positiven Bewertungen, vor allem Fachar-
beiter und Meister, aber auch Beamte. Tendenziell gehören zu dieser Gruppe 
Ältere, die auch mit einer höheren Wahrscheinlichkeit in der Gewerkschaft 
sind. Viertens findet sich eine Gruppe, deren kennzeichnende Merkmale die 
überdurchschnittlich häufige Nennung von betriebsbezogenen Assoziationen und 
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ein überdurchschnittliches Wissen über den Betriebsrat sind. Man kann aus 
der Korrespondenzanalyse ersehen, dass es sich um relativ gut qualifizierte, 
ältere Personen mit höherem Einkommen handelt; die Beamten des höheren 
Dienstes zählen hierzu. Analytisch ist noch eine fünfte Gruppe zu unterschei-
den: die Durchschnittlichen. Ihre Einstellungen sind positiv, das Wissen mittel-
mäßig, eher allgemein und wenig arbeitsbezogen. Festzuhalten ist folgender 
Befund: Es gibt eine einzige sozial relativ homogene Gruppe, die tendenziell 
weniger positive oder sogar ablehnende Einstellungen aufweist und die zu-
gleich über mindestens durchschnittliches Wissen verfügt: die Arbeitgeber. 
Diese Gruppe ist gesellschaftlich in der Position, in Auseinandersetzungen 
um die Mitbestimmung ihre Auffassung in entsprechende Diskurse einzu-
bringen und durchzusetzen. Zwar verfügen nicht alle anderen Gruppen über 
geringes Wissen, vor allem die gut qualifizierten, Älteren grenzen sich hier 
vom Durchschnitt ab. Anders als die Gruppe der betriebsratsfähigen Arbeit-
geber sind sie aber sozial deutlich weniger homogen und haben aus diesem 
Grunde ein geringeres Kooperations-, Organisations- und Einflusspotenzial.

Unsere zweite Typologie beruht auf dem Befund, dass wir mehrheitlich 
eine Befürwortung von Mitbestimmung und nur zu sehr geringen Teilen 
eine Ablehnung oder Distanz vorfinden, wobei aber die Befürwortung be-
merkenswert unterschiedliche Intensitäten und Formen aufweist. Wir spre-
chen auch von „Mitbestimmungsbildern“, denn inhaltliche Vorstellungen 
und Bewertungen sind verschränkt. Der erste Typ umfasst die konservativen 
Befürworter. Dieser Typ spricht sich für eine begrenzte Mitbestimmung aus, 
Informations-, Anhörungs- und Beratungsrechte reichen ihm. Die ambiva-
lenten Befürworter (zweiter Typ) sehen Mitbestimmung etwas stärker positiv, 
andererseits führen sie selbst viele Einwände an und befürworten ebenfalls 
nur eine Mitwirkung. Mitbestimmung in unternehmerischen Entscheidun-
gen wollen die diesen beiden Typen zugeordneten Befragten nicht. Der dritte 
und vierte Typ befürworten eine gleichberechtigte Mitbestimmung, der letzte 
eine über die derzeitige Mitbestimmung hinausgehende Wirtschaftsdemo-
kratie. In beiden Typen sind diejenigen zu finden, die sich auch gesellschaft-
lich engagieren. Schließlich haben wir einen fünften Typ unterschieden, er 
umfasst die Resignierten. Diese Befragten äußern sich negativ über die kon-
krete Mitbestimmung im Betrieb, obwohl sie generell durchaus für Partizipa-
tion sind. Bei den negativen Einschätzungen beziehen sie sich häufig auf Er-
fahrungsberichte anderer, ihr Wissen ist gering. Zu ergänzen ist, dass wir 
auch Befragte (zwei von 41) haben, die über die Mitbestimmung der Arbeit-
nehmer zu wenig wissen, als dass man sie den genannten Typen zuordnen 
könnte.
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Insgesamt finden wir also – sowohl im quantitativen als auch im qualita-
tiven Teil unserer Studie – eine breite Akzeptanz des Mitbestimmungsgedan-
kens in einem allgemeinen Sinne. Aber unsere Ergebnisse zeigen auch, dass 
eine durchgängig positive Bewertung der Mitbestimmung noch nicht bedeu-
tet, dass ein breiter Konsens über die konkrete Art und Intensität der Arbeit-
nehmermitbestimmung existiert. Offenbar ist eine generell positive Einstel-
lung nicht automatisch gleichbedeutend mit „je mehr Mitbestimmung, desto 
besser“. Der Begriff „Mitbestimmung“ kann – ähnlich wie etwa „Demokra-
tie“ oder „Gerechtigkeit“ – als ein Hochwertwort (vgl. hierzu etwa Liedtke 
2002) verstanden werden, als ein Begriff, bei dem sich positive Assoziationen 
geradezu von selbst aufdrängen. Erst im Detail, bei der konkreten Anwen-
dung zeigen sich Grenzen, Einschränkungen und Relativierungen. So ist es 
nicht verwunderlich, dass selbst Arbeitgeber Mitbestimmung mehrheitlich 
positiv sehen – zumindest so lange, wie die eigenen Verfügungsrechte hier-
von nicht berührt sind und die Mitbestimmung den ArbeitnehmerInnen le-
diglich Informations-, Anhörungs- oder Beratungsrechte einräumt.

Die eher diffus positive Einstellung zur Mitbestimmung geht einher mit 
dem insgesamt geringen Wissen der Befragten über die Mitbestimmung der 
ArbeitnehmerInnen. Ein Zusammenhang zwischen der vagen Wertschät-
zung für Partizipation in einem weiten Sinne und Vorstellungen über Mitbe-
stimmung in Unternehmen und Betrieben ist im Denken der Mehrheit 
schwach ausgeprägt. Demokratie hat im Denken vieler nichts mit Betrieben 
und Unternehmen zu tun.

8.2 Offene Fragen und Folgerungen für die Forschung

Wir haben einige Antworten auf die Frage „Was denken die Menschen über 
Mitbestimmung?“ geben können. Allerdings sind – wie sollte es anders sein – 
Fragen offen geblieben. Einige sind erst im Laufe des Forschungsvorhabens 
aufgetaucht. Bevor wir zu den praktisch-politischen Schlussfolgerungen 
kommen, wollen wir die wichtigsten dieser Fragen skizzieren und aufzeigen, 
wo unserer Meinung nach weitere Forschung erforderlich ist.

Erstens ist nicht genügend geklärt, wie die von uns identifizierten Un- 
terschiede im Denken über Mitbestimmung entstanden sind. Wir haben 
diese Frage so zu beantworten versucht, dass wir zum einen soziale Grup-
pen nach bestimmten Kriterien (z. B. Alter, Geschlecht, Arbeitgeberstatus, 
aber auch Erfahrungen mit Mitbestimmung) hinsichtlich des Denkens, vor 
allem der Bewertungen, miteinander verglichen haben. Zum anderen 
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haben wir auf Basis unserer qualitativen Interviews mit jüngeren Menschen 
Typen der Mitbestimmungsbefürwortung bzw. -ablehnung gebildet. Als 
Theoriehintergrund haben wir jeweils sozialisationstheoretische Über
legungen herangezogen. Sozialisation vollzieht sich über einen langen Zeit-
raum, grundsätzlich dauert sie ein Leben lang an, auch wenn sich Intensität 
und Inhalte verändern. Nun sagen Querschnittsdaten wenig über zeitliche 
Verläufe. Die Sozialisationsgeschichte lässt sich auf Grundlage der Daten 
und Einschätzungen der Befragten allenfalls ansatzweise erschließen. Wenn 
wir also noch besser verstehen und erklären wollen, warum sich Unter-
schiede zeigen, dann müssen wir Vergleiche über die Zeit vornehmen. Es 
wäre deshalb sinnvoll, die Befragung in einem gewissen zeitlichen Abstand 
zu wiederholen.

Weiter zu klären ist zweitens das Zusammenwirken zwischen allgemei-
nen Werten (wie Individualismus), politischen Haltungen (Links-Rechts-Ver-
ortung), der sozialen Herkunft und den aktuellen Mitbestimmungserfahrun-
gen. Zum Teil sind hier die Potenziale des Datensatzes noch nicht 
ausgeschöpft. So umfasst der (quantitative) Datensatz noch nicht ausgewerte-
te Informationen über die allgemeineren Werte der Befragten. Wir haben 
nur die zentralen oder Kernvariablen genutzt. Aus vielen Items mithilfe von 
gruppierenden statistischen Verfahren (Faktoren- und Clusteranalysen z. B.) 
zusammengesetzte Konstrukte sind in den hier dargestellten Auswertungen 
nicht sehr häufig zu finden. 

Dies hat weniger den Grund, dass dafür in einem über zwei Jahre geför-
derten Projekt keine Zeit wäre. Der Grund, warum wir bisher meist Einzel
items und weniger hoch aggregierte Konstrukte verwenden, liegt darin, dass 
wir die Interpretation und Kommunikation der Befunde erleichtern wollen. 
Wenn man die Antworten auf mehrere Fragen zusammenfasst und in einem 
Gesamtindex verdichtet, dann ist die Interpretation jedenfalls für LeserInnen 
ohne Vorkenntnisse in der Sozialforschung und multivariaten statistischen 
Verfahren schwieriger als wenn man lediglich eine einzige Variable mit der 
jeweiligen konkreten Frageformulierung zur „Erklärung“ von Unterschieden 
nutzt. Dafür ist dann der Preis zu zahlen, dass bestimmte Informationen bis-
her nicht verwendet wurden. 

Also sind weitere Auswertungen notwendig und sinnvoll. Diese werden 
z. T. von den AutorInnen des Buches noch durchgeführt werden. Zur Aus-
schöpfung der Potenziale des Datensatzes gehört aber auch, dass die Daten in 
absehbarer Zeit auch anderen WissenschaftlerInnen zugänglich gemacht 
werden. Wir meinen, dass Wissenschaft immer, etwa durch die Bereitstellung 
von Infrastruktur, öffentlich gefördert wird. Daher sehen wir für uns eine 
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Verpflichtung, die durch die Allgemeinheit direkt oder indirekt finanzierten 
Daten anderen zur Nutzung zu überlassen.30

Eine dritte uns wichtige Frage betrifft die Ursachen dafür, dass das Mitbe-
stimmungswissen so gering ist. Dieser Befund ist umso überraschender, als of-
fenbar ein Bedürfnis nach Mitbestimmung besteht. Das kann man aus den 
positiven Bewertungen schließen. Überrascht hat uns auch, dass dieses offen-
bar bestehende Mitbestimmungsbedürfnis gedanklich kaum mit der Arbeits-
welt und der institutionalisierten Mitbestimmung in Verbindung gebracht 
wird. Genauer zu untersuchen wäre unserer Meinung nach, welche Rolle Bil-
dungseinrichtungen und die Medien in der Produktion und Aufrechterhal-
tung solcher Vorstellungen spielen. Hier müssten die Lehrpläne und Curri-
cula untersucht werden. Inwieweit und in welcher Art und Weise wird das 
Mitbestimmungsthema in unterschiedlichen Schulformen und Studiengän-
gen an Hochschulen behandelt? Welche Lehrmaterialien sind verfügbar? Was 
sind die Aussagen in den Lehrbüchern und anderen Materialien? Welche die-
ser Lehrmaterialien werden (auf welche Art und Weise) genutzt? Und wie 
sollte das Thema behandelt werden? Unsere Vermutung ist, dass das Thema 
„Mitbestimmung“ sowohl in der schulischen und hochschulischen Bildung 
als auch in der Berufsausbildung zu kurz kommt. Die von uns bereits er-
wähnte Untersuchung von Allespach und Dusse (2016) zeigt, dass das Thema 
Mitbestimmung in betriebswirtschaftlichen Studiengängen an den Hoch-
schulen kaum vorkommt. Auch in der Sekundarstufe ist es allem Anschein 
nach kaum von Bedeutung. Zwar können wir hier eine tiefergehende Analy-
se nicht leisten. Unser Eindruck ist aber, dass man von der ökonomischen 
Bildung insgesamt nicht zu viel erwarten darf. Wir führen zwei Beispiele an: 
Die von Retzmann et  al. (2010) entwickelten Standards für die „ökonomi-
sche Bildung an allgemeinbildenden Schulen“, die zugleich als „Standards 
für die Lehrerbildung“ gedacht sind, enthalten auf 140 Seiten das Wort Be-
triebsrat genau: kein Mal (gesucht haben wir nach dem Wortstamm Be-
triebsr), Mitbestimmung kommt drei Mal vor (Wortstamm Mitbestimm). Aber 
auch in den von der Arbeitgeberseite massiv kritisierten Materialien „Ökono-
mie und Gesellschaft“ (Bundeszentrale für Politische Bildung 2014), deren 
AutorInnen der Mainstream-Ökonomik kritisch gegenüber stehen, wird die 
Institution des Betriebsrates lediglich zwei Mal erwähnt, der Begriff Mitbe-
stimmung kommt auf den 356 Seiten nicht ein einziges Mal vor. Unsere Stich-
probe müsste sicher erweitert werden, aber die Beispiele nähren die Vermu-

30	 Weitere Auswertungen und die Aufbereitung von Datensätzen erfordern allerdings Arbeitszeit und 
finanzielle Mittel.
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tung, dass die betriebliche Ebene bzw. die Unternehmensebene und die 
hierauf bezogene Mitbestimmung in der ökonomischen Bildung kaum eine 
Rolle spielt. Nachvollziehbar wäre dies, wenn man unterstellte, dass viele Au-
torInnen und Lehrende durch ein neoklassisches Verständnis geprägt sind. 
Ein Unternehmen reduziert sich in dieser Vorstellung auf einen Unterneh-
mer, der Arbeitskraft genauso wie jedes andere Material kauft. Eine Organisa-
tionsstruktur, das Unternehmen bzw. der Betrieb als Herrschaftsgebilde, 
kommt in den Modellen nicht vor. Womöglich ist auch ein Teil der ethisch 
motivierten und heterodoxen ÖkonomInnen noch zu stark von einer stärker 
gesamtwirtschaftlichen Perspektive geprägt, die die einzelwirtschaftliche 
Ebene übersieht. Zugegeben, dies sind starke Vermutungen, die nach empiri-
schen Belegen verlangen.

Schließlich deuten unsere Befunde viertens darauf hin, dass pauschal ge-
sprochen „die Medien“ einen erheblichen Einfluss auf das Bild von Mitbe-
stimmung haben und das Denken vielleicht sogar stärker prägen als das in 
Bildungseinrichtungen vermittelte Wissen. Auch hierzu wären Untersuchun-
gen nötig. Unser Eindruck ist, dass z. B. Betriebsräte und Gewerkschaftsmit-
glieder (wenn sie denn überhaupt vorkommen) in den Medien sowohl in TV-
Nachrichten als auch in fiktionalen Formaten (Serien und Filmen) recht 
negativ dargestellt werden (allein die Comedy-Serie „Stromberg“ liefert hier 
zahlreiche Beispiele). Hierzu mehr zu wissen, wäre sinnvoll, auch um auf die-
ser Basis aufbauend zielgerichtete Gegenmaßnahmen entwickeln zu können.

8.3 Schlussfolgerungen für die Praxis

8.3.1 Was wir wollen und was wir nicht wollen

Dieser abschließende Abschnitt widmet sich den politisch-praktischen Folge-
rungen unserer Studie für die Praxis der Mitbestimmung. Hierbei geht es uns 
nicht primär darum, konkrete Handlungsempfehlungen zu geben. Stattdes-
sen wollen wir – auf Basis unserer Ergebnisse – eine Art Plan entwerfen, der 
Startpunkte und Wege aufzeigt, wie Handlungsempfehlungen entwickelt 
werden könnten. Ansatzpunkt ist dabei das Wissen über Mitbestimmung. 
Wie sollte ein solches Wissen umrisshaft aussehen, wie kann man Bedingun-
gen für den Erwerb von Mitbestimmungswissen schaffen? Zur Beantwortung 
dieser Fragen bedarf es der Kompetenz von BildungsexpertInnen, auch von 
Medien- oder KommunikationswissenschaftlerInnen. Wir können hier nur 
Ausgangspunkte für weiterführende Arbeiten liefern.
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Zunächst jedoch einige Vorbemerkungen zu den Zielen und Ansatz-
punkten sowie Grenzen unserer grundlegenden Handlungsempfehlungen. 
Die Nennung von Zielen ist wichtig, denn aus empirischen Ergebnissen kann 
man direkt keinerlei Schlussfolgerungen ableiten. Vom Sein auf das Sollen 
zu schließen, ist logisch nicht möglich bzw. nicht korrekt. Man benötigt Zie-
le, um zu Schlussfolgerungen zu kommen. Grundsätzlich geht es uns um 
eine Stärkung der Mitbestimmung – vor dem Hintergrund des Ziels einer 
weiterreichenden Demokratisierung der Wirtschaft und der Realisierung von 
Wirtschaftsbürgerrechten. Wir folgen hier Leo Kißler, der eine „Reaktivie-
rung des wirtschaftsdemokratischen Diskurses“ (Kißler 2007: 260  ff.), eine 
Demokratisierung der Arbeitswelt und die Realisierung von „Wirtschaftsbür-
gerrechten“ anmahnt (Kißler 2007: 262, der Autor bezieht sich hier u. a. auf 
Ulrich 2004). 

Eine solche Demokratisierung darf nicht nur ökonomischen und schon 
gar nicht einzelwirtschaftlich beschränkten Zielen allein folgen. Sie muss 
vielmehr die Demokratisierung der staatlichen Sphäre ergänzen, fortsetzen 
und stärken. Demokratiekompetenz muss auch in den Betrieben und Ver-
waltungen eingebracht, entwickelt und genutzt werden können. Mitbestim-
mung ist dann ein zentrales Element der Demokratisierung der Gesellschaft 
(Kißler 2007).

Das Mittel zur Stärkung der Mitbestimmung in den „Köpfen“, auf das 
wir im Folgenden setzen, ist die Wissensvermittlung. Vor allem geht es dabei 
um das Wissen der jüngeren Menschen. Von den Jüngeren hängt es ab, wie 
Demokratie, auch in der Wirtschaft, mit Leben gefüllt wird. Auf die Bewer-
tungen, die Einstellungen im engeren Sinne, sollte man unserer Ansicht nach 
allenfalls indirekt Einfluss nehmen. Man muss kein „Betriebswirt“ sein und 
nicht Marketing oder Kommunikationswissenschaft studiert haben, um sich 
eine Werbekampagne vorstellen zu können, die darauf zielt, das Image der 
Mitbestimmung zu verbessern. Man könnte durchaus dieselben oder doch 
sehr ähnliche Maßnahmen wie für die Produktwerbung nutzen. Da wir es für 
sinnvoll halten, dass noch mehr Menschen Mitbestimmung positiv schätzen 
und den Bezug zu ihren eigenen Interessen erkennen, könnte man solche 
Maßnahmen durchaus erwägen – wenn sie keine unerwünschten Nebenwir-
kungen hätten. 

Provokativ gesprochen: Warum nicht Werbespots für Mitbestimmung 
im Kino, TV bzw. im Internet (YouTube u.ä.)? Oder vielleicht (positives) 
„Product Placement“ in Fernseh-Serien? Warum nicht ein Drehbuch, das die 
Figur einer sympathischen, intelligenten und als Entwickungsingenieurin 
arbeitenden, gewerkschaftlich organisierten Betriebsrätin, die nicht in Skan-
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dale verwickelt ist, vorsieht?31 Sicher wird nicht nur Ken Loach Filme mit 
positiven Arbeitnehmer-Charakteren drehen können (vgl. Yun 2010). Wir 
meinen allerdings: Mittel der Propaganda mögen u. U. das Ziel erreichen, 
Einstellungen in eine positive Richtung zu beeinflussen und sogar bis zu ei-
nem gewissen Grade zu rechtfertigen sein. Schließlich sind wir täglich Me
dien ausgesetzt, die in vielfacher Form, von der Fernsehserie bis zum You
Tube-Clip, von der Zeitungsmeldung bis zur Urlaubskrimi-Lektüre, häufig 
Normen der Individualisierung vermitteln und damit ein Bewusstsein der 
Solidarität und des kollektiv verantwortlichen Handelns zumindest nicht 
fördern. Mediale Lockerungen solcher Bewusstseinsverhärtungen und ihrer 
hegemonialen Wirkungen wären unter diesen Rahmenbedingungen also 
durchaus wünschenswert.

Allerdings nicht mehr gerechtfertigt wären Formen der Beeinflussung 
von Einstellungen unserer Ansicht nach, wenn sie auf Manipulation basier-
ten und damit nicht der Aufklärung dienten. Nicht nur Inhalte sind dabei 
wichtig, sondern auch die Form. Die Brecht’sche Methode der Verfremdung 
beispielsweise erzwingt eine Distanz der ZuschauerInnen und damit Nach-
denken.32 Andere Formen beeinflussen Einstellungen nicht mehr in erster Li-
nie über die bewusste, sondern eher über die unbewusste Ebene und können 
leicht den Charakter der Fremdsteuerung annehmen. Unser konzeptioneller 
Ansatzpunkt ist dagegen Aufklärung. Werteänderungen und -verfestigungen 
sollten unserer Ansicht nach durch Vermittlung von Wissen, durch sachliche 
Überzeugung, aber auch durch die Schaffung von besseren Bedingungen für 
ein Mitbestimmungsengagement erfolgen. Nicht zu vergessen: Die Mehrheit 
der Bevölkerung, dafür sprechen unsere Befunde sehr deutlich, hat bereits 
eine positive Einstellung zur Mitbestimmung in einem generellen Sinne. 
Was viel mehr fehlt, ist Wissen: sowohl über die Regelungen der Mitbestim-
mung, ihre konkrete Praxis und ihre Folgen, sowie darüber, was Mitbestim-
mung für die Erreichung der gemeinsamen und der eigenen Interessen be-
deutet.

31	 Auch bei der Konstruktion eines solchen Gegen-Stereotyps liefe man Gefahr, Vorabendserien-Niveau 
zu bedienen. Man mag sagen: immerhin.
32	 Der DGB hat ein gelungenes Video produziert, das mit Humor arbeitet und insofern, salopp ge
sprochen, nicht am Kopf vorbeigeht, sondern Reflexion fördert: „Was haben die Gewerkschaften je für 
uns getan?“, zu finden unter: www.youtube.com/watch?v=TfjHituJoMI. Auch die Filmliste der Gewerk-
schaft Erziehung und Wissenschaft (GEW) mit „Film-Empfehlungen zu Gewerkschaften und Arbeitswelt“ 
ist hier zu nennen (www.gew.de/schule/oekonomische-bildung/film-empfehlungen-zu-gewerkschaften-
und-arbeitswelt). Solche Mittel würden wir uns mehr wünschen. Zu untersuchen wäre aber auch, ob sie 
genutzt werden und ihr Ziel vor allem bei den Jüngeren erreichen.

www.youtube.com/watch?v=TfjHituJoMI
(www.gew.de/schule/oekonomische-bildung/film-empfehlungen-zu-gewerkschaften-und-arbeitswelt)
(www.gew.de/schule/oekonomische-bildung/film-empfehlungen-zu-gewerkschaften-und-arbeitswelt)
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Welches Wissen ist nun im Detail nötig? Und wie könnte es vermittelt 
werden, etwa in Schulen, Universitäten, Betrieben oder in der allgemeinen 
Bildung? Wie könnte man Menschen klarmachen, dass Mitbestimmung et-
was mit ihren eigenen Interessen zu tun hat? Wie könnte man Bedingungen 
für ein Mitbestimmungsengagement verbessern? Wir betonen erneut, dass 
wir diese Fragen hier lediglich aufwerfen und die Richtung aufzeigen kön-
nen, wie man sie beantworten müsste. So bedürfte es eines neuen Forschungs-
projektes, wenn man z. B. detailliert beantworten wollte, wie man Wissen 
über den Zusammenhang zwischen der Realisierung der eigenen Interessen 
und der betrieblichen oder unternehmensbezogenen Mitbestimmung didak-
tisch zweckmäßig vermitteln könnte. Einige Hinweise wollen wir im Folgen-
den gleichwohl geben.

8.3.2 Vermittlung von Wissen über die institutionalisierte Mit­
bestimmung

Erstens sollte mehr zutreffendes Wissen über die Mitbestimmung der Arbeit-
nehmer vermittelt werden. Das betrifft vor allem Kenntnisse über gesetzliche 
Regelungen, die Akteure, aber auch über die Folgen von Mitbestimmung. Ein 
erster, weil wichtiger Ansatzpunkt sind die betriebswirtschaftlichen Studien-
gänge an den Hochschulen, da hier das Thema kaum vorkommt (Allespach/
Dusse 2016) und diese Studiengänge zugleich einen nicht unerheblichen Teil 
des Führungskräftenachwuchses ausbilden. Aber auch in anderen Studiengän-
gen (die Ingenieursausbildung wäre ein weiteres naheliegendes Feld) sollte 
das Thema verankert werden – keine einfache Aufgabe, die ein langfristiges, 
beharrliches Engagement erfordert. Materialien für die Lehre müssen bereit-
gestellt und angemessene Lern- und Lehrformen entwickelt werden, man 
muss Ansprechpartner an den Hochschulen finden usw. Eine solche Imple-
mentierung sollte nicht nur von außen an die Hochschulen herangetragen 
werden. Eine Unterstützung durch Lehrende und Studierende ist notwendig. 
Man könnte an die Vertrauensdozentenschaft der Hans-Böckler-Stiftung, an 
die an einigen Hochschulen vorhandenen Kooperationsstellen der Gewerk-
schaften und an die gewerkschaftlich organisierten, aktiven Studierenden 
denken. Kurzfristig wird es allerdings kaum gelingen, das Thema Mitbestim-
mung in die Curricula zu bringen. Langfristig (wir denken hier an einen Zeit-
raum von zwei Studierendenkohorten) sehen wir aber durchaus Chancen.

Nun haben wir nicht nur bei Studierenden Wissensdefizite zu konstatie-
ren. Allgemein finden wir bei den Jüngeren ein schwach ausgeprägtes Wis-
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sen. Offenbar muss Wissen über Mitbestimmung auch in der schulischen 
bzw. beruflichen Bildung umfassender vermittelt werden. Wir haben bereits 
oben darauf hingewiesen, dass in der ökonomischen Bildung einiges im Ar-
gen liegt. Umso mehr ist zu entwickeln, welches Wissen über Mitbestim-
mung man auf welche Weise vermitteln kann und sollte. Dabei gilt es, das 
Niveau und die Art der Vermittlung situationsgenau anzupassen.

8.3.3 Wissen in Form des gedanklichen Zusammenhangs zwi­
schen eigener Situation und der Arbeitnehmermitbestimmung

Wissen umfasst nicht nur Faktenwissen in engeren Sinne, etwa über gesetzli-
che Regelungen, die dort vorgesehenen Akteure usw., sondern auch die Ver-
bindung zwischen den eigenen Interessen, der spezifischen Handlungssitua-
tion, in der man sich befindet, und der Mitbestimmung als Mittel zur Interes-
senrealisierung und ggf. auch Veränderung der Situation.

Unsere qualitativen Interviews mit jungen Menschen zeigen ebenso wie 
die Ergebnisse der Telefonumfrage, dass Mitbestimmung zwar generell be-
fürwortet, dabei aber wenig an den Arbeitskontext gedacht wird. Selbst die 
Erwerbstätigen denken bei Mitbestimmung häufig nicht in erster Linie an 
die Arbeitswelt, sondern an allgemeine politische oder eher lebensweltliche, 
freizeitbezogene Zusammenhänge. Mitbestimmung der Arbeitnehmer hat 
also in der Wahrnehmung vieler Befragter wenig mit ihnen selbst zu tun. 
Sicher wird es nicht leicht sein, ein Bewusstsein zu erzeugen, dass die Mit
bestimmung auf Betriebs- und Unternehmensebene einen Bezug zu den 
eigenen Interessen hat. Auf die Voraussetzung eines homogenen Arbeitneh-
merbewusstseins wird man jedenfalls wenig und immer weniger bauen kön-
nen. Hier wird es noch mehr als bei der Vermittlung reinen Faktenwissens 
erforderlich sein, an die jeweilige Lebenswelt und die Qualifikationsvoraus-
setzungen der Adressaten anzuschließen. Bei SchülerInnen wäre an die schu-
lische Mitbestimmung anzuknüpfen, bei Studierenden an die Mitbestim-
mung an den Hochschulen. Bei Auszubildenden und Erwerbstätigen kann 
der Bezug sicher leichter hergestellt werden. Aber selbst für diese Gruppen 
können wir empirisch feststellen, dass Vorstellungen von betrieblicher Mit-
bestimmung, von Betriebsräten als Interessenvertretung der Beschäftigten, 
erst auf Nachfrage abgerufen werden können (und dann nur in sehr vager 
Form vorhanden sind). Mitbestimmung auf Unternehmensebene, die Beteili-
gung der Arbeitnehmer in den Aufsichtsräten, fehlt in der Denkwelt der Be-
fragten fast völlig. Ein Indiz dafür ist, dass in den Assoziationen der Befragten 
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der Begriff des Aufsichtsrates oder ähnliche Begriffe kaum vorkommen. Dies 
mag auch damit zu tun haben, dass die Mehrheit der Beschäftigten in Unter-
nehmen arbeitet, die nicht dieser Form der Mitbestimmung unterliegen. 
Umso mehr bedarf die Unternehmensmitbestimmung der Unterstützung 
auch im Denken der Menschen.

Wie könnten Bildungsveranstaltungen (in einem weiten Sinne gemeint) 
für SchülerInnen, Studierende, aber auch ArbeitnehmerInnen aussehen? Wir 
sehen drei Ansatzpunkte, die sich z. T. überschneiden bzw. ergänzen. Eine 
erste Möglichkeit besteht darin, dass die TeilnehmerInnen, abgestimmt auf 
ihre jeweiligen Lernorte und -formen sowie Bildungsvoraussetzungen, selbst 
alternative Modelle der Mitbestimmung entwickeln. Diese Modelle könnte man 
dann mit den real existierenden vergleichen. So ließen sich Wissensdefizite 
deutlich und problemorientiert identifizieren und Lücken schließen. Auch 
kann sich das zweifellos vorhandene, wenngleich vage Bedürfnis nach Mitbe-
stimmung bei der Entwicklung von Alternativen in konkreteren Interessen 
äußern. Aber dies ist lediglich einer von mehreren Ansatzpunkten. Ein zwei-
ter, mit dem ersten verwandter Punkt ist das der Szenarienentwicklung, eben-
falls ein Denken in Alternativen, durchaus auch von Alternativen ohne Mit-
bestimmung. Anschließen könnte man etwa an das „Zukunftssymposium 
‚Mitbestimmung 2035“ der Hans-Böckler-Stiftung. Die dort entwickelten 
Szenarien könnten einen Ausgangspunkt für die Erarbeitung von jeweils ad-
ressatengerecht anzupassenden Lehrmaterialien bieten. Vermutlich wird es 
auch sinnvoll sein (wie im „Zukunftssymposion“ bereits praktiziert), sich 
nicht auf die derzeit gesetzlich geregelte Mitbestimmung zu fixieren. Die Ent-
wicklung anderer und darüber hinaus gehender Vorstellungen der Arbeit-
nehmermitbestimmung (Wirtschaftsdemokratie) sollte ermutigt werden. Ein 
dritter Ansatzpunkt ist unserer Auffassung nach die Geschichte der Mitbestim-
mung. Man könnte hier gut die jeweiligen Argumente für und gegen Mitbe-
stimmung nachvollziehbar machen, es können alternative Modelle aufge-
zeigt werden usw. Wir können uns zumindest umrisshaft an Schulen der 
Sekundarstufe und Hochschulen fächerübergreifende Projekte vorstellen, die 
auch eine historische Perspektive mit einbeziehen. Material gibt es reichlich 
(wir nennen hier als Beispiel lediglich die umfangreiche Arbeit von Milert 
und Tschirbs (2012) über die Geschichte der Mitbestimmung). Die Bereitstel-
lung von Lernmaterialien ist aber auch hier eine anspruchsvolle Aufgabe, 
und die Implementierung in den Bildungseinrichtungen dürfte einen langen 
Atem und die Investition von Ressourcen erfordern.

Nun erfolgt Lernen nicht nur über „den Kopf“. Gelernt wird, so meinen 
wir im Anschluss an Bourdieu, mit dem gesamten Körper. Anders gesagt: Im 
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Handeln wird gelernt; Engagement in der und für die Mitbestimmung, Mit-
bestimmungserfahrungen, führen zu Wissen und u. U. zu einer Veränderung 
der Einstellungen. Zu fragen ist: Wie kann man die Bedingungen für ein Mit-
bestimmungsengagement verbessern?

8.3.4 Verbesserung der Bedingungen für ein Mitbestimmungs­
engagement – Förderung des praktischen Lernens

Ein Ausbau der Mitbestimmung in dem Sinne, dass in Deutschland mehr Be-
schäftigte von Betriebsräten vertreten werden und mehr Unternehmen der 
Unternehmensmitbestimmung unterliegen, würde die Lernmöglichkeiten 
fördern. Reformvorschläge hierzu liegen vor (vgl. Deutscher Gewerkschafts-
bund 2015, ein kurzer Überblick findet sich bei Nienhüser 2015) und harren 
der Umsetzung.

Dabei ist zu beginnen mit der arbeitsplatznahen Mitbestimmung – ein 
Punkt, der in der gewerkschaftlichen Debatte alles andere als neu ist und den 
wir hier nur benennen. Dass „Mitbestimmung in der ersten Person“ (Müller-
Jentsch 1995) immer wieder thematisiert wird, hat sicher damit zu tun, dass 
diese im Rahmen der repräsentativen Mitbestimmung nicht leicht umzuset-
zen ist. Gleichwohl sollte man die Arbeitsplatzebene nicht allein den Partizi-
pationsangeboten des Managements (in Form von Qualitätszirkeln etc.) 
überlassen. Ein sich anschließender Punkt: Wichtig sind niedrigschwellige 
Möglichkeiten eines Mitbestimmungsengagements. Hierzu gehört eine brei-
te Information durch die Betriebsräte und ihre Arbeit. Die Rezeption solcher 
Informationen bedeutet noch kein aktives Engagement, schafft aber doch 
eine Voraussetzung dafür. Ohne sich darauf zu beschränken, wäre über die 
Nutzung der sogenannten sozialen Medien nachzudenken. Entsprechende 
Kommunikationsmedien sind für die Jüngeren selbstverständlicher Bestand-
teil des Lebens, auch die älteren Jahrgänge nutzen sie immer mehr. Aber wie 
viele Betriebsräte „twittern“ oder „bloggen“ im Intranet (und ggf. darüber hi-
naus, was rechtliche Probleme aufwirft)? Es dürften nur wenige sein (siehe 
auch Carstensen 2016).

Würde es gelingen, den Wunsch nach Mitbestimmung allgemein mit der 
Wahrnehmung der Arbeitnehmermitbestimmung als Mittel zur Realisierung 
dieses Wunsches zu verbinden, dann könnte dies auch das Engagement in 
diesem Feld fördern. Eine Absenkung der Hürden für ein Mitbestimmungs-
engagement böte Lernchancen. Engagement stärkt wiederum Wahrneh-
mungen, Bewertungen und Wissen. Dass Engagement nicht in jedem Fall 
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zu positiven Vorstellungen führen muss, hängt eben auch von den Erfahrun-
gen ab.

Alle diese praktischen Hinweise sind relativ leicht gesagt und notiert, aber 
nicht einfach umzusetzen. Ein Hindernis dürfte die machtvolle Minderheit 
der Mitbestimmungsgegner sein, zu denen nach unseren Befunden tendenzi-
ell die Arbeitgeber betriebsratsfähiger Betriebe gehören. Diese Minderheit 
lehnt Mitbestimmung ab, sofern sie in die Verfügungsrechte des Kapitals ein-
greift. Den zu erwartenden Widerstand der Kapitalseite sollte man aber nicht 
nur als Problem sehen. Er ist zugleich ein Test, ein Indikator für die Qualität 
von Forderungen nach Ausweitung der Arbeitnehmermitbestimmung: For-
derungen, die nicht den Widerstand des Kapitals hervorriefen, dürften in ih-
rer Umsetzung so folgenlos bleiben, dass man gleich auf sie verzichten sollte.
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Tabelle 42

Effekte von Erwerbssituation und generellen Einstellungen auf die Einstellung zur Mitbestimmung 
(Likert- bzw. 13-Item-Index), OLS-Regression

Unabhängige Variablen;  
(1. Zeile unstandardisierter,  
2. Zeile standardisierter  
Koeffizient) 

Modell 1 Modell 2 Modell 3

(Konstante) 3,010* 3,004* 3,058*

Soziodemographische Merkmale

Erwerbsposition (Referenzkategorie „Angestellter (qualifiziert, hochqualifiziert)“)

Arbeiter (un- oder angelernt)
0,070
0,035

  0,045
  0,023

Arbeiter (Facharbeiter, Meister etc.)
0,023
0,015

–0,028
–0,019

Angestellter (ausführende Tätigkeiten)
0,018
0,015

–0,005
–0,004

Angestellter (leitend)
–0,043
–0,036

–0,053
–0,044

Freiberufler/Selbstständige  
ohne Mitarbeiter

–0,035
–0,019

–0,044
–0,024

Freiberufler/Selbstständige  
mit weniger als fünf Mitarbeitern

–0,047
–0,021

–0,082
–0,038

Freiberufler/Selbstständige  
mit fünf und mehr Mitarbeitern

  –0,332*
–0,150

  –0,375*
–0,169

Bildung: Hochschulreife  
(ja = 1, sonst 0)

  0,018
  0,023

    0,049*
  0,060

Gewerkschaftsmitglied  
(ja = 1, sonst 0)

    0,130*
  0,130

    0,168*
  0,168
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Unabhängige Variablen;  
(1. Zeile unstandardisierter,  
2. Zeile standardisierter  
Koeffizient) 

Modell 1 Modell 2 Modell 3

Nettoeinkommen pro Haushaltsmitglied (Quartile, Referenzkategorie 2. und 3. Quartil)

Nettoeinkommen unterstes Quartil
 0,030
 0,030

 0,015
 0,015

Nettoeinkommen oberstes Quartil
–0,006
–0,007

–0,019
–0,022

Alter bis 30 Jahre
 0,029
 0,032

 0,015
 0,017

Alter über 50 Jahre
 0,049
 0,055

   0,074*
 0,083

„Im Arbeitsleben überwiegend  
befristet beschäftigt“ (ja = 1, sonst 0)

 0,003
 0,003

 0,014
 0,012

Allgemeine politische Einstellungen

Links-Rechts-Selbsteinschätzung (Skala von 1 (links) bis 10 (rechts), Referenzkategorie „Mitte“ 
(Werte 4, 5 oder 6)

Links (Skalenwerte 13)
     0,053*
   0,056

   0,078*
 0,082

Rechts (Skalenwerte 710)
  –0,069*
–0,058

  –0,097*
–0,082

Resignative Haltung:  
„… Verhältnisse lassen sich  
nicht ändern“ (1 = ja, sonst 0)

  –0,112*
–0,122

  –0,111*
–0,121

Solidarität:  
„Bereit, Interessen für Kollegen 
zurückzustellen“ (1 = ja, sonst 0)

     0,104*
   0,120

   0,107*
 0,124

Individuenzentrierte Leistungs­
attribution: „Wer nichts erreicht,  
ist selber schuld“ (1 = ja, sonst 0)

  –0,098*
–0,121

  –0,104*
–0,128

R2/Korr. R2 0,130/0,117 0,070/0,060 0,081/0,077

Anmerkung: N = 1.269; * = Signifikanz mindestens auf dem 5-Prozent-Niveau; nur Erwerbstätige, ungewichtete Daten
Quelle: Eigene Darstellung
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Tabelle 43

Effekte von Erwerbssituation und generellen Einstellungen auf die Einstellung zu Mitbestimmung 
(gemessen über Polaritätsindex, 1 = Index im positiven Bereich, sonst 0), logistische Regression

Unabhängige Variablen 
(Effektkoeffizienten exp(b))

Modell 1 Modell 2 Modell 3

(Konstante) 3,060* 2,906* 3,059*

Soziodemographische Merkmale

Erwerbsposition (Referenzkategorie „Angestellter (qualifiziert, hochqualifiziert)“)

Arbeiter (un- oder angelernt) 0,985 0,920

Arbeiter (Facharbeiter, Meister etc.) 0,629   0,577*

Angestellter (ausführende Tätigkeiten) 0,732 0,692

Angestellter (leitend) 1,099 1,093

Freiberufler/Selbstständige ohne Mitarbeiter 0,868 0,858

Freiberufler/Selbstständige  
mit weniger als fünf Mitarbeitern

0,752 0,708

Freiberufler/Selbstständige  
mit fünf und mehr Mitarbeitern

0,599 0,529

Bildung: Hochschulreife (ja = 1, sonst 0) 1,081 1,178

Gewerkschaftsmitglied (ja = 1, sonst 0) 1,106 1,203

Nettoeinkommen pro Haushaltsmitglied (Quartile, Referenzkategorie 2. und 3. Quartil)

Nettoeinkommen unterstes Quartil 0,950 0,934

Nettoeinkommen oberstes Quartil 0,765 0,744

Alter (Referenzkategorie „30- bis 50-Jährige“)

Alter bis 30 Jahre   2,214*   2,141*

Alter über 50 Jahre 1,148 1,215

„Im Arbeitsleben überwiegend befristet  
beschäftigt“ (ja = 1, sonst 0)

  0,584*   0,602*
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Allgemeine politische Einstellungen

Links-Rechts-Selbsteinschätzung (Skala von 1 (links) bis 10 (rechts), Referenzkategorie „Mitte“ 
(Werte 4, 5 oder 6)

Links (Skalenwerte 13) 1,119 1,138

Rechts (Skalenwerte 710) 0,676   0,619*

Resignative Haltung: „… Verhältnisse las-
sen sich nicht ändern“ (1 = ja, sonst 0)

0,743   0,721*

Solidarität: „Bereit, Interessen für Kollegen 
zurückzustellen“ (1 = ja, sonst 0)

1,300 1,310

Individuenzentrierte Leistungsattribution: 
„Wer nichts erreicht, ist selber schuld“ 
(1 = ja, sonst 0)

0,818 0,865

Nagelkerkes R-Quadrat 0,061 0,042 0,022

Anmerkung: N = 1.111; * = Signifikanz mindestens auf dem 5-Prozent-Niveau; nur Erwerbstätige, ungewichtete Daten
Quelle: Eigene Darstellung

Tabelle 44

Effekte von Erwerbsposition und generellen Einstellungen auf die Einstellung zum Betriebsrat 
(gemessen über Polaritätsindex, 1 = Index im positiven Bereich, sonst 0), logistische Regression

Unabhängige Variablen 
(Effektkoeffizienten exp(b)) 

Modell 1 Modell 2 Modell 3

(Konstante) 2,196* 2.207* 2,541*

Soziodemographische Merkmale

Erwerbsposition (Referenzkategorie „Angestellter (qualifiziert, hochqualifiziert)“)

Arbeiter (un- oder angelernt) 0,779 0,753

Arbeiter (Facharbeiter, Meister etc.) 0,893 0,806

Angestellter (ausführende Tätigkeiten) 1,091 1,009

Angestellter (leitend) 0,997 0,997

Freiberufler/Selbstständige ohne Mitarbeiter   0,438*   0,437*
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Freiberufler/Selbstständige mit weniger als 
fünf Mitarbeitern

  0,500*   0,463*

Freiberufler/Selbstständige mit fünf und mehr 
Mitarbeitern

0,557   0,516*

Bildung: Hochschulreife (ja = 1, sonst 0) 1,155 1,229

Gewerkschaftsmitglied (ja = 1, sonst 0)   1,781*   1,903*

Nettoeinkommen pro Haushaltsmitglied (Quartile, Referenzkategorie 2. und 3. Quartil)

Nettoeinkommen unterstes Quartil 1,304 1,299

Nettoeinkommen oberstes Quartil 0,941 0,925

Alter (Referenzkategorie „30- bis 50-Jährige“)

Alter bis 30 Jahre 1,102 1,074

Alter über 50 Jahre 1,111 1,181

„Im Arbeitsleben überwiegend befristet 
beschäftigt“ (ja = 1, sonst 0)

0,742 0,768

Allgemeine politische Einstellungen

Links-Rechts-Selbsteinschätzung (Skala von 1 (links) bis 10 (rechts), Referenzkategorie „Mitte“ 
(Werte 4, 5 oder 6)

Links (Skalenwerte 13) 1,035 1,094

Rechts (Skalenwerte 710) 0,797 0,720

Resignative Haltung: „… Verhältnisse las-
sen sich nicht ändern“ (1 = ja, sonst 0)

0,822 0,779

Solidarität: „Bereit, Interessen für Kollegen 
zurückzustellen“ (1 = ja, sonst 0)

  1,381*   1,359*

Individuenzentrierte Leistungsattribution: 
„Wer nichts erreicht, ist selber schuld“ 
(1 = ja, sonst 0)

0,772 0,774

Nagelkerkes R-Quadrat 0,058 0,042 0,023

Anmerkung: N = 1.195; * = Signifikanz mindestens auf dem 5-Prozent-Niveau; nur Erwerbstätige, ungewichtete Daten
Quelle: Eigene Darstellung
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Tabelle 45

Effekte von Erwerbsposition sowie generellen Einstellungen auf die Einstellung zu Mitbestimmung 
(Einfluss der Arbeitnehmer soll größer oder gleich dem der Arbeitgeber sein; Zustimmung = 1, 
sonst 0), logistische Regression

Unabhängige Variablen 
(Effektkoeffizienten exp(b)) 

Modell 1 Modell 2 Modell 3

(Konstante) 1,680* 1,672* 1,691*

Soziodemographische Merkmale

Erwerbsposition (Referenzkategorie „Angestellter (qualifiziert, hochqualifiziert)“)

Arbeiter (un- oder angelernt) 0,923 0,945

Arbeiter (Facharbeiter, Meister etc.) 1,134 0,994

Angestellter (ausführende Tätigkeiten) 0,945 0,932

Angestellter (leitend) 0,768 0,745

Freiberufler/Selbstständige ohne Mitarbeiter 0,700 0,722

Freiberufler/Selbstständige mit weniger als 
fünf Mitarbeitern

0,564   0,526*

Freiberufler/Selbstständige mit fünf und 
mehr Mitarbeitern

  0,283*   0,250*

Bildung: Hochschulreife (ja = 1, sonst 0)   0,694*   0,759*

Gewerkschaftsmitglied (ja = 1, sonst 0)   2,166*   2,469*

Nettoeinkommen pro Haushaltsmitglied (Quartile, Referenzkategorie 2. und 3. Quartil)

Nettoeinkommen unterstes Quartil   2,000*   1,898*

Nettoeinkommen oberstes Quartil 0,836 0,804

Alter (Referenzkategorie „30- bis 50-Jährige“)

Alter bis 30 Jahre 0,916 0,870

Alter über 50 Jahre   1,791*   1,970*

„Im Arbeitsleben überwiegend befristet be-
schäftigt“ (ja = 1, sonst 0)

1,176 1,235
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Was Menschen über Mitbestimmung denken

Allgemeine politische Einstellungen

Links-Rechts-Selbsteinschätzung (Skala von 1 (links) bis 10 (rechts), Referenzkategorie „Mitte“ 
(Werte 4, 5 oder 6)

Links (Skalenwerte 13)   1,797*   1,910*

Rechts (Skalenwerte 710) 0,841 0,772

Resignative Haltung: „… Verhältnisse las-
sen sich nicht ändern“ (1 = ja, sonst 0)

0,893 1,052

Solidarität: „Bereit, Interessen für Kollegen 
zurückzustellen“ (1 = ja, sonst 0)

1,191 1,193

Individuenzentrierte Leistungsattribution: 
„Wer nichts erreicht, ist selber schuld“ 
(1 = ja, sonst 0)

  0,719*   0,678*

Nagelkerkes R-Quadrat 0,149 0,119 0,047

Anmerkung: N = 1.417; * = Signifikanz mindestens auf dem 5-Prozent-Niveau; nur Erwerbstätige, ungewichtete Daten
Quelle: Eigene Darstellung





Wie stehen die Menschen in Deutschland zur Mitbestimmung? Aus vielen Unter-

suchungen ergibt sich, dass die Deutschen die Mitbestimmung sehr positiv be-

werten. Doch klassische Einstellungsbefragungen unterstellen, dass die Befrag-

ten dasselbe unter „Mitbestimmung“ verstehen, und bergen die Gefahr, dass die 

Fragen auch die Antworten prägen. Diese Studie hat deshalb zunächst nach 

spontanen Assoziationen zum Begriff „Mitbestimmung“ gefragt. Daraus entsteht 

ein differenziertes Bild, was Menschen mit Mitbestimmung verbinden, was sie 

darüber wissen und wie sie zu ihrer positiven Bewertung kommen.
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